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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 2 Minuten 

Präsident D ietmar Wedenig: Ich e r  ö f f n e 
d ie 552.  Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtl iche Protokoll  der 55 1 .  Sitzung des 
Bundesrates vom 1 9. März 1 992 ist aufgelegen, 
unbeanstandet gebl ieben und gi lt  daher als geneh­
migt. 

E n t s c h u I d i g t hat sich das M itgl ied des 
Bundesrates Dr. Michael Rockenschaub. 

Fragestunde 

Präsident: Bevor wir mit  der Fragestunde be­
ginnen, möchte ich dazu den Herrn Bundesmini­
ster für wirtschaftl iche Angelegenheiten Dr. 
Wolfgang Sch üssel begrü ßen (allgemeiner Beifall) 
und darauf aufmerksam machen, daß jede Zu­
satzfrage in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der Hauptfrage beziehungsweise der gegebenen 
Antwort stehen muß.  Die Zusatzfrage darf nur 
eine konkrete Frage enthalten und darf nicht in 
mehrere Unterfragen getei l t  sein .  

Um d ie Beantwortung al ler zum Aufruf vorge­
sehenen Anfragen zu ermögl ichen, e rstrecke ich 
die F ragestunde - sofern mit 60 Minuten das 
Auslangen nic ht gefunden wird - im Einverneh­
men mit den beiden Vizepräsidenten erforderli­
chenfalls auf b is zu 1 20 M inuten . 

Ich beginne jetzt - um 9 Uhr  3 Minuten - mit 
dem Aufruf der Anfragen .  

Bundesministerium für wirtschaftliche 
Angelegenheiten 

Präsident: Wir kommen zur 1 .  Anfrage an den 
Herrn Bundesminister für wirtschaftliche Angele­
genheiten Dr. Wolfgang Schüssel. 

Ich bitte den Anfragestel ler, Herrn Bundesrat 
Dr. h. c. Manfred Mautner Markhof rövp. Wien) 
um die Formulierung seiner Frage. 

Bundesrat Dr. h. c. Manfred Mautner 
Markhof: Herr B undesmin ister !  Meine Frage an 
Sie lautet: 

278/M-BR/92 

Wie schätzen Sie derzeit die Chance zur Realisie­
rung des EWR-Vertrages e i n? 

Präsident: Bitte. Herr  Bundesminister. 

Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen­
heiten Dr. Wolfgang Schüssel: Herr  Präsident! 
Herr  Frageste ller! Ich schätze die Chancen i mmer 
noch gut ein, allerdings weise ich darauf hin, daß 
der Europäische Gerichtshof im Moment gerade 
sein zweites G utachten  über den neu verhandel­
ten Vertragstext vorbereitet. Offen war ja noch 

die Streitbeilegungsregelung. Dafü r ist jetzt ein 
pol itischer Mechanismus gefunden worden. Der 
ursprünglich vorgesehene EWR-Gerichtshof 
konnte ja aus juristischen Gründen. die auf seiten 
der EG ge legen sind, nicht real isiert werden.  

Es wird dieses Gutachten wahrscheinl ich mor­
gen oder am Montag veröffentlicht werden ,  und 
davon hängt es natürlich ab, ob dieser verhandel­
te Vertragstext dem Europäischen Parlament vor­
gelegt werden kann und sodann, voraussichtl ich  
am 1 1 . oder  1 2 .  Mai , von EG und EFTA unter­
zeichnet wird. Sollte es Schwierigkeiten geben 
oder der EuGH nein sagen, miißte neu verhan­
delt werden, und dann wird es natürl ich seh r  
schwierig. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Dr. h. c. Manfred Mautner 
Markhof: Herr  Bundesminister! Mit we lchen glo­
balen Entlastungseffekten für österreich ische 
Konsumenten rechnen S ie im Zuge einer Ver­
wirkl ich ung des EWR? 

Präsident: Herr Bundesminister, b itte . 

Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel: Die 
Wirtschaftsforscher rechnen dam it, daß d ie  I nfla­
tionsrate im dritten Jah r  etwa um 2,3 Prozent  sin­
ken wird, im sechsten Jahr etwa um 3,4 P rozent. 
Der private Konsum wird im dri tten Jahr real um 
etwa 0,8 Prozent stärker wachsen, im sechsten 
Jahr um plus 1 , 7 Prozent. Weiters wird es d urch 
die Kapitalfreiheit im Europäischen Wirtschafts­
raum natürlich zu einer Verbi l ligung der K redit­
z insen kommen. 

Es gibt da eine interessante Studie eines ameri­
kanischen Professors, der auch jährliche Zusatz­
effekte i m  Wirtschaftswachstum von real etwa 
p lus 0,25 Prozent bis 0,9 Prozent geschätzt hat. 
Das alles sind jetzt natürlich sehr  grobe Annah­
men, aber es ist jedenfalls deutlich erkennbar, daß 
der Europäische Wirtschaftsraum der öster re ichi­
schen Wirtschaft, den Konsumenten , den Investo­
ren ,  den Kapitalnehmern erhebl iche, auch be­
nennbare Vorte i le bringen wird. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Dr. h .  c. Manfred Mautner 
Markhof: Die Besch lüsse von Maastricht haben 
wichtige Weichenste l lungen in der EG gebracht,  
unter anderem im Bere ich der monetären Zusam­
menarbeit. 

Welchen Platz würde Österreich, wenn  es be­
reits Mitgl ied der EG wäre , derzeit einnehmen? 
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Präsident 

Präsident:  Bitte, Her r  Bundesminister. 

Bundesmin ister Dr. Wolfgang Schüssel: I m  
Moment erfül len drei M itgl iedsländer der EG die 
sogenannten Konvergenzkriterien .  Das sind 
Frankreich ,  Luxemburg und Dänemark .  Die 
Bundesrepublik Deutschland ist ein Sonderfall, 
eben durch  die relativ stark gestiegene öffentliche 
Verschuldung im Zusammenhang mit der deut­
schen E inheit .  Eigentlich muß man aber d ie Bun­
desrepub l i k  Deutschland da mit dazurech nen. 

Österreich würde ebenfalls vollinhaltl ich diese 
drei Konvergenzkriterien erfüllen. Das heißt, wir 
sind tatsäch l ich  im oberen Feld , man kann sagen ,  
im Spitzen feld der EG  beheimatet. Wir  brauchen 
uns a lso in  keiner Weise vor diesem Schritt der 
Europäischen Integration zu fürchten.  

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur  2.  An­
frage an den Herrn Bu ndesminister für wirt­
schaftl iche Angelegenheiten .  

Ich b itte die Anfragestel lerin,  Frau B undesrätin 
I rene Crepaz (SPÖ. TiroLJ, um die Form ulierung 
ihrer Anfrage. 

Bundesrätin  Irene Crepaz: Herr  B undesmini­
ster !  Meine Frage lautet: 

286/M-BR/92 

Wie ist der derzeitige Stand der Ve rhandlungen 
betreffen d  d ie beabsichtigte Zusammen legung der 
Straßenbau-Sondergesellschafte n: 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesm inister Dr. Wolfgang Schüssel: Danke 
vielmals. - Wie Sie wissen ,  ist das an sich jetzt 
keine Frage der Vol lziehung, denn es l iegt ein von 
den Koalitionsparteien e ingebrachter In it iativan­
trag des Nationalrates vor. Ich habe aber bereits 
Verhandl ungen mit  den Ländern aufgenommen, 
um vor a l lem einen noch weitergehenden Schritt, 
nämlich die Föderalisierung des Bundesstraßen­
B-Netzes, in diesem Zusammenhang mi t  voran­
zutreiben.  Die Verhandlungen laufen noch; sie 
werden M i tte Mai fortgesetzt. Ich hoffe, daß diese 
vor dem Sommer abgeschlossen sein  werden .  

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrätin I rene C repaz: Herr Bundesmin i­
ster! Am Dienstag, dem 7. April ,  war i n  der "Ti­
roler Tageszeitung" zu lesen,  daß der Bund an­
scheinend p rüft. daß es eine eigene West-Gesel l­
schaft für Brenner, Arlberg und Tauern Auto­
bahn geben sollte. 

Herr B undesminister! Wie stehen Sie zu diesem 
Vorschlag? 

Präsident: Herr Bundesmin ister. 

Bundesminister 01'. Wolfgang Schüssel: Frau 
Bundesrätin! Wenn ich ehrlich bin: Entweder 
man verhandelt - oder man verkündet in der Öf­
fentlichkeit Meinungen. Ich jedenfalls werde 
mich bei laufenden Verhandlungen in einem sehr 
sensiblen Bereich e iner Meinungsäußerung ent­
halten .  Es ist n icht ganz falsch ,  was in dieser Zei­
tung steht, aber ich möchte - auch im Interesse 
des Verhandlungsklimas mit  den Bundesländern 
- Ergebnissen nicht vorgreifen beziehungsweise 
sie n icht  vorwegkommentieren. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - B itte. 

Bundesrätin I rene Crepaz: Ich möchte noch da­
zusagen ,  daß es Ihr Partei kollege, der Herr Abge­
ordnete zum Nationalrat Keimei ,  war, der diese 
Idee in der Zeitung verlautbart hat. 

Aber mich würde jetzt noch interessieren , wie 
Sie zu den Wünschen des Landes Tirol bezüglich 
Mauthoheit für das Bundesland Tirol stehen. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel: Maut­
hoheit kann natürl ich nur der Eigentümer e iner 
solchen Gesellschaft haben ,  und zwar in Verbin­
dung mit  den damit befaßten Ministerien. Es ist 
im Moment in Tirol etwa d ie Arlberg- und die 
Brenner-Autobahn-Gesellschaft; Verordnungen 
erlassen derzeit das Wirtschafts- und Finanzmini­
sterium gemeinsam nach jeweiliger Vorinforma­
tion und Konsultation des Verkehrsministeriu ms. 
Also wir haben das in der Bundesregierung ei­
gentlich recht gut koordin iert. 

Wir haben in den letzten Jahren Jahr für Jahr 
moderate Schritte gesetzt, um eine schoc kartige 
Wirkung zu vermeiden, aber wir nähern uns der 
Kostenwahrheit. So war ja auch am 1 .  Jänner ein 
nicht unbeträchtlicher Schritt i n  diese Richtung 
zu verzeichnen.  

Präsident: Wir gelangen  nunmehr zur 3 .  An­
frage: Herr Bundesrat 01'. Peter Kapral (FPÖ. 
Wien) an den Herrn Bundesminister. 

Bundesrat Dr. Peter Kapral: Herr Bundesmini­
ster !  Ich möchte Sie fragen:  

284/M-BR/92 

Welche Maßnahmen gedenken Sie zu setzen, um 
die bestehende EG-Diskriminierung der  österrei­
chischen Textil- und Bekleidungsindustrie vor al­
lem bei Vorliegen eines passiven Veredelungsver­
kehrs zu beseitigen: 

Präsident: Herr Bundesminister,  b itte. 

Bundesmin ister 01'. Wolfgang Schüssel: Herr 
Bundesrat! Das Problem ist bekannt, und zwar 
seit längerem. Es ist davon nicht nur Österreich 
betroffen, sondern die gesamte EFT A,  also vor 
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Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel 

allem auch d ie Schweiz hat da parallele Interes­
sen .  

Wir waren ja leider Gottes b isher schon diskri­
min iert. u nd zwar im M ittelmeerraum, aber d ie 
Situation ist jetzt dramatisch  verschär�� worden, 
weil es n icht gelungen ist . obwohl da Osterreich 
und die Schweiz massiv gedrängt haben, diese 
Frage der PVV oder  einer besseren PVV-Rege­
lung in den EWR miteinzubeziehen .  Die EG 
konnte natürl ich n icht ganz unlogisch darauf h in­
weisen daß das nur lösbar wäre, wenn der EWR 
e ine Z�l l un ion wäre, was ja Österreich eigentlich 
i mmer wol lte , was aber weder seitens der EFT A 
und schon gar nicht  seitens der EG auf Resonanz 
gestoßen ist. Also es ist leider n icht gelungen, im 
Bereich EWR diesbezüglich zu einer Lösung zu 
kommen. 

Verschärft worden ist d ie Situation vor allem 
durch d ie Ostverträge, wei l  jetzt Produzenten, d ie 
i n  Polen,  in  Ungarn,  in der Tschechoslowakei 
Vormaterial ien  produzieren, wesentlich besserge­
stel lt sind als österre ichische Produzenten. 

Wir haben mehrfach darauf hingewiesen und 
haben auch erreicht,  daß noch im ersten Halb­
jahr  1992 darüber Verhandl ungen mit der EG ge­
führt werden ,  d ie allerdings schwierig sind, wor­
auf ich aufmerksam machen möchte. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Dr. Peter Kapral: Die Texti l- und 
Bekleidungsindustrie nimmt einen wichtigen 
Platz in der  österreichischen Industrielandschaft 
e in .  Herr Bundesminister, sehen S ie Möglichkei­
ten, d ie Bereitschaft der EG-Kommission zu er­
höhen, bezüglich D iskriminierung zu e iner Pro­
blemlösung zu kommen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesmi n ister Dr. Wolfgang Schüssel: Herr 
Bundesrat ! D ie EG-Kommission hat da natürl ich 
wieder P robleme mit i hren Mitgliedsländern, und 
da gibt es das gleiche Phänomen wie etwa wäh­
rend der EWR-Verhandlungen: Vor al lem Spa­
nien und Portugal, tei lweise auch Italien, haben 
massiven Widerstand gegen österreichisches und 
Schweizer Vorbringen in diese Richtung geäu­
ßert. 

Wir haben nichtsdestoweniger massiv persön­
l ich, briefl ich und durch Vorsprachen immer wie­
der darauf gedrängt, dieses Problem anzugehen. 
Ich konnte darüber auch mit meinem Amtskolle­
gen Möllemann, und zwar bei der Deutschen Mo­
demesse in Düsseldorf, sprechen; er hat uns auch 
seine Unterstützung zugesagt. Man muß da i nten­
sives Lobbying betre iben, anders geht es gar 
nicht. 

Präsident: Wird eine . . .  

Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel (fortset­
zend): Wenn ich noch e inen Satz dazusagen darf: 
Man sieht gerade an hand d ieses Beispiels sehr 
deutlich, daß es eben erstens nicht genügt ,  den 
EWR zu  haben,  sondern es ist die Lösung für eine 
an sich sehr, sehr gute und hochentwickelte Bran­
che eindeutig der Beitritt . U nd zweitens sieht 
man sehr deutl ich, daß i nternationales Lobbying 
immer wichtiger wird. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - B itte. 

Bundesrat Dr.  Peter Kapral: Ein  Tei l der 
Schwierigkeiten is�. auf d ie Abwanderung von Un­
ternehmen aus Osterreich in d ie Nachfolge­
RGW-Länder zurückzuführen. Wie stehen S ie in  
diesem Zusammenhang zu den kürzl ich bekannt­
gewordenen Vorschlägen des Herrn Abgeordne­
ten Nowotny, sozusagen Retorsionsmaßnahmen 
zu ergreifen? 

Präsident: Herr Bundesmin ister ,  b itte. 

Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel: Das ist 
ein wachsendes Problem,  und zwar ist n icht nur 
die Text i l industrie davon betroffen ,  sondern ich 
mache ganz ausdrückl ich darauf aufmerksam, 
daß etwa die Abwanderung oder e ine potentielle 
Abwanderung oder eine Benachtei l igung gegen­
über b i l l igen Ostimporten i n  versch iedenen Bran­
chen droht. Das kann etwa der Elektronikbereich 
se in  oder der Autozul iefererbereich, wo ja derzeit 
von den großen Konzernen sehr  viel im Osten 
i nvestiert wird. Es gibt ja auch eine ganze Menge 
anderer Bereiche, im Masch inenbau beisp ielswei­
se , wo eine echte Gefährdung oder Abwanderung 
gegeben ist. Ich würde das Gefährdungspotential 
gar nicht gering einschätzen. Ich würde sagen ,  das 
könnten etwa 50 000 Arbeitsplätze sein ,  die da­
durch bedroht sind. 

Ich glaube, e ine der �ögl ichen Lösungen ist, 
daß wir versuchen, eine Ubergangslösung für be­
drohte Branchen zu finden, sei es durch Vidie­
rung, durch Kontingentierung, durch Anti-Dum­
ping-Verfahren, durch Qualitätskriterien, die wir 
vorsch re iben. Ich glaube, daß wi r wirkl ich nicht 
so prim itiv d iskutieren sol lten ,  wie das manchmal 
i n  österreich ischen Zeitungen jetzt gesch ieht, d ie 
sich massiv darüber aufregen, daß wir beispiels­
weise noch an manchen Vidierungspositionen 
festhalten. Wir haben sie ohneh in  reduziert von 
1 50 auf 20 ab Juni .  Aber e infach jetzt völ l ig "auf­
zumachen", das wäre b itte für e inen österreich i ­
schen Wirtschaftsminister unzum utbar, wei l  wir  
dam it wirklich nachhaltig österreich ische Betrie­
be gefährden würden. 

Präsident: Danke. 

Wir gelangen nunmehr zur 4. Anfrage. 
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Ich b itte d ie Anfrageste llerin, Frau Bundesrätin 
I lse G iesinger (Ö VP, Vorarlberg), um die Formu­
l ierung ihrer Frage. 

Bundesrätin I 1se Giesinger: Herr Bundesmini­
ster !  Hohes Haus! Wir wissen .  daß für viele Men­
schen der Tourismus e ine Existenzgrundlage dar­
stellt .  Daher möchte ich Sie fragen: 

279/M-BR/92 

We lche neuen Impulse sind d u rch einen EG-Bei­
tritt für de n österreich ischen Tourismus zu 
erwarten? 

Präsident: Herr Bundesminister,  b i tte. 

Bundesmin ister Dr. Wolfgang Schüssel: Frau 
Bundesrat! Die EG ist im Welttourismus d ie 
Nummer 1 m it ungefähr  40 Prozent vom Welt­
markt, und d ie EG schätzt, daß bis zum 
Jahr 2000 der Tourism us oder d ie  Freize itwirt­
schaft im wei teren S inn die stärkste Wirtschafts­
branche innerhalb der Europäischen Gemein­
schaft werden wird. 

Österreich hat dabei bereits einen ganz beson­
deren P latz. Wir haben einen europäischen 
Marktantei l  von etwa 1 0  P rozent. Also wir sind 
nicht ein Zwerg, wir sind e igentl ich ein Riese im 
europäischen Tourismus; wir gehören zu den 
ganz Großen. 

Wir würden vom Tour ismus und von einer for­
c ierten Tourismuspol it ik und Liberal isierung der 
EG absolut profitieren,  denn ungefähr 90 Pro­
zent unserer ausländischen Gäste kommen aus 
EG-Ländern. Der wirk l iche Vorte i l  beispielswei­
se. wenn wir Mitgl ied der Europäischen Gemein­
schaft sind, ist  etwa der Wegfal l der Grenzkon­
trollen, die volle Reisefre iheit, schon durch den 
Europäischen Wirtschaftsraum. D ie Kapitalfrei­
heit br ingt etwa für Hoteliers, die ja sehr viel in­
vestieren, d ie Möglichkeit ,  sich jewei ls die gün­
stigsten Kreditkonditionen herauszusuchen, und 
viele andere Möglichkeiten mehr.  Wir könnten 
auch an den europäischen Program men teilneh­
men, an einer Koordin ierung der Ferienordnung, 
die ja jetzt schon in der E G  versuc ht  wird. Öster­
reich ist zum Beispiel als Gast eingeladen worden: 
Die Frau Staatssekretärin Fekter  war bei einer 
großen Konferenz in  Nordwijk in der zweiten 
Hälfte 199 1 mit dabei .  Also eine ganze Rei he von 
Punkten - ich kann das jetzt n icht  al les im Detai l  
anführen, wei l  das zu  lange dauern würde - wür­
den e igentlich auf d iesem Sektor  unser größtes 
I nteresse erfordern. 

Präsident: Wird e ine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte . 

Bundesräti n  Ilse Giesinger: Herr Bundesmini­
ster !  Können d ie bisherigen Förderungen für den 
Tourismus in der EG be ibeha lten beziehungswei­
se verbessert oder ausgebaut werden? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesmin ister Dr. Wolfgang Schüssel: Es hat 
an den österreichischen Mittelstandsförderungen 
die Tourismusbranche einen ganz au ßerordent­
l ich hohen Anteil: In  meinem Ressort erfolgen 
etwa 30 Prozent sämtlicher Förderungen an Tou­
rismusbetriebe . Das ist also eigentl ich weit  meh r  
als ihr Anteil insgesamt gesehen, was aber darauf 
zurückzuführen ist, daß gerade dort sehr  viel in ­
vestiert werden muß.  Unsere Förderungen fal len 
vol l  unter die Bagatel lgrenze in  der Europäischen 
Gemeinschaft . Das heißt, d ie EG-Kommission in­
teressiert s ich überhaupt nicht für d iese Fragen .  
Alle Förderungen können also so bleiben ,  wie sie 
sind . 

Präsident: Wird e ine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - B itte . 

Bundesräti n  I lse Giesinger: Ist das Getränke­
steuergesetz bereits EG-konform? 

Präsident: Herr Bundesm in ister, b itte. 

Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel: Ich b in  
an sich nicht zuständig dafür,  sondern für Steuer­
fragen wäre der F inanzmin ister zuständig. Aber 
da ich die pol itischen Verhandlungen in diesem 
Bereich ja wesentlich mitgeführt habe , glaube ich 
sagen zu können, daß d ie jetzt beschlossene gro ße 
Getränkesteuerreform, um die ja der Tourismus 
20,  30 Jahre lang gekämpft hat - übrigens auch 
die Nahversorger -,  absolut in die richtige Rich­
tung geht. Es gibt heute noch keine k lare EG­
Richtl in ie,  eine einheitl iche Getränkebesteuerung 
innerhalb der Europäischen Gemeinschaft, daher 
kann man jetzt diese Frage noch n icht präzise 
und hundertprozentig beantworten .  Aber wir  
sind, glaube ich ,  voll im Mainstream der öffentl i­
chen Meinung, die in  der EG jetzt P latz greift. 

Präsident: Danke. 

Wir kommen zur 5 .  Anfrage. 

Ich bitte den Anfragesteller, Herrn Bundesrat 
Ernst Wol ler  (SPÖ, Wien), um die Formulierung 
sei ner Frage . 

Bundesrat Ernst WoHer: Herr Bundesmin ister! 
Meine Frage lautet: 

287/M-BR/92 

Welche Pläne gibt es in Ihrem Ressort bezüglich 
einer möglichen Organisationsprivatisierung d es 
Patentamtes? 

Präsident: Herr Bundesmin ister, b itte. 

Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel: Ich  
darf diesen Begriff ein bißchen relativieren. I ch  
glaube, daß  sich das Patentamt überhaupt n icht  
für  Privatisierungen eignet, wei l  es ja  im überwie-
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genden Maße öffentl ic h- rechtl iche Arbei ten er­
bringt. 

Ich glaube auch, daß das ein b ißchen ein Miß­
verständnis war. Es steht  meiner Eri nnerung nach 
das Wort "Tei l rechtsfähigkeit" im Koal itionsab­
kommen drinnen.  Ausgelöst wurde diese Diskus­
sion ,  die gro ße Beunruhigung bei den Angestell­
ten und Mitarbeitern, auch bei den Patentanwäl­
ten und zum Tei l  bei der Wirtschaft hervorgeru­
fen hat, durch einen mi ßverständlichen Bericht 
des ORF, in  dem Staatssekretär Kostel ka von Or­
ganisationspr ivatisierungen gesprochen und das 
Fernsehen dazu ein Bi ld vom österreichischen 
Patentamt gezeigt hat. - Also das ist sicher nicht 
beabsichtigt. 

Es ist aber beabsichtigt, dem österreich ischen 
Patentamt per Gesetz - das wird jetzt vorbereitet 
- eine Tei lrechtsfähigkeit zu geben, d ie seh r  
sinnvoll ist. Wir  haben zum Beispiel in den letz­
ten zwei Jahren Aufträge vom Europäischen Pa­
tentamt in M ünchen bekommen mit e inem Ge­
genwert von etwa 10 Mi l l ionen Schi l l ing. Um das 
du rchführen zu können, bräuchten wir aber 
Überstunden kontingente, die wir mühsamst mit 
dem F inanzmin isterium verhandeln mu ßten, und 
zwar von etwa 2 Mi l l ionen Sch i l ling. Das hat sich 
ein halbes Jah r  hingezogen .  Hätte da das Patent­
amt e ine Tei lrechtsfähigkeit gehabt, hätte es in 
eigener Hoheit diese Aufträge sofort übernehmen 
können und nicht erst 2 5  Abtei lungen von Mini­
sterien konsultieren müssen. 

Also darum geht es :  daß man bestimmte Aufga­
ben , Serviceeinr ichtungen der Wirtschaft, Infor­
mationen et cetera, in eine Tei lrechtsfähigkeit 
einbr ingt, aber nicht das Patentamt als solches 
oder hoheitl iche Aufgaben.  

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bi tte. 

Bundesrat Ernst WoHer: Herr Bundesminister !  
Welche Pläne existieren diesbezügl ich, was das 
Amt für Eich- und Vermessungswesen anlangt? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel: Das ist 
ein ganz ähn l icher Fall: Auch das Bundesamt für 
Eich- und Vermessungswesen hat durchaus einige 
Tei lbereiche, die sich für eine Tei l rechtsfähigkeit 
eignen würden .  Zum Beispiel gibt es dort - was 
übrigens ganz i nteressant ist und was sich die Ab­
geordneten vielleicht einmal anschauen könnten 
- e ine Sammlung von uraltem Karten material, 
etwa von Wiener Bezirken oder natürl ich auch 
aus den Bundesländern, und so weiter. 

Es  gibt sehr  viel Nachfrage. beispielsweise daß 
man sich Nachdrucke, schöne Farbkopien  besorgt 
und daheim aufhängt. Wenn Tei lrechtsfähigkeit 

bestehen würde, könnte man das durchaus profi ­
tabel machen; überhaupt kein P roblem. 

Andere Bereiche gibt es, wo man sich das über­
legen könnte, die sich für e ine Ausgliederung eig­
nen würden, und es ist von mir der Präsident des 
E ich- und Vermessungsamtes gebeten worden ,  
Vorschläge von der  Dienststelle selber an uns  her­
anzubringen, d ie wir dann in Form eines Gesetz­
entwurfes in das Hohe Haus bringen würden. 

Präsident: Wird e i ne zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat E rnst WoHer: Herr Bundesminister !  
Welche Auswirkungen werden sich daraus für  d ie 
Beschäftigten dieser Ämter e rgeben? 

Präsident: Herr Bundesminister, b itte . 

Bundesminister Dr .  Wolfgang Schüssel: Nur 
positive, denn diejenigen ,  d ie  in  e inem öffentlich­
rechtlichen Dienstverhältnis stehen, sind ja davon 
überhaupt nicht betroffen.  Es wäre aber eben 
denkmöglich, daß zusätzliche Aufgaben mit zu­
sätzlicher Wertschöpfung und mit zusätzlichem 
Finanzvolumen an das Patentamt oder an das 
E ichamt herangebracht  werden. Damit würde das 
Amt und würden die D ienstgeber als solche e ine 
größere Flexibi l ität gewinnen, und es könnten 
auch Leistungsanreize geschaffen werden. Also 
ich glaube. das wäre durchaus auch für die Beleg­
schaft interessant. 

Präsident: Wir gelangen zur 6. Anfrage. 

Ich bitte den Anfragestel ler, Herrn Bundesrat 
Dr. Kurt Kaufmann (O VP, Niederösterreich), um 
d ie Formulierung seiner Frage. 

Bundesrat Dr. Kurt Kaufmann: Herr Bundes­
minister !  Im Zusammenhang mit dem beabsich­
t igten Beitritt Österreichs zur Europäischen Ge­
meinschaft wird immer von einer Liberalisierung 
der österreich ischen Wirtschaft gesprochen. Ich 
frage Sie nun: 

280/M-BR/92 

Welche Maßnahme n z u r  Liberalisierung der 
wirtschaftlichen Rahmenbedingunge n  streben Sie 
an? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte . 

Bundesminister Dr .  Wolfgang Schüssel: Herr  
Bundesrat ! Es gibt bereits e ine Reihe von Libera­
l isierungsvorsch lägen,  d ie real isiert wurden. Ich 
darf etwa nur darauf h inweisen,  daß wir mit dem 
am 1. April 1992 in Kraft getretenen Wettbe­
werbs-Deregul ierungsgesetz e ine ganze Reihe 
von Abschaffungen vo n obsolet gewordenen Vor­
schriften durch Besch lüsse des Hohen Hauses er­
reichen konnten: Wegfall Rabattgesetz, Zulagen­
gesetz, Ausverkaufsgesetz und ähnliches mehr. 
Wir haben ein modernes, l iberaleres UWG.  
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Wir haben immerhin jetzt mit dem Beschluß 
über e in neues l iberales Preisgesetz den Schluß­
strich unter die Nachkr iegsordnung in diesem Be­
reich gezogen. Es war ja wirkl ich absurd, Vor­
schriften wie den "ortsüblichen Preis" noch län­
ger aufrechtzuerhalten. Das wurde abgeschafft, 
und ich glaube , das ist wirkl i ch im Interesse des 
vernünftigen Wettbewerbs und natürl ich der 
Konsu menten und Wirtschaftstreibenden. 

Es hat - was viel le icht schon in Vergessenheit 
geraten ist - im vergangenen Jahr e inen Be­
schluß des Parlamentes über ein l iberales Öff­
nungszeitengesetz gegeben .  Das ist i mmerhin 
nach Schweden das l iberalste Gesetz i n  ganz Eu­
ropa. Daß es noch n icht überall von den Unter­
nehmungen und von den Konsumenten ange­
nommen wird, ist eine zwei te Frage. Aber es ist 
l iberaler als früher. 

Wir wollen auch im Bereich der Gewerbeord­
nung, also im Berufsrecht der Unternehmer, im 
Z ugangsrecht weitere Liberal isierungsschritte set­
zen, und wir bem ühen uns, in einer ganzen Reihe 
von anderen technischen Fragen d iesbezüglich 
voranzukommen. 

Ich glaube, heute hat der Bundesrat drei Geset­
ze zu behandeln, die etwa einen solchen Inhalt 
haben:  das Ma ß- und Eichgesetz, das Kesselgesetz 
und das Dampfkesselbetriebsgesetz. Al l  dies sind 
Gesetze, die weniger Kontro lle,  weniger Regul ie­
rung bedeuten u nd zum Tei l  auch wesentlich we­
n iger Dienstposten beanspruchen. Und allein die­
se drei Gesetze bedeuten - wenn Sie dem heute 
zustimmen - ,  daß in  den öffentlichen Verwal­
tungen - Bund und Länder - ungefähr 
1 1 2 Dienstposten abgeschafft werden können. 
Das ist ja auch etwas. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Dr. Kurt Kaufmann: Herr  Bundes­
minister !  Welche Anpassu ngsmaßnahmen sind 
im Hinbl ick auf den EWR erforderlich? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister .  

Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel: Eine 
Reihe von Anpassungen ist im Bereich des Wirt­
schaftsrechtes notwendig. S ie finden sich in der 
Liste. die das Bundeskanzleramt koord iniert hat; 
etwa 1 40 Gesetze zäh len dazu. 

Die von mir gerade erwäh nten drei Gesetze, die 
Sie heute auf der Tagesordn ung haben, zählen 
dazu. 

Wir müssen die N iederlassungsfrei heit, etwa in  
der neuen Gewerbeordnung, noch b is 1 .  Jänner 
1 993 verankern. Weiters zählen dazu S icherheits­
vorschriften betreffend Maschinensicherheit, der 
zwischenstaatl iche D ienstleistungsverkehr, die i n-

ternationale Ausschreibung von P rojekten, d ie 
eine bestimmte Grenze überschreiten .  - All d ies 
wird gesetzlich oder durch Verordnungen zu ma­
chen sein. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Dr. Kurt Kaufmann: Herr  Bundes­
min ister! Wie soll der Zugang zur selbständigen 
gewerbl ichen Tätigkeit erle ichtert werden, und 
welche Maßnahmen sind zur International isie­
rung der Berufsausbildung notwendig? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesmi nister .  

Bundesminister Dr .  Wolfgang Schüssel: Wir  
wollen einerseits den Befähigungsnachweis für 
Handwerke neu ordnen. Die Befähigung soll 
nicht mehr ausschl ießlich durch Meisterprüfung 
erworben werden können, sondern auch durch 
die Absolvierung bestimmter Schulen, d ie für das 
Handwerk etwa notwendig oder konstitutiv sind; 
das können natürlich auch bestimmte Studien­
richtungen sein .  Da so l l  es eine grö ßere Bereit­
schaft geben. Es kann das al lerdings gekoppelt 
werden mit dem Prüfungstei l  einer Art U nterneh­
merprüfung, die den kaufmännischen Teil  mit ab­
deckt. Ich glaube. es wäre ein Feh ler,  wenn man 
völ l ig auf diese Dinge verzichten würde. 

Wir wol len im  Bereich des Handels e ine grö ßt­
mögliche Liberalisierung erreichen .  Es sol l  der 
Befähigungsnachweis deutlich gelockert werden. 
Es sol l  insgesamt die Zah l  der freien Gewerbe 
deutl ich angehoben werden, für die überhaupt 
kein Befähigu ngsnachweis erforderl ich sein  wird. 
Die Internationalisierung der Berufsausbildung 
ist so vorgesehen, daß wir ja schon mit dem EWR 
zu einer international vergleichbaren Anerken­
nung ausländischer Prüfungen und Ausbildungen 
kommen und daß wir auch versuchen wollen, uns 
in d iesem Bereich an internationalen Vorbildern 
zu orientieren. 

Präsident: Wir gelangen zur 7. Anfrage. 

Ich b itte den Anfragestel ler,  Herrn Bundesrat 
Dr .  Alfred Gusenbauer (SPÖ, Niederösterreich), 
um d ie Formulierung se iner Frage. 

Bundesrat Or. Alfred Gusenbauer: Herr Bun­
desmin ister! Meine Frage lautet: 

288/M-BR/92 

Wie ist der derzeitige Stand hezüglich der beab­
sichtigten Novelle des Zweiten Verstaatlichtengeset­
zes'! 

Präsident: Bitte , Herr Bundesmin ister .  

Bundesminister Dr .  Wolfgang Schüssel: Herr 
Bundesrat ! Wie Sie wissen, habe ich e ine solche 
Novelle in Begutachtung geschickt, weil das dem 
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Koalitionsabkommen entspricht. Es gab starken 
Widerstand aus allen Bundesländern. 

Dann haben wir eine zweite Idee überprüft, 
und die könnte, glaube ich, jetzt konsensfähig 
sein.  Sie bringt im Prinzip das gleiche Ergebnis: 
Sie sieht vor, daß man bei bestehendem Gesetz , 
also bei Weiterlaufenlassen der geltenden Geset­
zeslage, innerhalb der drei Kurien - Bundesver­
treter, Landesvertreter, Sozialpartner - eine Re­
duktion auf etwa die Hälfte vornimmt. Also das 
würde hei ßen, statt acht Bundesvertreter nur 
mehr vier und detto bei  den anderen drei Kurien. 
Jede Kurie sol l  s ich  dann selber ausmachen, wie 
sie das organ isiert. Bei den Ländern etwa würde 
das Rotationsprinzip zur Anwendung kommen. 
Bei den anderen ist das, glaube ich, kein Problem. 
Länder u nd Bund sol lten je ein Mandat für die 
49 Prozent Aktionäre abgeben. 

Das ist e in Model l ,  das. glaube ich, im Moment 
recht e rfolgversprechend d iskutiert wird. Ich 
möchte es eigentl ich ganz gern bis zur Hauptver­
sammlung Ende Juni durchhaben. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünsc ht? 
- Bitte. 

Bundesrat Dr. Alfred Gusenbauer: Herr Bun­
desmin ister! Wie ste l len Sie sich in diesem Zu­
sammenhang die künftige Konzernstruktur vor? 

Präsident: Herr Bundesmin ister, bitte. 

Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel: Das ist 
eigentl ich nicht eine Frage, die ich als Minister 
beantworten kann und sol l ,  denn die Verbundge­
seIlschaft ist, wie Sie ja wissen ,  eine Aktiengesell­
schaft. die zu 49 Prozent an der Börse notiert. 
Das heißt, die Organisation des Konzerns ist Sa­
che der Organe, sprich vor allem des Aufsichtsra­
tes. 

Ich kann Ihnen aber mittei len, daß im Moment 
eine Untersuchung durch U nternehmensberater 
läuft, die b is etwa Mitte dieses Jahres entspre­
chende Vorschläge bringen wird.  Ich halte es für 
sehr, sehr  notwendig, daß das geschieht, und ich 
unterstütze da auch vol lin haltlich den Vorstand, 
denn die neuen Möglichkeiten im internationalen 
Umfeld in und um Österreich machen es, glaube 
ich, schon notwendig, daß sich gerade die E-Wirt­
schaft Richtung EG, aber auch Richtung Osteu­
ropa etwas einfallen läßt. 

Ich habe ja bei meinem Amtsantritt gleich ge­
sagt: Das sind neue Aufgaben, die ich satzungs­
mäßig übernehmen kann, n icht muß, aber es ist 
eine geschäftliche Möglichkeit. Da gehört der 
ganze Engineeringbereich dazu. All das, was mit 
der ökologischen und energiepolitischen Hochrü­
stung etwa in Mittel- und Osteuropa jetzt notwen­
digst ist, könnte natürlich von Ingenieurkapazitä­
ten aus Österreich gut abgedeckt werden. 

Dazu kommen andere Aufgaben, wie etwa 
Wassermanagement, wo es einige ganz interessan­
te Möglichkeiten gibt. Auch im touristischen Be­
reich ist das eine oder andere möglich, und d ie 
gesamte Inte rnational isierungsfrage. d ie heute 
vom Verb undvorstand so im "Nebengeschäft" ein 
bißehen mitgemacht wird, gehört natür l ich ,  wie 
andere Beispiele im Ausland ja auch zeigen,  pro­
fessionell und in der Konzernstruktur gelöst. -
Das ist meine private Meinung; als Organ geht 
mich das nichts an .  

Präsident: Wird e ine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Dr .  Alfred Gusenbauer: Herr Bun­
desminister! Welche Auswi rkungen erwarten S ie 
auf Basis e iner zu verändernden Konzernstruktur 
für d ie Beschäftigten im Energiesektor? 

Präsident: Herr Bundesminister, b itte. 

Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel: Es ist, 
glaube ich, wi rkl ich verfrüht, diese Frage zu be­
antworten .  Das kann man erst nach Vorliegen 
dieser Organisationsanalyse tun. 

Was ich al lerd ings in  meinem Bereich verord­
net habe - Sie wissen, ich habe ja leider noch 
immer diese Preiskompetenz, die ich ja gerne los­
werden und mit einer Art Mißbrauchsaufsicht 
koppeln würde, aber das bedarf bitte gesetz l icher 
Vorschriften,  gesetzlicher Deregul ierungen, d ie 
zu beschließen  das Hohe Haus noch nicht bereit 
war; solange ich jedoch Preisaufsicht und d ie 
Preisregelung habe, verordne ich da natürlich 
auch Dinge, die ich für richtig halte -: Ich habe 
in den Preisbesche id für die Verbundgesellschaft 
und für die Landesgese l lschaften h ineingesch rie­
ben. daß sie 10 Prozent - die meisten Gesell­
schaften 1 0  Prozent, in e inem Fall sogar 20 Pro­
zent - des Personalaufwandes einsparen m üssen.  
Das ist bitte e in  Rationalisierungspotential , das 
absolut mögl ich ist und auch von den Vorständen 
sehr positiv gesehen wird .  

Präsident: Wir gelangen  zur 8. Anfrage. 

Ich bitte den Anfrageste l ler. Herrn Bundesrat 
Mag. Georg Lakner (FPÖ, Salzburg) ,  um die For­
mulierung seiner Frage. 

Bundesrat Mag. Georg Lakner: Herr Bundes­
minister! Meine Frage lautet: 

285/M-BR/92 

Wie sehen Ihre konkreten Pläne für d ie  Gestal­
tung der Autobahnmaute n vor allem im Hinblick 
auf die von Ihne n  geplante Umstrukturierung der 
Straßenbaugesellschaften e i nerseits und d ie Uber­
t ragu ng der Zuständigkei t  für B u ndesstraßen an d ie 
Länder and e rerseits aus? 

Präsident: Herr Bundesminister. b itte . 
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Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel: Mit 
Bundesstraßen hat das überhaupt nichts zu tun,  
denn die Bundesstraßen so llen meinen Vorstel­
lungen nach an die Länder übertragen werden, 
und damit hat das mit e iner Bemautung gar nichts 
zu tun .  

Was die Autobahnen betrifft , so wurde mit der 
letzten ASFINAG-Novelle - ich glaube, die ist 
im Sommer vorigen Jah res beschlossen worden -
eine gesetzl iche Möglichkeit geschaffen, daß man 
auf bestehenden und auch auf neuen Autobahn­
strecken Bemautungen durchführen kann.  

D ieses Konzept kann meiner Mein ung nach 
nur von e iner österreichweiten Gesamtgesell­
schaft , die eben für Autobahnen und Schnellstra­
ßen zuständig ist. gemacht, p rofessionel l  vorbe­
reitet werden . Das ist ja n icht ganz einfach. Da 
gehören eine ganze Reihe von Feasibil ity-studies 
und techn ische Vorklärungen dazu . Ich glaube, 
wenn  man so etwas macht, müßte es ja wirkl ich 
auf dem höchsten Stand der Technik sein, also 
elektronisches, berührungsloses Abbuchen ei ner 
Maut und ähnl iches. - Aber es ist bitte wirkl ich 
verfrüht, jetzt darüber zu sprechen.  

Was ich verordnet habe, ist , daß bei neuen Au­
tobahnstrecken oder Tei lstücken gleich die Mög­
lichkeit einer Bemautung mitgeprüft wird. Das 
Pilotprojekt wird in nächster Zeit ausgeschr ieben 
werden, das ist die Semmeringquerung, der Stra­
ßentunnel. E igentl ich sind es dre i  Straßentunnel. 
Das ist e in 4-Mil l iarden-Schi l li ng-Projekt, und 
das werden wir  in den nächsten Tagen oder Wo­
chen ausschre iben, um eine Präqualifikation 
durchzufü h ren  für eine Art privates Konzessions­
modell .  

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- B itte. 

Bundesrat Mag. Georg Lakner: Herr Bundes­
minister! S ie  kennen ja unsere Bedenken bezüg­
lich außerbudgetärer F inanzierung. Natürl ich ha­
ben wir Angst vor einer Aufb lähung der Verwal­
tung, wenn das zentral isiert wird, und schl ießl ich 
auch vor der Vermeid ung der öffentlichen Aus­
schreibung. Wie denken Sie über d iese Punkte? 

Präsident: Herr Bundesminister, b itte. 

Bundesmin ister Dr. Wolfgang Schüssel: Also 
ich denke wie Sie über d ie außerbudgetäre Finan­
zierung. Sie ist nicht unproblematisch. Vor allem 
im Bereich des Straßenbaus, für den ich jetzt ver­
antwortl ich b in, haben wir ein riesiges Problem. 
Wir sitzen auf einem Schuldenberg von über 
60 Mil l iarden Schi l l ing. Die Mauten - das muß 
man b itte auch der  EG und i n  der  Öffentl ichkeit 
immer wieder sagen - bringen netto - nach Ab­
zug von Verwaltungs-, Erhaltungsaufwendungen 
und so weiter - eine Mi l l iarde Schi l l ing. Das 

deckt ungefähr 20 Prozent des Zinsenaufwandes. 
Also von Kapitalrückzah lung kann überhaupt 
keine Rede sein ,  meine Damen und Herren. 
20 Prozent des Zinsenaufwandes. 

Ich glaube, jeder denkende Mensch wird einse­
hen, daß das so nicht weitergehen kann. Wir müs­
sen daher zu einem gesamtösterreichischen Sy­
stem kommen,  das in etwa einem Road-pricing 
entspricht und damit auch zu einem Abbau dieser 
Verschuldungslage führt .  

Entschuld igung, was war das zweite? (Bundes­
rar Mag. L a  k n e r: Die A ujblähung der Verwal­
tung und dan n  die öjjel1lliche A usschreibun g!) 

Die öffentliche Ausschreibung ist überhaupt 
kein Problem, wei l  selbstverständlich auch einer 
Autobahn- und Schnellstraßengesel lschaft, einer 
Bund-Länder-Gesel lschaft die Spielregeln der öf­
fentl ichen Vergabe vol l  überbunden werden. Also 
das ist gar keine Frage, daß die öffentl ich aus­
schreiben müßten nach den Normen des Bundes, 
also Ö-Norm und natürl ich  auch international. 

Präsident: Bitte, die Zusatzfrage darf nur aus 
e iner Frage bestehen .  (Bundesrat Mag. La k n e r: 
Ich hoffe , ich darf noch eine stellen , Herr Präsi­
dem! ) 

Wird eine zweite Zusatzfrage gewünscht? -
Bitte. 

Bundesrat Mag. Georg Lakner: Herr Bundes­
minister !  S ie sprachen von der Verländerung der 
Straßenverwaltung. Sehen S ie  das auch so, daß 
das in einem Gesamtkonzept der Kompetenzver­
tei l ung im Zuge der EG-Integration P latz greifen 
sol lte? 

Präsident: Herr Bundesminister, b itte. 

Bundesminister Or. Wolfgang Schüssel: Ich 
sehe dari n  wirklich einen großen Schritt in  Rich­
tung mehr Föderal ismus, so wie aus meinem 
Haus ja die gesamte Wohnbauförderung verlän­
dert wurde. Das ste l lt immerhin ein F inanzvolu­
men von heute 23 Mi ll iarden Sch i l l ing dar. Für  
d ie Bundesstraßen B - das umfaßt ein Netz von 
etwa 10 000 Kilometern - wären dann d ie Län­
der vol l inhaltlich verantwortl ich, und ich glaube, 
das ist ein sehr positiver Aspekt. 

Ich glaube überhaupt, daß sich der Bund von 
d iesen Dingen möglichst frei machen sol lte und 
sich zurückziehen soll auf strategische Dinge, auf 
internationale Dinge sowie auf P lanungen und 
Koordinierungsaufgaben,  d ie ohnehin schwierig 
genug sind. 

Präsident: Wir gelangen zur 9. Anfrage. 

552. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 11 von 90

www.parlament.gv.at



26090 Bu ndesrat - 552. Sitzung - 9. April 1992 

Präsident 

Ich b itte den Anfragesteller, Herrn Bundesrat 
Dkfm. Dr. Helmut Frauseher ( Ö VP, Salzburgi, 
u m  Formulierung seiner Frage. 

Bundesrat Dkfm. Dr. Helmut Frauscher: Herr 
Bundesmin ister! Meine Frage lautet: 

281JM-BR/92 

Welche Bereiche Ihres Ressorts beabsichtigen Sie 
in Zukun ft auszugliedern? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel: Herr 
Bundesrat ! Mein Konzept für das Haus sah vor, 
daß wir einmal eine Sektion reduzieren - das ist 
mittlerweile erfolgt - ,  daß wir die nachgeordne­
ten Dienststel len möglichst verselbständigen, das 
heißt ausgliedern oder mit Tei lrechtsfähigkeit 
ausstatten. Schon geschehen: Tiergarten Schön­
brunn, Schloß Schönbrunn, gesetzlich auch schon 
die Wasserstraßendirektion mit  600 Dienst­
posten,  die jetzt in eine Donau-Aktiengesel lschaft 
umgewandelt wird und gerade durch die Sohlesta­
bi l isierung, durch den Rhein-Main-Donaukanal, 
durch den Donau-Oder-Kanal und durch die 
Marchfeldkanal-Errichtung eine ganz neue und ,  
wie  ich glaube, spannende Aufgabe erhalten 
könnte .  

Weiters ist vorgesehen , den ganzen Bereich 
Straßenbau - sprich Bundesstraßen an die Län­
der, Autobahnen und Schnel lstraßen in die Bund­
Länder-Gesellschaft - auszugliedern. Neu wird 
verhandelt - das ist eine ganz spannende Sache 
- diese Bundesimmobi l iengesellschaft. 

Also wir sind da, glaube ich, recht gut unter­
wegs, und ich hoffe, daß wir in etwa einem Jahr 
diese völ l ige Neuorgan isation des Wirtschaftsmi­
n isteriums abgeschlossen haben. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Dkfm. Dr. Helmut Frauscher: Herr 
Bundesminister! Welche Personaleinsparungen 
ergeben sich für den Bund aus bereits durchge­
führten Ausgl iederungen und aus den noch zu 
real isierenden Ausgliederungen ? 

Präsident: Herr Bundesmin ister ,  bitte . 

Bundesminister Dr.  Wolfgang Schüssel: Herr 
Bundesrat! Konkret ergibt sich für den Bereich 
der Vertragsbediensteten - nur um sie kann es 
gehen, die anderen sind ja pragmatisierte Bundes­
beamte - eine Einsparung von 55 Dienstposten 
im Bereich des Schlosses Schönbrunn ,  von 
30 Dienstposten im Tiergarten und von 
2 1 0  Dienstposten bei der Wasserstraßendirek­
tion. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Dkfm. Dr. Helmut Frauseher: Wie­
weit sind die Vorbereitungen für diese neue Bun­
desimmobil iengesellschaft bereits ged iehen? 

Präsident: Herr Bundesminister ,  bitte. 

Bundesminister Dr.  Wolfgang Schüssel: Erlau­
ben Sie vielleicht noch einen Satz dazu: Wir 
haben immerhin als, glaube ich ,  einziges Ressort 
sei t  der Amtsübernahme durch meinen Amtsvor­
gänger 1 98 7  bisher 5,5 Prozent der Dienstposten 
e ingespart, also das ist doch substantiel l  - und 
das ist sicherlich noch nicht das E nde. 

Die Verhandlungen betreffend Bundesimmobi­
liengesel lschaft sind politisch abgeschlossen; wir 
haben das öffentlich auch vorgestel lt - Bundes­
kanzler, Vizekanzler. F inanzmin ister Lacina und 
ich - ,  und es wird wahrscheinl ich am 1 2 . Mai ein 
In itiativantrag dazu eingebracht werden, der vor­
sieht, daß alle Grundstücke und Immobil ien im 
Bereich Wien .  d ie  Schulen oder Universitätsge­
bäude betreffen ,  in diese Gesellschaft eingebracht 
werden, und zusätzlich auch drei  ganz wichtige 
und spektakuläre Projekte: in Graz, d ie rechts­
und sozialwissenschaft l iche Fakultät, das ist e in 
M iUiardenprojekt, i n  I nnsbruck die Fenner-Ka­
seme und die sozialwissenschaftl iche Fakultät, in 
Salzburg die Kapite lhäuser .  

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 10.  An­
frage. 

Ich b i tte den Anfragestel ler ,  Herrn Bundesrat 
Mag. Herbert Bösch (SPÖ, Vorarlberg), um For­
mulierung der Frage. 

Bundesrat Mag. Herbert Bösch: Herr Bundes­
min ister !  Meine Frage lautet: 

289/M-BR/92 

Welche Möglichkeit sehen Sie, das Vorhaben der 
Fremde nverkehrsregion Klein-Walsertal. den Ta­
gesausflugsverkehr zwingend auf ein stark ausge­
bau tes B usnetz umzu leiten. f inanziell zu u nterstüt­
zen'! 

Präsident: Bitte, Herr  Bundesminister .  

Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel: Das 
Projekt ist bekannt. Ich bin mit dem B ürgermei­
ster auch in sehr  gutem Kontakt. 

Wir haben mehrere Mögl ichkeiten,  zu helfen.  
Zunächst e inmal ist  ja das Ganze im P lanungssta­
dium, und es ist noch kein entsprechender Be­
schluß seitens der Gemeinde und des Landes ge­
faßt worden .  

Wir haben im  Rahmen der Bundesstraßenmit­
tel die Möglichkeit - erstmals heuer im Budget 
- , 50 M il l ionen Schi l l ing in ganz Österreich für 
d iese Projekte e inzusetzen. Da wäre eine Mög­
l ichkeit. Je schneller natürlich h ier der Beschluß 
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kommt, umso besser wäre es für die Gemei nde 
beziehungsweise für das Walsertal .  

Zweitens hätten wir Möglichkeiten im  Rahmen 
der allerd ings seh r  gering dotierten FAG-Mittel ,  
d ie für die Gemeinden zur Verfügung stehen, i ns­
gesamt 70 Mi l l ionen Schi l l ing. Ich würde seh r  da­
rum bitten ,  hier e ine Lobby mit einzu laden und 
mir zu hel fen, daß wir diesen Bereich ein b ißchen 
besser dotieren . Es kostet das nicht wahnsinnig 
viel Geld, wäre aber, glaube ich, sehr,  sehr  wirk­
sam vor a llem in  Richtung dezentraler und sehr 
gut gestreuter Förderu ngsmöglichkeit. 

Wir können natürl ich auch Konzepte unter­
stützen, bis zu 25 Prozent, das wäre durchaus 
möglich, und im Rahmen des Forschungspools 
der E-W irtschaft wären wir bereit, den Ankauf 
von Solaranlagen für Elektrobusse oder solche 
Dinge, Fotovolta ik-Anlagen, zu fördern.  

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bu ndesrat Mag. Herbert Bösch: Herr Bundes­
minister !  S ind Ihnen weitere Vorhaben d ieser Art 
in Fremdenverkehrsregionen Österreichs be­
kannt? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesmin ister Dr. Wolfgang Schüssel: Eine 
ganze Menge. Ich hoffe, ich kann sie nennen . 
Ohne Anspruch auf Vollständigkeit: Es gibt e in 
faszinierendes, realisiertes Modell in  Serfaus. Das 
kennt, glaube ich, ohnedies mittlerweile jeder. Es 
gibt ein ganz ähnliches Model l ,  das jetzt in Hei l i ­
genblut in d ie Endstufe geht. Die Gemeinde 
F lachau hat im Zusammenwirken mit der Tauern 
Autobah n  vor - eine ähnl iche Form - ,  durch 
e inen e igenen Autobahnzubringer den Ort selber 
autofrei zu  machen, vom Durchzugsverkehr frei­
zumachen. Im Ötztal gibt es ein interessantes 
Projekt, und zwar in Sölden,  ebenfalls so etwas zu 
real isieren. Das ist allerdings ein sehr  aufwendiges 
Projekt mit 200 bis 300 Mill ionen Sch il l ing. 

Es gibt in  der Gemeinde Hainburg ein Projekt, 
das sehr i nteressant u nd für die Gemeinde lebens­
wichtig ist, allerdings das Doppelte von dem rela­
tiv teuren Projekt in Sölden kostet. 

Rattenberg: Das ist eigentlich nichts anderes als 
eine Verkehrsfreimachung eines unglaublich 
wertvollen h istorischen Ortsbestandes. Da haben 
wir - ich möchte dem Finanzminister dafür dan­
ken - durch e ine Bl itzaktion - manchmal sind 
Wah lkämpfe gar nicht sch lecht - vor der Tiroler 
Landtagswahl  etwas machen können. Wir haben 
das heuer bereits in das Bauprogramm hineinge­
nommen.  Also es gibt eine ganze Fül le von P ro­
jekten: Neuk irchen in  Salzburg. In E isenstadt 
wurde das auch schon real isiert; da haben wir im-

merhin  90  Mi ll ionen Sch i l l ing für d ie  Fußgänger­
zonen-Gestaltung vom Bund her beigetragen. 

Ich könnte Ihnen jetzt wirk l ich eine halbe Stun­
de lang noch solche Projekte oder auch schon in 
Real isierung eingetretene Dinge br ingen. Das 
wird eine der spannendsten Gesch ichten, wie ich 
ja überhaupt meine, Verkehrspolit ik wird eine 
der ganz großen ganzheitl ichen Aufgaben der 
nächsten jahre und jahrzehnte. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 1 1 . An­
frage. 

Ich bitte den Anfrageste ller, Herrn Bundesrat 
Erich Holzinger ( Ö VP, Oberösterreich),  um For­
mulierung seiner  F rage. 

Bundesrat Erich Holzinger: Herr Bundesmini­
ster !  Meine Frage lautet: 

282/M-BR/92 

Werden Sie sich dafür e insetze n .  daß der B a u  von 
B u ndesstraßen de n Ländern übertragen wird? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesmin ister Dr. Wolfgang Schüssel: Abso­
lut. Ich habe d iesen Vorsch lag bereits öffentl ich 
gemacht. Er würde uns in  der Bundesverwaltung 
von sehr mühsamen, zeitaufwendigen und zum 
Tei l  im Deta i l  l iegenden Problemen entlasten .  
Wir haben derze i t  ungefär 500 verschiedene Pro­
jekte laufen, und ich glaube wi rkl ich, daß die 
Länder d ies vor Ort praxisnäher tun können. Da­
her: Dieser Vorsch lag wird absolut unterstützt. 
und das wird - wie ich schon vorh in  erwähnt 
habe - in einer gemeinsamen Bund-Länder-Ar­
beitsgruppe auch sehr ernsthaft vorangetrieben. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat E rich Holzinger: Herr Bundesmini­
ster! Wird durch die Zusammenfassung der Stra­
ßenbau-Sondergesellschaften eine bessere Effi­
zienz erzielt? 

Präsident: Herr Bundesminister .  

Bundesminister Dr.  Wolfgang Schüssel: Sicher­
lich, denn in d iesen sieben Gese llschaften gibt es 
natürlich sieben Vorstände, sieben Aufsichtsräte, 
zum Tei l  ganz untersc hiedliche Standards, auch 
unterschiedliche gesetzl iche und satzungsmäßige 
Grundlagen. In  e iner Gesel lschaft habe ich e in  
Weisungsrecht, in  e iner anderen Gesel lschaft 
habe ich kein Weisungsrecht, eine Gesel lschaft 
hat e in Erhaltungskonzept, e ine andere hat kein 
Erhaltungskonzept. Es gibt kein begleitendes 
Controll ing, und wenn etwas passiert - wie in  
zwei konkreten Fällen -,  dann muß  ich mich an­
strengen, daß m ich nicht der betroffene Ge­
schäftsführer - was ja passiert ist; ich meine, es 
läßt mich kalt, aber ich sage es nur hier an dieser 
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Stelle - dann mit Klagen eindeckt. was gar nicht 
so angenehm ist .  - Also eigentl ich ein unzumut­
barer Zustand ; das gehört bereinigt. Das ist e in 
Wildwuchs, der durch nichts mehr gerechtfertigt 
ist. D ie Interessen der Länder sol len natürlich in 
einer neuen Eigentümerkonstruktion und durch 
neue Gesel lschaftsverträge gewahrt bleiben, aber 
im Prinzip muß man diese Gesel lschaften schlan­
ker. effizienter machen und auch Synergieeffekte 
ausnützen .  

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte . 

Bundesrat Erich Holzinger: Herr Bundesmin i­
ster! Wichtig ist d ie Frage der Finanzierung. Ich 
möchte Sie daher fragen, ob auch gesichert ist, 
daß die Länder das vo l le Finanzvolumen erhal­
ten. 

Präsident: Herr Bundesminister ,  bitte . 

Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel: Sie 
meinen bei der Übertragung der Bundesstra­
ßen B an die Länder? Es geht dabei um ungefähr 
5, 1 Mil l iarden Schi l l ing. Die Länder wollen na­
türlich mindestens dieses F inanzvolumen haben.  
Das F inanzressort drängt natürl ich darauf, daß 
e in gewisser Absch lag gemacht wird. 

Ich glaube ganz offen - das ist jetzt meine per­
sönl iche Meinung -, daß man natürlich im Rah­
men des Finanzausgleiches dieses Problem dann 
letztlich lösen wird müssen .  Aber ich glaube, rea­
l isieren wird man diesen Vorschlag nur können,  
wenn die Länder das vol le Finanzvolumen be­
kommen und die vollen Aufgaben auch wirkl ich 
übernehmen. Das wird ohnehin  schwierig sein ,  
denn im Moment l iegen Vorschläge oder Wün­
sche in  e iner G rößenordnung von etwa 60 Mi l ­
l iarden Schil l ing auf  dem Tisch, d ie natürl ich in  
dieser Form in  den nächsten zehn  Jahren n iemals 
realisierbar sind. Mit ungefähr 5 Mi l liarden Sch i l­
l ing, wo ja auch der ErhaItungsaufwand etwa d ie 
Hälfte oder mehr als die Hälfte ausmacht. ist das 
undenkbar. Aber ich glaube, daß diese Übertra­
gung der vo l len Aufgaben mit dem vollen Finanz­
volumen etwas ist ,  das den Bund entlastet, uns 
von Verwaltungsarbeit fre imacht und den Län­
dern auch wirkl iche Gestaltungsmögl ichkeiten 
einräumt. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 1 2 . An­
frage. 

Ich bitte den Anfragesteller, Herrn Bundesrat 
Ing. Reinhart Rohr (SPÖ, Kärnten) ,  um die For­
mulierung seiner Frage. 

Bundesrat lng. Reinhart Rohr: Herr Bundesmi­
nister! Meine Frage lautet: 

290/M-BR/92 

Werden Sie sich im Rahmen des Bauloses A uto­
bahnumfa h r u ng Klage nfurt  für ei nen Bau der zwei­
ten Tunnelröh re des Falkenbergt u n nels - ein­
schl ießlich der notwendigen Finanzieru ng 
einsetzen'?  

Präsident: Bitte , Herr Bundesmin ister. 

Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel: Das 
Einsetzen ist nicht das P roblem, sondern die Fra­
ge ist, ob das Geld da ist. Und im Moment - das 
muß ich Ihnen ganz offen sagen - sind zwei Pro­
bleme gerade bei diesem Projekt zu verzeichnen: 
Erstens beobachte ich aus einer gewissen Distanz 
in Wien,  daß sich alle paar Wochen die Meinun­
gen i n  Kärnten total ändern. Also gerade daß 
nicht wieder ein Brief bei mir auf den Schreib­
tisch geflattert ist, wieso ich überhaupt auf die 
Idee komme, den zweiten Falkenbergtunnel aus­
zuschreiben; mit Klagsdrohung kommt man da. 
Heute i n  der Früh ein Anruf: Es ist wieder a lles 
anders ,  alle wollen den zweiten Tunnel. 

Nur ist das halt e in Finanzierungsproblem:  Der 
Tunnel kostet 1 00 Mi l l ionen Sch il li ng. Und im 
Moment sehe ich, vor a l lem auch wieder durch 
die Probleme, die bei der Planung der Autobahn­
umfahrung Klagenfurt entstehen - dafür b in  ich 
ja nicht verantwortl ich, das ist sehr stark im Be­
reich des Straßenbaureferates i n  Kärnten gelegen 
-, ununterbrochen offene Fragen auftauchen. 
Die P lanung ist überhaupt nicht fix. Jeden Tag 
höre ich zum Tei l  Meldungen,  um wieviel das 
schon wieder teurer geworden ist. Irgendwann, 
wenn man wirkl ich  etwas realisieren wil l  - wofür 
ich b in ,  denn gerade d ie Umfahrung Klagenfut't 
ist e in absolut notwendiges Projekt - ,  muß man 
sich auch entscheiden und sagen :  Das geht, und 
das geht nicht. Ich meine, mit De-Luxe-Trassen­
führungen, die n iemand finanzieren kann, ist n ie­
mandem gedient. Da ist es gescheiter, ein bißehen 
bescheidener zu sein  und das Machbare zu reali­
sieren. Und in d iesem Sinn werde ich mich eben 
für das Machbare e insetzen .  

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Ing. Reinhart Rohr: Herr Bundesmi­
nister! Stimmt es, daß die M ittel für diesen zwei­
röhrigen Tunnelbau eigentlich zur Verfügung ge­
standen sind, dann aber umgeleitet wurden? 
Wenn ja: Woh in wurden diese Mittel umgeleitet? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister .  

Bundesminister Dr.  Wolfgang Schüssel: Also 
die Frage ist mir  vorn Sinn her n icht ersicht l ich .  
Es gibt nicht M ittel fü r ein best immtes Te i lpro­
jekt, sondern - wie Sie ja sicherl ich wissen und es 
auch mitbeschlossen haben - die ASFINAG ist 
ein Gesamtvolumen, ist e in Gesamthaftungsvolu­
men. Dari n ist der Bau der Umfahrung Klagen-
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furt zur Gänze enthalten, und zwar mit einer  
Aufstockung von seinerzeit 1 2  Mil l iarden Schil­
l ing für alle Projekte, die da drinnen sind. 

Wenn jetzt zum Beispiel ein Projekt doppelt so 
teuer ist, stehen deswegen nicht doppelt so viele 
Mittel im Rahmen der ASFINAG zur Verfügung. 
Daher muß man, glaube ich, auch sehr  genau und 
sparsam mit den Mögl ichkeiten umgehen. 

Also ich kann nicht erkennen, daß es i rgendwo 
100 M illionen Schil l ing zuviel gegeben hätte , die 
dann woanders - zweckentfremdet - verwendet 
wurden. Das ist absolut nicht richtig. 

Wir haben die Planung und den Bau dieser 
Umfah rung zur Gänze übertragen, und wir wis­
sen auch ungefähr, wieviel das kosten kann, also 
nach dem letzten Stand, den ich jedenfalls be­
kommen habe, denn das ist heute schon wieder 
al les anders, ungefähr 3,4 Milliarden Schil l ing. 
Alles, was teurer wird, wird ein Problem, darauf 
mache ich aufmerksam. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Ing. Reinhart Rohr: Kann man da­
von ausgehen, daß dann, wenn es zu einer einhel­
l igen Meinung in Kärnten kommt - ich hoffe, 
daß das in Zukunft der Fall sein  wird - ,  daß der 
zweiröhrige Ausbau des Fal kenbergtunnels erfol­
gen sollte, d ie Finanzierung sichergestellt ist? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesmin ister. 

Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel: Er­
stens ist es immer seh r  gut, wenn man einhellig 
vorgeht, denn jedes große Straßenprojekt, jedes 
große Bahnprojekt oder jedes gro ße Kraftwerks­
projekt ist immer kontroversiei l .  Daran müssen 
wir uns gewöhnen. Daher: Je einhell iger ein Land 
oder eine Gemeinde vorgeht, umso realistischer 
sind dann d ie Verwirkl ichungschancen;  das ist 
überhaupt keine Frage. Je mehr solche Dinge in 
den partei politischen Streit gezogen werden, 
umso schwieriger wird es , so etwas durchsetzen 
zu können. Ich sage das ganz leidenschaftslos, 
wei l  ich diese Projekte für sinnvoll erachte. 

Wenn wir im Rahmen dieser ungefähren Sum­
me, die ich genannt habe , bleiben können, dann 
kann ich mir das vorstellen. Das hei ßt, das Land 
ist herzlich gebeten, bei der konkreten Planung 
viel leicht auch Einsparungsmöglichkeiten bei an­
deren Detai lpunkten, die ja sehr  untersch iedlich 
sein können, anzugeben. Wenn das möglich ist, 
gibt es keinen Einwand von meiner Seite, auch 
diesen zweiten Tunnel zu bauen. - Aber bitte 
nicht additiv, denn ich habe nicht mehr Geld da­
für zur Verfügung. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 1 3 . An­
frage. 

Ich b i tte den Anfragestel ler .  Herrn Bundesrat 
Ing. Georg Ludescher ( Ö VP, VorarLbergJ, um 
Formul ierung seiner Frage. 

Bundesrat lng. Georg Ludescher: Herr Bundes­
minister !  Am 1 6. Dezember 199 1  wurden die E u­
ropaabkommen zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der SG und ihren Mitgliedstaaten einer­
seits und der CSFR, Polen und Ungarn anderer­
seits unterzeichnet. 

Mit Inkrafttreten d ieser Abkommen am 
1. März 1 992 wurden die Wirtschaften von Dritt­
staaten d iskriminiert, erstens durch vorzeitigen 
Zollabbau zwischen der EG und Reformstaaten ,  
zweitens durch Zollfreistel lung be i  Be- und Ver­
arbe itung von EG-Waren in diesen Reformstaa­
ten .  Österreich wird da zum Drittland. Besonders 
betroffen ist die Text i lindustrie. Umsatzeinbußen 
allein in  Vorarlberg gehen in  Mil l ionenhöhe. 

Herr Bundesm inister!  Meine F rage lautet: 

283/M-BR/92 

Welche Anstrengu ngen werden Sie unterneh­
me n .  um die Diskriminierung der österreichischen 
Textil i n dustrie d u rch d ie EG zu beseit ige n? 

Präsident: Bitte , Herr Bundesminister .  

Bundesminister Dr.  Wolfgang Schüssel: W ie 
ich schon auf die Frage des Herrn Bundesrates 
Kapral sagen konnte, ist mir dieses Problem ja seit 
Jahren bekannt, denn diese Diskriminierung gab 
es bereits Richtung Mittelmeer .  

Das hat sich jetzt verschärft durch  die Öffnung 
Richtung Polen, Ungarn, Tschechoslowakei, und 
das wird doppelt verschärft, weil das ja nicht nur 
d ie Texti l industrie betrifft, sondern auch andere 
Branchen,  und zwar in steigendem Maße. Ich ma­
che darauf aufmerksam, daß beispielsweise e ine 
große niederösterre ichische Firma i n  Stockerau, 
d ie Mül ltransporter erzeugt, in Polen rausgeflo­
gen ist, weil wir noch nicht diese Verträge haben 
und die Zolldifferenz von etwa 10 P rozent nicht 
im Preis unterzubringen war.  Profitiert hat die 
bundesdeutsche Konkurrenz. - Das ist die Folge ! 

Daher :  Es gibt mehrere mögliche Ansätze, die 
wir aber alle nicht allein lösen können.  Wäre der 
österre ich ische Wirtschaftsm inister hiefür al lein 
verantwortl ich, dann wäre das Problem innerhalb 
von fünf Sekunden gelöst. Aber ich m u ß  mit den 
Oststaaten verhandeln ,  die derzeit Gegenforde­
rungen stellen, d ie vor al lem im Agrarsektor Kon­
zessionen erzwingen wol len, die wieder unsere 
Landwirtschaft nicht ohneweiters geben kann und 
geben wi l l .  

Zweiter Punkt :  Man könnte zu einer Art diago­
nalen Kumulierung kommen, daß also EG und 
EFTA "zusammenaddiert" und gleichbehandelt 
werden . Es wäre eine Idee, daß man, sobald das 
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Mandat der Verhandlung seitens des EG-Mini­
sterrates an die Kommission mit Österreich  gege­
ben ist, eine Art Interimsabkommen verlangt und 
mit der EG verhandelt. Aber al l  d ies setzt die Be­
reitschaft auf EG-Seite voraus, m i t  uns dafür in  
Gespräche einzutreten.  

Es wird jedenfalls auf Betre iben Österreichs 
und der Schweiz am 1 0. Apri l ,  a lso morgen ,  im 
Rahmen einer weiteren Gesprächsrunde zwisc hen 
EG und EFT A dieses Thema zur  Sprache  kom­
men. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Das ist nicht der Fal l .  

Wir  gelangen nunmehr zur  1 4. und letzten An­
frage . 

Ich bitte den Anfragesteller, Herrn Bundesrat 
Erich Farthofer (SPÖ, Niederösterreich ) ,  um For­
mul ierung seiner Frage. 

Bundesrat Erich Farthofer: Sehr verehrter 
Herr Bundesminister! Meine Frage lautet: 

2911M-BR/92 

Welche Ausbaupläne ha hen Sie bezüglich der 
B 37 i m  Abschnitt von Zwettl nach Gföhl? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesm inister. 

Bundesminister Dr. Wolfgang  Schüssel: Herr 
Bundesrat ! Es gibt hier  ein genehmigtes generel­
les Projekt für diesen Abschnitt, u nd für die Te il­
abschnitte Sperkenthal und Gro ß motten gibt es 
auch schon Detailprojekte, die im Augenblick 
von uns bearbeitet werden. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Erich Farthofer: Herr  Bundesmini­
ster! Gibt es Überlegungen, die B 37  weiter aus­
zubauen, nämlich in den nördlichen Bereich des 
Waldviertels - Sie kennen die P roblematik a ls 
ehemaliger WaldviertIer Mandatar - ,  über Vitis, 
Überquerung der B 303 nach Waidhofen an der 
Thaya und zur Grenze zur Tschechoslowakei? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesmin ister. 

Bundesminister Dr. Wolfgang Schüssel: Ich 
kenne - wie Sie mit Recht erwähnt  haben - die 
S ituation dort sehr gut. Im Prinzip haben wir ei­
gentlich auch im Waldviertel und im nördlichen 
Niederösterreich insgesamt relativ viel im Stra­
ßenbau gemacht, aber dieser Bereich ist sicherlich 
noch zu gestalten. Ich werde mich im Rahmen 
meiner Möglichkeiten natürlich dafür e insetzen ,  
daß  das auch wirkl ich real isiert wird .  Pr imär ist 
natürl ich das Land am Zug, das entsprechende 
Prioritäten rei hungen in den Jahresbauplänen ma­
chen wi rd, und wenn die Bundesstraßen B verlän­
dert werden, dann ist überhaupt das Land allein 

am Zug. - Aber was ich tun kann, daß wir die 
Verfahren im  Genehmigungsbereich rasch voran­
treiben,  werde ich natürlich tun .  

Präsident: Wird e ine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Das ist n icht der Fall .  

Die F ragestunde ist somit  beendet. Ich danke 
den Anfrageste llern, und ich danke dem Herrn 
Bu ndesmin ister für die Beantwortung der Fragen. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Eingelangt ist ein Sch reiben des 
Bundeskanzlers betreffend U mbildung der Bun­
desregierung. 

Ich ersuche die Frau Sch riftführerin um Verle­
sung dieses Sch reibens. 

Schriftfüh rerin Johanna Schicker: Das Sch rei­
ben des Bundeskanzlers betreffend U mbildung 
der Bundesregierung hat folgenden Wortlaut: 

"Ich beeh re mich mitzuteilen, daß der Herr  
Bundespräsident mit Entsch l ießung vom 3 .  April 
1 992, ZI .  1 006/92, über meinen Vorschlag gemäß 
Artikel 74 Abs. 3 des Bundes-Verfassungsgeset­
zes den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr  Dipl . - Ing. Dr .  Rudolf Stre icher, den 
Bundesmin ister für Gesundheit, Sport und Kon­
sumentenschutz lng. Harald Ettl sowie den 
Staatssek retär im Bundeskanzleramt 01'. Peter 
Jankowitsch vom Amt enthoben hat. 

Gleich zeitig hat der Herr Bundespräsident auf 
meinen Vorsch lag gemäß Artikel 70 Abs. 1 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes den Vorstandsdirek­
tor Mag. Viktor  Klima zum Bundesmin ister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr, den Vizebür­
germeister Dr.  Michael Ausserwinkler zum Bun­
desmin ister für Gesundheit, Sport u nd Konsu­
mentenschutz ernannt. 

Weiters hat der Herr Bundespräsident auf mei­
nen Vorsch lag gemäß Artikel  70 Abs. 1 in Ver­
bindung mit Artikel 78 Abs. 2 des B undes-Ver­
fassungsgesetzes die ehemalige Abgeordnete zum 
Nationalrat Mag. Brigiue Ederer zur Staatssekre­
tärin im Bundeskanzleramt e rnannt und sie mir  
zur  Unterstützung in der  Geschäftsführung und 
zur parlamentarischen Vertretung beigegeben ." 

Präsident: D ient zur Kenntnis. 

Eingelangt ist e in Schreiben des Bundeskanz­
leramtes betreffend eine Ministervertretung. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin auch um 
Verlesung d ieses Schreibens. 

Schriftfüh rerin Johanna Schicker: Das Vertre­
tungssch reiben des Bundeskanzleramtes, unter­
fertigt von Min isterialrat Dr. Wiesmüller, hat fol­
genden Wortlaut: 
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.. Der Herr Bundespräsident hat am 1 .  April  
1 992, ZI . 1006- 1 2/24, folgende Entschl ießung ge­
faßt: 

Unter teilweiser Reassumierung der Entschlie­
ßung vom 24. März 1 992, Zl. 1 006- 1 2/23, betraue 
ich auf  Vorschlag des Bundeskanzlers für d ie 
Dauer der Verhinderung des Bundesministers für 
Unterricht und Kunst Dr. Rudolf Sc holten inner­
halb des Zeitraumes vom 3. bis 5. April bezie­
hungsweise vom 8 .  bis 1 2 . April 1 992 die Bundes­
mi nisterin für F rauenangelegenheiten Johanna 
Dohnal mit  der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme M itteilung zu machen ." 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Eingelangt ist ferner ein Schreiben der Wiener 
Landtagskanzlei über den Mandatsverzicht des 
Mitgl iedes des Bundesrates Mag. John Gudenus 
und se ines Ersatzmannes Mag. Hilmar Kabas mit  
Ablauf des 8 .  April  1 992. 

Dient zur Kenntnis. 

E ingelangt sind fünf Anfragebeantwortungen ,  
die den Anfragestel lern übermittelt wurden. 

Die Anfragebeantwortungen wurden vervielfäl­
tigt und auch an al le übrigen Mitgl ieder des Bun­
desrates verteilt .  

Eingelangt sind jene Beschlüsse des Nationalra­
tes, die Gegenstand der heutigen Tagesordnung 
sind. 

Ich habe diese Beschlüsse sowie den Bericht der 
Bundesregierung über die innere Sicherheit in 
Österreich (Sicherheitsbericht 1 990) und den 
Selbständigen Antrag betreffend Abhaltung e iner 
Parlamentarischen Enquete den in Betracht kom­
menden Ausschüssen zur Vorberatung zugewie­
sen. Diese Ausschüsse haben ihre Vorberatungen 
abgeschlossen u nd schrift l ic he Aussc h ußberichte 
erstattet. 

Im Hinbl ick darauf habe ich alle diese Vorlagen 
sowie die Wahl von Vertretern Österreichs in die 
Parlamentarische Versammlung des Europarates 
auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung ge­
stel lt. 

Diskussion über die Tagesordnung 

Präsident: Wird zur Tagesordnung das Wort 
gewünscht? - Bundesrat Lakner meldet sich zur  
Geschäftsbehandlung zu Wort. 

9.58 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ, Salz­

burg) : Herr Präsident! Hohes Haus! Ich stel le 
den A n t r a g, unseren Gesetzesantrag betref­
fend das Berggesetz 1 975 u nter Verzicht auf Vor-

beratung im Ausschuß auf d ie heutige Tagesord­
nung zu setzen ,  und ich b itte um eine Debatte zu 
d iesem Vorgang. C).59 

Präsident: Zur Geschäftsbehandl ung hat sich 
ferner Vizepräsident Walter Strutzenberger zu 
Wort gemeldet. Ich erteile ihm d ieses. 

9.59 
Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 

Wien): Herr Präsident !  Meine Damen und Her­
ren !  Es mag der Geschäftsordnung nach alles 
richtig sein,  was hier von der Freiheitl ichen Partei 
überlegt und antragsmäßig eingebracht wurde. 

Ich möchte dazu aber feststel len :  Es scheint  mir 
nicht sehr verantwortungsvoll  zu  sein,  wenn man 
einen Gesetzesantrag einbringt, noch dazu einen 
Gesetzesantrag, der ja e ine wesentl iche Änderung 
der Materie an sich bedeutet, und gleichzeitig den 
Antrag stellt, unter Verzicht auf Ausschu ßbera­
tungen d iesen Gesetzesantrag, der - so glaube 
ich ,  richt ig zu l iegen - sei nem Inhalt nach viel­
leicht wenigen oder gar keinem Mitgl ied des Bun­
desrates noch bekannt sein  kann oder bekannt ist , 
in der heutigen Sitzung in  Verhandlung zu neh­
men. Ich glaube daher, daß das e ine Vorgangswei­
se ist, die halt irgendwelchen Überlegungen ent­
spricht.  

Ich möchte inhaltlich auf den Gesetzesantrag 
selbst, obwohl er mir persönl ich bekannt ist, n icht 
eingehen. Ich lehne das ab.  Ich lehne aber auch 
den Antrag des Fraktionsführers der Freiheitl i­
chen Partei ab, ohne Ausschu ßberatung gleich im 
Plenum eine so wichtige Materie in Behandlung 
zu nehmen. 

Meine Fraktion wird daher d iesem Zusatzan­
trag nicht zust immen, sondern wir sind der Mei­
nung: Wenn dieser Antrag e ingebracht ist, sol l  er 
einem Ausschuß zugewiesen werden.  Der Aus­
schuß  wird sich zu gegebener Zeit damit befassen 
und beraten, in welcher Form und wie dieser 
dann dem Plenum vorgelegt wird. - Ich danke 
sc hön. (Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 10.00 

Präsident: Zur Geschäftsbehandlung hat sich 
ferner Herr Vizepräsident Dr. Herbert Scham­
beck zu Wort gemeldet. Ich ertei le es ihm.  

/(}J)f 
Bundesrat Dr.  Herbert Schambeck (ÖVP, N ie­

derösterreich) :  Herr P räsident! Meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren !  Auch  ich möchte für 
die ÖVP-Bundesratsfraktion sagen, daß wir die­
sen Antrag ablehnen. Wir sind dafür, daß diese 
Initiative dem zuständigen Ausschuß zugewiesen 
wird , damit al le Damen und Herren Bundesräte 
Gelegenheit haben, sich mit  der Materie zu be­
schäftigen.  Es ist kein Grund gegeben, daß hier 
von dem ,  was ich übrigens auch bei der Präsidial­
sitzung dem Herrn Fraktionsobmann, Herrn Pro-
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fessor Mag. Lakner, gesagt habe, abgegangen 
wird. 

Ich glaube im übrigen,  daß es der parlamentari­
schen Verantwortung u nd außerdem dem Demo­
k ratiegebot entspricht. Hoher Bundesrat, in jeder 
einzelnen Fraktion, daß die Mitgl ieder der Län­
derkammer ausreichend Gelegenheit haben, sich 
mit einer In it iative zu beschäftigen,  und den nöti­
gen zeitlichen Rahmen haben,  auch mit den Bun­
desländern, d ie sie die Ehre haben, h ier zu vertre­
ten,  den erforderlichen Kontakt aufzunehmen. 
Das ist in  der k urzen Zeit nicht möglich .  

In  meiner 23jährigen Mitgl iedschaft im Bun­
desrat s ind mir so lche Fälle n icht ge läufig. Für d ie  
ÖVP-Bundesratsfraktion möchte i ch  jetzt schon 
deponieren. daß wir nicht die Absicht haben , von 
dieser Tradition abzugehen und eine solche Vor­
gangsweise e inre ißen zu lassen .  

H ingegen sind wir jederzeit gerne bereit, ü ber  
das, was zur Verbesserung der  Rechtslage dienen 
kann, entsprechende Gespräche zu führen. Das 
ist aber keine E inbahnstraße und kein Befehls­
empfang von einer Frakt ion, auch wenn sie die 
kleinste im Hohen Hause ist. - Ich bedanke 
mich. (Beifall bei Ö VP und SPÖ . )  j()J)3 

Präsident: Zur Geschäftsbehandlung hat sich 
Herr Bundesrat Mag. Georg Lakner zum zweiten 
Mal zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.  

10.03 

Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ, Salz­
burg): Herr Präsident ! Frau Staatssekretär !  Hohes 
Haus ! Ich bin etwas verwundert über d ie Argu­
mentation meiner Vorredner. 

Kollege Strutzenberger hat gemeint, es wäre 
das Gesetz im Bundesrat nicht oder zu wenig be­
kannt. Nun,  ich darf die Herren erinnern, daß wir  
dieses Gesetz n icht beeinsprucht haben ,  und ich 
kann woh l  davon ausgehen, daß s ich al le lieben 
Kolleginnen und Kollegen Bundesräte damals m it 
dem Gesetz entsprechend beschäftigt haben.  
(Bundesrat S ( r u ( z e n b e r g e r:  Aber nicht mit 
Ihrem Ancrag.') Ich kom me noch darauf zu spre­
chen. 

Was den E inwand des verehrten Professors 
Schambeck betrifft. daß d iese Vorgangsweise 
nicht geläufig ist, mag durchaus st immen. Ich b in 
noch n icht so lange im B undesrat. Aber das ist ja, 
glaube ich, kein Argument, daß man nicht auch 
e inmal  etwas anderes versuchen könnte. 

Nun. unserer Meinung nach verstößt das Ge­
setz gegen d ie Kompetenzverte i l ung. Das betrifft, 
glaube ich,  den Bundesrat i m  besonderen. (Bun­
desrat K 0 11 e C fl y: Das ist jetzt eine Geschäftsord­
flllngsdebaue. Herr Kollege Lakner. keine merito­
rische.' Sie glauben doch nicht ernsthaft. daß man 
jetzt inhaltlich darüber diskutieren kann.') 

Herr Kollege, ich habe gerade darüber gespro­
chen,  daß es eigentlich bekannt sei n  müßte. 

Ich wei ß  nicht, Herr Präsident, darf ich zur Sa­
che sprechen, oder gibt es darüber extra e ine De­
batte? (Rufe bei der SPÖ: Zur Geschäftsordnung.' 
Über Ihren Amrag!J 

Präsident: S ie haben sich zur Geschäftsbehand­
lung zu Wort gemeldet. 

Bundesrat Mag. Georg Lakner (fortsetzend): 
Dan n  sch l ieße ich hier meine Rede und komme 
darauf zurück,  daß ich auch eine Debatte zur Sa­
che verlangt habe. lOJJ5 

Präsident: Zur Geschäftsbehandlung hat sich 
Herr Vizepräsident Walter Strutzenberger zum 
zweiten Mal zu Wort gemeldet. Ich ertei le es ihm.  

1 0.05 

Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 
Wien) :  Herr Kol lege Lakner!  Ich weise entsch ie­
den zurück, daß Sie a llen M itgl iedern des Bun­
desrates bei d ieser Geschäftsordnungsdebatte un­
terstel len , da s itzen nur Vergeßl iche herinnen. 
Denn wenn S ie  keinen Grund dafür hätten,  daß 
dieses Gesetz, das Sie einmal nicht beeinsprucht 
haben ,  geändert wird (Bundesrat Mag. L a  k n e r: 
Wir haben.') - Sie haben es bee insprucht, okay 
- ,  dann frage ich mich:  Warum brauchen Sie 
dann einen neuen Antrag einzubringen? Sie wer­
fen jetzt jedem vor, er sei vergeßl ich ,  er wisse 
nicht mehr.  wie das behandelt worden ist, br ingen 
aber e inen neuen Antrag ein .  Ich weise noch e in­
mal darauf hin - und das ergibt sich daraus, b it­
te, daß der Antrag, I h r  Gesetzesantrag, jetzt an 
die M itgl ieder des Bundesrates vertei lt wurde - ,  
daß I h r  Antrag, den Sie h ier ad hoc behandelt 
wissen wollen, n iemandem hier in  d iesem Saal be­
kannt war, und bleibe dabei :  Wir lehnen es ab, 
einer derartigen Vorgangsweise zuzust immen. 
Dieser Antrag wurde e ingebracht, daran konnten 
wir Sie nicht h indern, obwohl es da b isher auch 
andere Usancen im Haus gegeben hat. Aber, b itte, 
der Antrag ist geschäftsordnungsmäßig von Ihnen 
eingebracht worden.  Wir lehnen es jedoch ab, die­
sen Antrag, o hne daß er im Ausschuß beraten 
wurde, hier im Plenu m  ad hoc inhaltl ich zu be­
handeln .  - Danke schön. (Beifall bei SPÖ und 
Ö VP' ) 10.07 

Präsident: Zu Wort ist n iemand mehr gemel­
det. 

W ünscht noch jemand das Wort? - Bitte. 

j (UJ7 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ. Salzburg 

- vom Platz aus sprechend): Ich möchte eine S it­
zungsunterbrechung und geklärt haben,  ob es 
jetzt e ine inhalt l iche Debatte gibt oder nicht. 

Präsident: Das ist nicht vorgesehen. 
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Bundesrat Mag. Georg Lakner ( \1,'eiterhin vom 
Platz aus sprechend): Ich wil l  die Einberufung ei­
ner Präsidiale, um kurz zu beraten, ob das sach­
lich begrü ndet ist. I IJ.08 

Präsident: Herr Vizepräsident Walter Strutzen­
berger, bitte. 

1 0.08 

Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 
Wien): Herr Präsident! Ich glaube im Namen al ler 
hier Anwesenden - mit Ausnahme der Freiheit­
l ichen Partei - sagen zu können, daß wir  n icht 
bereit sind, eine inhaltliche Debatte zu führen. 
Auch meine Aussagen waren zur Geschäftsord­
nung, zu der Frage, die der Sprecher der F re iheit­
l ichen Partei hier zur Diskussion gestellt hat. Wir 
lehnen es aus den besagten Gründen ab, hier e ine 
i nhaltliche Debatte zu führen .  (Bundesrat Mag. 
L a k n e r: Sie können begründen. lvarum Sie es 
ablehnen. und ich darf nicht begründen, warum 
wir es wollen.' Das ist eine Ungleichheit.') 

U nd, Kol lege Lak ner,  zu Ihrem Ersuchen, die 
Sitzung zu unterbrechen, um im Präsid ium bera­
ten zu können,  glaube ich feststellen zu können, 
daß aus den Aussagen beider Vizepräsidenten, 
des Vizepräsidenten Schambeck und meiner 
Wortmeldung, hier k lar hervorgeht, daß e ine Un­
terbrechung der Sitzung n ic ht erforderl ich ist, 
wei l  wir d ie Meinungen der beiden Fraktionen 
bereits zum Ausdruck gebracht haben .  U nd ich 
glaube, es für mich persönlich zumindest sagen 
zu können,  daß sich meine Meinung auch wäh­
rend einer S itzungsunterbrechung nicht ändern 
wird. jO.IJ9 

Präsident: Herr Vizepräsident Dr. Herbert 
Schambeck, b itte. 

I Il.09 

Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP,  Nie­
derösterreich) :  Trotz der Freundlichkeit des Kol­
legen Strutzenberger und seines rei zenden .. wir" 
darf ich für die OVP-Fraktion auch sagen,  daß 
wir uns (Bundesrat S i r  U 1 z e n  b e r g e r: Also 
" wir" .') von einer Sitzu ngsunterbrechung, Herr 
Professor Mag. Lakner, in der Sache selbst keine 
Änderung unseres Standpunktes erwarten .  Ich 
b itte Sie auch um Verständnis .  Wenn Sie s ich Ihre 
In itiative i n  Ruhe ansehen, dann werden Sie unse­
re Haltung verstehen, wo Sie doch gerade auch in  
e iner  Partei sind, in  der Ihre erste Bundesrätin ,  
d ie hier eingetroffen ist, nämlich F rau Dr. 
Schmidt, damals auch erklärt hat, sie werde sich 
bemühen, vor al lem Länderstandpun kte zu ver­
treten und keine Parteienstandpunkte. Die habe 
ich bei ihren spärlichen Wortmeldungen zwar nie 
gehört. Aber wir sind Ländervertreter, und daher 
ste hen wir auf dem Standpunkt,  daß wir ,  wenn 
e ine so wichtige Materie zu behandeln ist, mi t  de­
nen , die uns nomin iert haben und die zu vertreten 
wir die Ehre haben, entsprechenden Kontakt auf-

nehmen m üssen, und das ist wirk l ich  zwischen ei­
ner Präsid ialsitzung, wo zufäl lig die Absicht be­
kundet wird, da ß man darüber reden will, und 
e iner Plenarsitzung n icht möglich. Und daher er­
suche ich S ie auch um das entsprechende Ver­
ständnis. Beziehungsweise brauchen wir hier 
n icht zu b itten ,  sondern ich empfeh le es Ihnen 
selbst , zur  Kenntnis zu  nehmen, daß wir  hier 
beim normalen Vorgang b leiben, den die Ge­
schäftsordnung vorsieht. So wie es der Herr Vize­
präsident Strutzenberger als Fraktionsobmann 
der SPÖ-Bundesräte gesagt hat ,  darf auch ich Ih­
nen das a ls Fraktionsobmann der ÖVP-Bundesrä­
te sagen,  daß wir den Präsidenten des Bundesrates 
um Zuweisung an den zuständigen Ausschuß er­
suchen. Dort wird man sich  vorbereiten lind sich 
damit ause inandersetzen. 

Sie sehen. Herr Fraktionsobmann Professor 
Lakner, wie ernst wir so lche parlamentarische In­
itiativen nehmen, daß wir uns damit entspre­
chend auseinandersetzen (Bundesrat K 0 n e C n y: 
Ernsthaft!! - jawohl  - und mit lenen sprechen 
wollen, die dafü r in der Republ ik Osterreich auch 
zuständig sind, denn es geht uns nicht um profi l­
neurotische Schritte, sondern um gemeinwohlge­
rechte E ntscheidungen, die für alle Bundesländer 
akzeptabel sind. - Ich bedanke mich. (Beifall bei 
Ö VP und SPÖ. ) I rU 1 

Präsident: Herr Professor Lakner, ich erteile 
Ihnen noch e inmal das Wort. 

IO. l l  

Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPÖ, Salz­
burg): Meine sehr verehrten Kollegen !  Ich sehe 
n icht e in ,  warum das e in  profilneurotischer 
Schritt ist, wenn man etwas Neues prob iert. Dann 
wären a l le  Neuerungen Profi lneurosen.  (Bundes­
rat 5 l r u l z e n  b e  r g e r: Das haben S i e gesagt! 
Das hat niemand gesagt') 

Das, was ich e infordere und weshalb ich eine 
Präsidiale wol lte, ist, k larzustellen, ob  man debat­
tieren darf. Mir wurde versagt, zu begründen, 
warum wir es heute behandelt wol len,  und dar­
über hätte ich gerne eine Debatte. Das war al les. 
Und die Klärung hätte ich gerne. (Bundesrat 
S t r II t z e n  b e r g e r: Die Debatte ist geführt 
worden.') 10.12 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur A b ­
s t i m  m u n g ü ber den Geschäftsbehandlungs­
antrag des Bundesrates Mag. Lakner. 

Ich b itte jene Bu ndesrätinnen und Bundesräte, 
d ie hiezu ihre Zustimmung geben, u m  ein Hand­
zeichen. - Das ist nicht die erforderl iche Zwei­
drittelmehrheit. Der Antrag ist daher a b g e -
l e h n t. 
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Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Aufgrund e ines mir  zugekommenen 
Vorschlages beabsichtige ich. die Debatte über die 
Punkte 3 und 4 der Tagesordn ung unter einem 
abzuführen. 

D ie Punkte 3 und 4 sind Beschlüsse des Natio­
nalrates vom 1 .  April 1 992 betreffend ein Kesse l­
gesetz und ein Dampfkesselbetriebsgesetz. 

Erhebt sich gegen die Zusammenziehung der 
Debatte e in  E inwand? - Das ist n icht der Fal l .  
Wir werden daher in  d iesem S inne vorgehen . 

1 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1 .  April 1 992 betreffend ein Bundesgesetz über 
die Gründung einer Schloß Schönbrunn Kultur­
und Betriebsgesellschaft m. b. H. (Schönbrunner 
Schloßgesetz) und mit dem das Bundesfinanzge­
setz 1 992, B GBl. 111992, geändert wird (31 11A-
11-5148 und 4411NR sowie 4237 und 4239/BR der 
Beilagen) 

Präsident: W ir gehen nunmehr in die Tages­
ordnung e in und gelangen zum 1 .  Punkt: Be­
sch luß des Nationalrates vom 1 .  April 1 992 be­
treffend ein B undesgesetz über d ie Gründung e i ­
ner Schloß Schönbrunn  Kultur- und Betriebsge­
sel lschaft m. b .  H. (Schönbrunner Sch loßgesetz) 
und mit dem das Bundesfinanzgesetz 1 992, 
BGBI. 1 1 1 992, geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Erich Holzinger übernommen .  Ich b itte ihn  um 
den  Bericht. 

Berichterstatter Erich Holzinger: Herr Präsi­
dent! Frau Staatssekretär! Meine Damen und 
Herren ! Mit dem vorliegenden Besch luß des Na­
tionalrates so l le n  geeignete privatrechtliche Rah­
menbedingungen für den Betrieb und die Erhal­
tung des Sch losses Schönbrunn in Wien geschaf­
fen we rden. 

Durch d ie Ermächtigung zur Gründung einer 
Gesel lschaft mit beschränkter Haftung so llen eine 
Auslagerung des Betriebes des "Schloß Schön­
brunn" aus der Bundesverwaltung und damit eine 
flexiblere Führung ermöglicht werden, um dem 
Gedanken e ines erfolgreichen Tourismusmanage­
ments unter Wahrung der Anforderungen des 
Denkmalschutzes zur E rhaltung des Kulturdenk­
males "Sch loß Schönbrunn" opti mal Rechnung 
tragen zu kön nen.  

Durch den gegenständlichen Beschluß des Na­
tionalrates wird der unentgeltl iche Besuch des 
Parkes n icht berührt;  Parkbesucher können auch 
weiterh in ohne Entgelt d ie Gartenanlage n  besu­
chen. 

Bei der zu erwartenden Steigerung der Attrak­
t ivität des Schlosses Schönbrunn ist mit einer we­
sentlichen Erhöhung der Einnahmen zu rechnen. 

Hinsichtl ich der Übertragung ist folgende Vor­
gangsweise vorgesehen: 

Der Gesellschaft werden mittels Rechtsgeschäft 
die für die Fortführung des Betriebes und Erhal­
tung der S ubstanz notwendigen Rechte am Ver­
mögen des Sch losses Schönbrunn sowie an den 
erforderl ichen Liegenschaften eingeräumt. Zu 
d iesem Zweck sol len ferner bewegl iche Sachen 
des derze itigen Schlosses Schönbrunn auch als 
Sacheinlage des Bundes in die Gesellschaft einge­
bracht werden können. 

Da die Gesellschaft die Aufgaben der Sch loß­
hauptmannschaft übernehmen sol l ,  wird d iese 
Dienststel le aufgelöst, wobei deren Bedienstete i n  
d ie Bundesbaudirektion Wien eingegl iedert wer­
den. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegenständl i­
che Vorlage in  se iner S itzung vom 7. Apri l  1 992 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als E rgebnis seiner Beratung stel l t  der Wirt­
schaftsausschuß somit  den A n t r a g, der Bun­
desrat wol le beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 .  April 1 992 betreffend ein Bundesgesetz über 
die Gründung einer Schloß Schönbrunn Kultur­
und Betriebsgesel lschaft m. b. H. (Schönbrunner 
Sch loßgesetz) und m it dem das Bundesfinanzge­
setz 1 992, BGB\.  1 / 1 992, geändert wird,  wird kein 
Einspruch erhoben.  

Präsident: Dan ke.  

Wir gehen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Herr Bundesrat 
Josef Rauchenberger. Ich erteile i hm d ieses. 

10.15 
Bundesrat Josef Rauchenberger (SPÖ, Wien): 

Sehr geehrter Herr Präsident!  Frau Staatssekretä­
rin! Hoher Bundesrat!  Vor nahezu einem Jahr, 
nämlich am 1 2 .  Juli 1 99 1 ,  beschäftigten wir uns i n  
d iesem Haus bereits mit dem Schönbrunner Tier­
parkgesetz, und auch bei dem heute zur Debatte 
stehenden Gesetz über d ie Gründung e iner 
Schloß Schönbrunn Kultur- und Betriebs­
ges. m. b. H . ,  dem Schönbrunner Sch loßgesetz, 
geht es in erster Lin ie - wie schon beim Schön­
brunner Tierparkgesetz - darum, einem Juwel  
von hohem internationalem Ansehen jenen Stel­
lenwert e inzuräumen , der notwendig ist, damit 
diese Einrichtung wei ter in ihrem Bestand ge­
schützt wird, sich andererseits aber auch den tOll-
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ristischen Bedingungen entsprechend entwickeln 
kann. 

So wechselvol l  wie die Gesch ichte des Schlosses 
Schönbrunn lind der es umgebenden Schloßan la­
ge, so wec hselvol l  scheinen auch die in den letzten 
Jahren gescheiterten Ansätze des zuständigen 
Bundesministers zu sein, dieses Ziel zu erreichen. 
Viele, aber wen ig schmeichelhafte Darstel lungen 
gab es dazu in den Medien, wobei jene des Wirt­
schaftsmagazins "Cash flow" in der aktuellen 
Ausgabe vom April 1 992 am ehesten den Nagel 
auf den Kopf oder besser gesagt Schüssel trifft . 
wenn  dort festgestel lt  wird: 

Außer Spesen nichts gewesen. Nach drei Jahren 
und 15 Vertragsentwürfen ist das Lieblingspro­
jekt des Wirtschaftsmin isters gescheitert. Das 
Schloß Schönbrunn wird n icht privatisiert, son­
dern aus der Verwaltung des Bundes ausgeglie­
dert und in  eine betriebswirtschaftl ieh organisier­
te Gesellschaft des Bundes e ingebracht. 

Die Gründe dafü r liegen ,  wie so oft, wenn man 
ausschließl ich Schlagworte in Programme mün­
zen will , im nicht vorhandenen Konzept. Wenn 
s ich auch vor drei  Jahren niemand öffentlich ge­
gen die "Mehr-privat-statt-Staat"-Idee stel lte :  
Wirk l ich  gewollt hat diese Privatisierung des 
österreich ischen Juwels Schönbrunn niemand. 
Von Anfang an gab es wortgewaltige Gegner, die 
sich via Medien zu Wort meldeten und forderten, 
daß d ieses Kulturgut vor Kitsch und Kommerz 
bewahrt werden so ll .  Auch der Präsident des Bun­
desdenkmalamtes depon ierte vorsorglich, was a l­
les aus Gründen des Denkmalsc hutzes n icht ver­
ändert werden darf. In den zuständigen Ministe­
rien ,  dem Wirtschafts-, dem W issenschafts-, dem 
Landwirtschafts- sowie dem F inanzm inisterium, 
leben Beamte von der Beschäftigung mit dem 
Schloß, ebenso wie die Sch loßhauptmannschaft. 
Sie l ießen keine Gelegenheit  ungenützt, das 
Scheitern dieser Ministeridee lautstark vor sich 
herzutragen. Auch von den rund 200 Mietern im 
Schloß war gleichfalls keine hel le Freude feststel l ­
bar .  Sch l ießlich vertrat auch noch die "Gesel l­
schaft der Freunde von Schönbrunn" die Ansicht, 
da ß kein Objekt so wen ig für die Vermarktung 
geeignet sei wie Schönbrunn.  Alleinige Aufgabe 
des Bundes sei es, das ererbte Kulturgut zu be­
wah ren und dieses der Öffentl ichkeit in verant­
wortbarem Rahmen zugängl ich zu machen. 

Es wäre zu müß ig, hier über mangelnden Mut 
zur Entscheidung, ständig neue Auflagen in ei­
nem unbefriedigenden Vertrag und sch ließ l ich 
über dessen unrühml iches Ende zu berichten.  

Das einzige positive Ergebn is am Ende e iner 
vergeblichen Privatisierungshysterie, wie ich es 
nenne, ist d ie uns heute vorliegende Regelung ei­
ner betriebswirtschaftlichen Fü hrung d ieses Kul-

tUl·gutes. Der Vorteil d ieser Regelung ist in weni­
gen Punkten festzuhalten :  

Der Bund  b le ibt uneingeschränkt Eigentümer. 
Die beiden Geschäftsführer können frei agieren 
und sind lediglich beratenden Organen in einem 
ku lturhistorisch-touristischen Beirat und einem 
Förderungsbe irat verantwortl ich .  Die Vertreter 
dieser Organe werden von den b isher zuständigen 
Min isterien besch ickt. So wie schon beim Schön­
brunner Tierparkgesetz wird nunmehr auch das 
Schloß gemeinsam mit dem Park in einer privat­
rechtl ich organisierten Schloß Schönbrunn- Kul­
tur- und Betriebsges. m. b .  H .  strukturiert. 

Als Wiener Vertreter in diesem Haus möchte 
ich es aber n icht verabsäumen, auf d ie von der 
Wiener  Bundesstraßen AG in Auftrag gegebene 
Ideenfindung für städtebauliche und archi tekto­
nische Gestaltungsmöglichkeiten in  Zusammen­
hang mit den neuen Verkehrslösungen im Be­
re ich Schönbrunn Bezug zu nehmen. 

Im Zuge dieser Ideenfindung galt es für jedes 
der beauftragten Architekturbüros. ein flexibles 
Gesamtkonzept für die U mgestaltung des städte­
baulich sehr  bedeutsamen Bereiches Schönbrunn 
zwischen Kennedybrücke, Schönbrunner Brücke 
und Technischem Museum zu finden, das als 
Rahmen für alle wesentl ichen Maßnah men -
zum Beispiel Führung der Bundesstraße 1 ,  Besu­
cherpark plätze, Fremdenverkehrseinrichtungen 
und so weiter - dienen beziehungsweise schritt­
weise real isiert werden kann. 

Das dabei abgewickelte Gutachterverfahren be­
stätigte die im Leitprojekt "Wiental" von der 
Gürte lkommission vorgesch lagenen Maßnahmen, 
insbesondere dort baul iche Maßnahmen wie U n­
terführungen und Tunnels zu setzen, wo für die 
unmittelbar betroffene Wohnbevölkerung erheb­
l iche Verbesserungen und Umweltbedingungen 
erzielbar sind. 

Aus den E mpfehlungen zur Nutzung und Ge­
sta ltung wurden unter Bedachtnahme auf Priori­
täten ,  Verkehrsqualität, Verkehrssicherheit und 
Flexibi l ität nachfolgende Maßnahmen empfoh­
len ,  die so aufei nander abgestimmt sind, daß eine 
sch rittweise Real isierung möglich ist. 

Als Sofortmaßnahmen wurden vorgesch lagen: 
die Entfernung des ruhenden Verkehrs - PKW 
und Reisebusse - von der Schloßbrücke, d ie Er­
richtung e ines Busleitsystems zum bestehenden 
Parkplatz, eine intensive Verkehrsüberwachung 
des Schloßeingangsbereiches und der Schloß­
brücke, die Ein leitung von Projektierungsarbei­
ten für die Parkgarage in Abstimmung m it der 
B I -Verlegung in d ie Rechte Wienzeile, d ie Ein­
leitung von Projektierungsarbeiten zur Errich­
tung e ines zweiten Aufganges der U 4-Station 
"Schönbrunn" u nd ei ner Fußgängerverbindung 
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zur Schloßbrücke, die Abstimmung der P lanun­
gen des generel len Straßenprojektes der Westein­
fahrt im Bereich Meidl ing - die sogenannte 
B I -Verlegung - mit dem Bereich Schönbrunn .  

Als  k urz- und mittelfristige Maßnahmen: die 
Errichtung der Parkgarage , d ie Errichtung des 
zweiten Aufgangs der U 4-Station "Schönbrunn" 
mit  Anbindung an das Fußwegesystem zum Vor­
platzbereich und zum Auer-Welsbach-Park be­
ziehungsweise zum Technischen M useum, die 
Real isierung von Verkehrsmaßnahmen auf der 
Schlo ßbrücke, wobei mehrere Varianten im H in­
blick auf die Auswirkungen auf das Straßennetz 
der Umgebung zu überprüfen sind, die Anbin­
dung der B 1 an  d ie  Rechte Wienze i le im  Niveau 
oder als Variante 2 in  Tieflage. 

Weitere mögliche Optionen wurden vorgese­
hen ,  und  zwar: 

Erstens: Der Umbau der Winckel mannstraße 
i n  der N iveaulösung, das hei ßt Abrückung der 
Fahrbahn und Schaffung eines Vorlandes oder als 
begrünte Einhausung. 

Zweitens: Der Umbau der Schloßal lee mit dem 
Umbau der Kreuzung Linzer Straße - Schloßal­
lee, d ie  Reduktion des Verkehrs in der Schloßal­
lee und Aufwertung für Fußgänger.  

Drittens: Der Umbau der B 1 stadtauswärts mit 
dem Tunnel Hadikgasse. 

Viertens: Die B I -Unterführung stadteinwärts 
vor dem Sch loß. 

Da s ich  Herr Bundesminister Schüssel bere its 
öffentl ich für jene Variante ausgesprochen hat. 
die e ine Unterführung und eine völ l ige Verkehrs­
freimachung des Vorbereiches von Schloß Schön­
brunn vorsieht, hoffe ich auf eine entsprechende 
finanzielle Absicheru ng zur ehebaldigen Real isie­
rung dieser Forderungen beziehungsweise der 
vorl iegenden P lanungen .  Nur im Zusammenhang 
mit d iesen Maßnahmen wird es geli ngen, daß e ine 
beabsichtigte Attraktivitätsverbesserung von 
Schön brunn keine weiteren Belastungen der an­
rainenden Bevölkerung zur Folge hat. Vielmehr 
soll dadurch sichergestellt werden, daß eine kon­
t inuierl iche, positive wirtschaftliche E ntwick l ung 
mit e iner modernen städtebaulichen Verkehrslö­
sung e inhergeht. 

Namens meiner Fraktion stimme ich d iesem 
Gesetzesantrag daher zu. (Beifall bei der SPÖ . )  
1 0.24 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Dr. Reinhold Lasn ik .  Ich er­
tei le i h m  d ieses. 

} (}.2.4 .. 
Bundesrat Dr. Ernst Reinhold Lasnik (OVP, 

Steiermark) :  Sehr geehrter Herr Präs ident! Sehr 
aeehrte Frau Staatssekretärin !  Sehr geehrte Da­
�en und Herren des Bundesrates! Ich freue mich,  
daß ich bei  meiner ersten Wortmeldung in  diesem 
Hohen Haus zu einem Thema sprechen kann, 
welches mich als H istoriker und Ausstel lungs­
praktiker in besonderer Weise anspricht, nämlich 
zur Auslagerung des Betriebes des Schlosses 
Schönbrunn aus der Bundesverwaltung. 

Dieses Bauwerk mit Weltruhm, in dem euro­
pä ische Gesch ichte geschrieben wurde, dieses 
Schloß Schönbrunn wurde ab 1 695 nach P länen 
des in Graz geborenen gen ialen Arch itekten Jo­
hann Bernhard Fischer von Erlach errichtet und 
zwischen 1 744 und 1 749 durch den aus Wiener 
Neustadt stammenden Hofarchitekten und Bau­
meister N ikolaus von Pacassi für die Kaiserin Ma­
ria Theresia umgebaut. In  den um 1 705 bis 1 706 
in barocker Manier angelegten Schloßpark erhebt 
sich auf e iner Anhöhe der im klassizistischen Sti l  
gehaltene, 1 775 vollendete Kolonnadenbau der 
G loriette. 

Durch dieses einzigartige und unverwechselba­
re Erscheinungsbild gehört das Gesamtkunstwerk 
Schloß Schönbrunn zu den bedeutendsten Kul­
turdenkmälern unseres Landes und ist zu Recht 
die meistfrequentierte Sehenswürdigkeit Öster­
reichs. 

Dazu einige Zahlen :  Im Zeitraum zwischen 
1 988 und 1 99 1 , also in  nur vier Jahren. zählte 
man dort 6 08 1 000 Besucher. Pro Jahr sind das 
also im Schnitt 1 520 000 Besucher. - Aus d ie­
sen Zahlen läßt sich deutl ich d ie große Bedeu­
tung von Schönbrunn für den Tourismus - ich 
glaube, h ier ist es berechtigt, zu sagen: für den 
internationalen Städte- und Kulturtourismus -
erkennen. 

Etwas im Gegensatz dazu steht das Verhältnis 
zwischen den Einnahmen - hier sind gemeint so­
woh l  d ie Eintritte als auch die Einnahmen aus 
Werbemitteln ,  aus Pacht und Miete für Geschäf­
te, aus Veranstaltungen, Foto- und Filmrechten 
und aus den Wohnungsmieten - und den Ausga­
ben, hier auch wieder sowoh l  Personalkosten wie 
eben die Kosten der sogenannten Sch loßhaupt­
mannschaft, der Sachaufwand für den Betrieb, 
für die Instandhaltung und für d ie Instandset­
zung. 

Vergleicht man den Zeitraum der Jahre 1 988 
b is 1 990, so sieht man, daß im Durchschn itt die­
ser drei Jahre jährlich z irka 69,3 Mi l l ionen Sch i l­
l ing eingenommen und zirka 1 29,7 Mi l l ionen 
Sch i l l ing ausgegeben wurden. Das ergibt e in jähr­
l iches Durchschnittsdefizit von 60,4 Mi l l ionen 
Schi l l ing. Rechnet man die Einnahmen auf die 
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Besucher um, so erlöst der Bund derzeit pro Be­
sucher maximal 3S S b is  40 S .  

Diese Zahlen zeigen auf, daß die E innahmen 
pro Besucher nicht den wirtschaft l ichen Möglich­
keiten entsprechen, und das in  hohem Maße des­
halb, wei l  d ie geeignete und international übliche 
Infrastruktur feh lt. 

Eine Sehenswürdigkeit oder auch eine Ausste l ­
lung allein können sehenswert, schön und interes­
sant für den Fachmann - natür l ich auch für die 
Fachfrau - sein; i nteressant für den Tourismus 
werden sie erst durch das Rundherum. Das heißt: 
E in Restaurant, ein Cafe , e in SchneI l imbiß,  At­
traktionen für Kinder und Sonderveranstaltungen 
verschiedener Art gehören heute ebenso wie 
freundl iches, fremdsprachenk undiges Personal, 
kunden- oder,  wenn Sie wol len ,  besucherorien­
tierte Öffnungszeiten und ein gepflegtes Umfeld 
zum Standard einer touristischen Infrastruktur 
und bilden das Flair e iner besonderen Sehenswür­
digkeit. Der Besucher e rwartet sich das. 

Meine Damen und Herren! Erlauben Sie mir  in  
diesem Zusammenhang einen kleinen Exkurs .  
Das Kulturreferat des Landes Ste iermark organi­
siert seit der Amtszeit des unvergessenen Kultur­
referenten Universitätsprofessor Dr. Hanns Ko­
ren Landesausste l lungen zu unterschiedlichsten 
Themen. Unter den e inzelnen ste irischen Regio­
nen herrscht ein regel rechter  Wettbewerb um 
eine so lche Landesausstel lung - dies aber nicht 
nur deshalb, we i l  das Land auf seine Kosten für 
die Ausstellung ein historisches Gebäude reno­
viert. sondern auch aus dem Grund, we i l  e ine sol­
che Großausstel lung i n  hohem Maße eine wirt­
schaftl iche Belebung des Standortes und auch sei­
ner Umgebung mit s ich br ingt. 

Aus Seminar- und Diplomarbeiten an der Un­
versität Graz und aus e igenen Erhebungen kann 
ich dazu mit e in igen Zah len aufwarten .  I m  
Durchschnitt läßt e i n  Ausstel lungsbesucher min­
destens 200 S im Ausstel lungsort u nd dessen nä­
herer Umgebung zurück,  wobei bei internationa­
lem Publikum oder internationalen Ausstel lun­
gen diese Zahlen noch erheb l ich höher, bis zum 
doppelten und dre ifachen Betrag l iegen .  
10  000 Besucher br ingen bereits 2 Mi l l ionen 
Schi l l ing in eine Region,  bei 1 00 000 Besuchern 
sind es 20 Mi l l ionen Schi l l ing. S ie sehen also d ie 
beachtliche finanziel le Bedeutung e iner gut fre­
quentierten Sehenswürd igkeit oder A usstel lung. 

Ich frage daher: Warum sollte man die meist­
frequentierte Sehenswürdigkeit Österreichs -
das Schloß Schönbrunn  - nicht auch wirtschaft­
l ich besser nutzen? Ich sage aber bewußt "besser 
nutzen" und wehre m ich gegen den Begriff "ver­
markten" . (Bundesrat R a u c h e fl b e r g e r: Ich 
habe auch nicht von Vermarktung gesprochen! Sie 
haben meine Rede niche gehön') Ich habe gesagt: 

Ich verwahre m ich gegen den Begriff "vermark­
ten" . 

Ich habe mir den Bericht des Bautenaussch us­
ses betreffend ein Bundesgesetz über die Grün­
dung einer Schloß Schönbrunn Kultur- und Be­
triebsgesellschaft und auch das vorl iegende und 
vom Nationalrat bereits einst imm ig angenomme­
ne Schönbrunner Schloßgesetz genau angeschaut 
und kann der Begründung des In itiativantrages 
viel Positives abgewi nnen.  Ich zitiere aus der Be­
gründung - wörtl iches Zitat - :  

"Dieses Bundesgesetz soll geeignete privat­
rechtl iche Rahmenbedingungen für den Betrieb 
und die Erhaltung des Schlosses Schönbrunn i n  
Wien schaffen. 

Durch die Ermächtigung zur Gründung einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung sol l  e ine 
Auslagerung des Betriebes des Sch losses Schön­
brunn aus der Bundesverwaltung und damit e ine 
flexiblere Führung ermöglicht werden, um dem 
Gedanken e ines erfolgre ichen Tourismusmanage­
ments unter Wahrung der Anforderungen und 
des Denkmalschutzes zur Erhaltung des Kultur­
denkmales Schloß  Schönbrunn optimal Rech­
nung tragen zu können." - Soweit dieses Zitat. 

Als H istoriker und seit vielen Jahren im Be­
reich des Denkmalschutzes und der Denkmal­
pflege Engagierter unterstreiche ich nochmals d ie 
letzten Worte der Begründung: " . . .  unter Wah­
rung der Anforderungen des Denkmalschutzes 
zur Erhaltung des Kulturdenkmales . . .  " 

Auch ich b itte wünsche mir a) keine zusätzl iche 
historische Ruine und b) auch kein Disney-Land 
Schönbrunn, das hei ßt also Disney-Land mit 
stündl ichen Auftritten e iner Kaiserin Maria The­
resia auf e inem Lipizzaner, gleichzeitig m it Ein­
zug Napoleons i n  den Schloßhof unter den Klän­
gen der Hoch- und Deutschmeisterkapelle, mit  
e isverkaufenden Sängerknaben und singenden 
Weana Madln.  - Das wünsche ich m i r  n icht! 

Auf das vertretbare Maß der besseren wirt­
schaftl ichen Nutzung wird der zu bestel lende ku l­
turhistor isch-touristische Beirat unter dem Vor­
sitz des Präsidenten des Bundesden kmalamtes 
oder sei nes Vertreters gut zu achten haben. Und 
aus Gesprächen m it Vertretern des B undesdenk­
malamtes wei ß  ich auch, daß sie das tun werden .  

Als Positivum anzumerken ist d ie  Aussage auf 
Seite 2 des Berichtes des Bautenausschusses, daß 
ab dem zweiten Jahr der Ausgl iederung Betriebs­
überschüsse von zirka 6 M i ll ionen Schi l l ing, die 
sich bis zum 1 0. Betriebsjahr auf z irka 2S Mi l l io­
nen Sch il ling erhöhen, zu erwarten sind u nd d iese 
Betriebsüberschüsse als Deckungsbeitrag für gro­
ße baul iche Investitionen verwendet werden kön-
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nen. Diese f inanzielle Vorsorge ist bei der Größe 
des Schlosses Schönbrunn sehr wichtig. 

Durch die starke Belastung der Luft mit Schwe­
fel und anderen Schadstoffen,  die durch den Re­
gen wieder ausgewaschen werden und so den be­
kannten "sauren Regen" produzieren ,  haben un­
sere h istorischen Bauwerke, im besonderen die 
ste inernen Architekturteile, in den letzten 40 Jah­
ren mehr Schäden er litten als in  den vergangenen 
400 Jahren. In 40 Jahren  mehr Schäden a ls vor­
her in 400 Jahren! - Ausgenommen natürlich 
Kriegsereignisse. U nd es gibt hier in Wien beste 
Beispiele dafür :  Ich nenne nur den Stephansdom, 
aber auch andere Bauwerke, wo man dieses fast 
tägl iche Wachsen der Schäden beobachten kann. 

Ebenfalls froh bin ich darüber, daß durch die­
ses Gesetz der unentgeltl iche Besuch des Schloß­
parkes, der eine wichtige Erholungslandschaft für 
die Wienerinnen und Wiener darstel lt, nicht be­
rührt wird u nd daß für die Beamten und Beschäf­
tigten der Schloßhauptmannschaft - immerhin 
etwa 1 20 Personen - eine sanfte, kol legiale Lö­
su ng herbeigeführt wird .  Die Vertragsbedienste­
ten werden im Wege der Rechtsnachfolge von der 
Schönbrunn Kultur- und Betriebsgesel lschaft 
übernommen. Die öffentl ich-rechtlichen Bundes­
bediensteten werden  in die B undesbaudirektion 
für Wien, N iederösterreich und Burgen land ein­
gegl iedert. 

Abschl ie ßend und zusammenfassend möchte 
ich folgendes festhalten:  Ich glaube, daß mit die­
sem Sc hönbrunner Sch loßgesetz ein richtiger 
Weg der Verbindung von Kunst und Kultur mit 
dem Tourismus und der Wirtschaft eingeschlagen 
wurde . Ich warte mit I nteresse auf weitere sanfte 
Privatisierungsmodelle und hoffe, daß dieses 
Schönbrunner  Schlo ßgesetz die Erwartungen sei ­
ner Befürworter erfül len wird und daß Sie ,  sehr  
geehrte Damen und Herren des Bundesrates, die­
sem Gesetzesbeschlu ß I hre Zustimmung geben .  
- Ich danke für  Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall 
bei Ö VP und SPÖ. ) 10 .35 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Mag. Gi lbert Trattner. Ich 
erte i le ihm dieses. 

10.35 .. 
B undesrat Mag. G i lbert TraUner (FPO, Tirol) :  

Sehr geehrter Herr P räsident! Sehr geehrte Frau 
Staatssekretär in ! Sehr geehrte Damen und Her­
ren !  Eine Privatisierung für ein Denkmal ist of­
fensichtl ich n icht der richtige Weg, denn in der 
Bevölkerung ist durc h  diese langjährige Diskus­
sion der Eindruck entstanden, daß eben Schön­
brunn als Liegenschaft verkauft werden sol l ,  aber 
im Grunde genommen geht es e igentlich nur um 
eine Privatisierung des Managements.  Da  ist eine 
gewisse Verunsicherung entstanden,  die eigent­
lich nicht notwendig gewesen wäre. 

Bei e iner statischen Betrachtungsweise hätte 
man eigentlich schon früher Ideen der Mitarbei­
ter und Beamten im Schloß Schönbrunn aufneh­
men können. Man hätte zum Beispiel die Ein­
trittspreise an e in  i nternationales N iveau anpas­
sen können , sprich eine Erhöhung der E intritts­
preise von 50 S auf 70 S vornehmen können.  Das 
hätte praktisch einen Einnahmenverlust verhin­
dert, der i n  den letzten Jahren doch immerh in  
63  Mi l l ionen Sch i l l ing betragen hat. 

Minister Schüssel hat dann versucht, e ine Pr i­
vatisierungsidee zu entwickeln ,  und er hat prak­
tisch e ine öffentl iche Interessentensuche im 
.,Amtsblatt zur W iener Zeitung" ausgeschrieben .  
Diese Interessentensuche beziehungsweise d iese 
Ausschreibung wurde relativ ungenau u nd unprä­
zise formul iert. Ein wesentlicher Tei l  für d ie In­
teressentensuche sind ja doch die Adaptierungs­
kosten, und die sind eigentlich n icht richtig be­
schrieben worden. So ist eine ARGE entstanden ,  
die d ie  Beratungen zwei Jahre lang geführt hat. 
Dieser ARGE haben sieben sogenannte Profis an­
gehört: die Kongreß AG, d ie Erfahrung hat  im 
Verwaltungsmanagement, d ie  F i rma Ma­
zur & Co, ein Reisebürounternehmen, der Herr 
Rudi Klausnitzer a ls  PR-Berater, die F irma 00 & 
Co mit Erfahrung im  Cateringbereich, d ie Hof­
burg-Betriebsgesel lschaft, die Bank Austria u nd 
d ie Erste österreich ische Spar-Casse. 

Es wurden also zwei Jahre lang Verhandlungen 
geführt, und bei d iesen zwei Jahren Verhandlun­
gen ist im Grunde genommen nicht das herausge­
kommen, was eigentlich herauskom men hätte so l­
len, und zwar aus dem ganz e infachen Grund:  
Der Herr Wirtschaftsminister ist dann vom Herrn 
Finanzminister wieder zurückgepfiffen worden.  
Heute beschl ießen  wir praktisch einen Notaus­
gang aus dieser zweijährige n  Debatte. 

Ich möchte dazu sagen: Auch die Freiheitl iche 
Partei wird diesem Gesetzesbeschluß zustimmen, 
und zwar aus dem ganz einfachen Grund: Es han­
delt sich h ier um e ine Privatisierung des Manage­
ments , das eigentl ich in der Hoheitsverwaltung 
nichts mehr verloren hat. 

Aber zwei Pu nkte wären doch noch anzu­
schneiden ,  und zwar: Es geht dabei um eine Pri­
vatisierung, und bei dieser Privatisierung wi l l  man 
praktisch steuerschonend arbeiten.  Es ist m i r  
schon k lar, daß de r  Eigentümer der Bund ist, aber 
man sollte auch da privatwirtschaftl iche Richtl i ­
nien anwenden . D ie Umgründungskosten so l lten 
steuerl ich genauso behandelt werden, wie das i n  
der Privatwirtschaft der Fall  ist. 

Der zweite Punkt - dieser wurde ja bereits i n  
der Debatte im Nationalrat erwähnt - :  Man m u ß  
eine Besucherbeschränkung festlegen.  E s  geht 
n icht an , daß U nmengen von Leuten dort h inge­
hen. Es gibt heute schon die Probleme in den 

552. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)24 von 90

www.parlament.gv.at



H u ndesrat - 552. Sitzu ng - 9. April 1 992. 26 1 03 

Mag. Gilbert Trattner 

Schigebieten - n icht nur i n  Tiro l ,  sondern auch 
in anderen Bundesländern - ,  wo wir praktisch 
schon gezwunge n  sind, den Strom der Schifahrer 
in best immte Geb iete zu beschränken, da sonst 
die Unfal lgefahr für einzelne Sporttreibende zu 
groß wird. Und genauso ist es beim Schloß 
Schönbrunn:  Es geht nicht, daß dort Unmengen 
von Menschen zum gleichen Zeitpunkt h ine inge­
lassen werden, sondern es muß e ine Beschrän­
kung eingefü hrt werden - auch zum Schutz der 
Denk mäler .  Es hat ja auch keinen Sinn, wenn 
massenweise Leute dort drinnenstehen u nd ei­
gentl ich keinen Zugang zu den echten Sehens­
würdigkeiten haben. 

Aber ich glaube, d ieser Punkt wird auch e inmal 
geregelt werden ,  und aus diesem Grunde stimmen 
wir Fre iheitl ichen ebenfalls diesem Gesetzesbe­
sch luß  zu . - Danke. (Beifall bei der FPÖ. ) J ()39 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Erich Farthofer. Ich erte i le 
ihm d ieses. 

!()39 
Bundesrat Erich Farthofer (SPÖ, Niederöster­

reich):  Sehr verehrter Herr P räsident !  Frau 
Staatssek retärin !  Geschätzte Damen und Herren !  
- Herr Kollege Trattner !  Mir  war bis jetzt unbe­
kannt, daß das Schloß Schönbrunn mit Sch iern 
besucht w ird. - Aber b itte , das dürfte sich bei 
den Freiheitl ichen noch n icht herumgesprochen 
haben .  

I ch  w i l l  aber feststellen und gebe Ihnen recht, 
daß die P roblematik . . .  

Ich kann e igent l ich  unterbrechen . Ich brauche 
ihm keine Antwort zu geben.  Er hat es für not­
wendig gefunden,  e ine Wortmeldung durchzu­
führen, u nd dann verläßt er das Plenum. Das do­
kumentiert halt wieder e inmal, wie "wichtig" d ie 
Kollegen von der Freihe it l ichen Partei das Forum 
Bundesrat nehmen, wenn.gleich s�� es immer kri­
tisieren .  (Beifall bei SPO und O VP. ) Aber ich 
würde bitten ,  ihm das auszurichten .  (BundesraL 
[ng. P e  n z: Vielleicht gibt es l�'ieder eine Grund­
salzrede vom Parteiobmann!) Das könnte sein,  
aber da werde i c h  wieder das Plenum verlassen.  

Geschätzte Damen und Herren !  Das Problem 
Schönbrunn wurde, wie mein Vorredner, Kollege 
Rauchenberger ,  sehr deutl ich ausgeführt hat, 
zwei Jahre lang d iskutiert, ei ngehend d iskutiert. 
Aber es zeigt sich - dies war bereits bei m  Tier­
garten Sc hönbrunn-Gesetz vom Ju l i  1 99 1  der 
Fall - ,  daß doch einige Erfo lge aufzuweisen sind. 

Nun wird durch den vorl iegenden Besch luß  des 
Nationalrates auch hinsichtl ich des Schlosses 
Schönbrunn d ie Möglichkeit  gegeben, durch gute 
Konzepte und gute Lösungen Erfolge zu erzielen. 
Das Sch lo ß  Schönbrunn ist nicht nur für d ie Stadt 
Wien, sondern auch für ganz Österreich von tou-

ristisch wichtiger Bedeutung. Ja ich behaupte so­
g.ar, es ist die wichtigste touristische Attraktion 
Osterreichs. Die Besucherzahlen dokumentieren 
dies ja sehr eindeutig. 1 988 gab es 1 ,4 Mi l l ionen 
Besucher, 1 989 1 ,6 Mi l l ionen Besucher. D ie Spit­
ze war 1 990 mit 1 ,7 Mi llionen Besuchern. Ein 
leichter Rückgang auf 1 ,5 Mi l l ionen Besucher 
war im Jahr 1 99 1  zu verzeichnen: dies ist sicher­
l ich auf d ie Golfkr ise zurückzuführen .  Diese 
Zah len zeigen sehr deutlich die Bedeutung des 
Schlosses Schönbrunn für den österreichischen 
Tourismus, aber auch das starke Interesse am ku l­
turh istorischen Wert dieses Sch losses. 

Daß in Österreich der Tourismus der wichtigste 
Wirtschaftszweig ist, braucht nicht extra erwähnt 
zu werden. Ein großer Tei l  unseres Wohlstandes 
ist sicherlich auf diesen Bereich zurückzuführen. 
Deshalb kann es nur gut und recht sein ,  dieses 
Kulturjuwel Österreichs besser zu nutzen. D ie 
touristische N utzung war b is jetzt n icht  optimal .  
Ich verweise auf die zwei  Jahre dauernden Bera­
tungen und Verhandlungen über  einen Betreiber­
vertrag. Daher ist es ganz wichtig, Konzepte und 
Lösungen zu finden, die d ie Bausubstanz als Kul­
turgut erhalten ,  aber wodurch auch gesichert ist, 
daß Erholungssuchende und Touristen weiterhin 
das Kulturdenkmal Schönbrunn besuchen kön­
nen. 

Eine Wirtschaftl ichkeitsprognose der Finanzie­
rungsgesel lschaft prognost iziert im ersten Jahr e i­
nen Verlust von 2 ,5 Mi l lionen Schi l l ing, im zwei­
ten und dritten Jahr aber bereits einen Gewinn 
von 6 Mi l l ionen Schi l l i ng und im zehnten Jahr 
e inen Gewinn bis zu 25 Mil l ionen Schi l l ing. -
Das sind sicherlich sehr wichtige Einnahmen im 
Hinblick auf weitere bauliche Maßnahmen in  be­
zug auf das Schloß Schönbrunn. 

Ein ganz wesentlicher Punkt d ieses Gesetzes ist 
d ie Tatsache, daß die Parkbesucher auch weiter­
h in ,  ohne Eintrittsgeld zu bezahlen, die Garten­
anlagen besuchen können.  Ich unterstreiche das 
besonders, denn der Garten ist nicht nur für die 
internationalen Touristen ein Erholungszentrum, 
sondern vor al lem ein bel iebtes Ausflugsziel der 
Wienerinnen und Wiener. 

Ein weiterer wichtiger Faktor ist auch, daß die 
Bediensteten der Sch loßhauptmannsc haft in die 
Bundesbaudirektion Wien übernommen werden ,  
sodaß es  so zu keinen sozialen Härten für  diese 
Kolleginnen und Kollegen kommt. 

Geschätzte Damen und Herren!  Diese Art von 
Organ isationsprivatisierung ist ein erster ,  aber 
ganz wichtiger Ansatz, um zukünftige gute und 
effiziente Lösungen für das Schloß Schönbrunn  
herbeizuführen, und w i r  von der SPÖ-Fraktion 
werden daher diesem Gesetzesbeschlu ß  unsere 
Zustimmung erteilen. (Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 
10.44 
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Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Dr .  Manfred Mautner Mark­
hof. Ich erteile ihm dieses. 

I IJ...!" 
Bundesrat Dr. h.c. Manfred Mautner Markhof 

(ÖVP, Wien) :  Herr Präsident! Frau Staatssekretä­
rin! Hoher B undesrat! Die Ermächtigung des 
Bundesministers für wirtschaftl iche Angelegen­
heiten zur Gründung einer Gesel lschaft mit be­
schrän kter Haftung ermöglicht e ine Auslagerung 
des Betriebes Schloß Schönbrunn aus der Bun­
desverwaltung und damit eben eine wesentlich 
flexiblere F ühru ng. D ie privatrechtliche 
Ges.m.b .H . ,  die den Betrieb, die Erhaltung und 
die Verwaltung von Tei lbereichen der Schloßan­
lage übertragen bekommt, bef indet sich aber 
trotzdem zu 1 00 Prozent in Eigentum des Bun­
des. Ich glaube, es ist ganz  wichtig, darauf hinzu­
weisen, denn in den ganzen vorhergehenden De­
batten wurde es immer wieder i n  den Raum ge­
ste i lt ,  a ls würde man bei einer Privatisierung von 
Schönbrunn Tei le überhaupt zum Kauf anbieten. 
Aber es war ja immer nur - und das ist ja auch 
schon ausgeführt worden - von der Führung die 
Rede und von nichts anderem. 

Umso wichtiger scheint  es uns daher zu sein,  
die touristischen Attrakt io nen ersten Ranges -
und um eine solche handelt es sich beim Schloß 
Schönbrunn ,  das im Vorjahr 1 ,7 M il l ionen Besu­
cher aufwies - optimal zu nützen,  denn auf die­
sem Wege lassen sich Einnahmsquellen erschl ie­
ßen ,  die letztl ich der Erhaltung zugute kommen. 

Betrachtet man aber nun das vorl iegende Zah­
lenmaterial über die Besucher von Schönbrunn 
und kommt dabei zur Festste l lung, daß die Ein­
nahmen des B undes derzeit  bei durchschnitt l ich 
35 S bis 40 S pro Besucher liegen, dann kann man 
sicherlich noch nicht von optimaler Nutzung 
sprechen.  

Meine Damen und Herren !  Es ist  kein Geheim­
nis, daß in  Sachen Attraktivitätssteigerung gerade 
in Schönbrun n  große Möglichkeiten gegeben 
sind. Ich möchte in diesem Zusammenhang etwa 
die wirtschaft l iche und touristische Infrastruktur 
erwähnen, d ie ja n icht unbedingt den gegebenen 
Anforderunge n  entspricht .  Man denke in diesem 
Zusammenhang beispielsweise an den gastrono­
mischen Bere ich ,  der in der gesamten Anlage 
deutlich unterrepräsentiert ist, und auch das kul­
tUl'el le Angebot läßt derzeit - gemessen an den 
vorhandenen Möglichkeiten - doch noch ziem­
lich zu wünschen übrig. Schon aus diesen Grün­
den ist die Entsc heidung,  nun ein flexibles und 
professionel les Management einzusetzen, durch­
aus sinnvol l  und richtig. 

Außerdem bedeutet die Errichtung der Schloß 
Schönbrunn  Kultur- und Betriebsgesel lschaft 
n icht zuletzt eine Lichtung im bisherigen Kompe-

tenzdschunge l, denn bis dato faHen der Betrieb 
und die Erhaltung Schönbrunns in den Kompe­
tenzbereich von nicht weniger  als vier M i niste­
rien: Es sind dies das Wirtschafts-, das W issen­
schafts-, das Landwirtschafts- sowie das F inanz­
ministerium.  Was derartiges in  der Praxis bedeu­
tet, brauche ich Ihnen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, wohl n icht näher zu erläu­
tern. 

Es gab und gibt auch kritische Stimmen,  die 
befürchten ,  e ine bessere Vermarktung Schön­
brunns führe zur Zerstörung dieses bedeutenden 
Ku lturguts. Also es sind ja, wie wir eben auch ge­
rade gehört haben, Befürchtungen in Richtung 
D isney-Land geäußert worden u nd so weiter. -
Daß dem also keinesfalls so ist, dafür sorgen 
schon aHein die Auflagen des Denkmalschutzes. 

Im vorliegenden Gesetz wird zudem festgehal­
ten,  daß im Gesellschaftsvertrag unter anderem 
e in  kulturh istorisch-touristischer Beirat als bera­
tendes Organ der Gesellschaft vorzusehen ist. Als 
Vorsitzender des Beirats ist der Präsident des 
B undesdenkmalamtes beziehungsweise dessen 
Vertreter zu beste llen.  Also ich glaube, daß da ein 
echter Riegel vor etwaige Auswüchse geschoben 
wurde. 

Meine Damen und Herren !  Es versteht sich von 
selbst, daß bei jeglichen Maßnahmen auf die ar­
ch itektonischen Begebenheiten sowie den opti­
schen Gesamteindruck der Anlage Rücksicht ge­
nomen werden muß. 

Erlauben Sie mir daher an d ieser Stelle einen 
k le inen persönlichen Hinweis: Es ist  heute schon 
darauf hingewiesen worden, daß es - auch mei­
ner Ansicht nach - kein Nachtei l  wäre, auch den 
außerhalb des Schloßkomplexes l iegenden P latz 
dem Ensemble entsprechend herzurichten .  Der­
zeit kann man nämlich d iesen n icht gerade als 
"Augenweide" bezeichnen . 

Aber, um auf die Schloßan lage zurückzukom­
men: Natürlich ist bei der Schaffung neuer Besu­
cherattraktionen, welcher Gestalt sie auch i mmer 
sei n  mögen.  n icht zuletzt darauf Bedacht zu neh­
men, daß im Gebäudekomplex auch Wohnpartei­
en leben .  Allfällige Ängste bezüglich ausufernder 
Besucherströme in der Zukunft - solche Be­
fürchtungen wurden im Zusammenhang mit der 
besseren Präsentation Schönbrunns mancherorts 
geäu ßert - scheinen unbegründet zu sein .  
Schönbrunn ist ja  schon heute der  Touristenan­
ziehungspunkt Nummer eins in  Österreich. 

Ziel einer entsprechenden Vermarktung ist 
demzufolge auch nicht in erster L in ie eine Steige­
rung der Besucherzahl ,  vielmehr  sol l  - da stim­
me ich mit meinem Vorredner überein - dem 
Besucher durch zusätzl iche E inrichtungen die 
Möglichkeit geboten werden, mehr Ausgaben zu 
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tätigen, wenn ich das vielleicht e in  bißchen salopp 
formuLieren darf. 

Damit komme ich auch zu e inem wesentlichen 
weiteren Vortei l  der geplanten rechtlichen Kon­
struktion zu sprechen. Durch d ie  Ausgl iederung 
aus der Bundesverwaltung fl ießen d ie E innahmen 
des Betriebes nämlich in Zukunft nicht mehr in 
den Bundesbudgettopf, sondern werden aus­
schl ießl ich dem Betreiber und damit Schönbrunn 
zugute kommen. Höhere Einnahmen s ind für die 
InstandhaLtung Schönbrunns mehr  als notwendig. 
Schätzungen gehen davon aus, daß im Schloßbe­
reich innerhalb der nächsten 1 0, 1 2  Jahre ein In­
vestitionsaufwand von ungefähr e iner halben Mil­
l iarde Sch i l l ing erforderl ich se in  wird .  

Ein ige Anmerkungen möchte ich auch zu den 
i m  Zuge der Schönbrunn-Privatisierungsdiskus­
sion aufgetauchten M ißverständnissen, Vorurte i ­
len und Fehl interpretationen machen. Viele Men­
schen wurden eben veru nsichert, wei l  zuweilen 
der Eindruck vermittelt wurde, eine Privatisie­
rung Schönbrunns bedeute, daß etwas von Schön­
brunn verkauft werde. - Die Privatisierung be­
traf und betrifft i n  diesem Zusammenhang natür­
l ich - und ich kann das n icht oft genug wieder­
holen nur d ie Führu ng, d ie nac h 
privatwirtschaftlichen Gesichtspunkten agieren 
so l l .  

Überzogen wirken auch jene Befürchtungen, 
wonach e ine private Betre ibergesel lschaft mehr 
oder wen iger rücksichtslos d ie vorhandene Sub­
stanz genützt hätte und der Erhaltung des Schlos­
ses Schönbrunn nicht die notwendige Aufmerk­
samkeit be igemessen hätte. - Ich meine, daß 
kein Betreiber I nteresse daran gehabt hätte, die 
Basis sei nes Geschäftes selbst zu  zerstören .  Aber 
die Tatsache, daß sich d ie Ges. m.b .H.  nunmehr 
ohnedies zu 1 00 Prozent im B undesbesitz befin­
det, wird auch die Träger vorhin erwähnter Be­
fürchtungen - wie ich hoffe - beruhigen .  

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Bau­
denkmäler bedürfen - egal ,  ob sie gen ützt wer­
den oder n icht - einer gewissen Instandhaltung, 
will man diese n icht dem Verfa l l  preisgeben. An­
ders als beim Umweltschutz - die Natur kann 
sich ja wieder selbst regenerieren,  wenn  man sie 
n u r  halbwegs in Ruhe läßt - erfordert Denkmal­
schutz ständige und auch kosten intensive Maß­
nahmen se itens der Menschen. 

Hohes Haus! Ich möchte damit auch schon zum 
Abschluß meiner Ausführungen kommen und sa­
gen: Freuen wir uns, daß so viele Besucher aus 
dem In- und Ausland größtes Interesse am Schloß 
Schönbrunn. e inem der bedeutendsten Wahrzei­
chen Wiens, bekunden. Ich bin sicher, daß einer 
maßvollen und gut durchdachten Steigerung der 
Attraktivität durchaus v iele posit ive Aspekte ab­
zugewinnen sind. 

Die Gründung der Sch loß  Schönbrunn Kultur­
und Betriebsgesellschaft ist daher e ine wesentl i ­
che Voraussetzung für e ine effizientere tourist i­
sche Nutzung des Schlosses nach privatwirtschaft­
lichen Kriterien .  - Daher erheben wir von der 
ÖVP keinen Einspruch gegen die��n Gesetzes�.e­
schluß.  - Ich danke. (Beifall bei O VP und SPO.) 
I n.52 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Albrecht Konecny . Ich ertei­
le ihm d ieses. 

1 11.52 .. 
Bundesrat Albrecht Konecny (SPO, Wien) :  

Herr Präsident! Frau Staatssekretär in !  Meine Da­
men und Herren !  Was wir heute zu behandel n  
haben und wogegen ganz offensichtlich kein Ein­
spruch erhoben werden wird. ist e ine Gesetzes­
vorlage, die um eine gute Klasse besser ist als sei ­
ne  Vorgeschichte. 

Die Vorgeschichte - es sind schon einige Red­
ner darauf eingegangen - war in vie lfacher Hin­
sicht e ine traurige, e in unzulängl ich 
unternommener Versuch .  

Dabe i habe i ch  n icht d ie  Absicht, Schuld zuzu­
teilen: ob das jetzt in  der Schuld des Ressorts lag 
oder in der Schu ld jenes unsägl ichen Rechtsbera­
ters des Min isteriums, der offensicht l ich  ein ge­
nauso "erfolgreicher" Rechtsanwalt wie Spitzen­
kandidat ist - ich meine den Herrn Wi l le. 

Es hat sich ganz einfach gezeigt, daß es sehr  
viel leichter ist , kleine Broschürchen unter dem 
Titel "Mehr privat - wen iger Staat" zu verfassen ,  
als energisch u nd zie lstrebig tatsächl ich e ine auf­
gabengerechte Gl iederung bisher staatl icher und 
- wie auch ich meine - fälschlicherweise staatl i­
cher Aufgaben in Angriff zu nehmen. Das ist d ie 
Vorgeschichte, und die Vorgeschichte ist  traurig, 
entwürd igend und wurde der Sache n icht gerecht .  
Es ist das e ine Vorgesch ichte der U nzu länglich­
keit. 

Es ist dann - und darüber haben wir uns zu 
unterhalten - gelu ngen, d iesen gordischen Kno­
ten der selbstverschu ldeten Verwirrung zu durch­
schlagen .  Es ist  möglich geworden ,  einen anderen 
Zugang zu finden. Mit der Schaffung dieser Be­
triebsgesellschaft ist sicherlich ein Weg einge­
schlagen worden , der erfolgversprechend ist und  
der - wie i ch  meine - auch modellhaft ist. 

Schönbrunn ist sicherlich ein nationales Mon u­
ment besonderer Art und Weise. Es ist vieles zu  
den Möglichkeiten, d ie dort bestehen ,  hier gesagt 
worden .  Ich gestatte mir ,  zwei Anmerkungen zu  
machen.  

Das e ine ist. daß es sicherlich r ichtig und not­
wendig ist. die Besucherströme zu steuern. Aber 
das wird wohl  nur möglich sein, wen n  es neben 
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den historischen Schauräumen ein entsprechen­
des museales Angebot gibt - eine Methode, d ie 
bei vielen vergleichbaren Sehenswürdigkeiten an­
gewendet wird, einige Spitzenexponate durchaus 
auch einmal aus ihrem h istorischen Zusammen­
hang herauszunehmen, unter besseren k l imati­
sierten Bedingungen - Sie verstehen davon mehr 
als ich, aber ich glaube, wir sind uns in diesem 
Punkt e in ig - sachgerecht und auch gut sichtbar 
zu präsentieren, was im Lebenszusammenhang 
und im h istorischen Zusammenhang, wie sie heu­
te in  den Schauräumen präsentiert werden,  nicht 
immer in vo l lem Umfang gegeben ist. 

D ie zweite Anmerkung, die ich in diesem Zu­
sammenhang machen möchte, ist eine, von der 
ich wei ß, daß das weit in d ie Zukunft reicht, in 
e in  ganz anderes Ressort hineinreicht, aber. defoI­
noch nicht vergessen werden sol lte: Wenn SIe dIe 
Drucksorte , die d ie heutige Vorlage enthält, wirk­
lich gelesen haben - aber Sie brauchen es eigent­
l ich n icht zu lesen ,  Sie brauchen es nur umzudre­
hen - ,  sehen Sie dort einen Plan der Gesamtan­
lage. Aus d iesem Plan der Gesa�tanlage ge�t für 
uns al le und vor al lem für u ns Wlener a ls Ennne­
rung hervor, daß das Territorium der Maria-The­
resien-Kaserne Bestandtei l  des Schloßparkes 
Schönbrunn ist. Das ist eine im wahrsten Sinn des 
Wortes h istorische Grundbuchsanmerkung, d ie 
ich nicht i n  Vergessenheit geraten lassen möchte. 
Bei den vielen Überlegungen, die es über den 
Grundstückstausch ,  die Neugliederung der Kaser­
nen in Wien und all das gibt, sol lten wir n icht 
vergessen, daß es da ein wichtiges Stück Grünland 
gibt, das he ute zuasphaltiert ist, �ie jede:. w.ei ß, 
der die Kaserne kennt, auf dem ell1e u nsaghche 
Bausubstan z  steht, die, wenn man einmal von der 
Gloriette i n  die andere Richtung schaut, deutlich 
macht, daß dort etwas abgeschni tten wurde, was 
uns allen gehört, was im besonderen den Wienern 
gehört. 

Wenn wir in dem heute zugänglichen Tei l  des 
Parks Schönbrunn h insichtlich der tatsäch l ichen 
Nutzbarkeit der Grünflächen Beschränkungen 
unterworfen sind, die sich aus der historischen 
Gartengestaltung ergeben, dann ist dazu zu sagen ,  
daß  d ieser ehemalige Fasangarten auch d ie  Platz­
reserve wäre, um eine bevö lkerungsfreundl ichere 
Gartengestaltung zu ermöglichen. Ich wollte das 
hier  sagen, n icht deshalb, wei l  es in einem ursäch­
l ichen Zusammenhang mit der heutigen Vorlage 
steht, sondern weil es ein wichtiges Anl iegen ist, 
an das in rhythmischen Abständen erinnert wer­
den sol l .  (Bundesrat Ing. P e  n z: Sie wollen mit 
der Privatisierung des SchLosses gleichzeitig die 
Kaserne schließen.' Sie können es ja deutlich auch 
sagen!) Selbstverständlich will ich das! leh habe 
das deutlich gesagt! Ich habe gesagt: Diese Druck­
sorte erinnert uns durch ihre Planbei lage daran,  
daß - unbeschadet e iner zwischenzeitlichen Nut­
zung - d as Kasernenareal Bestandteil des Schön-

brunner Schloßparks ist, der. ehemalige Fasangar­
ten. Wie immer jetzt d ie  Uberlegungen sind -
das ist ja ein großräumig angelegtes Konzept, das 
noch vieler Diskussionen bedarf - :  Ich glaube, 
daß diese Grünfläche der Wiener Bevölkerung 
zurückgegeben werden sol lte. (Beifall bei der 
SPÖ. ) 

Meine Damen und Herren !  Lassen Sie mich am 
Schluß nur noch einmal auf den Beispielcharak­
ter dieser Regelung zurück kommen. Es gibt in 
i nternationalem Rahmen e ine Fül le von nicht 
ganz identischen Organisationsformen, die im­
mer darauf aufbauen , da ß das touristische und 
ku lturel le Potential des h istorischen Erbes opti­
mal, flexibel und marktor ientiert genützt wird -
ganz egal , ob es sich um Gebäude handelt, die in 
öffentl ichem oder in privatem E igentum stehen. 
Die großen Vorbi lder, wie etwa der britische Na­
tional Trust, wovon wir ja nur  träumen können, 
der sich im öffentlichen Bereich bewegt, der aber 
in seiner Vermarktungsstrategie eine Flexibil ität 
und Ingenuität aufweist, um die i hn  viele private 
Unternehmer beneiden könnten, sol lte uns h ier  
immer als Ziel - wo uns ein b ißehen d ie Basis 
dafür fehlt, aber als Ziel - vorschweben, wei l  ich 
glaube, daß es ein wirkliches Versäumn is der Re­
publik ist. - Nicht eines, das jetzt sichtbar gewor­
den ist, n icht eines, das e iner bestimmten Regie­
rung oder einer Partei anzulasten ist, aber allein 
das Sprach liche ist ja hier schon ein b ißehen ver­
räterisch .  Wenn wir es geschafft haben, in 74 Jah­
ren eine Dienstste lle, die ja schl ieß l ich  ursprüng­
lich eine ganz andere Aufgabe hatte , nämlich die 
Organisation des kaiser l ichen Haushaltes im 
Sommerhaus zu bewerkstel ligen,  und zwar die 
Schloßhauptmannschaft, n icht loszuwerden ,  zu­
mindest einmal semanti sch ,  und wir es ja gleich­
zeitig schaffen,  eine Burghauptmannschaft im­
mer noch zu haben für d ie Stammeinrichtung, 
dann ist das keine (Bundesrat Dr. h .c. Mautner 
Markhof lächelt) - nein, Herr Kollege - Attacke 
gegen schöne a lte Namen.  Mich verbindet mit der 
Bur<Jhauptmannschaft e iniges. - Aber es zeigt 
das deutlich,  daß wir einfach n icht begriffen ha­
ben. welches Potential da drinnenl iegt, welche 
Möglichkeiten bestehen . 

Das drückt sich nicht i m  Sprach lichen aus, aber 
wir müssen dieses Eigentum der Republ ik so nüt­
zen, daß es d ieser Republ ik ,  d iesem Land ein Ma­
ximum an Vorteilen in jeder Hinsicht br ingt. Die­
ses Gesetz ist ein Versuch in d iese Richtung, und 
wenn d ieser Versuch so a usgeht, wie es zu erwar­
ten ist, dann sol lten wir ihm auch den Vorbi ldcha­
rakter zusprechen, den ich mir erwarte. (Beifall 
bei SPÖ und Ö VP. ) ! I .O! 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Ing. Johann Penz. Ich erteile 
ihm dieses. 
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1 I  .VI 

Bundesrat I ng. Johann Penz (ÖVP, N ieder­
österre ich) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Frau 
Staatssekretär !  Meine seh r  geehrten Damen und 
Herren !  Herr Bundesrat Konecny hat gemeint. 
daß die Vorgesch ichte zu d iesem Gesetz traurig 
und entwürdigend sei. Ich gebe i hm in  d iesem 
Fall sogar recht (Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: 
Bravo.') , denn nicht umsonst hat der Rechnungs­
hof festgeste l lt ,  daß 640 Mil l ionen Schi l l ing feh­
len, die notwendig wären,  sie in den nächsten 
zehn Jahren zu i nvestieren. um d ieses Juwel, von 
dem Sie gesagt haben, daß es für Österreich und 
insbesondere für Wien wichtig sei ,  zu erhalten.  

Ich gebe Ihnen deswegen recht, Herr Kollege 
Konecny, wei l  Sie tatsächl ich den Nagel auf den 
Kopf getroffen haben. Durch die bisherige Orga­
n isation war es nicht möglich. die notwendigen 
Rück lagen und d ie notwendigen E innahmen zu 
erwirtschaften ,  um d ieses Juwel zu erhalten. Es 
bed urfte der In i tiative e ines Bundesmin isters Dr. 
Schüssel ,  der nunmehr die Weichen ste l len konn­
te und gestel lt hat (Bundesrat K 0 n e C n y: Der 
aber entgleist ist, und H,'O der Finanzminister die 
Lok �·.;ieder auf das Gleis zurückgeholt hat.' ) ,  da­
mit sichergestel l t  ist, daß wir nicht nur d iese rund 
70 Mi l l ionen Sc hi l l ing, d ie ,  wie wir jetzt gehört 
haben, jährlich an Defizit im Schloß Schönbrunn 
entstanden s ind , ega l isieren,  sondern daß wir im 
Gegentei l  sogar ein positives Ergebnis haben und 
dam it in der Lage sind, d iese für Österreich so 
bedeutende kulturel le und kunstgeschichtlich 
trächtige Baul ichkeit zu erhalten .  Ich Klaube 
auch, Herr Kollege Konecny, daß es für Oster­
reich traurig und entwürd igend war, e ine Institu­
tion zu haben, d ie n icht in der Lage war, nach 
betriebswirtschaftl ichen Gesichtspunkten zu ar­
beiten .  (Vizepräsident Dr. S c  h a  m b  e c k  über­
nimmt den Vorsitz. ) 

Ich b in  auch dankbar dafür, daß S ie d ie Frage 
des von Dr. Schüssel beschäftigten Anwaltes, Dr. 
Wil le, angesprochen haben.  Natürlich ist es mehr 
als polemisch ,  wen n  Sie sei ne Q ual ifikation als 
Anwalt in Frage stel len.  (Bundesrätin Dr. 
K a r  l s s o  n: Nicht als Anwalt. als Ö VP-Ob­
mann.') Frau Kollegin, Sie waren n icht immer da, 
als Kollege Konecny referiert hat. (Bundesrat 
K 0 n e C n y: Wenn Sie meinen, daß das eine Ab­
qualifizierung war, dann sagen das Sie.') Er hat 
wortwörtlich gesagt, daß er auch seine Qualifika­
tion als Anwalt in Frage stellt .  Dr. Wil le hat je­
doch in vielfacher Weise durch Erkenntnisse des 
Verfassungsgerichtshofes auch für die Wiener, 
insbesondere aber für die österreichische Bevöl­
kerung Beisp ielhaftes geleistet, und dafür sol lten 
wir ihm dankbar sein .  (Bundesrätin Dr. K a r  l s -
s 0 n: Ja, beim Pensionsanfallsaller hat er eine Ent­
scheidung gegen die Frauen herbeigefühn.') 

Meine Damen und Herren! Sie a l le können 
nach lesen, was diese Vertragsentwürfe gekostet 
haben, mit deren Ausarbeitung Dr. Wil le befaßt 
wurde , und zwar zu e inem Zeitpunkt, z u  dem er 
noch n icht Spitzenkandidat der Wiener ÖVP war. 
Das war kostengünstiger - das wurde, b itte, auch 
in mehrfacher Weise bestätigt - ,  als wäre jemand 
anderer damit beauftragt worden. 

Ich muß auch Kollegem Rauchenberger e iniges 
sagen ,  der in Zitierung der Zeitung "Cash flow" 
- er hat das also n icht selbst formul ie rt, sondern 
hat Anleihe genommen bei einer Ze itung - ge­
meint hat: Außer Spesen n ichts gewesen!  Ich 
glaube, daß alle Wortmeldungen heute in mehrfa­
cher Weise aufgezeigt und dokumentiert haben ,  
daß diese Organisationsprivatisierung notwendig 
war - auch Bundesrat Dr. Mautner Mark hof hat 
das treffend gesagt -, weil ja bisher vier Min iste­
rien notwendig waren ,  um d ie Verwaltung durch­
zuführen, und nunmehr eine Vere infachung er­
fo lgen  sol l ,  womit auch garantiert und gewährlei­
stet ist, daß dieses Schloß aus eigenen M itte ln  er­
halten werden kann.  Auch Dr. Mautner Markhof 
- ich darf ihn zum zweiten Mal zitieren - hat 
gemeint, e ine solche Bausubstanz braucht auch 
ausreichende Geldmittel für die Erhaltung. 

Ich glaube, Bundesmin ister Dr. Schüssel hat 
bereits 1 983 den richtigen Weg beschritten ,  als er 
gesagt hat, wir brauchten eine Begrenzung der öf­
fentl ichen Aufgaben, der Staat habe andere Ver­
pflichtungen, a ls Verwaltungen durchzuführen . 
Wir sol lten den Staat i n  seinen ursäch l ichen Auf­
gaben stärken und all das , was private Organ isa­
tionen besser und günstiger machen können, d ie­
sen privaten Organisationen zuordnen .  Und das 
ist mit d ieser Vorlage sicher auch der Fal l .  

Herr Kollege Rauchenberger !  I ch  wundere 
mich schon über Ihre Auffassung, denn es gibt ja 
auch e ine Broschüre der Arbeiterkammer mit 
dem Titel " Wem gehört Österreichs Wirtschaft?" ,  
i n  der  ebenfa l ls festgehalten i s t  - ich glaube. man 
kann alles andere unterstellen, aber e ines nicht: 
daß Dr. Schüssel einen direkten Zugriff auf die 
Publ ikationen der Arbeiterkammer hat - ,  daß 
Privatisierungen, die in Österreich durchgeflihrt 
wurden, auch dazu geführt haben,  daß Teilberei­
che der öffentlichen Wirtschaft effiz ienter ver­
waltet und geführt werden .  

Die Liste al l  der  Privatisierungen, der  Aktivitä­
ten ,  der Initiativen, d ie Dr. Schüssel gesetzt hat, 
ist beispielhaft. S ie s ind sehr effizient. Denken Sie 
beispielsweise (Bundesrat Dr. K a p r a  l: Ver­
kehrsbüro.') an das Verkehrsbüro. Herr Dr.  Ka­
pral, Sie haben vollkommen recht. Welche Dis­
kussionen hat es vorher um d iese Pr ivatisierung 
gegeben !  Welche emotionalen Diskussionen wur­
den d iesbezügl ich geführt !  Welche Unterstel lun­
gen hat es i n  d iesem Bereich gegeben !  Tatsächl ich 
ist es nunmehr so - wir können das heute sagen 
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- ,  daß diese österreich ische Institution, die i nter­
nationalen Ruf hat, heute in der Lage ist, die Tou­
ristenströme n icht nur besser zu organisieren, 
sondern auch durch die Zinsen aus dem Ver­
kaufserlös für den österreich ischen Staat mehr 
here inzubringen als jemals zuvor. Ich glaube, Sie 
al le w issen schon,  daß wir i n  der Zwischenzeit um 
24 Prozent mehr Gewinn haben. 

Die Privatisierungen des Dr. Schüssel lassen 
sich fortsetzen mit den Überlegungen zur Donau­
wasserstraßengesellschaft. Desgleichen steht heu­
te das Maß- und Eichgesetz zur Beschlußfassung 
an, in welchem es auch darum geht, e ine Deregu­
l ierung herbei zuführen. 

Wir haben,  Herr Kollege Rauchenberger, e ine 
seh r intensive Diskussion um die Frage des Tier­
gartens in Schönbrunn geführt. Es wurde diesbe­
züglich durch e in  neues Gesetz eine moderne Or­
ganisationsstruktur geschaffen, und wir sehen 
heute, daß auch ein entsprechender Zulauf da ist . 
Es wurden Möglichkeiten zur privaten Initiative 
eröffnet, wie sie beispielsweise auch i n  bezug auf 
andere Tiergärten bestehen, indem sich Vereine 
bilden, d ie d iese Institutionen finanziell unter­
stützen .  

I ch  glaube, das ist der richtige Weg. Auch die 
Überlegungen ,  d ie heute bereits in der Fragestun­
de von Bundesminister Schüssel angesprochen 
wurden - ich denke da etwa an die Neuorganisa­
tion der Bundesstraßenverwaltung, aber auch an 
die Verhandl ungen über die Bundesimmobi l ien­
gesellschaft - ,  sind zie lführend und gehen in  die 
richtige Richtung. 

Alles in  al lem können wir sagen, daß mit diesen 
Initiativen des zuständ igen RessortIeiters, Bun­
desminister Dr. Schüssel ,  etwa 400 Dienstposten 
eingespart werden konnten . Das sol lten wir  in  
diesem Zusammenhang auch erwähnen. Und al­
len Beamten, die da mitgearbeitet und konstruk­
tiv m itgestritten haben,  sol lten wir,  trotz versch ie­
dener Kritiken, die nicht nur von der Öffentl ich­
keit, sondern insbesondere auch vom Koalit ions­
partner gekommen sind, bei dieser Gelegenheit 
ein aufrichtiges Danke sagen. 

Die vorliegende Gesetzesmaterie ist der richti­
ge Weg in der heutigen Zeit. Es haben meine 
Fraktionskollegen sehr deutlich auch die h istori­
sche Bedeutung dieses Sch losses angesprochen, 
sie haben den k ulturellen Wert für Österreich do­
kumentiert. Ich möchte dem nichts h inzufügen. 
außer. daß wir dieser Vorlage gerne unsere Zu­
stimmung geben werden. (Beifall bei der Ö VP. ) 
1 1 .1 1 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen l iegen n icht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies n icht 
der Fal l .  

Die Debatte ist daher geschlossen.  

Wird von der Berichterstattung e in Sch lußwort 
gewünscht? - Dies ist ebenfalls n icht gegeben .  

Wir  gelangen daher, Hoher Bundesrat, zur 
A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesräti nnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zust immen, gegen den vorliegen­
den Besch l u ß  des Nationalrates keinen E inspruch 
zu erheben ,  um ein Handzeichen. - Das ist 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t. 

Der Antrag keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

2 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1. April 1 992 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Maß- und Eichgesetz geändert wird (376 
und 438/NR sowie 4240/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck :  Wir ge­
langen nun zum 2. Punkt der Tagesordnung: 
Bundesgesetz, m it dem das Maß- und E ichgesetz 
geändert wird. 

D ie Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Erich Holzinger übernommen. Ich ersuche ihn 
höfl ich um d ie Berichterstattung. 

Berichterstatter Erich Holzinger: Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren !  Frau Staatsse­
kretärin !  Das Maß- und Eichgesetz aus dem 
Jahr 1 950 wurde 1 973 und 1 988 novel l iert. Auf­
grund der zunehmenden wirtschaftl ichen Ver­
flechtungen, der verstärkten internationalen Zu­
sammenarbeit im Rahmen der EFT A und zwi­
��hen EFT A und EG sowie der Annäherung 
Osterreichs an  d ie Europäische Gemeinschaft 
sind vorbereitende Maßnahmen zur Angle ichung 
von Rechtsvorschriften an europäisches Recht 
und zum Abbau techn ischer Handelshemmnisse 
notwendig. 

Ziel des gegenständl ichen Beschlusses des Na­
tionalrates ist daher die Anpassung des Gesetzes 
im Sinne der �roblemstel lung zur Wahrung der 
I nteressen der Offentlich keit an richtig anze igen­
den Meßgeräten im amtlichen und rechtsge­
schäftlichen Verkehr, i m  Gesundheitswesen, i m  
Umweltschutz und i m  Sicherheitswesen ,  Sc haf­
fung der Voraussetzungen für die Einführung 
von Vorschriften im Rahmen e ines allfä l l igen In­
krafttretens des Europäischen W irtschaftsraumes 
sowie eines al lfäl l igen EG-Beitrittes. 

Im wesentl ichen enthält der Entwurf folgende 
Änderungen: 

Anerkenn u ng ausländischer Prüfergebnisse bei 
Gle ichwertigkeit der Prüfung und Gegenseitig-
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keit: Zulassung zur E ichung, E ichungen, Herstel­
lerzeichen für Maßbehältnisse (Flaschen) und 
Schankgefäße , Meßergebnisse von ausländischen 
Kal ibrierdiensten, meßtechnische Kontrollen, 
Prüfungen zur Fertigpackungskontrolle. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in  seiner  Sitzung vom 7.  April 1 992 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis d ieser Beratung stel lt der Wirt­
schaftsausschuß somit  den A n t r a g, der Bun­
desrat wo lle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 .  April 1 992 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Maß- und E ichgesetz geändert wi rd, wird 
kein E inspruch erhoben.  

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in d ie Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat  s ich Herr Bundesrat 
Ing. Georg Ludescher. Ich erte i le es ihm. 

1 1 . 1 4  .. 

Bundesrat Ing. Georg Ludescher (OVP, Vor-
ar/berg) : Herr Präsident! Frau Staatssekretär! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen ! Das Maß­
und E ichgesetz aus dem Jahre 1 950, welches be­
reits 1973 und 1 988 novel l iert wurde, soll jetzt, 
vier Jahre nach der letzten Novellierung, wieder 
novel l iert werden; d ies aber n icht aus e iner beson­
deren Novel l ieru ngsfreude, sondern aus dem 
Grund, mit d iesem Gesetz eine Anpassung an die 
bestehende rasante technische Entwicklung zu 
finden. 

Gerade im Umweltschutz wie auch im Gesund­
heitswesen werden mit immer feineren und ge­
naue ren Meßmögl ichkeiten neue Gebiete er­
schlossen.  D u rch die immer stärkeren i nternatio­
nalen Verflechtungen wird es aber auch notwen­
dig, Maßeinheiten u nd Meßmethoden sowie 
Eichungsmethoden international zu koordinie­
ren .  

Die vorliegende Novelle zum Eichgesetz be­
rücksichtigt die laufende techn ische Entwicklung 
ebenso wie die fortschre itende Internationalisie­
rung. Im besonderen bringt diese Novelle wesent­
l iche Vorte ile in der praktischen Anwendung. So 
ist es beispielsweise möglich, bei komplizierten 
modernen Abfül l- und Verpackungsmaschinen 
n icht die hochwertigen, sich  rasch verändernden 
elektron ischen Steuerungen zu eichen und da­
durch den Fortschritt zu hemmen, sondern das 
Endprodu kt, das tatsächl ich dann als HandeIspro­
dukt we itergegeben wird, behördl ich zu überprü­
fen.  Wenn  also diese sporadischen Prüfungen je­
wei ls dem Wert und der Toleranz entsprechen, 
unterble ibt heute die Eichung dieser Maschinen, 

die bisher für die Entwick lung sehr  stark hem­
mend war. 

Dieses Gesetz bringt weiters auch eine sehr  
starke Entbürokratisierung. Der  Bundesminister 
kann auch private Eichdienste zulassen und damit 
kurz auf gute Art und Weise tadel lose , sichere 
Eichungen für entsprechende Geräte , Maß- und 
Meßeinheiten vornehmen lassen. 

Es wurden im neuen Eichgesetz die Maßeinhei­
ten nach oben und nac h unten ausgeweitet. Das 
kommt natürl ich auch wieder der neuen Entwick­
lung zugute. So kommt jetzt zum Beispiel auch 
ein 1 024 - ein Yotta - in d iesem Maß- und E ich­
gesetz vor, ebenso ein 10-24 - ein Yocto - als 
untere Maßeintei lung, womi t  der laufenden Ent­
wick lung Rechnung getragen wird. 

Al les in allem handelt es sich bei d ieser Geset­
zesmaterie um eine gute Novel l ierung, und ich 
werde ihr gerne die Zust immung geben bezie­
hungsweise keinen Einspruch dagegen erheben. 
(Be{[all bei der Ö VP und bei Bundesräten der 
SPO.)  1 1 .1 8  

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fal l .  

Die  Debatte ist daher gesch lossen. 

Wird vom Berichterstatter ein Sch lußwort ge­
wünscht? - Dies ist ebenfal ls  nicht gegeben. 

Wir gelangen daher zur A b s t i m  m u n g. 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundes­
räte, die dem Antrag zust immen, gegen den vor­
l iegenden Besch luß des Nationalrates keinen Ein­
spruch zu erheben, um e in  Handzeichen. - Es ist 
d ies S t i m  m e n e i n  h e l l  i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben,  ist 
somit a n g e n 0 m m e  n .  

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1. April 1992 betreffend ein Bundesgesetz über 
Sicherheitsrnaßnahmen für Dampfkessel, 
Druckbehälter , Versandbehälter und Rohr lei­
tungen (Kesselgesetz) (41 1  und 439/NR sowie 
414 1/BR der Beilagen) 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1. April 1992 betreffend ein Bundesgesetz über 
den Betrieb von Dampfkesseln und Wärmekraft-
maschinen (Dampfkesselbetriebsgesetz 
DKBG) (412 und 440/NR sowie 4242/BR der Bei­
lagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zu den Punkten 3 und 4 der Tages-
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ordnung, über die die Debatte unter einem abge­
führt wird. 

Es sind d ies Besch lüsse des Nationalrates vom 
1 .  April 1 992 betreffend das Kesselgesetz und das 
Dampfkesselbetriebsgesetz. 

Die Berichterstattung über die Punkte 3 und 4 
hat Herr Bundesrat Herbert Weiß  übernommen .  
Ich ersuche ihn höfl ich um die Berichterstattung. 

Berichterstatter Herbert Weiß: Herr Präsident !  
Frau Staatssekretär in !  Hoher Bundesrat! Ich brin­
ge zunächst den Bericht des Wirtschaftsausschus­
ses über das Kesselgesetz. 

Der vorliegende Beschlu ß des Nationalrates 
enthält gesetzl iche Neuregel ungen des Dampfkes­
se l- und Kraftmaschinenwesens mit folgenden 
Zielen: 

Neukonzeption der Organisation von Prüfun­
gen und Ü berwachung im S inne einer sparsame­
ren Verwaltung und eff izien ten Handhabung un­
ter besonderer Berücksichtigung einer Entlastung 
der Wirtschaft und Förderung der internationa­
len Handelsbeziehungen; 

eine klare Vorgabe im Gesetz h insichtlich der 
allenfalls e rforderl ichen Detail regelungen durch 
Verordnung; 

Einbeziehung von Rohrleitungen in den Rege­
lungsumfang des Gesetzes. 

Weitere Zielvorgabe für die Neuregelung ist 
eine sachl ich erforderl iche u nd dem al lgemeinen 
Verständnis entsprechende Teilung der Materie 
des Dampfkessel- u nd Kraftmaschinenwesens in­
sofern, a ls  i n  einem Kesselgesetz die sicherheits­
technischen Anforderungen für Dampfkessel ,  
Druckbehälter, Versandbehälter und  Rohrleitun­
gen zusammengefaßt werden,  wohingegen d ie 
Regelungen für die Betriebswartung von Dampf­
kesseln und Wärmekraftmasch inen in einem se­
paraten Dampfkessel - und Kraftmaschinen-Be­
triebsgesetz enthalten sein  so l len. 

Der Wi rtschaftsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 7. April 1992 
i n  Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebn is sei ner  Beratung stel lt der Wirt­
schaftsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wol le beschl ie ßen: 

Gegen den Beschluß des National rates vom 
1 .  April 1 992 betreffend e in  Bundesgesetz über 
Sicherheitsmaßnahmen für Dampfkessel, Druck­
behälter, Versandbehälter und Rohrleitungen 
(Kesselgesetz) wird kein Einspruch erhoben.  

Ich b ringe gleich auch den Bericht des Wirt­
schaftsausschusses über das Dampfkesselbetriebs­
gesetz. 

D ie Neuregelung der Schutzbest immungen ge­
gen die Gefahr der Explosion von Dampfkesseln 
durch d ie Best immungen des Kesselgesetzes be­
dingt entsprechend adaptierte Schutzbestimmun­
gen gegen die Gefahr des unsachgemäßen Betrie­
bes von Dampfkesseln u nd Wärmekraftmasch i­
nen. 

Dementsprechend stützt sich der vorliegende 
Gesetzesbeschlu ß weitgehend auf die bisher gel­
tenden Best immungen, wobei al le rdings den heu­
te gegebenen Möglichkeiten für eine wirksame 
theoreti sche Ausbildung der künftigen Betriebs­
wärter d u rch Kurse in öffentlichen Lehranstalten 
oder durch Spezialkurse der Herstel lerfirmen 
verstärkt Rechnung getragen wird. 

Obwoh l  in einigen Mitgl iedstaaten der Euro­
päischen Gemeinschaften für die Betriebswar­
tung von Dampfkesseln und Wärmekraftmaschi­
nen bereits ähnl iche Sicherheitsbestimmungen 
bestehen, sind derzeit keine Bestrebungen fest­
ste llbar, in nächster Zeit eine internationale Re­
gelung auf diesem Gebiet zu erstel len.  

Der Wirtschaftsausschuß  hat d ie gegenständli­
che Vorlage in  se iner Sitzung vom 7.  April 1 992 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfeh len, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als E rgebnis seiner Beratung stel lt  der Wirt­
schaftsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des National rates vom 
1. Apri l 1 992 betreffend ein Bundesgesetz über 
den Betrieb von Dampfkesseln und Wärmekraft-
maschinen ( Dampfkesselbetriebsgesetz 
DKBG) wird kein E inspruch erhoben.  

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in d ie Debatte ein, die über die zusammenge­
zogenen P unkte unter einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Erich Holzinger .  Ich ertei le es ihm. 

1 1 .23 

Bundesrat Erich Holzinger (ÖVP, Oberöster­
reich): Herr P räsident! Frau Staatssekretär i n !  
Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Welche 
Zie le haben die be iden Gesetze? Das Kesselgesetz 
hat zum Zie l ,  Dampfkesseldruckbehälter und 
Rohrleitungen derart zu konstruie ren,  herzuste l­
len ,  auszurüsten,  aufzuste l len, zu betreiben u nd 
zu überwachen. daß bei deren best immungsgemä­
ßen Betrieb eine Gefährdung von Leben und Ge­
sundheit  von Menschen sowie von Sachgütern 
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vermieden wird. Bei Dampfkesseln ist wei ters auf 
opt imale Energienutzung Bedacht zu nehmen. 

Das Problem war nun, daß die Schaffung e ines 
neuen Kesselgesetzes d ie gesetzl iche Neuregelung 
der Betriebswartung von Druckgefäßen und Wär­
mekraftmasch inen notwendig machte. Das 
Dampfkesse lbetriebsgesetz regelt nunmehr die­
sen Bereich.  Es ist ein eigenes Betriebsgesetz zur 
Wahrung der S icherheit einer Anlage in  Betrieb 
unter Berücksichtigung der weitgehenden Auto­
matisierung von Dampfkesseln und Wärmekraft­
maschinen. 

Diese beiden Gesetze erachte ich aus mehreren 
Gründen für besonders wichtig. 

Erstens wird damit die derzeit in Kraft befindli­
che veraltete Dampfkesselverordnung für Druck­
gefäße und Druckbehälter ersetzt. Das neue Ge­
setz entspricht dem derze itigen Stand der Tech­
n ik .  

Nähere Bestimmungen für Druckgeräte kön­
nen vom Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten für diverse festgelegte Sachge­
biete durch Verordnung erlassen werden. Es kön­
nen von fachl ichen Stellen herausgegebene tech­
nische Bestimmungen für verbindl ich erklärt 
werden ,  wenn sie aus Wissenschaft und Erfah­
rung abgeleitet sind. Es ist also eine Anpassung an 
den jeweil igen Stand der Technik gewäh rleistet. 

Zweitens wird die österreichische Wirtschaft 
von nicht mehr zeitgemäßen administrativen 
Aufgaben entlastet und so Vorsorge für den kom­
menden EG-Beitr itt getroffen. Es sind dies zwei 
von 1 40 Gesetzen ,  die wir in Zukunft anzu passen 
haben .  

Be i  der Organisation der Überwachung wird 
nun zwischen Erstprüfste l len  und Kesselprüfstel­
len für d ie Betriebsüberwachung unterschieden, 
wodurch ein effizienterer E insatz von EDV -An­
lagen möglich ist. Ich möchte nicht auf d ie Details 
der Prüfverfahren eingehen. Es scheint mir  aber 
wichtig, festzustel len, daß nunmehr Geräte, die in  
Serie hergestel l t  werden, nicht a l le  einzeln von 
der Prüfstel le geprüft werden müssen, sondern 
daß e ine Baumusterprüfung gen ügt, die im EG­
Bereich nur im Herste l lerland durchgeführt wer­
den muß und bei Ausfuhr in andere EG-Länder 
gegenseitige Anerkennung findet. Das verpfl ich­
tet aber d ie Herstellerbetriebe, die notwendigen 
Sicherheits- und Dichtheitsprüfungen im Erzeu­
gerbetrieb äußerst präzise durchzuführen.  

Die wiederkehrenden Prüfungen können nun­
mehr im Untersch ied zu b isher von befugten Zi­
vil ingenieuren durchgeführt werden, was durch 
die Konkurrenzsituation zu einer Verbi l l igung 
fü r d ie Wirtschaft führen wird und e ine Entla­
stung der öffentl ichen Prüfstel len mit sich bringt. 

Drittens sind diese Gesetze e in  weiterer Schritt 
zur Verwaltungsreform. Wie sagt Minister Weiss 
in der Zeitschrift der Bundesingenieurkammer? 
Ich zitiere: 

. . Unter dem Motto: Mehr privat statt Staat ! ,  b in  
ich der Meinung, daß künftig verstärkt Aufgaben 
der verstaatl ichten Verwaltung beispielsweise an 
Zivi ltechniker übertragen werden könnten. Mit 
dem stärkeren Einsatz von Freiberuflern wäre 
nicht nur eine Besch leunigung zahlreicher  Ver­
fahren, sondern auch e ine Entlastung der Verwal­
tung verbunden." 

Weiters meint Weiss: "Insgesamt wären damit 
wegen des streng leistungsbezogenen Aufwa ndes 
nicht nur finanzielle Vorteile für d ie Verwaltung, 
sondern auch Vortei le  für d ie Bürger verbunden . 
Vor allem dort, wo Mangel an Amtssachverstän­
d igen beste ht ,  wo Behördenverfahren daher lange 
Ze it h inausgeschoben werden mü ßten,  könnte 
der unbürokratische Einsatz von Ziviltechnikern 
auch wesentlich zur Beschleunigung der Verfah­
ren beitragen."  

Dieses Gesetz ist daher nach meiner Auffas­
sung ein wichtiger Schritt in d ie richtige Rich­
tung. Wenn  S ie ,  meine Damen und Herren, d ie­
sem Gesetz I hre Zust immung geben,  dann bedeu­
tet dies e ine Entlastung der Dienstpostenpläne 
auf Bundes- und Landesebene von genau 
1 1 2 Dienstposten. Dies ist  dann verständl ich ,  
wenn man wei ß, daß in Österreich derzeit rund 
4 900 Dampfkessel ,  über 9 300 Dampfgefäße 
und mehr  als 72 000 ortsfeste Druckbehä lter zur 
regelmäßigen Überprüfung gemeldet sind . 

Ich meine, dieses Gesetz ist ein kleiner Si lber­
streifen am Horizont für den Herrn F inanzmin i ­
ster. Hoffen wir ,  daß i n  Zukunft viele weitere Ge­
setze dieser Art folgen,  um ihm bei der Entla­
stung des Budgets beh i lflich zu sein .  (Allgemeiner 
Beifall. ) 1 1 .29 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist  Herr Bundesrat D1'.  Peter Ka­
pral . Ich ertei le es i hm .  

1 1 .29 
Bundesrat Dr. Peter Kapral (FPÖ, Wien):  Herr 

Präsident! Frau Staatssekretär! Sehr geehrte Da­
men und Herren! Ich möchte nur ein ige wenige 
Anmerkungen zu den beiden vorl iegenden Geset­
zesinitiativen machen.  

Für die Industrie ist  aufgrund der v ie lfä ltigen 
wirtschaftl ichen Verflechtungen mit den Mit­
gl iedsländern der Europä ischen Gemeinschaft 
heute der Raum der EG schon als Bin nenmarkt 
anzusehen . Jede Anpassung der Rahmenbed in­
gungen, u nter denen d ie Ind ustrie in Österreich 
arbeitet, an die Verhältnisse im Bereich der Eu­
ropäischen Gemeinschaft ist daher zu begrüßen; 
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aus diesem Grund auch der vorliegende Gesetzes­
beschluß des Nationalrates über ein Kesselgesetz. 

Wichtig ist n icht nur die Anpassung an e in­
sch lägige EG-Vorschriften, sondern auch die An­
passung der einschlägigen österre ichischen Vor­
schriften an den Stand der Technik .  Wie mein 
Vorredner ausgeführt hat ,  ist  es auch wichtig, d ie­
se Anpassung an den Stand der Technik  auf e infa­
chem Weg dauernd vornehmen zu können ,  ist 
dies doc h e ine wesentl iche Voraussetzung für d ie 
MarktsteIlung und für d ie Wettbewerbsfäh igkeit 
der einsch lägigen Erzeugerunternehmen. 

Wichtig erscheint mir auch, daß eine praktika­
ble Lösung für die Vollziehung der Best immun­
gen gefunden wurde. Es ist dem zuständigen Mi­
nister zweifelsohne Anerkennung für  se in  Ver­
ständnis zu zo llen, dafür, daß er auch im Rahmen 
des Begutachtungsverfahrens gemachte Anregun­
gen letztl ich in  d ie Regierungsvorlage aufgenom­
men hat. 

Die neuen Gesetze zeigen aber auch deutl ich,  
daß es keineswegs notwendig ist, von außen her 
- zum Beispiel durch den Vertrag über e inen 
Europäischen Wirtschaftsraum - Druck auszu­
üben, um e ine Anpassung der e insch lägigen 
österreichischen Rechtsvorschriften an d ie Ver­
hältn isse der EG herbe izuführen .  Eine Regie­
rung, die den festen Wi l len hat, den Weg nach 
Europa zu gehen , kann solche Vorbereitungs­
schritte, d ie seh r  wichtig sind, um zeitgerecht e ine 
Anpassung herbeizufü hren,  auch ohne Druck ei­
ner diesbezüglichen internationalen oder EG­
Vereinbarung gehen. 

Im Sinne dessen ist meine Fraktion gerne be­
reit, d iesen beiden vor l iegenden Gesetzesinit iati­
ven ihre Zustimmung zu geben. - Danke. (Allge­
meiner Beifall.) 1 1 .32 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen l iegen n icht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fal l .  Die Debatte ist daher geschlossen. 

Wird vom Berichterstatter ein Schlu ßwort ge­
wü nscht? - Das ist ebenfalls nicht gegeben. 

Wir gelangen daher zur A b s t i m  m u n g, 
die über d ie vorliegenden Beschlüsse des Natio­
nalrates getrennt erfolgt . 

Wir gelangen zur Abstimmung über den Be­
sch luß des Nationalrates vom 1 .  April 1 992 be­
treffend ein Bundesgesetz über Sicherheitsmaß­
nahmen für Dampfkessel , Druckbehälter , Ver­
sandbehälter und Rohrle itungen (Kesselgesetz). 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegen­
den Beschlu ß des Nationalrates keinen Einspruch 

zu erheben. um ein Handzeichen .  - Dies ist d ie 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben,  ist 
somit a n g e n  0 m m e n.  

Wir  gelangen zur Abst immung über  den Be­
sch luß  des Nationalrates vom 1 .  April 1992 be­
treffend e in  Bundesgesetz über den Betrieb von 
Dampfkesseln  und Wärmekraftmasch inen 
(Dampfkesselbetriebsgesetz - D KBG). 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundes­
räte, d ie dem Antrag zust immen, gegen den vor­
l iegenden Beschluß des Nationalrates keinen Ein­
spruch zu erheben,  um ein Handzeichen.  - Dies 
ist S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Antrag, kei nen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
2. April 1 992 betreffend ein Bundesgesetz über 
Maßnahmen zur Abwehr der Ozonbelastung 
und die Information der Bevölkerung über hohe 
Ozonbelastungen, mit dem das Smogalarmge­
setz, BGBl. Nr. 38/ 1989, geändert wird (Ozonge­
setz) (188 und 424/NR sowie 4238 und 4243/BR 
der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 5. Punkt  der Tagesordnung: 
Ozongesetz. 

Die Berichterstattung hat Frau Ch ristine Soto­
na übernommen. Ich darf die F rau Bundesrätin  
höfl ich um d ie Berichterstattung b itten .  

Berichterstatterin Christ ine Sotona: Herr Präsi­
dent! Frau Staatssekretär in !  Meine Damen und 
Herren des Bundesrates! Während des Sommer­
halbjahres treten in ganz Österreich in Abhängig­
ke it vom Wettergeschehen immer wieder so hohe 
Ozonkonzentrationen auf, daß mit Umwelt- und 
Gesundheitsgefährdung zu rechnen  ist. Ziel des 
Gesetzesbeschlusses ist die möglichst weitgehende 
Verringerung der angesprochenen Gefährdung. 
D ies sol l  durch die S icherstel lung e iner umfassen­
den, bundeseinheitl ichen Überwachung der 
Ozonbelastung in Österreich sowie durch die 
Schaffung rechtlicher. organ isatorisc her  und 
fachlicher Grundlagen für d ie Information der 
Bevölkerung über Ozon-Grenzwertüberschrei­
tungen sowie über sachgerechte passive Schutz­
maßnahmen erreicht werden. 

Der Ausschuß  für Fami l ie und Umwelt hat die 
gegenständliche Vorlage i n  se iner Sitzung vom 
7. April  1 992 in Verhandlung genommen und 
einstimmig besch lossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen , keinen Einspruch zu erheben . 
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Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Famil ie und Umwelt somit den A n ­
t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
2 .  April 1 992 betreffend ein Bundesgesetz über 
Maßnahmen zur Abwehr der Ozonbelastung und 
d ie Information der Bevölkerung über hohe 
Ozonbelastungen, m it dem das Smogalarmgesetz, 
BGBI .  N r. 381 1989, geändert wird (Ozongesetz) , 
wird kein Einspruch erhoben .  

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Frau Bundesrätin 
Agnes Sch ierhuber. Ich ertei le es ihr .  

J / .36 .. 
Bundesrätin Agnes Schierhuber (OVP, Nieder-

österreich): Herr Präsident! Meine sehr  geschätz­
ten Damen und Herren !  Mit dem Bundesgesetz 
über Maßnahmen zur Abwehr der Ozonbela­
stung sowie über d ie Information u nserer gesam­
ten Bevölkerung bei Erreichung von G renzwer­
ten wird e ine Gesetzesl ücke geschlossen .  Die ge­
sundheitlichen Schäden, die durch d ie Ozonbela­
stung entstehen können, sind uns ja allen 
h inre ichend bekannt. Es ist aber interessant: Je­
der wei ß davon. jeder redet davon, wenn aber 
Maß nahmen ergriffen werden müssen, d ie wir na­
türl ich dann auch mittragen m üssen ,  fangen wie­
der viele an, sich zu  distanzieren. 

Lassen Sie mich heute doch auch etwas Grund­
sätzl iches zum Umweltschutz sagen!  Es muß in 
Zukunft weltweit - innerhalb der Industrielän­
der und darüber h inaus mit den Entwick lungslän­
dern - zu koord inierten Maßnahmen kommen. 
Wenn die Meldungen in  den Medien stimmen,  
daß es  be i  der Vorbereitung der  Weltkonferenz 
über die Umwelt- und Kl imasituation i m mer wie­
der zu Dissonanzen kommt, und man immer wie­
der hört, daß es zu  keinen e inhell igen Auffassun­
gen kommt, so sehe ich darin einen Schr itt näher 
an den Abgrund, e inen Schritt näher an die Gren­
ze ,  wo unser gesamtes Ökosystem umkippt. Um­
weltbelastungen - ich glaube. darüber s ind wir 
uns ja al le einig - machen vor kei ner Staatsgren­
ze halt, und es muß daher ein weltweites Umden­
ken geben. 

Im Nationalrat haben sich d ie Redner aller vier 
Parlamentsfraktionen e inst immig dafür ausge­
sprochen, daß es endlich zu COrAbgaben kom­
men sol l .  Wenn das dann aber wirk l ich ins kon­
k rete Stad ium kommt, dann hört man immer wie­
der Wenn und Aber. 

Genauso, wie es eine COrAbgabe geben muß,  
muß  in  Zukunft auch darauf eingewirkt werden, 
daß es bei fossilen Rohstoffen oder Energieträ­
gern zu einer Kostenwahrheit kommt, denn die 
P reise, die wir nach wie vor haben, sind politisch 

festgesetzt und nicht wirtschaftl ich berech net. 
Wenn man - das möchte ich immer wieder hier 
betonen - bedenkt, daß d ie fossilen Rohstoffe in  
spätestens 40  Jahren erschöpft sind , so  ist es u n­
moral isch ,  diese Energiepol it ik weiter zu betrei­
ben. Würde es da Kostenwahrheit geben, so wäre 
Bioenergie heute schon gan z  konkurrenzfähig. 

Ein typ isches Beisp iel dafür ist Dänemark. Seit 
Jahren wird dort erfolgre ich  - obwohl Däne­
mark selbst Erdöl- und Erdgasvorkommen hat -
die Steuerpolit ik so ausgelegt, daß B iomasse kon­
kurrenzfähig ist. 

Wissenschafter, d ie den World Watch Re­
port 199 1  erstellt haben, den Bericht zur  Lage der 
Welt, schreiben unter anderem: 

. .  Aufgrund der immer dramatischer werdenden 
Umweltsituation fordert das World Watch I nsti­
tute in  Washington den totalen Ausstieg aus den 
fossilen Energieträgern, das Ankurbel n  von Stoff­
kreisläufen und d ie Verteuerung des Rohstoffein­
satzes. D ie Einführung von Ökosteuern wird 
ebenso dr ingend empfohlen wie e in  weltweites 
Aufforstungsprogramm,  und besonders krit is iert 
wird das übersubvention ierte Transportwesen."  

Weiter hei ßt es da :  "Wenn heute von Ü ber­
schüssen gesprochen wird, dann ist das falsch.  Es 
handelt sich vielmehr um scheinbare Übersch üs­
se, wei l  w ir  auf der Erde mittelfristig einer Nah­
rungsmitte lknappheit entgegengehen, und zwar 
durch den Verlust der Bodenfruchtbarkeit und 
wei l  jähr l ich rund 1 1  Mi l l io nen Hektar an Acker­
land verlorengehen und gleichzeitig die Weltbe­
vö lkerung mehr wird. 

Es m u ß  zu einem Ausgle ich des Lebensstan­
dards zwischen Entwick lungsstaaten und der In­
dustriewelt  kom men,  wenn  wir den Weltfrieden 
erhalten wollen." 

Eines g ibt es immer wieder zu bedenken : Al le 
Stoffkreisläufe kommen i rgendwann mit  dem Bo­
den, dem Wasser oder der Nahrung in Berüh­
rung. U mgelegt auf die Landwirtschaft e rhebt 
sich daher die Forderung nach e iner kleinräumi­
gen ,  überschaubaren, vielfältigen ,  synergisti­
schen, gärtnerisch beh utsamen Naturbewirtschaf­
tung, bei der natürl ich auch der Bezug des e inzel­
nen zu Pflanze, Boden und Tier erhalten ist. 
Wenn wir uns jedoch die laufenden GATT-Ver­
handlungen anschauen, so erkennen wir, daß die 
Forderungen,  vor allem jene der USA, genau i n  
die entgegengesetzte Richtung gehen. U nd wenn 
die USA m it e inem jährl ichen Bodenabtrag von 
1 M il l iarde Tonnen rechnen und d ie Austra l ier 
pro Jahr 1 Prozent ihres fruchtbaren Ackerlandes 
verlieren,  so, glaube ich, ist h ier Umdenken u nbe­
dingt notwendig. 
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Wir Bauern werden immer als die großen Um­
weltverschmutzer und die großen Subventions­
empfänger hi ngestellt. Wir sind eine i mmer klei­
ner werdende Berufsgruppe. Nach dem World 
Watch Report müßte aber jeder Staat größtes In­
teresse haben, auf seine Bauern besonders achtzu­
geben. E ine intakte Landwirtschaft, die jene Pro­
dukte erzeugen kann, d ie wir in  Zukunft brau­
chen - das ist vor al lem auch Energie - ,  würde 
uns viele Devisen sparen helfen können,  meine 
sehr  geschätzten Damen und Herren ,  und n icht 
nur  dazu be itragen, daß wir bei Energie nicht zu 
zwei Dritteln vom Ausland abhängig s ind ,  son­
dern darüber h inaus auch e ine große Chance für 
die Umwelt sein .  Wasser, Wind. Bioenergie und 
Solarenergie müssen sich ergänzen, und dafür 
müssen entsprechende Konzepte erarbeitet wer­
den. 

Ich möchte heute noch e inmal die Regionalstu­
die Ottensch lag erwähnen, d ie vor mehr  a ls zeh n  
Jahren von der damaligen Wissenschaftsmin iste­
rin Firnberg in Auftrag gegeben wurde, wor in 
ausgewiesen wird, daß zum Beisp iel ein so extre­
mer Bezi rk  wie Ottenschlag die Ressourcen, die 
er in der B ioenergie hat, nicht einmal verbrau­
chen kann .  

Diese damalige Untersuchung von Ottenschlag 
wurde durch eine neue Studie der TU G raz jetzt 
noch verstärkt, worin es hei ßt, daß man ,  aufbau­
end auf solaren Antrieb al ler Stoffströme, pro 
Einwoh ner nur 3 000 m2 brauchen würde . Das 
h ieße, umgelegt auf die E inwohnerzah l  Öster­
reichs, daß wir energieautark wären. Und das al­
les in Form von k leinräum igen , überschaubaren 
Einheiten !  

I ch  möchte jetzt noch e inmal den World Watch 
Report zitieren, wo es heißt: "Ohne e inen grund­
legenden ökologischen Umbau der  Weltwirt­
schaft. in dem die bäuerliche Landwirtschaft e ine 
besondere Rolle spielt, wird d ie  Erde auf eine Ka­
tastrophe zusteuern." 

Die ÖVP wird d iesem Gesetz d ie Zustimmung 
geben. - Ich danke Ihnen . (BeifaLL bei Ö VP und 
SPÖ sowie Beifall des Bundesrates Mag. Lakner. ) 
1 1 .44 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Frau Bundesräti n  I rene Cre­
paz. Ich erteile es ihr .  

1 1 .44 

Bundesrätin Irene Crepaz (SPÖ, Tiro l ) :  Herr 
Präsident! Geschätzte Damen und Herren!  Ein­
gangs meiner Ausführungen darf ich sagen, daß 
ich Kollegin Sch ierhuber wirkl ich  in  fast allen 
Details zustimmen kann,  denn man sieht halt 
doch wieder. daß schlechte Luft nicht nur vor kei­
nen Grenzen haltmacht. sondern auch vor keinen 

Parteigrenzen:  Die Umwelt ist Gott sei Dank un­
ser aller Anl iegen .  

Was ich aber schon seh r  vermisse - ich glaube. 
das haben wir im Ausschuß  schon fü r das Proto­
koll gesagt - :  daß von den Mitarbe itern des Bun­
desministeriums kein Mensch da war, und auch 
jetzt . . . (Bundesministerin Dkfm. Feldgrill- Zan­
ket belriu den Sitzungssaal.) Ach,  sie kommt gera­
de! (Heiterkeit. ) - Ich wollte soeben Krit ik  an­
bringen. daß Sie n icht hier sind. Ich möchte Ihnen 
noch e inmal  m itte i len ,  daß anläßl ich der Behand­
lung dieses Gesetzes im Ausschuß von Ihren Mit­
arbeitern leider n iemand da war, und ich möchte 
S ie schon bitten ,  auf Ih re M itarbeiter einzuwir­
ken, daß sie diese Sachen doch etwas ernster neh­
men sollen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. )  

Ich freue mich,  Frau Min isterin, daß ich Sie 
heute wieder e inmal bei uns sehe - ich konstatie­
re: zum zweiten Mal.  se i t  Sie Ministerin sind - ,  
denn das, glaube ich, heißt, daß i n  d iesem Mini­
sterium doch hin und wieder etwas gesch ieht. 

Zu den Änderungen in d iesem Gesetz möchte 
ich sagen ,  daß mein Interesse an diesem Gesetz 
eigentl ich geweckt wurde beziehungsweise er­
wacht ist, als Artikel BI des Abfal lwirtschaftsge­
setzes noch be inhaltet war. Denn  mittels dieses 
Abfallwirtschaftsgesetzes wollte man ja sozusagen 
die Gemeinden und die B ürgermeister umgehen. 
Von der Sache her ist sicherlich Handlungsbedarf 
gegeben, und es mag schon sein ,  daß viele Bür­
germeister überfordert s ind und froh wären, 
wenn Entscheidungen bezüglich der Standorte 
höheren Orts fal len würden. (Bundesrat B i e -
r i n g e r: Bürgermeister sind nie überforden') 
Aber der Föderalismus kann nicht vor den Ge­
meinden haltmachen. 

Natürl ich herrscht in  den Gemeinden auch das 
F lorianiprinzip ,  und jeder Bürgermeister wird 
finden, daß i n  seiner Gemeinde kein Platz für 
e ine Mül ldeponie ist und der Nachbarort dafü r 
sicher besser geeignet sei .  Aber abgesehen davon 
bin ich der Meinung, daß jedes Bundesland seinen 
Müll selbst entsorgen sol lte, und zwar jeden, und 
auch dafür verantwortl ich sein sol l .  

Trotz Föderalismus so l lte es  ein Instrument ge­
ben, das sicherstel lt. daß, wenn nach Beiziehung 
von Bürgerme istern, Fachleuten und Experten 
feststeht, daß die Gemeinde XY eben gemäß allen 
U mweltverträgl ichkeitsprüfungen doch der beste 
Platz wäre, dann ein J ustamentstandpunkt von 
Bürgermeistern n icht mehr möglich ist. 

Frau Minister !  Ich möchte Sie fragen:  Was hat 
Sie bewogen, d iesen Artikel 111, der im Gesetz 
enthalten war. in letzter Sekunde wieder heraus­
zunehmen? Und wie geht das weiter? 
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Zum Ozoni nformationsgesetz möchte ich sa­
gen,  daß diese Initiative sicherlich zu begrüßen 
ist. Es sol l  ja schon längst überfäll ige Regelungen 
bringen. wie mit den im Sommer immer öfter 
auftretenden hohen und höheren Ozonbelastun­
gen in  bodennahen Schichten umzugehen ist. 

Und nun einige Fragen zum Gesetz. Ich habe 
die Stellungnahme des Landes Tirol zu d iesem 
Gesetz gelesen und stel le fest, daß sie sehr negativ 
ist. Ich möchte Sie fragen:  Werden solche Stel­
lu ngnahmen jemals berücksicht igt oder gelesen?  
Denn es mutet etwas eigenartig an ,  wenn das . . .  
I Bundesrat /ng. P e  n z: Das heißt ja nicht. I-venn 
die Stellungnahme des Landes negativ ist, daß das 
Gesetz negativ ist. Frau Kollegin!) Doch, doch. 
manches ist schon negativ .  Denn wenn man da 
l iest, daß der Bund anschafft und d ie Länder dann 
zah len sol len, so m uß  man sagen, das ist schon 
eine eigenartige Form von Föderalismus. 

Ich möchte auf einen kleinen Fehler auf Seite 2 
hinweisen: Die Meßstelle heißt  Achenk i rch und 
nicht Achenk irchen .  Also ich hoffe, daß man das 
berücksichtigt ,  denn E igennamen so l lten halt 
schon richtig geschrieben werden. 

Zu den Vorwarnstufen möchte ich sagen.  daß 
es dazu sicherl ich k iloweise beziehungsweise ton­
nenweise wissenschaftl ich fundierte Schriften 
gibt, aber die in Aussicht genom menen Warnwer­
te viel zu hoch gegriffen sind. Wir alle wissen.  daß 
die Dauerbelastung von 35 ppb bereits schädliche 
Auswirkungen auf die Flora hat, bei 60 sind 
Kleinkinder, Asthmatiker und Allergiker gefähr­
det, bei 1 00 schon viele sensible Menschen, und 
200 ppb sind bere its gesamtgesundheitsschädl ich.  
Ich glaube also, daß diese Warnwerte bei Ozon 
viel zu hoch sind. 

Die Entschl ießung ist mir auch ein b ißchen zu­
wen ig, denn darin gibt es 19 Punkte, die eigent­
l ich nur Empfehlungscharakter oder mehr oder 
weniger noch Diskussionscharakter haben. In  
1 9  Punkten wird nur ersucht: fünfmal das Mini­
ste ri um für öffentliche Wirtschaft und Verkehr. 
achtmal das Minister ium für wirtschaftl iche An­
gelegenheiten, e inmal Föderalismus, viermal Um­
welt, einmal Wissenschaft und Forschung. Also 
die Kompetenzen sind auch weit gestreut .  Es wird 
immer nur ersucht. 

Ich möchte wirklich n icht al les kritisieren. denn 
ich  finde es gut ,  daß überhaupt etwas geschieht. 
Es ist wirkl ich schon an der Zeit, und es ist auch 
positiv, daß Österreich anscheinend das erste 
Land in Europa ist, das so lch ein Gesetz heraus­
bringt. Dazu muß man natü rl ich auch sagen. daß 
das Ozon nicht immer hausgemacht ist. Daher 
m u ß  ich Sie b itten,  sich international e inzusetzen ,  
denn nur i n  Österreich allein wird das n icht genü­
gen .  

A l l  d iese Warnungen und Alarmberichte erzeu­
gen bei der Jugend nur Endzeitst immung, und 
wenn man heute mit jungen Leuten spricht, so 
sagen sie mit einer schon an  Fatal ismus grenzen­
den Resignation. da ß im Jah r  2000 sowieso schon 
al les kaputt sein  würde. Ich möchte wirkl ich, daß 
unsere Kinder noch e ine halbwegs gesunde Um­
welt vorf inden. Aber wir m üssen etwas tun, denn 
es ist nicht erst fünf vor zwölf, sondern schon 
halb eins .  - Danke. (Beifall bei der SPÖ. - Bun­
desrat S I r  u t z  e fl b e r g e r: Sieben vor zwölf!) 
/ 1 .53 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Dr.  Alois Pum­
berger .  Ich e rteile es i hm .  

, 1 .53 
B undesrat Dr. Alois Pumberger (FPÖ, Ober­

österreich) :  Sehr geeh rter Herr Präsident! Sehr 
geeh rte Frau Bundesmin ister !  Hoher B undesrat ! 
Mit dem heute zu beschl ießenden Gesetz sollen 
Maßnahmen zur Abwehr  der Ozonbelastung und 
die Information der Bevölkerung über d ie Ozon­
belastung sichergestel l t  werden.  E ine geplante 
Änderung des Abfal lwirtschaftsgesetzes i m  Ar­
t ike l  I I I  des Ozongesetzes. welche die Mitspra­
chemögl ichke iten der Gemeinden bei der Errich­
tung von Abfal lentsorgungseinrichtungen inso­
fern weiter beschnitten hätte, als die Raumord­
nungs- und die F lächenwidmungspläne über­
gangen werden sol lten, wurde nach heftigen 
Protesten in  letzter Minute e inst immig gestri­
che n .  

B is zum Jahre 2006 sol l  nun  eine Verminde­
rung der Emissionen von Kohlenwasserstoffen 
und Stickoxiden, welche die bodennahe Ozonbil­
dung maßgebl ich fördern, um 70 Prozent er­
re icht werden.  Als Sofortmaßnahmen bei Ozon­
alarm sieht das Gesetz Drosselungen von Indu­
strieanlagen und Beschränkungen des KFZ-Ver­
kehrs vor. 

G rundsätzl ich, meine Damen und Herren, 
m üssen wir unterscheiden zwischen dem n ützli­
chen Ozon in den oberen Schichten der Atmo­
sphäre und dem sc hädlichen bodennahen Ozon.  
15 b is 20 K ilometer über uns ist das Ozon e in 
Schutzschi ld vor schädlichen Anteilen der u ltra­
violetten Sonnenstrahlen, den UV-B-Strahlen. 
D u rch die zu neh mende Luftverschmutzung, vor­
wiegend mit FCKWs aus der Industr ie und mit 
F lugzeugabgasen,  wird die Ozonschicht dünner, 
u nd das führt schon heute zu  einer signifikanten 
Zunahme der Hautkrebserkrankungen,  gewisser 
Augenerkrankungen sowie zu einer Schwächung 
des Immunsystems des Menschen. 

Ü bereinst immende Meßergebnisse von ver­
sc h iedenen Meßstel len der nörd lichen Hemisphä­
re beweisen,  daß seit 1 98 1 e in  jährl icher Anstieg 
der UV-Strahlung um 1 P rozent stattfindet. Ex-
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perten befürchten,  daß bald in Nord- und Mittel­
europa austral ische Verhältnisse h errschen könn­
ten .  In Australien und Neuseeland ist es heute 
beinahe schon lebensgefäh rlich, am Strand ein 
Sonnenbad zu nehmen, weil  dieses Gebiet vom 
Ozonloch des Südpols gestreift wird. Die Folge 
davon sind 1 40 000 Hautkrebserkrankungen 
jährl ich allein in Austral ien.  

D iesem nützlichen, ja lebenserhaltenden Ozon 
in den oberen Schichte n  der Atmosphäre steht 
das schädliche bodennahe Ozon gegenüber. Die­
ses Ozon wird zu etwa 20 Prozent durch Indu­
strieabgase und zu etwa 70 Prozent  durch Auto­
abgase hervorgerufen. Dieses dre iatomige Sauer­
stoffmolekül  m it stark oxidierender Wirkung ist 
für die starke Zunahme der Atemwegserkrankun­
gen im Säugl ings- und Kleink indalter, aber auch 
für d ie Zunahme der chronisch obstruktiven 
Bronchitis im Erwachsenenalter m it verantwort­
l ich .  

Ab 40 parts per bi l l ion kommt es bereits zur 
Humanpathogenität, wie wir wissen .  Viel emp­
findlicher reagieren die Pflanzen .  Für die Flora 
ist bereits ein Wert ab 20 parts per bi l l ion pflan­
zenpathogen. D ies erklärt auch den erschrecken­
den Zustand unserer Wälder. Die Bedrohung ist 
offenbar schon so arg und so wei t  fortgeschritten, 
daß selbst die verantwortl ichen Pol it iker n icht 
mehr verharmlosen können und drastische So­
fortmaßnahmen fordern.  

Zur Schadensbegrenzung l iegt uns nun dieses 
Ozoninformationsgesetz vor, welches die Hand­
sch rift einer kompetenz losen Umweltmin isterin 
trägt, d ie in ihrer Ohnmacht  nach Sofortmaßnah­
men im Falle einer E missionsgrenzwertüber­
sch reitung r uft, jedoch keine wirkungsvollen 
Maßnahmen . . . (Bundesrat lng. P e  n z: Sie ha­
ben sich das Gesetz gar nicht angeschaut.' Sie ha­
ben es gar nicht geLesen.') Ich kom me in meinen 
Ausführungen noch auf das zu sprechen, was Sie 
wahrsche inl ich vermissen .  (Bundesrat lng. P e  n z: 
Sie haben im Pathologiebüchel nachgelesen unter 
Umständen, und das tragen Sie jetzt vor.' Aber das 
Gesetz haben Sie nicht gelesen.') Wenn Kollege 
Penz fertig ist, darf ich viel leicht fortfahren. 
(Bundesrat lng. P e  f l  z: Sie stehen ja am Redner­
pult.' Sie können ja reden.' - Heiterkeit. ) Momen­
tan habe ich noch nicht den Eindruck gewonnen, 
daß ich am Wort bin .  

Ich darf den letzten Satz wiederholen, er hat 
anscheinend gro ßen E indruck gemacht. (Bundes­
rat K 0 n e  {n y: Jetzt fehlt ihm der letzte Satz.') 

Dieses Ozoninformationsgesetz trägt, wie ich 
schon erwähnt habe, d ie Handsch rift einer kom­
petenzlosen Umweltministerin (Bundesrat lng. 
P e  n z: Jetzt haben Sie es schon dreimal geLesen, 
aber falsch zitiert.'i , die in ihrer O hnmacht nach 
Sofortmaßnahmen im Falle einer Em issions-

grenzwertüberschreitung ruft, jedoch keine wir­
kungsvollen Maßnahmen zur Verhinderung der 
Emissionen setzt; abgesehen von der Lösungsmit­
telverordn ung des vorigen Jahres. (Bundesrat 
Mag. T Cl s e k: ArtikeL /I lesen.' - Bundesrat K 0 -

n e { n y: Das ist eine Gefahr und kein Gesetz.') 

In d iesem Gesetz wird zwar festgesch rieben ,  
daß  der Landeshauptmann während der Dauer 
der Warnstufe 2 im betreffenden Ozonüberwa­
chungsgebiet Wandertage sowie Schulveranstal­
tungen und schulbezogene Veranstaltungen mit 
sportl ichem Schwerpunkt im Freien und Kinder­
gartenausflüge zu untersagen hat, daß e ine KFZ­
Verkehrsbeschränkung und eine Drosselung oder 
St i l legung von Fabriksanlagen verfügt werden 
können, ich vermisse jedoch wirksame Maßnah­
men, die zu  einer Absenkung der Ozonvorläufer­
substanzen wie der Stickoxide und der Kohlen­
wasserstoffe führen. (Bundesrat Mag. T II  S e k: 
ArtikeL /l Iesen.') 

Die Übergangsfristen zur Erreichung der ge­
steckten Redu ktionsziele betreffend Absenkung 
der Ozonvorläuferstufen sind in Anbetracht der 
Brisan z  des Problems viel zu gro ßzügig angesetzt. 
Der Sanierungsplan hat meines Erachtens für 
jene Ozonüberwach ungsgebiete, in denen die 
Vorwarnstufe ausgelöst wurde, nicht e rst inner­
halb von zwei Jahren ausgearbeitet zu  werden ,  
sondern wesentlich schneller. Die Strafbest im­
mungen s ind so milde angesetzt, daß es dem Be­
trieb, der Verord nungen zuwiderhandelt, oftmals 
b i l l iger kommt, die Strafe zu bezahlen , als eine 
Reduktion der Emissionswerte durchzuführen .  

Da bekanntlich 70 Prozent der Emissionen der 
Ozonvorläufersubstanzen durch Kraftfah rzeuge 
entstehen, muß auch endlich über eine vertretba­
re Tempol imitierung gesprochen und der Ausbau 
der öffentl ichen Verkehrsmittel besch leunigt 
werden .  D ie in  Österreich geltenden Abgasbe­
sti mm ungen dürfen bei den EG-Beitrittsverhand­
lungen n icht gelockert werden. 

Gerade bei einem so wichtigen Thema mit der­
art iger Bedrohung für Leib u nd Leben und für 
die Pflanzenwelt kann man mit halbherzigen Ge­
setzen nicht zufrieden sein .  H ier muß mit aller 
E ntschlossenheit daran gearbeitet werden, e ine 
rasche Reduktion der Ozonvorläufersubstanzen 
zu  erzielen.  (Beifall bei der FPÖ. - Bundesrat 
K 0 n e C n y: Sehr zögernder Beifall.'J 

Seit der E inreichung der Gesetzesvorlage sind 
bereits 18 Monate verstrichen, und der Datenver­
bund sol l  auch erst in 18 Monaten gewährle istet 
sei n. Frau Minister Zankel sagt selbst, daß das 
Gesetz mit e injähriger Verspätung beschlossen 
wird. 

International muß Österreich eine Vorreiter­
rolle m it beispielhaft n iedrigen Ozongrenzwerten 
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spielen. Wir  schlagen daher vor 30 parts per b i l­
lion als Vorwarnstufe ab 1 .  1 .  2007 und 60 ppb 
bis 3 1 .  1 2 . 2006. 

Österreich l iegt am Alpen hauptkamm und ist 
daher geographisch einer hohen Belastung durc h  
den Ozonimport ausgesetzt. Als Tourismusland 
können wir uns auch nicht erlauben, unseren Ur­
laubern vom Sonnenbad und vom Wandern abzu­
raten und zu empfehlen, statt dessen verschle iert 
durch d ie Landschaft zu spazieren. Wenn wir mit  
den Feldgri l l -Zan kelschen Maßnahmen bisher 
angeblich schon die Vorläufersubstanzen um e in 
Drittel reduzieren konnten (Bundesministerin 
Dkfm. F e  I d g r i I I  - Z a n k e I: Ja, das stimmt.') 
- ich freue mich, daß Sie mir zustimmen - und 
wenn wir das Ziel der Genfer Konvention schon 
jetzt erreicht haben, muß doch eine frühere Sen­
kung der bodennahen Ozonwerte auf 30 ppb  zu 
erreichen sein .  ( Vizepräsidem S t r u t z  e n b e  r -
g e r  übernimmt den Vorsitz. )  

Meine Damen und Herren !  Es ist n icht, wie 
vorhin gesagt wurde, fünf vor zwölf, es ist bereits 
fünf nach zwölf. (Bundesrat lng. P e  n z: Genau 
zwölf' - Allgemeine Heiterkeit. ) Ja, das stimmt. 
Wenn wir heute dem Gesetz d ie Zust immung ge­
ben, müssen wir bereits morgen an der Reform 
der Beschlüsse arbeiten, um den bevorstehenden 
Schaden für die U mwelt in einem vertretbaren 
Rahmen zu halten. - Ich danke Ihnen.  (Beifall 
bei der FPÖ und bei Bundesräten der Ö VP. ) J 2.02 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat sich Frau Bundesmin ister 
Feldgri l l-Zankel . Ich erteile i h r  dieses. 

12.02 
Bundesmin isterin für Umwelt, Jugend und Fa­

milie Dkfm. Ruth Feldgrill-Zankel: Danke viel­
mals. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr  ge­
ehrten Damen und Herren des Hohen B undesra­
tes! Ich bedaure, zu spät gekommen zu sein ,  ob­
wohl ich sofort, nachdem ich von Ihrem Fahrplan 
erfahren habe, daß Sie nunmehr zur Behandlung 
des Ozongesetzes kommen würden ,  gekommen 
bin. Ich bedaure, daß ich mich um einige Minuten 
verspätet habe. 

Zum zweiten: Ich bedaure, daß jener M itarbei­
ter, der zu Ihren Ausschußberatungen herangezo­
gen werden so l lte u nd dafür natürl ich auch zur  
Verfügung stand, i n  einem Verkehrsstau stecken­
gebl ieben ist und leider die zeh nminütige Verspä­
tung die Dauer des Ausschusses sozusagen bereits 
überzogen hat. Der Ausschuß hat nur zehn  Miml­
te n gedauert. (Bundesrätin 5 c h i  c k e r: Weil wir 
niemanden gehabe haben, dem wir hätten Fragen 
stellen können.') Es tut mir leid , daß er  innerhalb 
dieser zehn Minuten nicht da war. Wir werden 
uns aber au ßerordentl ich darum bemühen,  daß er  

in Hinkunft so pünktl ich da ist, daß selbstver­
ständlich d iese Beratungen auch mit der fachkun­
digen H i lfe unserer Beamten gefüh rt werden kön­
nen, die natürl ich für die Auskünfte zur Verfü­
gung stehen. 

Zum anderen ,  was ich gehört habe, zur Kritik 
am Artikel I I I ,  sehr  geehrte Frau Bundesrätin  -
es ist kein Paragraph,  es ist ein Arti kel - ,  der 
nicht Gegenstand der Debatte ist: Ich darf auch 
Sie darauf h inweisen ,  daß das eine parlamentari­
sche In itiative war,  die n icht vom Umweltministe­
rium, auch nicht von der Umweltmin isterin aus­
gegangen ist, um Sie hier richtig zu informieren. 
Diese In it iative wurde von den parlamentarischen 
Init i atoren auch wieder zurückgezogen .  

I ch  danke Ihnen aber für  d ie Bestätigung des­
sen ,  was ich auch schon im Nationalrat gesagt 
habe. Der Handlungsbedarf bleibt aufrecht, und 
ich glaube, wir sol lten uns gerade als Politiker 
nicht jedes Mal von einem Oberstgericht oder 
vom Verfassungsger ichtshof mahnen lassen, un­
serer pol itischen Verpfl ichtung zur Regelung d ie­
ser Materie nachzukommen. Wir werden aber 
selbstverstandl ich bei anderer Gelegenheit d iesem 
Regelungsbedarf auch nachzukommen haben, 
und ich hoffe sehr,  daß wir auch h ier mit Ihrer 
Zustimmung zu  einer guten Lösung kommen 
werden.  

Ich bin andererseits wirkl ich froh darüber, daß 
die Debatte über ein au ßerordentl ich wichtiges 
Gesetz unbelastet von einer Diskussion zu einer 
Materie geführt werden kann, die eigentl ich 
nichts mit der unmittelbaren Bekämpfung der 
Ozongefahr zu tun hat. 

Und eine I nformation noch vorweg, wei l  die 
Kritik angesprochen wu rde ,  die aus einem Land 
gekommen ist: Ich darf Ihnen sagen ,  daß selbst­
verständlich  intensivste Gespräche und Verhand­
lungen mit den Ländern geführt wurden, und ich 
freue mich sehr,  daß von einer ganzen Reihe von 
Ländern dieses Gesetz außerordentlich begrüßt 
wurde, vor allem von jenen Ländern ,  die selber 
seit Jahren den Kampf gegen das boden nahe 
Ozon im besonderen Maße auf ih re Fahnen ge­
schrieben haben, die daher auch wissen,  wie mit 
dieser Materie umzugehen ist und wo man wirk­
lich gezielt ansetzen kann.  

Meine Damen und Herren ! Die Materie ist 
wirkl ich ernst. Es haben v iele Österreicher Angst 
vor dem Sommersmog, vor dem bodennahen 
Ozon. Wir m üssen auch dazusagen :  Wir haben 
leider besonderen Grund dazu wegen unserer 
geographischen Lage, wei l  sich bei u ns Probleme 
zusammenbal len, die zwar an sich für die ganze 
nördliche Hemispähre gelten,  aber bei uns wegen 
des Alpenhauptkammes - wir liegen dem Erdtei l  
wirkl ich inmitten - im besonderen Maße zusam­
menkommen und auch im besonderen Maße 
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wirksam werden .  Wi r  nehmen d iese Sorge ernst, 
und wir nehmen sie gerade mit diesem Maßnah­
menpaket ernst, das heute h ier zur Beratung 
steht. 

Ich enthalte mich auch jegl icher Reaktion auf 
Polemik, d ie mir  nicht zustünde. Ich glaube aber. 
daß die Sache wirkl ich so ernst ist. auch die Sorge 
und die Angst der Bevölkerung, d ie uns anver­
traut ist, daß wir gerade in d iesem Fal l  versuchen 
sol lten ,  das Gesetz u nd das Maßnahmenpaket zu 
bewerten und nicht vielleicht aus durchaus ver­
ständl ichen Motiven etwas zu schüren, was bei 
unserer Bevölkerung in unverantwortl icher Wei­
se  Angst hervorrufen würde und jedenfal ls mit 
seriöser Umweltpol i t ik n ichts zu tun hätte. 

Wir haben aber vor al lem die Verpfl ichtung, 
gegen die Ozonproblemati k  konkret etwas zu un­
ternehmen. Meine Damen u nd Herren !  Ich habe 
vielleicht einen Vorte i l .  Wir haben über ein Jahr 
an diesem Maßnahmenpaket gearbeitet. Ich stehe 
nicht nur mit  unseren Nachbarumweltministern 
in ständigem Kontakt,  sondern wir haben auch 
d ie S ituation i n  al len europäischen Ländern ver­
glichen. Ich bitte S ie ,  und ich lade Sie sehr  herz­
lich ein, d iesen Vergleich auch von sich aus anzu­
stellen, um zu wissen und guten Gewissens sagen 
zu können: Jawohl ,  wir  können zu diesem Gesetz, 
zu d iesem Maßnahmenpaket wirkl ich stehen. Wir  
setzen h ier einen ganz  entscheidenden Schr itt. 

Meine Damen und Herren des Hohen Bundes­
rates! Mir Ihrem heutigen Beschluß würde d ieses 
Gesetz und damit d ieser Kampf gegen das boden­
nahe Ozon,  aufbauend auf dem, was wir bereits in 
die Wege geleitet haben, am 1 .  Mai 1 992 in Kraft 
treten und zu greifen beginnen, und darum 
möchte ich S ie  im Namen al ler besorgten Öster­
reicher sehr ,  seh r  herzlich bitten. 

Ich bekenne mich ausdrückl ich zu d ieser Hand­
schrift, denn ich habe d ieses Gesetz se it meinem 
ersten Ministertag, praktisch von einer Stunde 
Null an, in  die Hand genom men.  Ich glaube, daß 
wir  mit  der  Art der  Erarbeitung e inen St i l  h ie r  
e ingebracht haben ,  der fü r  Umweltgesetze bei­
spielgebend sein  so l lte, und zwar mit e iner zwei­
fachen Linie :  auf der einen Seite sehr wohl ,  gera­
de im Ernstnehme n  d ieser Sorge der Bevölke­
rung, auf die Info rmation , a uf eine offene, auf 
eine offensive Information gesteigerten Wert zu 
legen und auf  der anderen Seite vor allem mit  
einem Maßnahmenpaket d ie  erforderlichen Be­
kämpfungsmaßnahmen zu setzen .  

Um e inem M ißverständn is entgegenzutreten :  
Wir rufen eben nicht nach Sofortmaßnahmen bei 
Überschre iten i rgendwelcher Warnwerte, wei l  wir 
wissen, daß sie aufgrund der besonderen Komple­
xität der Ozonbildung unter U mständen sogar 
kontraproduktiv se i n  würden .  Wir  haben immer 
gesagt, h ier muß man weit früher ansetzen ,  man 

muß ansetzen bei der Bekämpfung der Vorläufer­
substanzen. Und auch dem tragen wir Rechnung. 
Ich würde seh r  b itten, gerade bei e iner so kompe­
tenten Behandlung dieses Gesetzes und dieses 
Maßnahmenpaketes, es in seiner ganzen Länge, 
in seinem ganzen Umfang und in seinem ganzen 
Gehalt zu beurteilen. Wir sind das unserer Bevöl­
kerung schuldig,  und wir leisten einmal mehr  
auch e i nen wesentlichen Beitrag zur i nternationa­
len D iskussion .  

Wi r  haben ein sehr ehrgeizi ges Gesetz; das muß  
uns völ l ig klar se in.  Es wird uns viel abverlangen, 
d iese Ziele zu erreichen. Ich bekenne mich dazu. 
Wir haben e in  umfassendes Maßnahmenpaket 
und mehrere Maßnahmen Schritt fü r Schritt ge­
meinsam umzusetzen, um diese Latte, die wir uns 
selber legen und die wir damit auch anderen Län­
dern legen, die wir ebenfalls brauchen, um die 
Situation in Österreich zu verbessern, auch tat­
säch lich zu erreichen. D ie anderen Länder wer­
den u m  das n icht mehr herum kommen, daran 
nicht vorbeikommen. 

Sie wissen, meine Damen und Herren, daß der 
Nationalrat am 2. April das Gesetz und das Maß­
nahmenpaket zu  einem guten Tei l ,  unterstützt 
durch  einen Entschl ießungsantrag, beschlossen 
hat, daß das Gesetz damit in wen igen Wochen in  
Kraft t reten wird. Ich  hoffe sehr .  daß auch S ie  bei 
der Bewertung des Maßnahmenpakets zur Ü ber­
zeugung kommen, daß hier sehr wesentliche 
Schri tte auch von den Parlamentariern u nter­
stützt werden.  

In  keinem Staat der Erde haben wir e in derart 
umfassendes Maßnahmenpaket, auch nicht so 
ehrgeiz ige Ziele und auch n icht e inen so konse­
quenten Kampf gegen die Vorläufersubstanzen. 
Ledigl ich die N iederlande haben e inen Ausstiegs­
plan, der in sei nen Reduktionszielen in etwa mit 
der österreichischen Lösung vergleichbar ist, ha­
ben aber kein vergleichbares Bündel von konkret 
terminisierten Maßnahmen. wie sie jetzt in der 
Entsc hl ießung enthalten sind. 

Damit noch e inmal zu den wesentl ichen Punk­
ten: In formation der Bevölkerung, Bündel von 
Maßnahmen im Kampf gegen d ie Vorläufersub­
stanzen .  Das gesamte Maßnahmenpaket hatte ur­
sprüng l ich 37 Maßnahmen und hat sie weiterhin. 
Etwa die Hälfte davon - und das ist sehr  wichtig 
- wurde mit k laren Terminvorgaben durch den 
Entsch l ießungsantrag unterstützt. 

Ich möchte meinem Vorredner antworten. Es 
stimmt, wir beginnen eben n icht bei der Stunde 
Nul l ,  sondern wir haben wesentliche Vorleistun­
gen in diesem Kampf bereits erbracht. Es ist auch 
richtig, daß im November des vergangenen Jahres 
in Genf ein P rotokoll unterzeichnet wurde. in  
dem s ich  die unterzeichneten Länder verpflich­
ten, b is zum Jahr 2000 die Ozonvorläufersub-
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stanz  "flüchtige organ ische Verbindungen" um 
30 Prozent zu reduzieren, und es sti mmt ebenso, 
daß wir mit den von uns bereits ergriffenen bezie­
h ungsweise e inge leiteten Maßnahmen d iese Latte 
schon jetzt erreichen .  

S ie reicht uns nicht. Wi r gehen wesentl ich wei­
ter, und wir haben auch al len Grund dazu .  Wir 
haben wesentlich strengere Reduktionsziele. Es 
ist schon erwähnt worden :  Wi r  wollen i n  einem 
Etappenplan mit klaren Fristen in Fünfjahresab­
ständen über 40 beziehungsweise 60 Prozent bis 
zum Jahr 2006 auf jene 70 P rozent Reduktion 
kommen, d ie uns in d ie Nähe des Vorsorgewertes, 
seh r  geehrte Frau Kollegin (die Bundesrätin Cre­
paz ansprechend) , der Weltgesundheitsorganisa­
tion bringen ,  der mit 60 ppb festgelegt ist. Ich b it­
te , das von jenen Warnwerten zu untersc he iden, 
d ie wir aufgrund ärztlicher E mpfehlungen der 
Akademie der Wissenschaften höher angesetzt 
haben, ab denen die Bevölkerung informiert wer­
den muß, daß besonders empfindliche Personen 
- Kleinstk inder, alte Menschen,  kranke Men­
schen - in  den Mittagsstunden, wenn  d ie Sonne 
sehr  stark schei nt, keine besonderen körperlichen 
Anstrengungen unternehmen sollten .  Ich b itte 
a lso, das auseinanderzuhalten ,  und ich bitte, vor 
allem auch zu sehen , daß wir genau d iesen Vor­
sorgewert erreichen wollen mit  dem Bündel von 
Maßnahmen, d ie wir nun e ingeleitet und ergrif­
fen haben. Ich darf allen Experten unter Ihnen, 
meine sehr geehrten Damen u nd Herren, sagen,  
daß wir  30 ppb leider ganz sicher n icht erreichen 
werden, nachdem die Hintergrundbelastung etwa 
über dem Atlanti k,  wo es überhaupt keine Emis­
sionsquellen gibt, wesentlich höher ist als d ieser 
Wert. 

Auf der anderen Seite ist für uns ganz k lar, daß 
wir im eigenen Bereich al les unternehmen müs­
sen ,  was wir selber tun können .  I m  i nternationa­
len Bereich sind wi r dabei - da laufen auch sehr 
konstruktive Gespräche - ,  die anderen Länder 
dazu zu bringen, in gleicher Weise Maßnahmen 
zu setzen wie wir, damit wir tatsächl ich an den 
Vorsorgewert herankommen .  Und das werden 
wir auch schaffen, wen n  uns k lar  ist, daß wir a l le 
Maßnahmen ergreifen  und mit  aller Konsequenz 
durchführen müssen und daß wir uns n icht auf 
die Stickoxide und d ie flüchtigen organ ischen 
Verbindungen allein konzentrieren dürfen ,  son­
dern selbstverständlich auch andere, wen iger  k l i ­
marelevante oder wen iger aktive Vorläufersub­
stan zen, wie etwa das Methan, bekäm pfen müs­
sen .  Das ist uns durchaus klar .  Ich bin aber auch 
sicher, und ich wei ß  das aus konkreten Reaktio­
nen meiner Kollegen in den Nachbarländern,  daß 
die österreich ische Latte dort sehr  viel Beachtung 
gefunden hat und natürl ich e inigen Ansporn ge­
ben wird, auch dort entsprechend vorzugehen . 

Wir haben damit d ie Information der Bevölke­
rung sichergeste llt . Es ist auch völl ig klar, daß wir 
d iese I nformation - ebenso wie im Vorjahr -
mit jenen Mitteln.  die uns derzeit zur Verfügung 
stehen, selbstverständlich ab 1 .  Mai - sofern Sie 
diesem Gesetz zustimmen, worum ich sehr  herz­
l ich bitte - wieder e inr ichten werden .  Wir wer­
den al lerdings noch etwa e inei nhalb Jahre brau­
chen, um jenen Datenverbund sicherzustellen,  
der es uns dann e infacher machen wird.  wen iger 
Personal erfordern wird, uns auch schneller rea­
gieren lassen wird. Klar ist aber: Die Information 
ist sichergestel lt .  

Ich bin sehr  dankbar dafür ,  daß diese Reduk­
tionsziele mit der Verbindl ichkeit eines Gesetzes 
festgelegt sind, auch mit der Verbind l ichkeit, daß 
jewei ls zur  Hälfte der Periode darüber berichtet 
werden muß ,  wiewe it wir an sie herangekommen 
sind, wieweit wir sie e inhalten können, um auch 
sehr k lar und rechtzeitig zu sehen, wo wir die 
Schraube noch stärker anziehen müssen ,  welche 
zusätzlichen Maßnahmen ergriffen werden müs­
sen,  wo verschärft werden muß und wo alle ande­
ren Schri tte , d ie in d ieser Richtung möglich sind, 
gesetzt werden müssen .  

Ich bitte noch e inmal, auch wei l  i ch wei ß ,  daß 
viele d ieser Maßnahmen sehr  breite Bevölke­
rungssc h ichten betreffen, weil wir wissen ,  daß 
sehr viele Menschen hier sehr einschneidende 
Änderungen wirkl ich auch mittragen und mit­
vollziehen müssen,  ich bitte Sie also, meine seh r  
geehrten Damen und Herren des Bundesrates, 
d iese notwendigen Maßnahmen, die n icht popu­
lär sein  werden, auch mitzutragen, wenn es da­
rum geht, sie umzusetzen , und sich auch darüber 
k lar zu sein ,  daß w i r  sie al le m iteinander brau­
chen. 

Wie wirksam ein Maßnahmenpaket und wie 
wirksam auch ein Entschl ießungsantrag ist, darf 
ich Ihnen an zwei Beispielen zeigen. E ine der 
Maßnahmen, die aufgelistet sind, ist eine Ver­
pflichtung an die Adresse des Wirtschaftsmini­
sters, d ie  Gaspendelung bei Tankstellen vorzu­
schreiben .  Der Min ister hat am Tag nach der Be­
schlußfassu ng im Nationalrat bereits d ie Absicht 
kundgetan. das noch heuer zu machen .  - Wieder 
ein weiterer Schritt. 

Und ich komme gerade von e iner Tagung über 
die Typisierung von Kleinfeuerungsan lagen, a lso 
von An lagen für d ie  Raumwärme und die Warm­
wasseraufbereitung, wo enorme Potentiale der 
Reduktion enthalten sind, gerade bei den flüchti­
gen organ ischen Verbindu ngen 13 Prozent. Das 
ist die grö ßte Einze imaßnahme, die wir jetzt nach 
der Lösemittelverordnung noch setzen können .  
Wir sind zuversichtl ich, daß wir  den entscheiden­
den Sch ritt jetzt weiterkommen, das auch tatsäch­
l ich umzusetzen.  

552. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 41 von 90

www.parlament.gv.at



26 1 20 B undesrat - 552.  Sitzung - 9. April 1 992 

Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Familie Dkfm. Ruth Feldgrill-Zankel 

So werden wir  zweifel los weitermachen müssen 
- ganz abgesehen von der Verpflichtung, welche 
die Landeshauptleute mit d iesem Gesetz zu über­
nehmen haben ,  näml ich Sanieru ngspläne, offen­
siv in d ie Zukunft gerichtet, zu  erste l len , umfas­
sende Sanierungspläne,  um hier auch gemeinsam 
und koordiniert weiterzukommen. 

Mit der Sicherste l lung der I nformation, mit 
diesen klaren  Zielsetzungen und mit dem termi­
nisierten Maßnahmenpaket haben wir den Kampf 
gegen das boden  nahe Ozon zweifel los noch nicht 
gewonnen ,  aber wir haben bereits ganz entschei­
dende Schritte gesetzt. Wir haben sie eingeleitet. 
Wir werden mit der Beschlußfassung einen ganz 
entscheidenden Schritt weiterkommen. 

U nd ich darf Ihnen versprechen, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren: leh werde auch wei­
terh in  meinen Te il dazu beitragen,  daß wir uns 
auch im Sommer wieder auf d ie Sonne freuen 
kön ne n  und u ns nicht den Regen herbeiwünschen 
müssen,  damit Ozonkonzentrationen wieder weg­
gewaschen werden. 

leh b itte in d iesem S inne sehr  um Ihre Zustim­
mu ng. - Danke .  !Beifall bei Ö VP und SPÖ. ) 1::' .::'0 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Mag. Tusek. leh erteile 
ihm das Wort. 

n::.o .. 
Bu ndesrat Mag. Gerhard Tusek (OVP, Ober-

österreich) :  Herr Präsident! Sehr verehrte Frau 
Bundesminister!  Geschätzte Damen und Herren !  
Das heute zur  Debatte stehende Ozoninforma­
tionsgesetz, Herr Kollege Dr. Pumberger,  besteht 
aus zwei Abschn itten.  Ich glaube , Sie haben in 
Ihrer v ie lleicht ei l igen Vorbereitung übersehen ,  
daß dieses Gesetz auch einen zweiten Abschnitt 
besitzt, in dem die Maßnahmen genau festgelegt 
werden,  die S ie fordern.  S ie haben in Ihrer Kritik 
an unsere Frau Bundesminister an  und für sich 
nur vom ersten Abschnitt gesprochen. 

Ich glaube,  dieses Gesetz, bestehend a us zwei 
Abschnitten,  ist ein Meilenstein in der österrei­
chischen Umweltpol it ik. Die Frau Bundesmin i­
ster hat es i n  ihrer Stel lungnahme ja bere its ge­
sagt: Es ist das erste und einzige Gesetz seiner 
Art. Es gibt kein anderes Land in  Europa, das sich 
- so wie Österreich - verpflichtet hat, i n  nur  
1 4  Jahren,  b is  zum Jahr 2006, in dre i  Etappen die 
Emissionen der Ozon vorläufersubstanzen um 
mindestens 70  Prozent zu  reduzieren !  

Für  d iese Gro ßtat im Bereich des Umwelt­
schutzes gebührt in erster Linie der Hauptverant­
wortl ichen für das Zustandekommen dieses Ge­
setzes der besondere Dank und die Anerkennung. 
Ich e rlaube mir  von dieser Stelle aus,  Ihnen,  Frau 
Bundesminister, für Ihre Zäh igkeit und Ausdau­
er, abe r  auch für die konsequente und vorbildl i-

che Art der I nteressenabwägung  besonders zu 
danken. (Beifall bei der Ö VP. J 

Es war kein einfacher - das hat auch die Frau 
Bundesmi nister gesagt - ,  sondern ein dornenvol­
ler Weg, der zum Zustandekommen d ieses Geset­
zes führte . Jahre der Diskussion, große Mengen 
von Grundlagenforschungen nationaler und in­
ternationaler Experten waren dazu notwendig. 

leh möchte nur zwei wesentliche Veröffentl i­
chungen in  diesem Zusammenhang erwähnen :  
die Grenzwertempfeh lungen der  Akademie der 
Wissenschaften und d ie Studie "Fotooxidantien 
in der Atmosphäre" das Bundesmin isteriums für 
Umwelt, Jugend und Famil ie. Wir sehen al lein 
aus diesen beiden Beispielen ,  daß die G rundlagen 
für dieses Gesetz in enger Zusammenarbeit der 
Wissenschaft und des Ministeriums gelegt wur­
den. 

Viele I nstitutionen waren am Zustandekom­
men der Regierungsvorlage betei l igt. Ich möchte 
hier vor allem die Abtei lung für Lufthygiene des 
U mweltbundesamtes nennen ,  und gerade im 
Bundesrat so ll auch n icht unerwähnt bleiben, daß 
die Länder wesentliche Leistungen dazu erbrach­
ten. S ie stellten wichtige Erfahrungswerte und 
Meßergebnisse zur Verfügung, und die Fachleute 
des Länderarbeitskreises Luft sowie die Landessa­
nitätsdirektionen aller Bundesländer brachten 
ihre Erfahrungen ein und arbeiteten in verschie­
densten Bereichen mit. 

In Oberösterreich zum Beispiel wird Ozon seit 
dem Jahre 1 982 gemessen. D ie längsten Meßrei­
hen gibt es aus Steyregg, Lenzing und Unz-Be­
rufsschu lzentrum. Derzeit haben wir in  Ober­
österreich insgesamt elf Ozonmeßstel len, zwei 
davon im Mühlvierte l ,  eine im Salzkammergut, 
vier im Alpenvorland und vier im Großraum 
Unz. Die Daten werden on l ine an die Meßzen­
trale übertragen und sind daher jederzeit aktuell 
verfügbar. 

Da aber die - und auch das wurde heute schon 
gesagt - Luftproblematik vor Landes- oder Bun­
desgrenzen nicht haltmacht, ist der im  Gesetz 
vorgesehene und - das ist meine B itte - mög­
l ichst bald zu realisierende Datenverbund von be­
sonderer Wichtigkeit, damit d ie Bevöl kerung des 
gesamten Bundesgebietes über erhöhte Ozonbe­
lastungen rechtzeitig i nformiert werden kann und 
Vorsichtsmaßnahmen ergriffen werden können .  

D ie bundesweite Regelung ist durchaus sinn­
vol l ,  obwohl  schon jetzt einzelne Bundesländer 
die Bevölkerung informieren. 

Erlauben Sie, sehr  geehrte Damen und Herren ,  
daß ich  I h nen die aus  Oberösterre ich stammen­
den letzten Daten, die mir  zur Verfügung stehen, 
hier auch präsentiere. Es ist das der Ozonbericht 

552. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)42 von 90

www.parlament.gv.at



B u ndesrat - 5 5 2 .  Sitzung - <J. April  1 992 26 1 2 1  

Mag. Gerhard Tusek 

für Oberösterreich vom 7. Apri l ,  also von vorge­
stern , 9.30 Uhr.  Hier  hatten wir die momentane 
Ozonkonzentration von 0,0 1  mg/mJ in  Steyr und 
0,09 mg/m·1 in Schöneben .  Das heißt nach den 
Bestimmungen: Die Luft in  Oberösterreich war 
an diesem Tag, vorgestern,  gering belastet. 

Wenn ich nun d ie Forderung von Kol legin Cre­
paz - die ich als seh r  gut gemeint aufnehme -
nach Senkung auf 30 parts per bi l l ion  hernehme, 
dann hätten wir vorgester n  in Oberösterreich,  i m  
Mühlviertel, tief i m  BÖhmerwald , Ozonvorwarn­
stufe gehabt, denn 0,09 mg/m.\ bedeuten 45 ppb, 
und - wie die Frau Bundesmin ister schon gesagt 
hat - das werden wir sicherl ich n icht schaffen.  
(Bulldesrätin e r  e p a  z:  Bei DauerbelasUll1g iSl 
das.') Ja, bei Dauerbelastung, Frau Kollegin Cre­
paz. Allerdings: Hätten wir d iese Werte, die Sie 
vorgeschlagen haben ,  als Vorwarnstufe, wir kä­
men n icht mehr zur Entwarnung. 

Ich zeige Ihnen h ier  das Meßergebnis. (Der 
Redner hält ein Papier mit Zahlen und Grafiken in 
die Höhe. )  Das ist Schöneben im Böhmerwald . 
Hier sind wir bei der Vorsorgegrenze, d ie die 
Frau Min ister ebenfalls erwähnt hat. Würden wir 
Ihren Wert annehmen,  dann wären wir hier. und 
es gäbe vielleicht nur  meh r  an ein igen trüben 
Herbsttagen keine Vorwarnstufe .  Ich glaube, so 
gut strenge Normen auch sind, so wenig bringt es, 
wenn wir dauernd in einer Vorwarnstufe wären .  
Aus diesem Grund glaube ich ,  daß die entspre­
chenden Maßnahmen u nd auch die entsprechen­
den Grenzwerte r ichtig sind. (Bllndesrätin C r e -
p a  z: Wenn wir 200 nicht einhalten, gehen wir auf 
300? Ist das so zu verscehen?J Das ist nicht so zu 
verstehen. Ich werde dann auch noch versuchen,  
zu erklären, wie es überhaupt zur bodennahen 
Ozonbelastung kommt. Nur ,  Grenzwerte und vor 
allem Warnstufen müssen real istisch sein  und 
nicht utopisch. Wie die F rau Bundesminister 
schon gesagt hat: Die Hinte rgrundbelastung gera­
de in größeren Höhen ist sehr stark , u nd wenn 
wir  diese Belastung sehen und dauernd Alarmstu­
fe hätten ,  was würde das für ein Land wie Öster­
reich bedeuten, wo , wie wir zuerst gehört haben ,  
der Tourismus so e ine  wichtige Rolle spielt? Ich 
glaube, Grenzwerte m üssen real istisch und durch­
führbar sein .  

Nun ,  der  erste Te i l  des Gesetzes sieht eine ver­
stärkte I nformationspflicht der Bevölkerung vor .  
Es  gibt solche Informationen bereits. 

Ich darf hier wieder ein Beispie l aus Oberöster­
reich anführen.  In Oberösterreich gibt es den 
Luftbericht für den Großraum Linz und den 
Ozonbericht für ganz Oberösterreich ,  der tägl ich 
erscheint und der Presse zur Verfügung gestel lt 
wird. Um eine Überschreitung des Grenzwertes 
für die Vorwarnstufe auszusch ließen, wird dieser 
Bericht n icht nur  am Vormittag gegeben, sondern 
um 16 Uhr  nochmals aktualisiert. 

Daneben gibt es noch e ine ganze Reihe von 
Ozon informationen für die Bevölkerung, die 
auch sehr rege in Anspruch genommen werden. 
Bei Ozonperioden wenden sich durchschnittlich 
300 Personen tägl ich an das Land, um über Situa­
t ion ,  Prognosen und Verhaltensempfehlungen in­
formiert zu werden.  

Wie erfolgt nun diese Information? In Zeiten 
mit erhöhter Belastung läuft in  Oberösterreich 
der Ozon-Tonbanddienst rund um die Uhr  und 
gibt Auskunft über Meßwerte. Prognosen und die 
zu erwartende Entwicklung in den nächsten Stun­
den. Auch dieser Tonbanddienst wird pro Tag 
von etwa 50 Personen in Anspruch genommen. 
Es gibt auch das "grüne Telefon" der U mweltaka­
demie, die ebenfalls über d ie Belastung Ausku nft 
ertei lt. Das sind etwa 1 00 Anrufe täglich in  Ozon­
perioden. D ie Landesmeßzentrale wird ebenfalls 
um Auskünfte gefragt, h ier sind es täglich etwa 
1 50 Anrufe. 

Das sind einzelne Maßnahmen, die jetzt schon 
erfolgen. Wir sehen aus der Zahl der Anrufe, daß 
die Bevölkerung für die gesamte Ozonproblema­
tik durchaus sensibel geworden ist. Das halte ich 
für sehr  positiv, denn Aufgabe der Pol itik muß es 
sein ,  die Menschen zu i nformieren und auf der 
Basis konkreter Werte Ängste abzubauen, anstatt 
Ängste zu verbreiten, die in vielen Fällen n icht 
berechtigt oder unbegründet sind . 

Ein Mittel zur verstärkten Information und zur 
Auslösung der entsprechenden Verha ltensma ß­
nahmen sieht das heutige Gesetz mit den Warn­
stufen vor. Nach d iesem Gesetz wird Österreich 
in  zwölf regional und von der Struktur her zu­
sammenpassende Überwachungsgebiete e inge­
tei lt. 

Erwähnenswert erscheint mir h ier auch die 
Feststel lung, daß in  diesen Gebieten nur in  der 
Region Ost in der Vergangenheit, vor 1 988, 
Übersch reitungen der Warnstufe I aufgetreten 
sind und in der Zukunft auch am ehesten hier 
erwartet werden können .  Die anderen Gebiete 
sind Informationsgebiete, bei denen zwar Über­
schreitu ngen der Vorwarnstufe immer wieder 
vorkommen u nd auch zu erwarten sind. aber die 
Warnstufe I noch nie erreicht wurde. 

Wie schon erwähnt, gibt es drei Warnstufen, als 
erstes d ie Vorwarnstufe ab einer Konzentration 
von 1 00 parts per bi l l ion, gemessen als Dreistun­
denmittelwerte. Das ist die Konzentration - und 
das hat der Herr Dr. Pumberger ja auch bestätigt 
- ,  bei der bei empfindlichen Personen e ine erste 
Beeinflussung der Atemwege festste llbar ist. 

Bei der Warnstufe I , a lso ab 1 50 ppb, s ind be­
reits grö ßere Gesundheitsstörungen festste llbar. 
Daher wird hier empfohlen, da ß sich besonders 
gefäh rdete Personen in geschlossenen Räumen 
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aufhalten mögen,  denn i n  gesch lossenen Räumen 
beträgt die Konzentration des boden nahen Ozons 
etwa nur ein Fü nftel von jener im Freien.  

Bei der Warnstufe Il sch l ießl ich ,  also über 
200 ppb, sind stärkere Gesundheitsschäden zu 
befürchten .  Daher wird h ier  ebenfalls der Aufent­
halt in  geschlossenen Räumen empfohlen, und 
vor al lem - auch das ist wichtig - sol l  jede An­
strengung im Freien vermieden werden. H ier gi lt  
auch das zuerst Gesagte: Wandertage, Sportver­
anstaltungen i m  Freien sind bei der Warnstufe I I  
untersagt. 

Verantwortl ich für die Messung, für die Veröf­
fentl ichung der Werte, für d ie Auslösung der 
Warnstufen und für die Entwarnung ist  der jewei­
l ige Landeshauptmann. Erst wenn mehr als v ier  
Bundesländer betroffen s ind ,  geht diese Verant­
wortung an den Bundesmin ister für U mwelt, Ju­
gend und Fami l ie über. 

Sehr geehrte Damen und Herren !  Während 
sich der I .  Abschn itt des Gesetzes mit der bundes­
weiten Messung, der Information der Bevölke­
rung und den Warnstufen beschäftigt, die ich für 
wichtig erachte, beschäftigt sich der 11 .  Abschn itt 
mit den echt zukunftsweisenden und daher mei­
ner Meinung nach noch wichtigeren Maßnahmen 
zur Absenkung der Ozonvorläufersubstanzen. 

In d iesem Zusammenhang sei mir  gestattet, 
noch e in ige grundlegende Begriffe zum Thema 
Ozon h ier darzu legen .  

Wie Herr D r .  Pumberger bereits erklärt hat, 
handelt es sich beim Ozon um eine andere Form 
des Sauerstoffes. Während der lebensnotwendige 
Sauerstoff aus zwei Atomen aufgebaut ist, besteht  
Ozon aus dre i  Sauerstoffatomen. Zur  Bildung 
d ieser Substanz sind große Energiemengen not­
wendig. 

Ozonbi ldung ist nichts Neues. Ozon gibt es 
n icht erst seit gestern oder heute, Ozon hat es 
immer schon gegeben, und die Menschheit hat 
mit Ozon leben gelernt. Die Luft nach Gewittern 
ist kurzfristig stärker ozonhältig. Jede Hausfrau 
weiß ,  daß im Hochsommer die Wäsche besonders 
schön weiß  wird, wen n  man sie in die Sonne 
hängt. Ursache dafür ist die Oxidationsfähigkeit 
des Ozons, die für die B leichwirkung verantwort­
l ich ist. Allerdings ist d ie Spanne zwischen den 
Konzentrationen,  die auf natürliche Art in gesun­
der, ozonreicher Waldluft immer schon vorge­
kommen sind, u nd jenen Konzentrationen, ab de­
nen empfindl iche Personen die ersten Reizer­
scheinungen zeigen, min imal .  

Ozon ist plötzl ich vom erwünschten Merkmal 
e ines Luftkurortes zum gefürchteten Schadstoff 
geworden .  Warum? - Die Ozonbelastung in Bo­
dennähe müssen wir deutlich unterscheiden von 

der Ozonschicht in der Stratosphäre in  etwa 1 5  
bis 20 Kilometern Höhe, die uns vor dem Zuv ie l  
an UV -Strahlung schützt und mit der es ebenfalls 
Probleme gibt. 

Zahlreiche nationale und internationale U nter­
suchungen zeigen, daß Ozonzunahme nicht e in  
Effekt ist, der  in Bal l ungsräumen besonders auf­
tritt, ja im Gegentei l ,  in  Ballungsräumen ist die 
Ozonkonzentration in den meisten Fällen we­
sentlich geringer als in Rein luftgebieten. Es wird 
die sogenannte Abgasfahne beobachtet, d ie zum 
Beispiel von Wien aus bei Südostwind etwa bis in 
den Bereich von Krems re icht. Be i dieser Abgas­
fahne sind es vor allem d ie Stickoxide und flüchti­
ge Kohlenwasserstoffverbindungen , d ie mit  dem 
Luftsauerstoff unter Bedingungen von über 
20 Grad und unter besonderer E inwirkung des 
Sonnenl ichtes, vor al lem der energiere ichen ul­
travio letten Strahlung, aus dem Luftsauerstoff 
Ozon bilden. Daher tritt das Phänomen ein,  daß 
die Vorläufersubstanzen zwar in  den Ballungsge­
bieten entstehen, aber ihre Wirkung viele K i lo­
meter, ja oft Hunderte Kilometer wei ter eintritt. 

Wenn man weiß ,  daß d ie mitt lere Lebensdauer 
von Ozon unter  sommerlichen Bedingungen in 
der Mischschicht unserer Atmosphäre etwa d rei 
bis fünf Tage beträgt und d ie Verfrachtungsge­
schwindigkeit auch bei relativ ruhiger Luft etwa 
1 00 bis 200 K ilometer beträgt, so kann man s ich 
ausrechnen, wie weit h ier  Ozon verfrachtet wird .  

Ich möchte h ier noch die Frage anfügen :  W ie­
viel des in  Österreich gemessenen Ozons stammt 
denn wirk l ich  aus unserer Produktion,  aus u nse­
ren Schadstoffen? Allerdings - das dürfen wir 
nicht übersehen - :  Auch wir exportieren gewalti­
ge Mengen von Schadstoffen und damit Vorläu­
fersubstanzen des Ozons. 

Entwirft man Strategien zur Reduzierung der 
Ozonbelastung, wie sie in  diesem Gesetz vorgese­
hen sind, so muß  man zwischen kurz- und länger­
fristigen Ma ß nahmen unterscheiden. Kurzfristige 
Maßnahmen sind in  erster Linie die Information 
der Bevölkerung über Schutzmaßnahmen. Denn 
- und das unterscheidet das Ozon ganz wesent­
lich von anderen Luftschadstoffen, von den soge­
nannten primären Luftschadstoffen - während 
bei primären Luftschadstoffen - Stickoxiden, 
Schwefeldioxid - durch Drosselung des Autover­
kehrs, durch Stil legung gewisser industrieller An­
lagen eine Reduktion der Emissionen sofort mög­
lich ist, können solche Maßnahmen beim Ozon 
nicht greifen, wei l  eben d iese fotochemische U m­
setzung erst mit Zeitverzögerung erfo lgt. 

Wir  sol len - und hier  bin ich auch einig mit 
meinen Vorrednern - u nbedingt versuchen, d ie­
se Ozonbelastung herabzusetzen, um - wie die 
Frau Bundesmin ister erwähnte - den Vorsorge­
grenzwert von etwa 60 parts per b i l l ion als lang-
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fristiges Ziel zu erreichen versuchen. Und dazu 
ist es notwendig. die Vorläufersubstanzen zu re­
duzieren, denn beim dritten Faktor, der für d ie 
Bi ldung von Ozon entscheidend ist, können wir 
n icht eingreifen :  Das ist die Sonnenscheindauer. 

Nach diesem Gesetz sind also gerade d iese 
Ozonvorläufersubstanzen etwappenweise zu re­
duzieren: bis Ende 1 996 um etwa 40 Prozent. bis 
200 I um 60 P rozent und bis 2006 um 70 Prozent 
- bezogen auf die Werte des Jahres 1 988.  D iese 
Vorgabe ist gewaltig und wird unser a l ler An­
strengung bedürfen. S ie wird durch den entspre­
chenden Maßnahmen katalog noch konkretisiert 
und sol lte anderen Staaten unbedingt zur Nach­
ahmung dienen.  

Weil es s ich um e in gutes, zukunftsweisendes 
Gesetz handelt, das auch für andere Staaten Vor­
b ild sein  sol l ,  wird meine Fraktion d iesem Gesetz 
gerne die Z ustimmung ertei len. (Beifall bei der 
Ö VP. ) /2.43 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster Rednerin e rtei le ich Frau Bundesrätin 
Schicker das Wort. 

/2 .43 
Bundesrät i n Johanna Schicker (SPÖ, Steier-

mark): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Da­
men und Herren! Werte Frau Bundesministerin !  
Ich darf vorweg noch einmal a uf Ihre Entschuldi­
gung zurück kommen betreffend das Zuspätkom­
men Ihrer Beamten im Ausschuß,  und ich möchte 
schon etwas richtigste lien. Ich habe ein bißchen 
Kritik herausgehört, daß unsere Ausschußsitzung 
nur zehn Minuten gedauert hätte. Bitte, sie hätte 
viel länger gedauert, wenn wir Fragen hätten stei­
len können, aber was sollen wir im Ausschuß  de­
battieren, wenn d ie entsprechenden Fachexperten 
nicht da sind? Ich habe so einen Unterton an Kri­
t ik  herausgehört, und das wol lte ich daher anmer­
ken. 

Werte Damen und Herren!  Da mein Vorred­
ner, Herr B undesrat Tusek, uns wirklich sehr  aus­
führlich die Erläuterungen zum Gesetz näherge­
bracht hat, können sich ,  glaube ich, die 
nächstfo lgenden Rednerinnen und Redner etwas 
kürzer halten .  

Ich  meine, m it dem heute zu besch l ießenden 
Ozoninformationsgesetz setzen wir einen Akzent, 
der für E uropa beispielgebend sei n  sollte, ja, ei­
gentl ich se in  müßte, denn bekannterweise wird 
das boden nahe Ozon nicht nur bei uns produ­
z iert, sondern  es wird in erster Lin ie über d ie 
Grenzen herein importiert. 

Selbst wen n  Skeptiker meinen, was helfe es 
schon, wenn h ier bei uns Schritte gesetzt werden, 
d ie von anderen Staaten vorläufig noch nicht 
nachvollzogen werden, muß man wirkl ich deut­
lich festste l len,  daß dies ein einseitiges Denken 

ist. Kol legin Schierhuber hat ja auch schon darauf 
h ingewiesen .  Wir dürfen nicht die Hände in den 
Schoß legen,  nur wei l  jenseits der Grenzen nichts 
geschieht. Im  Gegentei l ,  wir müssen jene motivie­
ren und auffordern, unsere d iesbezüglichen Maß­
nahmen mitzuübernehmen beziehungsweise in 
d ie zukünftigen Lösungsmöglichkeiten miteinzu­
beziehen, die b isher auf diesem Gebiet noch sehr 
inaktiv waren. 

Werte Damen und Herren! Das künftige Ozon­
informationsgesetz sieht e ine rechtzeitige Infor­
mation u nd Warnung der österreichischen Bevöl­
kerung sowie Maßnahmen zur Verbesserung der 
Luftsituation in den belaststen Gebieten vor, so 
etwa die Beschränkung des Verkehrs und/oder die 
Drosse lung von Betriebsanlagen.  

Die notwendigen Reduktionsziele, wie zum 
Beispiel d ie Absenkung der Stickoxidemissionen ,  
sind in  erster Linie durch verkehrsberuhigende 
Maßnahmen zu erreichen, das heißt durch ver­
mehrte Verlagerung des Güterverkehrs von der 
Straße auf die Schiene, denn es ist erwiesen, daß 
der Hauptverursacher der Ozonvorläufersubstan­
zen zu mehr als 70 Prozent der motorisierte Stra­
ßenverkehr ist. 

Neben dem boden nahen Ozon sollten wir aber 
auch die Problematik des Ozonloches n icht über­
sehen. Wie Klimaforscher feststel lten, schwindet 
nicht nur  über dem unbewohnten Südpol die 
schützende Ozonschicht, sondern auch auf der 
Nordhalbkugel unseres Planeten, sodaß die ge­
fährlichen UV-Strahlen ungehinderter als bisher 
bis zum Boden vordri ngen können. B isher hat 
uns nur die spezielle Klimasituation über dem 
Nordpol vor einem Ozonloch a la Antarktis be­
wahrt. 

Weil durch d ie Luftbewegung über den Konti­
nenten Amerika und Asien im Norden mehr 
Schwung entstanden ist, lösen sich die großen 
Eiswolken meist schon frü her auf als über dem 
Südpol .  D ie darin  gefangenen Stickoxide können 
daher rechtzeitig vor dem Frühjahr mit der Eli­
mi nierung des sogenannten Ozonki l lers Chlor­
monoxid beginnen - sagen uns Wissenschafter. 

Werte Damen und Herren! Die Reduktion der 
Ozonsch icht hat aber nicht nur Konsequenzen 
für die Menschen, wie Herr Dr. Pumberger be­
reits ausgeführt hat. Alle Kulturpflanzen leiden 
selbstverständ lich genauso unter dem aggressiven 
UV-Licht. Man hört, in Teilen Austral iens und 
Südchi les sind Schafe u nd Lachse erb l indet, Ha­
sen erkrankten am grauen Star und Menschen 
mu ßten sich - wie bereits erwähnt - mit kör­
perbedeckender Kleidung gegen diese kurzweil i­
gen UV -Anteile des Sonnenlichts schützen. 

Wo die Ursachen dieses Ozonlochs l iegen, ha­
ben in der Zwischenzeit d ie Wissenschafter fest-
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gestellt. Es s ind d ies in erster L in ie d ie in Spray­
dosen und als Zusatz von Kunststoffschaum bis 
zu Reinigungsmitte ln verwendeten Fluorchlor­
kohlenwasserstoffe. 

Das heutige Ozoninformationsgesetz fi ndet un­
sere Zustim mung. Die Umsetzung bitten wir ra­
schest durchzubringen .  

Abschließend, werte Damen und Herren, 
möchte ich aber auch noch bemerken - und es 
ist in d ieser Debatte heute auch schon angeklun­
gen -, daß die ursprünglich mit  diesem Gesetz 
geplante Novel l ierung des Abfal lwirtschaftsgeset­
zes Gott sei Dank nicht zum Tragen kommt. In  
d ieser Novelle wäre vorgesehen gewesen, daß 
Bürgermeister in der Frage der F indung von De­
poniestandorten keine ParteiensteI lung mehr ge­
habt hätten. Mit  anderen Worten:  Sie wären über­
fahren worden.  

Als  Kommunalpolit ikerin häUe ich d iesem Ge­
setz meine Zustimmung versagen müssen.  Ich 
hoffe, Frau Minister, daß es uns in  nächster Zeit 
n icht wieder i n  gleicher Form präsentiert wird .  
Gerade in e iner Zeit ,  wo ohne Bürgerbetei l igung 
n ichts meh r  geht, kann man Gemeinden nicht 
einfach ohne Mitspracherecht m it Standorten be­
glücken. 

Wir in  der Steiermark wissen ja, wovon wir 
sprechen. Gerade in  letzter Zeit mußten wir wie­
der aus der P resse erfahren, daß neun Gemeinden 
auserkoren wurden, die als Standorte für Müll­
verbrennu ngsanlagen i n  Frage kommen. Der 
Bürgermeister meiner Gemeinde zum Beispiel 
mußte sich vor der Bevöl kerung verantworten, 
warum er ihr dies verheimlicht habe. Er wurde 
ebenso wie d ie Bevöl kerung durch d ie Meldung 
im Rundfunk  und in der Tagespresse einfach da­
von überrumpelt ,  wenn man so sagen darf. Da 
he lfen dann auch noch so schön formulierte Ent­
schu ld igungsbriefe der Betreiber n ichts. Betroffe­
ne Bürger u nd natürl ich zuerst auch d ie Gemein­
devertreter müssen vom ersten Tag an in derarti­
ge Überlegungen mite inbez9gen �.erden. - Ich 
danke Ihnen .  (Beifall bei SPO und O VP. ) 12 .49 

V izepräsident Walter Strutzenberger: Ich er­
tei le Herrn B undesrat Dr.  Kapral das Wort. 

12.49 .. 
Bundesrat Dr. Peter Kapral (FPO, Wien): Herr 

Präsident! Frau Bundesminister! Sehr geehrte 
Damen und Herren!  Ich werde gerne die Vorgabe 
beziehungsweise Anregung mei ner Vorrednerin 
aufgreifen und m ich ebenfalls kurz fassen .  Nach 
dem sehr ausführl ichen Referat, das wir hier über 
Ozon, boden nahe Ozonsch ichten und das Ozon­
loch gehört haben, b le ibt eigentl ich n icht mehr 
allzuviel zu sagen. 

Ich darf aber e inleitend sagen, daß ich Frau 
Bundesmin ister Feldgr i l I  dankbar b in ,  daß sie 

d iese Gesetzesinitiative we iter betrieben hat. Er­
ste Bemühungen gehen ja zurück auf d ie Zeit vor 
ihrer Bestel lung. Es kl ingt vielleicht aus dem 
M und e ines Vertreters der Opposition etwas 
merkwürd ig. Ich glaube aber schon, daß  h ier e ine 
Notwendigkeit besteht, ein Gesetz zu schaffen. Es 
ist jedenfal ls besser, als gäbe es überhaupt keine 
Regelung. Ich fürchte aber, es könnte sich h ier 
doch nur um eine Scheinlösung handeln .  

Der Abänderungsantrag, den d ie F PÖ im Na­
tional rat e ingebracht hat, zeigt - wenn ich h ier  
auch nur e inen Aspekt dieses Abänderungsantra­
ges herausgreife - ,  daß Ozon beziehungsweise 
die Vorläufersubstanzen für d ie Ozonbildung 
nicht an den Grenzen - weder an den Grenzen 
der Bundesländer noch an den nationalstaatlichen 
Grenzen - haltmachen, sondern daß h ier grenz­
überschre itende Vorgänge vor sich gehen, die be­
dauerlicherweise nur sehr schwer u nd nur  in ei­
nem wirkl ich z ielgerichteten i nternationalen Vor­
gehen in  den Griff zu bekommen sind. 

Ich b in sicher, daß man naturwissenschaftl iche 
Erkenntnisse bei der Formul ierung d ieses Gesetz­
entwurfes mitberücksichtigt hat, wei l ich weiß, 
daß zum Beispiel im Umweltbundesamt der ge­
ballte Sachverstand vorhanden ist, u m  d iese sehr 
schwierige Materie zu beurtei len.  Natürlich hat 
das Ministerium auch die Möglichkeit, auf die Ex­
perten, zum Beispiel an den Hochschulen, zu­
rückzugreifen. Aber selbst im M inister ium ist si­
cherlich der Sachvorstand vorhanden, der not­
wendig ist, um aus der Beurtei lung der Zusam­
menhänge dann entsprechende Rücksch lüsse und 
Folgerungen zu ziehen sowie Vorsch läge zu ma­
chen und Maßnahmen zu ergreifen. 

Ich glaube, daß d iese Gesetzesin itiative, über 
die wir heute abstimmen, e ine Fü lle weiterer In­
itiativen nach s ich ziehen wird .  Das zeigt ja allein 
schon der Entschließungsantrag. Es wird sicher­
lich in Bälde darüber diskutiert werden ,  ob n icht  
das Luftre inhaltegesetz zu novel lieren  ist. Ich 
nehme aber an,  daß d ie  Frau Bundesminister das 
al les im Zusammenhang mit dem von i h r  initi ier­
ten nationalen Umweltschutzplan sieht, wei l  sie ja 
- und das ist auch sehr zu begrüßen  - mit die­
sem nationalen U mweltschutzplan der Wirt­
schaft, der Industrie eine Richtschnur geben wil l ,  
d ie langfristig eine Orientierung, vor a l lem was 
das Investitionsverhalten anbe langt, an den Ziel­
setzungen und Vorstellungen ,  d ie d ie Regierung 
in  Richtung Umweltschutz hat, ermöglichen wird. 

Ich wei ß  nicht, ob man so weit gehen kann,  
daß,  wie be i  der  Vorbere itung des Ozoninforma­
tionsgesetzes, bewährte Formen der Zusammen­
arbeit zwischen dem Ministerium,  dem Umwelt­
bundesamt und betroffenen Wirtschaftskre isen 
verlassen werden .  Ich hoffe nicht. Aber ich be­
daure es, daß Anbote einzelner betroffener, sehr  
betroffener Industriezweige, gemeinsame Mes-
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sungen der Emissionen d u rchzuführen ,  nicht ak­
zeptiert wurden. Das sind Bereiche, das sind 
Branchen, die - wir haben ja heute in  der Frage­
stunde schon darüber gesprochen - unter einem 
zunehmenden Druck der Konkurrenz in den 
RG W -Nachfo lgeländern stehen.  

Wenn diese Branchen, wenn  diese Unterneh­
men zusätzliche neue Belastungen auf sich neh­
men müssen, dann wird das sicherl ich Konse­
quenzen auf deren Wettbewerbsfähigkeit haben,  
denn in  den östl ichen Nachbarländern Öster­
reichs, in den Nchfolgeländern des RGW, emittie­
ren die e inschlägigen Unternehmen b is zum Drei­
fachen dessen, was österre ichische U nternehmen 
an Emissionen abgeben. Bei der weitläufigen und 
weiträumigen Transmission dieser Vorläufersub­
stanzen ist es offensichtl ich, daß d iese Be lastun­
gen auch in unser Bundesgebiet kom men.  

Ich erlaube mir, an die Frau B undesmin ister 
d ie Frage zu stellen, wie sie die Zusammenarbeit 
mit d iesen Ostländern intensivieren möchte und 
kann, um eben auch in diesen Ländern  jene Vor­
aussetzu ngen zu schaffen, die ja m it der von Ih­
nen, Frau Bundesmi nister ,  erwähnten Koopera­
tion mit den anderen westeuropäischen Ländern 
angestrebt wird. Das wäre vor allem im Interesse 
der einschlägigen österreich ischen Industrie e in 
sehr wichtiger Gesichtspu n kt, der aufgegriffen 
werden sollte .  

Ich  darf vielleicht noch auf einen weiteren 
Aspekt zu sprechen kommen.  Die Vollziehung 
dieses Gesetzes obl iegt den Landeshauptleuten. 
Es ist in den einsch lägigen Best immungen über 
d ie sogenannten Sofortmaßnahmen - das ist vor 
a llem der § 1 5  m it seinen Untergl iederungen -
e ine Fülle von Möglichkeiten angeführt, die dem 
Landeshauptmann eingeräumt werden, im Falle 
des Erre ichens bestimmter Grenzwerte tätig zu  
werden. 

Ich darf in d iesem Zusammenhang auch auf die 
vehemente Kritik des Wiener Landeshauptmanns 
h inweisen,  der das Fehlen oder das g leichzeitige 
E rlassen einer Bestimmung durch d ie Bundesre­
gierung moniert hat. die - und der Kraftfahr­
zeugverkehr ist ja einer der wesentl ichsten Emit­
tenten im Zusam menhang mit den Vorläufe rsub­
stanzen - ,  das Ausscheiden der noch katalysator­
losen PKW aus der Zulassung vorsieht. Das ist 
sicher eine he ik le Maßnahme. Aber wenn man 
auf  der anderen Seite so heikle F ragen wie die 
Sti l legung einzelner Betriebsanlagen,  d ie Drosse­
l ung oder Sti l legung von Anlagen oder die zeitli­
che,  räumliche und sachl ich begrenzte Beschrän­
ku ng oder ein Verbot des Verkehrs mit Kraftfahr­
zeugen ohneweiters den Landeshauptleuten zu­
sch iebt, dann ist d ie Frage s icherlich berechtigt, 
ob h ier. was den generellen Aspekt der katalysa­
torlosen PKW anbelangt, nicht ein Tätigwerden 
der Bundesregierung am Platz ist. 

Im Sinne dessen, daß e in solches Gesetz, das 
zweifelsohne Mängel aufweist, Mängel,  die vor al­
lem aus der Tatsache herr ühren, daß eben die Na­
tu rwissenschaft sich schwerlich in  gesetzliche Be­
stimmu ngen fassen läßt, jedenfal ls besser ist als 
gar kein Gesetz, wird meine Fraktion auch im  
H inblick darauf, daß im  Zuge der Behandlung 
des Gesetzes im Nationalrat der Artikel III el imi­
niert wurde, im Bundesrat die Zustimmung ertei­
len. - Danke. (Beifall bei FPÖ und ÖVP. ) J2 .58 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich er­
teile Herrn Bundesrat Gstöttner das Wort. 

/2.58 
Bundesrat Ferdinand Gstöttner (SPÖ, Ober-

österreich) :  Herr Präsident! Frau Bundesmini­
ster!  Geschätzte Damen und Herren!  Hohes 
Haus! Die U mwelt hat in  der heutigen Zeit einen 
sehr hohen Stel lenwert. Manchmal kann man sich 
allerdings des Eindruckes nicht erwehren, daß es 
eine unterschiedl iche Bewertung und Beurtei lung 
gibt. Es geht natürlich nicht um Schuldzuweisun­
gen ,  sondern um Vorsch läge, deren Lösung wir 
nur gemeinsam erreichen können.  

Allerdings ist das Problem "Ozon" e in sehr 
komplexes Problem und hat viele und u nter­
schiedlichste Ursachen . Seit Mitte der achtziger 
Jahre werden im Zusammenhang mit dem Wald­
sterben Ozonkonzentrationsmessungen durchge­
führt. Die festgestel lten Werte waren alarmie­
rend. 1 989 wurde die Studie der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften vorgelegt. Seither 
ist die Ozonbelastung im Sommer umweltpol iti­
sches Thema. 

Es wäre verlockend, auf Begleitumstände die­
ser Gesetzwerdung einzugehen. Dies würde abso­
lut zuweit gehen.  Ich beschränke mich daher nur 
auf einige mir wesentlich erscheinenden Punkte . 

Fest steht, meine Damen u nd Herren, daß seit 
den sechziger Jahren d urch das Ansteigen des 
Massenverkehrs europaweit erhöhte Ozonwerte 
zu verzeichnen sind. Dazu kommen regionale 
Abgasbelastungen von Großstädten und auch die 
Hochgeschwindigkeitsautobahnen, die bei ent­
sprechender Windrichtung und Schönwetterlage 
zu hohen Konzentrationen führen können. Auch 
im Bereich der Industrie sind die Belastungen ge­
geben .  Der erhöhte Flugverkehr, der zwar h ier in 
keinem unmittelbaren Zusammenhang stehen 
sol l .  ist ebenfa l ls ein Bereich, den man in Zukunft 
sicher genauer betrachten und beobachten muß. 

Die einzige wirksame Maßnahme gegen die 
Ozonbelastung  ist die nationale und internationa­
le gleichmäßige Reduktion von Ozonvor läufer­
substanzen . 

Unsere Maßnahmen, die jetzt besch lossen wer­
den, tragen sicherlich zur Verminderung der Spit­
zenwerte be i .  Was weitere , über unseren Rahmen 
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hinausgehende Fragen angeht, ersuchen wir die 
Bundesregierung, Sie, Frau Bundesminister ,  a lles 
zu unternehmen,  um auch europaweit entspre­
chende Verbesserungen erreichen zu können. 

Österreich rei ht sich mit diesem Ozonmaßnah­
menpaket wieder in die Gruppe der auf umwelt­
politisc hem Gebiet fortschrittlichsten Staaten e in .  
Wir  können u ns mit  diesem vorl iegenden Geset­
zesbesch luß  durc haus einverstanden erklären und 
damit zufrieden se in .  

Wir werden die Zustimmung erteilen. Es liegt 
an uns selbst, d ie entsprechenden Maßnahmen 
m it dem erforderlichen Nachdruck voranzutrei­
ben .  (Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 13.01 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Mag. Lakner. Ich er­
teile ihm das Wort. 

J3.0! .. 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPO, Salz-

burg): Herr Präsidentl F rau Min ister l  Hohes 
Haus! Frau Min ister, ich bitte um Entschuld i ­
gung, daß ich noch e inmal  den Finger auf die 
Wunde lege und zur Frage der Ausschüsse zu­
rückkehre .  Viel leicht könnte man dem Beamten 
sagen, er  sol l  mit der U-Bahn fahren .  Es ist gleich 
in der Nähe des Parlaments eine U-Bahnstation, 
dann könnte er pünktlich sein.  Unsere Ausschüs­
se beginnen pünktlich. Sie enden leider, muß ich 
sagen ,  auch manchmal seh r  früh,  und s ie enden 
dann besonders früh, wenn wir keinen Experten 
zum Diskutieren  haben . Natürl ich  könnten wir 
auch untereinander diskutieren, Frau Kollegin,  
da bin ich nicht so ganz Ih rer Meinung. Es war 
jetzt leider schon das zweite Mal. Ich weiß nicht,  
was wir dann beim dritten Mal machen werden. 
Viel leicht können wir dann darüber befinden, 
wenn es vorkommt, aber ich hoffe, es kommt 
nicht mehr vor. Damit darf ich das abschl ießen,  
aber Sie verstehen, daß ich das sagen wollte . 

Ich darf mich den Ausführungen der Kol legin 
Schicker anschl ießen. Wir  stimmen auch nach 
Wegfall des Artikels III zu, wenn auch vielleicht 
mit etwas weniger Begeisterung. 

Es gibt zwei relativ lange Zeiträume , die wir 
kritisieren.  Da ist e inmal die lange Zeit, die seit 
Einbringung der Regierungsvorlage vergangen 
ist; sie stammt vom 26. Ju l i .  Es  ist d ies eine relativ 
lange Gesetzesgenese. Das l ie ße an und für sich 
auf ein gutes, gründl iches Gesetz sch l ießen. Wir  
haben aber schon gehört: N icht alles ist so zufrie­
denste I lend. Es mag sein ,  daß es nicht nur an Ih­
nen l iegt, da gibt  es noch andere Einflüsse. Es gibt 
zum zweiten auch eine etwas lange Frist, bis der 
Datenverbund entsprechend wirksam wird und 
zum Tragen kommt. 

Meine Verwunderung beschränkt sich auf die 
Warnwerte. Ich habe nachgeschaut. Humanpa-

thogene Schäden beziehungsweise Auswirkungen 
sind etwa ab 200 ppb, wie  es so schön heißt -
parts per bi l l ion - ,  zu erwarten oder zu befürch­
ten ,  ab 1 00 auch schon für weniger Sensib le. Jetzt 
geht es aber weiter: ab 60 für Sensible. Unsere 
Warnstufen beginnen erst bei 1 00 .  Da ist e ine 
doch erheb liche Diskrepanz. Dann kam noch der 
Gedanke - ich bin zuwenig Experte, aber dies 
scheint mir doch irgendwie beachtenswert zu sein 
- ,  daß Werte ab 30 oder 35 ppb auch für die 
Flora, d ie ja auch irgendwie mit uns zu tun hat -
das hoffe ich jedenfalls seh r  - ,  bedenkl ich sind. 

Jetzt sehe ich - ich glaube, ich brauche das 
nicht weiter auszuführen - eine gewisse Diskre­
panz :  Betroffenheit schon u nter der Vorwarnstu­
fe, aber die Vorwarnstufe greift erst später. Ande­
rerseits sehe ich es wieder mit einem bedenkli­
chen Auge. Denn wie wirkt sich das auf unseren 
Fremdenverkehr aus? Österreich ist doch ein 
Fremdenverkehrsland. Wenn es da die entspre­
chenden Warnstufen gibt, wird das nicht gerade 
den Fremdenverkehr ankurbeln .  Womit ich n icht 
sagen will ,  man sol l  wegen des Fremdenverkehrs 
die Warnstufen höher ansetzen . Ganz im Gegen­
teil !  Ich möchte nur den F inger darauf legen und 
betonen, daß die Maßnahmen eben doch be­
sch leunigt durchgefü hrt werden müssen, um in 
diesem Bereich d ie Warnwerte entsprechend 
niedrig ansetzen zu können, sodaß es zu keinen 
Einbrüchen im Bereich des Fremdenverkehrs 
kommt. 

Ich habe e ine Stellungnahme - was mich im­
mer freut - aus Vorarlberg bekommen; aus Salz­
burg leider keine, viel leicht hat unsere Landesre­
gierung gesch lafen. Die Vorarlberger sind da flei­
ßig, und sie vermerken kritisch,  daß in dem Ent­
wurf lediglich passive Maßnahmen vorgesehen 
sind. Also es feh len den Vorarlbergern - das soll­
te auch beherzigt werden - aktive Maßnahmen. 
S ie finden, daß die passiven Maßnahmen über­
wiegen oder überhaupt nur  passive Maßnahmen 
ins Auge gefaßt sind. Es m üßten auch mehr akti­
ve Vorsorgen getroffen werden. Kollegin Schik­
ker hat schon den Verkeh r  angesprochen. Ich will 
jetzt n icht d ie ganze Palette aufzählen, die i n  die­
sen Bereichen noch zum Tragen kommen kön nte. 

Schließlich möchte ich noch erwähnen - auch 
dieser Aspekt ist bereits a ngesprochen worden - ,  
daß länder- und staatenübergreifende Maßnah­
men für uns noch nicht entsprechend greifbar 
sind . 

U m  das rasch abzusch l ie ßen:  Ich b in durchaus 
der Meinung meiner Kol legen:  Ein Ozongesetz ist 
besser als kein Ozongesetz. Und darum werden 
wir zustimmen.  (Allgemeiner Beifall.) 1 3.06 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Die Frau 
Bundesmin ister gelangt zu Wort. 
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1 3.06 
Bundesminister in für Umwelt ,  Jugend und Fa-

mi l ie Dkfm. Ruth Feidgrill-ZankeI: Herr Präsi­
dent! Darf ich versuchen,  in al ler Kürze auf die 
Fragen zu antworten, die direkt an mich geste llt 
wurden. Ich darf bei den Ausfüh rungen des letz­
ten Redners anschl ie ßen.  Ich mußte erst fragen, 
was Sie mit den passiven Maßnahmen angespro­
chen haben .  Ich verstehe I hre Besorgnis nun­
mehr,  nachdem mir  erklärt wurde, es seien led ig­
l ich die Verhaltensempfehlungen,  die uns Ärzte 
gegeben haben, was man tut, wenn e ine hohe 
Konzentration erreicht ist. 

Hoher Bundesrat ! Ich b itte , wirklich das Ge­
wicht zu sehen, das S ie mit Ihrer Beschlußfassung 
darauf legen, daß wir die Reduktionsziele errei­
chen, und daß daher die aktiven Maßnahmen im 
Kampf gegen das boden nahe Ozon auch  m it die­
sem Gewicht unterstrichen und vorangetrieben 
werden. - Das als e ine Antwort dazu. 

U nser ganzes Bestreben ist es - und ich betone 
es noch e inmal - ,  genau jene Warnwerte über 
die vielfach diskutiert wird und auch unter Wis­
senschaftern  d iskutie rt wird - wobei ich noch 
e inmal sage. wir haben uns seh r  genau an diese 
Empfehlungen gehalten ;  das wurde von u ns nicht 
wi l lkürlich festgesetzt - ,  auf S icht auszuschalten , 
zu unterschreiten,  genau diese passiven Maßnah­
men auch nicht mehr notwendig zu machen, son­
dern aktiv darauf h inzuwirken ,  daß wir  gar n ie so 
weit kommen. 

Ich darf auch, was ich vorhi n  vergessen habe , 
nachtragen:  Der Vorsorgewert der Weltgesund­
heitsorgan isation wird in unserem Immissions­
sch utzgesetz, mit dem wir, Hoher Bundesrat, hof­
fen,  Sie heuer noch beschäftigen zu können. fest­
geschrieben werden ,  weil das selbstverständlich 
unser Ziel ist. 

Ich sage aber auch dazu: Um das zu erreichen ,  
müssen nicht nu r  a l l  jene Maß nahmen, d ie wir in  
unserem Paket drinnen haben - das sind doppelt 
so v iele, wie jetzt im Entschl ieß ungsantrag unter­
strichen u nd unterstützt sind - ,  umgesetzt wer­
den, sondern da müssen auch die anderen Länder 
mitziehen . und da m üssen auch andere E lemente 
noch entsprechend m iteinbezogen werden ,  damit 
wir wirklich zu diesem Erfolg kommen. 

Übrigens: Maßnahmen mit unseren öst l ichen 
Nachbarländern werden über den Ostfonds geför­
dert. Ich freue mich, daß auch der Bundesrat sei­
ne Zust immung dazu gegeben hat. Das Interesse 
ist außerordentlich gro ß, und die Maßnahmen 
sind Gott sei Dank auch sehr wirksam. 

Um ein Mißverständnis gan z  k lar auszuschal­
ten :  Der Datenverbund, für den wir aus techni­
schen Gründen, aus EDV -Gründen, wei l  d ie Sy­
steme install iert werden müssen,  leider e ineinhalb 

Jahre brauchen, e in Ze itrahmen, den wir nicht 
unterschreiten können, wird uns n icht daran hin­
dern . sofort ab 1 .  Mai die Information offensiv 
für ganz Österreich wieder sicherzustel len .  Dami t  
das ganz  klar ist: W i r  haben viel mehr M ühe da­
mit .  wir brauchen viel mehr Leute. u nsere Leute 
müssen v iel mehr im Einsatz sein .  aber d ie Infor­
mation ist auch so sichergestellt . Sie wird dann 
besser sichergestellt sein, wenn wir d iesen Daten­
verbund haben .  

Ich bedanke m ich herzl ich für d ie U nterstüt­
zungserklärung, d ie ich heute von allen Fraktio­
nen hiezu gehört habe. Ich freue mich wirk l ich 
darüber, daß wir guten Gewissens dazu stehen 
können und das nun, beginnend ab dem 1 .  Mai 
1 992, aufbauend auf dem, was wir in  der Vergan ­
genheit bereits gesetzt und e inge leitet haben, i n  
Bewegung setzen können. 

Ich danke Ihnen vie lmals, und ich hoffe, auch 
die besorgte Bevölkerung wird Ihnen das danken. 
(Allgemeiner Beifall. ) J 3 .1  0 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen n icht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Bitte, Frau 
Bundesrätin .  Ich ertei le Frau Bundesrät in  Giesin ­
ger das Wort. 

J 3.W 
Bundesrätin Ilse Giesinger (ÖVP, Vorarlberg): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Frau B undesmin i ­
sterin! Werte Kol leginnen und Kollegen !  Das vor­
liegende Ozoninformationsgesetz, das mit 1. Mai 
1 992 in Kraft treten sol l ,  sowie die Änderung des 
Smogalarm-, des Abfal lwirtschaftsgesetzes und 
d ie versch iedenen Entschl ießungen beziehungs­
weise Ersuchen an die jewei l igen Ministerien i n  
diesem Zusammenhang sind meiner Meinung 
nach gute Ansätze, sanfter mit  der  Umwelt umzu­
gehen. 

Wünschenswert wäre es natürl ich, wen n  all die­
se Maßnahmen schneller durchgeführt werden 
könnten. Es ist bekannt, daß die Erdatmosphäre 
schon immer Veränderungen unterworfen war. 
Da jedoch während der letzten zwei Jahrhunderte 
die Verschiebung der Zusammensetzung der Erd­
atmosphäre bedeutend schneller vor sich ging 
und sic h  zudem d iese auf Mensch,  Tier u nd Natur 
tei lweise drastisch auswirkt - zum Beispie l  bei 
Menschen, das wurde heute schon e rwähnt, 
Schleimhautreizungen von Auge, Nase , Hals, 
Einschränkung der Lungenfunktion bei Schulk in­
dern und Erwachsenen, Husten ,  Hautkrebs und 
so weiter - ,  ist dringender Handlungsbedarf ge­
geben. 

Es wurde vorhin von meinem Kol legen Lakner 
gesagt, daß Vorarlberg nur passive Maßnahmen 
setzt. (Bundesrat Mag. L a  k n e  r: Nein. das habe 
ich nicht gesagt.' Ich habe die Stellungnahme zi-
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tiert! Sie sind doch aus Vorarlberg?) Ja. - Ich 
möchte aber i n  diesem Zusammenhang doch sa­
gen ,  daß gerade das Land Vorarlberg sehr sensi ­
bel  für Umweltthemen ist. (Bundesrat Mag. L a  k -
11 e r: Das I-t.'ar ein Mißverständnis! - Bundesrälin 
Dr. K a r  l s s a n: Genau das hat er lobend hervor­
gehoben!) 

In Vorarlberg werden schon seit etlichen Jah­
ren verschiedene Maßnahmen und In itiativen ge­
setzt. Dabei denke ich zum Beispiel an die ver­
sch iedenen Förderungen für den öffentlichen 
Ver kehr, etwa an den Verkehrsverbund, der seit 
letztem Jahr in Kraft ist und sehr gut von der 
Bevölkerung angenommen wird, Sch izug, Schi ­
busse, Förderung der  Kat-Nachrüstung, das Ver­
keh rskonzept des Landes, dessen Ziel es unter an­
derem ist, vorrangig auf die Verringerung von 
Luftschadstoffen und Verkehrslärm Bedacht zu 
nehmen sowie auf einen möglichst sparsamen 
E nergieeinsatz h inzuwirken, Förderungen von 
energiesparenden Maßnahmen bei der Althaussa­
nierung, Energiesparhaus, Förderung von Solar­
an lagen zur  Warmwasserbereitung, das Luftgüte­
telefon, das Auskunft über die aktuelle Ozonbela­
stung gibt, und so weiter. 

Eine langjährige Forderung des Landes Vorarl­
berg, Gaspendelsysteme bei allen Tankstellen 
e inzuführen ,  soll heuer noch erfüllt werden. 

Ebenso hat Vorarlberg vor etwa zwei oder drei 
Jah ren ein Jahr lang probeweise Tempolimit 80 
und 100 e ingeführt. Ich möchte das auch noch 
erwähnen, wei l  sich durch das langsame Fahren 
die Abgase verringern. 

Wir  müssen dies alles allerdings auch i n  einem 
grö ßeren Zusammenhang sehen. Wir müssen 
wieder lernen,  vernetzt zu denken. 

Erstens können wir uns nicht isol iert betrach­
ten - das wurde heute schon mehrmals gesagt, da 
es mir aber doch sehr wichtig erscheint, möchte 
ich es noch einma l  wiederholen -, denn der 
Wind weht, wo er wil l .  Das heißt, wir sind einge­
bettet in ein Europa, ja in die gesamte Welt. 

So sehe ich zum Beispiel neben anderem auch 
eine Chance, wenn wir bei der EG sind, gemein­
sam und m iteinander Veränderungen zu  besch lie­
ßen .  Seit 1 986 ist u nter anderem auch der Schutz 
der Umwelt als Zie l  der EG in der Einheitlichen 
Europäischen Akte verankert. 

Ebenso sind wir eigentlich auch weltweit mit­
verantwortl ich,  zum Beispiel auch für die Abhol­
zung der Tropenwälder und so weiter. Da müssen 
wir  uns meiner Meinung nach noch mehr e infal­
len lassen .  

Zweitens - ich möchte jetzt n icht in  weitere 
Details gehen, weil  diese heute schon mehrmals 
erörtert wurden, aber eines möchte ich noch sa-

gen - ,  es muß ein U mdenken in der gesamten 
Bevölkerung - ich wiederhole: in der gesamten 
Bevölkerung - stattfinden ,  denn jedes Gesetz ist 
wirkungslos, wenn es n icht kontroll iert und von 
der Bevöl kerung nicht angenommen wird. Es gibt 
zum Glück schon sehr  viele Menschen in Öster­
reich, d ie immer mehr auf umweltschonende Le­
bensgewohnheiten übergehen, aber es gibt le ider 
noch viele - zu v iele !  - ,  die der Meinung sind: 
Ich nicht, dafür aber umso mehr die anderen.  

Es ist nicht nur die Pol it ik ,  die Rahmenbedin­
gungen schaffen muß, oder die Wirtschaft, d ie 
auch ihren Beitrag leisten muß - ich sage be­
wußt: "muß" - ,  sondern jeder e inzelne von uns 
ist dazu aufgerufen,  etwas zu tun. 

Da gibt es viele Möglichkeiten, und ich möchte 
einige anführen :  zum Beispiel weniger Auto fah­
ren, langsamer fah ren,  gleiten statt hetzen, Auto­
gemeinschaften bi lden, beim Einkauf umweltbe­
wußt sein ,  im Haushalt und in der Freizeit darauf 
achten, welche Farben ,  Lacke, Kleber, Reini­
gungsmittel und so weiter verwendet werden , 
Strom sparen  (Bundesrat F a  r t h o l e r: Bahn 
lahren!) , zum Beispiel nicht unnütz Licht bren­
nen lassen ,  Elektrogeräte auswechse ln  und so 
weiter. (Bundesrälin C r e p a  z: Nerven sparen.'i 
Ebenfal ls können wir E inkaufstaschen mitneh­
men,  heimische  Produkte bevorzugen (Bundesrä­
tin Dr. K a r  I s s  0 n: Suchard soll Schokolade 
flicht in Folien verpacken!) , öffentliche Verkehrs­
mittel benutzen,  Verzicht auf Motorrasenmäher, 
sparsamer Umgang mit Warmwasser und so wei­
ter. (Bundesrat F a  r t h o l e r: Naß rasieren.') 

Hier gäbe es noch viel anzuführen.  Das sind 
al les kleine D inge, d ie eigentlich jeder beherzigen 
könnte . Wenn viele Menschen das praktizieren,  
so ergibt das im  gesamten gesehen dann eine gro­
ße Wirkung. 

Ich appel l iere daher an uns alle, auch h ier im 
Hohen Haus: Geben wir ein Beispiel, fangen wir 
besser heute als morgen an,  sanfter mit der Um­
welt umzugehen !  (Allgemeiner BeilalU 1 3. 1 7  

Vizepräsident Walter  Strutzenberger: Meine 
Damen und Herren !  Darf ich aus gegebenem An­
laß darauf h inweisen - Sie haben gesehen , daß 
mir momentan durch das Aufzeigen der Name 
der Frau Bundesrätin nicht so geläufig war - ,  
daß Wortmeldungen von Bundesräten, die sich zu 
einer Fraktion zusammengeschlossen haben, 
durch einen von der Fraktion h iezu best immten 
Bundesrat zu erfolgen haben,  in  der Praxis, bitte, 
durch den Ordner oder durch den Fraktionsvor­
sitzenden. Das ist keine d i rekte Ansprache an Sie ,  
Frau Bundesrätin,  sondern man sol lte sich  bei  
Gelegenheit auch die Geschäftsordnung in Erin­
nerung rufen .  
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Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen.  

Wird von der Frau Berichterstatterin ein 
Sch lu ßwort gewünscht? - Das ist ebenfal ls nicht 
der Fall .  

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene B undesrätinnen und Bundesräte. 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Besch luß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t .  

Der Antrag, ke inen E inspruch zu erheben. ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

6 .  Punkt: Bericht der Bundesregierung über die 
innere Sicherheit in Österreich (Sicherheitsbe­
richt 1 990) (III- 1 08/BR sowie 4244/BR der Beila­
gen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun  zum 6. Punkt der Tagesordnung: Be­
richt de.� Bundesregierung über die innere Sicher­
heit in Osten·eich .  

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrätin 
Hedda Kainz Libernommen. Ich bitte sie um den 
Bericht. 

Berichterstatterin Hedda Kainz: Herr Präsi­
dent! Herr Minister !  Meine Damen und Herren !  
Der Sicherheitsbericht 1 990 ist in d ie  Abschn itte 
Einleitung, Kriminalität i m  Berichtsjahr, Maß­
nahmen zur Verbesserung der Verbrechensver­
h ütung und Verbrechensaufklärung, Paß-, Frem­
denpolizei- u nd F lüchtlingswesen sowie Maßnah­
men auf den Gebieten Katastrophenschutz, Zivil­
schutz, Strahlenschutz, Flugpolizei und 
Entminungsdienst gegl iedert. 

Der I I .  Abschn itt. der e ine Reihe von Statisti­
ken enthält, zeigt i n  der Tabel le über die gericht­
l ich strafbaren Handlungen für 1 990 gegenüber 
1 989 eine Zunahme der Zahl  der Verbrechen um 
13,2 Prozent und der Vergehen um 6,8 Prozent. 
Die Gesamtzahl  al ler strafbaren Handlungen ist 
mit 457 623 um 8,2 Prozent gestiegen. Die zah­
lenmäßig und prozentuel l  umfangreichsten Ver­
änderungen sind dabei im Bereich der strafbaren 
Handlungen  gegen fremdes Vermögen zu finden .  
S o  stieg etwa d ie Zahl der E inbruchsdiebstäh le 
um 1 2 ,8 Prozent und machte damit 85,3 Prozent 
des Gesamtanstieges der Verbrechen nach dem 
Strafgesetzbuch aus. 

Die Dominanz der Vermögensdelikte geht auch 
aus der Aufsch lüsselung der Zahl der Verbrechen 
im engeren Sinn hervor: 93,9 Prozent aller Ver­
brechen wurden gegen fremdes Vermögen ver-

übt. Die Verbrechen gegen Leib und Leben zei­
gen im Berichtsjahr mit 354 Fällen gegenüber 
1989 einen Anstieg um 1 1 ,3 Prozent. Dies bedeu­
tet in abso luten Zahlen einen Anstieg um 
36 Fäl le. 

Die Aufklärungsquote der Gesamtkrim inal ität 
zeigt gegenüber 1 989 m it 44,2 Prozent einen 
Rückgang um 2,5 Prozent. Die Aufklärungsquote 
der Verbrechen im engeren Sinn,  die wei tgehend 
von der Aufk lärungsquote der Verbrechen gegen 
fremdes Vermögen bestimmt war, wird mit 
24 Prozent ausgewiesen und ist gegenüber 1 989 
ebenfal ls zurückgegangen. Im  gegenständlichen 
Bericht werden diese prozentuellen Rückgänge 
durch die starke Zunahme der bekanntgeworde­
nen Fälle strafbarer Handlungen erk lärt, und es 
wird darauf h ingewiesen, daß d ie Zahl der aufge­
klärten Fälle insgesamt gestiegen ist. 

Der I I I .  Abschnitt befaßt sich mit  personel len, 
organisatorischen und technischen Maßnahmen 
zur Verbesserung der Verbrechensverhütung und 
Verbrechensaufklärung und berichtet auch über 
die Ausbildung in d iesem Bere ich sowie über die 
internationale Zusammenarbeit. 

Dem IV. Abschn itt ist zu entnehmen, daß 1 990 
insgesamt 22 789 Personen in Österreich u m  Ge­
währung des Asylrechtes ansuchten.  Im Vergleic h 
dazu haben im Jahre 1 989 insgesamt  2 1  882 Per­
sonen Anträge auf Asylgewährung gestel lt. Dies 
entspricht einer Steigerung um rund 4 Prozent, 
wobei diese Asylwerber 1990 aus 53 und 1 989 aus 
40 Ländern stammten.  

Der Bericht enthält weiters eine Reihe von Ta­
bel len und Graphiken sowie die pol izeil iche Kri­
mi  nalitätsstatistik . 

Der Rechtsausschuß hat den gegenständl ichen 
Bericht i n  seiner Sitzung vom 7 .  April 1 992 in 
Verhandlung genommen und mehrst immig be­
schlossen,  dem Hohen Hause d ie Kenntn isnahme 
des Berichtes zu empfehlen. 

Als Ergebnis se iner Beratung ste l lt der Rechts­
ausschuß somit  den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen: 

Der Bericht der Bundesregierung über die in­
nere Sicherheit in Österreich (Sicherheitsbe­
r icht 1990) ( I I I- 1 08/BR der Bei lagen) wird zur 
Kenntnis genommen. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in die Debatte ein.  

Zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Gauster. 
Ich ertei le ihm d ieses. 

/3.23 
Bundesrat Bernhard Gauster (FPÖ. Steier­

mark):  Sehr geehrter Herr Präsident !  Herr Bun-
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desminister! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren ! Es sieht fast nach einer Auf­
wertung des B undesrates aus, daß diesmal der Si­
cherheitsbericht zuerst zu uns gelangt und nicht 
in den Nationalrat. Das ist durchaus begrüßens­
wert, doch kommt er sehr spät zu uns. (Bundesrat 
F a  r t h o f e r: Das ist nicht das erste Mal so.' Das 
war schon öfter so.') War das schon so? Mir  ist 
berichtet worden. daß das eher u nüblich ist, aber 
es ist durchaus begrüßenswert. 

Aber trotz allem kommt er sehr spät zu u ns, 
denn der Sicherheitsbericht bezieht sich auf das 
Jahr 1990, und wir haben bereits das Jahr 1 992 . 
Also zwei Jahre l iegen dazwischen, in denen es 
wahrscheinlich wieder Steigerungen der Krimi­
nalrate - und das ist das Drama dabei, daß sich 
das jetzt al les mehr oder weniger weiterhin im 
Steigen befindet - gegeben hat. 

Das ist alarmierend, und es m ü ßten eigentlich 
die Alarmglocken schr i l len.  Und ich kann Ihnen 
auch versichern, sie schri l len bereits. Die Frage ist 
nur, ob diese Alarmglocken n icht bereits früher 
schril len hätten müssen ,  näm lich als sich bereits 
abzeichnete, daß da eine Entwicklung auf uns zu­
kommt, d ie d iese Dynamik damals schon irgend­
wo in sich gehabt hat und wo man befürchten hat 
müssen , daß durch die Öffnung des Ostens eine 
Zuwanderung erfolgt und damit auch ein Zuzug 
von kr iminellen Elementen .  

Es ist wirklich dramatisch .  Die Zahlen steigen, 
die Aufklärung sinkt! (Bundesrat P o  m p e r: Die 
Freiheitlichen dranwlisieren es.' Da haben Sie 
recht.') Sie wissen, ich bin Gendarmeriebeamter, 
ich bin se lbst sehr betroffen davon.  Sie müssen 
einmal auf einen Posten in Ihrer Gemeinde gehen 
und mit dem Postenkommandanten reden. Der 
wird Ihnen das wahrscheinlich auch sagen. Ich 
war auch ein halbes Jahr im  Burgenland, in Rat­
tersdorf, und dort ist der Dornröschenschlaf be­
reits vorbei . Die jammern al le ganz schön. Ich 
muß da meine Kollegen sehr wohl  verteidigen, 
die wirkl ich  Übermensch liches leisten,  um d ieser 
Flut von Anzeigen und Delikten Herr zu werden. 
Sie brauchen ja nur die Zeitungen aufzusch lagen !  

Ich wi l l  jetzt nicht noch dramatischer werden, 
aber es gab schon tote und schwerverletzte Gen­
darmen, das muß man auch sehen. Also das Dra­
matisieren l iegt nicht bei den Freiheitlichen, Herr 
Pomper. Ich glaube, Sie müßten das auch so se­
hen, denn so ist es. Jedenfal ls ist es dramatisch, 
aber ich muß sagen,  daß d ie Exekutive wirkl ich 
alles daransetzt, um eine E indämmung zu errei­
chen . (Beifall bei der FPÖ, j 

Natürlich hat es sehr viele Begleitmaßnahmen 
gegeben. Das Wachebediensteten-Hilfeleistungs­
gesetz zum Beispiel ist sicherlich eine Wohltat für 
Gendarmerie und Polize i .  Au ßerdem wird damit 
indirekt das E inschreiten gefördert, weil man ein-

fach dann im Schadensfal l  d iese S icherheit erwar­
ten kann. 

Ich habe mich ein bißchen i n  meiner Ebene 
umgehört - ich bin ja wirklich erst sehr kurz im 
Bundesrat und habe meine Gendarmeriebezogen­
heit noch sehr stark in  mir, wei l  ich schon sehr 
lange in d iesem Beruf tätig b in - und fragte mei­
ne Kol legen ,  welche Sorgen es momentan gibt 
und wie wir das am besten in den Griff bekom­
men könnten. 

Es wird erk lärt, da ß sehr  gute Versuche da sind, 
diese E ntwicklung zu stoppen.  Es gibt e in  Pro­
jekt, das sind die Bezirksverkehrsgruppen, wo 
versucht wird,  das Verkehrsgeschehen effizienter 
in den Gr iff zu  bekommen. Und analog zu diesem 
Konzept. zu diesem Vorgehen wäre es viel leicht 
förderlich , in den Bezirken auch für die Gendar­
merie e igene Kriminalgruppen zu instal l ieren ,  um 
die Koordinierung untereinander bei weitem bes­
ser zu gewährleisten .  

Es feh lt an  Ausrüstungsgegenständen, es  fehlt 
zum Tei l  an Zivilfahndungsfahrzeugen,  es wird 
zum Tei l  noch mit offiziellen Dienstfahrzeugen 
gefahren, die natürlich sehr leicht erkennbar sind. 
Es wären mehr Zivi lfahndungsfahrzeuge von 
Vorte i l ,  d ie natürl ich nicht, was weiß ich ,  der 
Marke "Golf" oder "Kadett" angehören sollten, 
damit man von vornherein auch verdeckt obser­
vieren kann .  

Es  w i rd mir  gesagt. man  würde mehr Pager 
brauchen , die Notrufgeräte, die den Kol legen das 
Funkgerät ersparen würden u nd bei denen man 
bei Observierungen den Funkverkehr sehr laut 
mithören kann ,  wodurch man dann den entspre­
chenden Beamten selektiv erreichen könnte . Die 
Bildschirmtext-Schreibmaschinen sind ein leidi­
ges Problem; das wurde schon oft erwähnt. Der 
Posten Kindberg in der Steiermark, ein Posten 
mit l S  Beamten, hat zum Beispiel nur  eine solche 
Sch reibmasch ine. Da wären sicherlich mehr  von 
Vorte i l .  

Das wären vielleicht elmge W ünsche meiner 
Kollegen an  das Christkind.  (Ruf bei der SPÖ: An 
den Osterhasen.') Sie stehen in  den Bezirken drau­
ßen jeden Tag dieser Flut gegenüber - das jetzt 
ganz ohne Dramatik - ,  und das ist e infach das 
Handwerkszeug, das der Gendarm braucht. Ne­
ben seiner Bewaffnung braucht er auch sehr v iele 
andere Dinge ,  und das ist damit gemeint. 

Außerdem gibt es - wie mir berichtet wurde 
- überhaupt auch bei der Gendarmerie das Be­
streben, den sogenannten Konzeptsbeamten, also 
einen rechtskundigen Dienst, e inzufüh ren.  Das 
wird eigentlich von meinen Kollegen auch nicht 
seh r  begrü ßt. D iesen rechtskund igen Dienst gibt 
es bereits bei der Polizei ,  nicht aber bei der Gen­
darmerie. Das wäre vielleicht in der Effizienz ein 
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b ißchen eine Einbuße, wei l  derzei t  der Kontakt 
zu den Staatsanwaltschaften und zu den U-Rich­
tern sehr gut funktioniert. Vielleicht müßte das 
nur  ein wenig verbessert werden, um eine noch 
bessere Verbindung zu haben. Also das wird ei­
gentlich an der Basis von den Gendarmen einhel­
l ig abgelehnt.  Sie haben eher Angst davor, da ß 
das kommt, weil d ie Polizei damit keine gute Er­
fahrung gemacht hat. ( Vizepräsidem Dr. 
5 c h a m  b e  c k übernimmt den Vorsitz. ) 

Kurzum: Es ist momentan wirklich eine sehr 
dramatische Entwicklung. Ich muß sagen ,  die 
Alarmglocken läuten laut, auch im Min isterium, 
das muß ich ganz offen e ingestehen. Man hat d ie­
se Zeichen erkannt, man versuc ht sehr, das Ganze 
jetzt auch von der Ausrüstung her in  den Griff zu 
bekommen. Diese Dinge werden noch zu lösen 
sein .  

Vielleicht hätte man - ich darf das jetzt ab­
schl ießend noch e inmal sagen - bereits, als diese 
Entwicklung sich abzuzeichnen begann, v iel ra­
scher reagieren müssen, um vielleicht nun schon 
mehr Effizienz zu haben .  

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Ich 
hoffe, daß es in Zukunft genau umgekehrt sein  
wird: daß in H inkunft d ie  Zah l  der Del ikte sinken 
und die Aufklärungsquote steigen wird. Ich bin 
sicher, daß meine Kol legen al les daransetzen und 
mit hohem Engagement darangehen, diese Pro­
bleme zu lösen.  Wenn man ihnen auch noch d ie 
erforderliche Ausrüstung gibt. dann wi rd das zu 
bewerkstel ligen sein .  - Ich danke Ihnen. (Beifall 
bei der FPÖ, )  1329 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Ludwig Bierin­
ger. Ich erteile es ihm.  

J 3.29 
Bundesrat Ludwig Bieringer (ÖVP, Salzburg): 

Herr Präsident! Herr Bundesmin ister! Meine sehr  
geehrten Damen und  Herren!  Herr Koll ege Gau­
ster! Ich wi l l  auf Ihre Wunschl iste an das Christ­
k ind eine Woche vor Ostern mit S icherheit nicht 
e ingehen, denn Wunschl isten an das Christkind 
sol l  man in  der Adventzeit vortragen u nd nicht 
am Ende der Fastenzeit. fBundesrätin Dr. 
K a r  I s s  0 n: Da kennt er sich nicht so aus!) 

Meine Damen und Herren! Wir beraten heute 
den Bericht der B undesregierung über die innere 
Sicherheit i n  unserem Land. Ich stimme der Kri­
tik, die Herr Kollege Gaustel' bezügl ich der spä­
ten Vorlage dieses Berichtes angebracht hat, auch 
zu .  Es müßte in Zeiten wie diesen ,  wo es EDV 
und dergleichen gibt, doch möglich sein ,  daß der 
Bericht früher zur Behandlung kommt. Ich meine 
aber dennoch, daß d ieses Werk e in gutes Werk 
ist, ein ge lungenes Werk, das mit Zahlen e in­
drucksvoll  widerspiegelt, was in diesem Lande im 

Jahre 1 990 auf dem Gebiete des S ic herheitswe­
sens geschehen ist. 

Bevor ich mich mit einem Abschnitt ,  näml ich  
dem Katastrophensch utz und  da  insbesondere mit 
dem Feuerwehrwesen,  befasse, darf ich namens 
meiner Fraktion e inige Anmerkungen  treffen.  

Erstens: Wir haben al len Beamten der Polizei 
und Gendarmerie u nseren Respekt zu zollen, wei l  
sie dafür Sorge tragen, da ß Österreich trotz al ler 
polemischen Kritik von seiten einer Fraktio!: in 
relativ großer S icherheit lebt. (Beifall bei 0 VP 
llnd SPO und Beifall des Bundesrates Gausler. ) 

Zweitens: Wir haben unseren Sicherheitsorga­
nen - und mein  Fraktionsvorsitzender, Herr Vi­
zepräsident Dr.  Schambeck ,  hat dies ja im Aus­
schuß bereits getan - zu danken, weil sie sich 
auch unter Einsatz ihres Lebens für die Mitmen­
schen und somit für die Bevölkerung dieses Lan­
des einsetzen. Herr Professor Schambeck hat ge­
sagt, wenn wir in der Früh zu unserem Dienst 
gehen, dann wissen wir, wen n  wir nicht gerade bei 
Rot über eine Kreuzung gehen, da ß wir wieder 
nach Hause kom men. Beamte der Gendarmerie 
und der Polize i  können das von sich nicht von 
Ha us aus behaupten .  Ich meine, daß wir daher 
unseren Sicherheitsorganen zu  danke n haben.  

Drittens: Investitionen in die Sicherheitspolitik ,  
zum Beispiel Aufstocken de r  Zahl de r  Dienstpo­
sten, Verbesserungen des Einkommens, werden 
von uns begrüßt  und unterstützt. 

Und schl ießl ich - viertens - ,  haben wir al len 
Mitgl iedern von Einsatzorganisationen ,  zum Bei­
spiel des Roten Kreuzes, des Arbeiter Samariter 
Bundes, der Johanniter-Unfal l -Hi lfe ,  den Feuer­
weh ren, der Bergrettung u nd der F lugrettung zu 
danken. 

Meine Damen und Herren !  Ich darf mich im 
speziellen mit dem Feuerwehrwesen in diesem 
Land befassen. Es gibt in der Republ ik Österreich 
laut Sicherheitsbericht 1 990 4 722 Feierwehren ,  
davon sind 4 Berufsfeuerwehren und 
270 Betriebsfeuerwehren,  die überwiegende 
Mehrheit, näml ich  4 448, sind Freiwi l l ige Feuer­
wehren. 

Die Freiwil l igen Feuerwehren,  meine Damen 
und Herren, wurden bekanntlich im überwiegen­
den Tei l  unserer Republ ik im auslaufenden ver­
gangenen Jahrhundert gegründet. Insgesamt gibt 
es zurzeit zirka 290 000 Mitglieder bei der Feuer­
wehr. Die Feuerwehr wurde damals unter der 
Voraussetzung gegrü ndet, daß sie bei Feuers­
brunst eingreift und Hab und Gut retten kann .  I n  
der Zwischenzeit  ist das anders geworden.  Der 
Slogan der Feuerwehren lautet nunmehr:  .. Ret­
ten , löschen, bergen". 
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Wenn man sich die Einsätze ansieht, die die 
Feuerwehren im Jahr 1 990 geleistet haben, so 
sieht man, daß von den insgesamt 1 29 770 Ein­
sätzen ,  etwa ein Fünftel ,  nämlich 24 1 46, Ein­
sätze bei B randfällen waren,  jedoch 1 05 624 tech­
nische Einsätze, also Hilfeleistungen,  sei es im 
Straßenverkehr oder bei sonstigen technischen 
Gebrechen .  Das ergibt pro Tag in  der Republ i k  
Österreich 355 E insätze der Freiwil l igen Feuer­
wehren, 355 Einsätze pro Tag mit einem Stun­
deneinsatz von täglich 4 834 Stunden !  

Meine Damen und Herren !  Wenn  d ie  öffentl i­
che Hand dafür bezahlen m üßte, wäre das nach 
meinem Dafürhalten nicht mehr finanzierbar. 
Daß dies dennoch geschieht, verdanken wir den 
zirka 290 000 freiwil l igen Feuerwehrmännern, 
die sich uneigennützig und unentge ltlich im 
Dienste des Nächsten bewähren und dafür auch 
sehr  viel Fre izeit opfern müssen .  

Gestatten S ie  mir ,  daß ich  ein paar Anmerkun­
gen als Bürgermeister der Gemeinde Wals-Sie­
zenheim mache, also jener Gemeinde, wo der 
meistbefah rene Grenzübergang Europas l iegt. 
Daß unsere Feuerwehr in vermehrtem Ausmaß 
zu Einsätzen auch bei diesem Grenzübergang ge­
holt wird, möchte ich an e inem Beispiel doku­
mentieren .  

Im Jahre 1 990 hatte die Feuerwehr meiner Ge­
meinde einen Einsatz beim Container-Terminal 
an der Westbahnstrecke in  Salzburg-Liefering. 
Von dort wurde die Freiwil l ige Feuerwehr Wals­
Siezenheim zu einem Einsatz an den Grenzüber­
gang Walserberg geholt. Die deutschen Grenzor­
gane haben einem LKW, der aus dem Osten kam, 
die Einreise verweigert. Warum? Wei l  Flüssigkeit 
von der Ladefläche dieses LKW heruntergeron­
nen ist und ein ätzender Geruch davon ausgegan­
gen ist. N un wurde d ieser LKW angeschaut, und 
dabei wurde festgestel lt, daß dieser LKW mit zi r­
ka 200 Fässern mit je 200 Liter Inhalt beladen 
waren, m it Fässern , die rostig und eingedrückt 
waren.  Daß diese leck geworden waren, kann man 
sich wahrscheinl ich gut vorste l len.  

Unsere Feuerwehrmänner mußten nun d iese 
Fässer umladen .  Der Chemiker des Landes, der 
geholt wurde, hat festgestel lt , daß die Begleitpa­
piere bezüglich Gefah rengut falsch dek lariert wa­
ren .  Es war nicht die angegebene Chemikalie 
drinnen, sondern e in hochwertiges Gift , und der 
Landeschemiker hat festgestellt, daß 200 Liter, 
also ein e inziges Faß, ausgereicht hätten, um bei 
E indri ngen in  das Grundwasser dieses im Gro ß­
raum Salzburg auf Jahrzehnte zu vergiften. Un­
vorstel lbar, was passiert wäre, wenn d ieses Auto, 
das mit abgefahrenen Reifen und m it Bremsen,  
deren Bremsgestänge mit  Draht angehängt war, 
e inen U nfa ll auf der Transitroute durch die Stei­
ermark oder das Bundesland Salzburg gehabt hät­
te! 

Aus der Tatsache, daß diese LKW nicht nach 
Deutschland einreisen d ürfen, sol l  ja niemand 
herauslesen ,  daß die Zol lwachebeamten Öster­
reichs i h ren Dienst nicht ordentl ich versehen, 
sondern es liegt vielmehr a n  der Gesetzeslage. Ich 
würde S ie ,  sehr geehrter Herr Bundesm inister, 
b itten, das I hre dazu beizutragen,  daß Zollwache­
beamte auch die für den Straßenverkehr  notwen­
d igen S icherhe itsvorkehrungen treffen können 
und etwa LKWs, bei denen es offensichtlich ist, 
daß sie den österreichischen Gesetzen n icht ent­
sprechen, die Einreise nach Österreich verwehren 
können .  Ich weiß .  daß für d ie Zoll  wache der Bun­
desminister für F inanzen zuständig ist ,  aber für 
d ie Sicherheit in diesem Lande sind Sie, Herr 
Bundesminister, zuständig, und es wäre unvor­
ste l lbar, was gesch ieht, wen n  an der Transitroute 
durch die Steiermark und das Bundesland Salz­
burg m it so einem LKW e in  Unfal l  passierte. Ich 
will m ir  gar n icht ausmalen ,  was da a l les passieren 
könnte. 

leh darf daher zum Sch luß kommend den 
290 000 freiwil l igen Feuerwehrmännern in  die­
sem Lande sehr, sehr herzlich und aufrichtig dan­
ken, und zwar deswegen, we il  es 290 000 Men­
schen gibt ,  die s ich i n  unserer materialistisch 
orientierten Welt noch uneigennützig und unent­
geltl ich i n  den Dienst des Nächsten ste l len .  Möge 
es auch in Zukunft immer  wieder gen ug Ideali­
sten geben, die sich für die Freiwill ige Feuerwehr 
einsetzen  und somit einen wesentlichen Beitrag 
zum Schutz der Bevölkerung leisten !  

Meine Fraktion wird sich dem Antrag der Frau 
Berichterstatterin ansch l ießen und den Bericht 
über die innere Sicherheit gerne zur Ken ntnis 
nehmen.  (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 13.41 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet ist Frau B undesrätin Anna Elisa­
beth Haselbach. Ich ertei le es ihr .  

13.41 

Bundesrätin Anna E lisabeth Haselbach (SPÖ, 
Wien) :  Herr Präsident! Herr Bundesminister !  
Verehrte Damen und Herren !  Der Sicherheitsbe­
richt ist von gro ßem Wert für die E inschätzung 
der Entwicklung der Krim i nal ität, er ist aber auch 
von großem Wert für die E inschätzung gesell­
schaftl icher Entwicklungen .  

I ch  finde es begrü ßenswert, daß  der Bericht 
auch das Spannungsfeld e rfaßte Krim inalität und 
Dunkelfeld behandelt. Es zeigt sich ,  daß es durch 
den verstärkten Einsatz der Behörden in jenen 
Gebieten ,  in denen die Kr iminalität laut Statistik 
erhöht ist ,  durchaus gel ingt, das Dunkelfeld auf­
zuhellen und somit die S icherheit insgesamt zu 
erhöhen .  Ich finde das deshalb so wichtig, weil 
gerade m it dem Dunkelfeld so viel Schindluder 
getrieben wird .  Es werden Ängste geschürt, Vor-
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urteile gefördert, ganze Gruppen diffamiert und 
st igmatisiert. 

Das Wachrufen von Ängsten und Vorurtei len 
darf nicht hingenommen werden, beeinfl ussen 
doch Ängste und Vorurteile gesel lschaftliches 
Verhalten in nicht zu unterschätzendem Ausmaß.  
Wir s ind konfrontiert mit  dem dumpfen Ruf nach 
Ausmerzen, Abschaffen,  nach hartem Durchgrei­
fen und ähnl ichem, eben nach al l  dem Undiffen­
zierten ,  Pauschalen. das so wen ig geeignet ist, 
sinnvol le Lösungen zu erreichen .  Wir m üssen 
feststel len,  daß i mmer weniger Neigung zu dem 
vorhanden ist, was man al lgemein als Zivi lcoura­
ge beze ichnet. Ich mei ne damit, viele wol len sich 
aus al lem heraushalten,  wünschen sich aber 
gleichzeitig bei jeder Kleinigkeit e ine stark ein­
gre ifende Ordnungsrnacht. 

Ich appell iere daher an alle, die diesen Sicher­
heitsbericht heranziehen, sei es um Forderungen 
zu ste llen oder sei es um Maßnahmen zu setzen, 
verantwortungsvoll damit umzugehen und nicht 
zu versuchen, pol itisch pqpulisti�ches Kleingeld 
zu machen. (Beifall bei SPO und O VP. ) 

Meine Damen und Herren!  Aus der Fülle der 
im Bericht behandelten Themen möchte ich das 
Drogenproblem und einen Tei lbereich der Ju­
gendkr iminal ität herausgreifen,  um zu zeigen, 
von wie vielen Seiten her die Probleme angegan­
gen werden müssen. 

Wenn wir der Gesamtzahl al ler 1 75 000 Tatver­
dächtigen die Zahl der 4 700 ermittelten Tatver­
dächtigen für 4 906 Delikte nach dem Suchtgift­
gesetz gegen überstel len, dann sehen wir, daß es 
sich hier rein zahlenmäßig gesehen noch um ein 
Problem handelt, das bewäItigbar sein müßte . 
Vom gesellschaftspolitischen Standpunkt aus ist 
es aber ein r iesengroßes Problem,  denn seiner Lö­
sung stehen Angst und U ninformiertheit, aber 
auch I ndolenz im Wege. 

Der ganze Problemkreis Suchtgiftmißbrauch 
und die damit eventuel l  verbundene Kriminalität 
sind e in Paradebeispiel dafür, daß der Gesetzge­
ber zwar die Normen und bei Verstoß dagegen 
die Sanktionen festschreiben kann,  daß aber die 
Länder und Gemeinden dafür zu sorgen haben, 
daß im  Bereich Information, Prävention, Ge­
sundheitsbetreuung, sozialer und psych ischer Hil­
festel lung tatsäch lich gehandelt wird. 

Drogensucht gibt es nicht nur in großen Städ­
ten .  Fachleute sprechen heute schon von Drogen­
tourismus in d ie großen Städte, als dessen Folge 
die Süchtigen nicht nur entwurzelt, sondern oft 
auch noch arbeitslos und obdachlos sind. 

Jeder wei ß  heute. Suchtkrank heiten treten 
nicht plötzl ich auf, der Weg dorth in besteht aus 
vielen ,  vielen Schritten. Dieser Weg kann aber 

unterbrochen werden .  Voraussetzung ist, daß d ie 
drohende Suchtgefah r  rechtzeitig erkannt wird 
und vor allem Ausstiegsmöglichkeiten vorhanden 
sind . Und al l  jenen, d ie meinen .  die E rrichtung 
von Betreuungseinrichtungen könnte n icht ge­
wagt werden, weil d ie Angst und Ablehnung der 
Bevölkeru ng zu gro ß wären, möchte ich die Er­
gebn isse der Begleitstudie über die sozialmedizi­
n ische Beratungsstelle mit der Bezeichnung 
"Ganslwirt" nahebringen .  

Die Ab lehnung der Bevölkerung war anfangs 
sehr stark, denn es wurden eine Bedro hung der 
Kinder, ein Anstieg der Krim inal ität und eine 
Verd ichtung  der e insch lägigen Szene erwartet. 
Nach dem ersten Betriebsjahr meinten nur mehr 
12 Prozent der betroffenen Wohnbevölkerung, 
daß ihre Befürchtungen eingetroffen sind. Auf­
grund des reibungslosen Betriebs der Beratung 
und der Betreuung gaben nach dem e rsten Jahr 
schon 66 Prozent der betroffenen Woh nbevölke­
rung an, daß s ie mit der Beratungsstel le zufrieden 
sind. Die Akzeptanz ist also in einem seh r  hohen 
Maß gegeben ,  obwoh l  ein kontinuierl icher An­
stieg der Kl ientenfrequenz zu verzeichnen war. 

Eine Analyse der beanspruchten Leistungen 
läßt erkennen,  daß für die Angehörigen dieser 
Drogenstraßenszene zunächst einmal die Bereit­
stellung von selbstverständlichen Dingen des al l­
tägl ichen Lebens von Bedeutung ist .  Nahezu die 
Hälfte der I nanspruchnahmen bezieht sich auf 
Essen, duschen,  Wäsche waschen, Schlafplatz, 
Freizeitgestaltung und auf drogenfreie Sozialkon­
takte. Bei rund 20 Prozent der Inanspruchnah­
men sind al lerd ings vorwiegend der zeit intensive 
Einsatz ärztlicher Fähigkeiten und Sozialarbeit 
gefordert. 

Im mediz in ischen Bereich geht es da zum Bei­
spiel um Erste-H i lfele istungen,  Wundversorgung, 
Schmerztherapie, Infusionen, Versorgung von In ­
fektionskrankheiten und Einleitung der  Entzugs­
therapie, im Bereich der Sozialarbeit um U nter­
stützung bei der Dokumentenbeschaffung, Lö­
sung von Sch ulden problemen, psychosoziale Kri­
senbewältigung  und Vermittlung i n  weiter­
führende drogentherapeutisc he Einrichtungen .  

Meine Damen und Herren! Ich b i n  stolz darauf, 
daß Wien e i n  vorbi ldl iches Drogenkonzept nach 
dem Grundsatz:  Vorbeugen und Hi lfe im voraus 
sind wichtiger a ls Strafen im nachh inein !  erstel lt  
hat,  und dieses Konzept würde ich den übrigen 
Ländern dringend zur Nachahmung empfehlen.  
Weiters möch te ich noch hervorheben ,  daß der 
Anteil der betreuten Personen unter den S üchti­
gen in Wien höher ist als in vergleichbaren eu­
ropäischen G roßstädten .  

Ich möchte jetzt noch einige Aspekte im  Be­
reich Strafvol lzug und Sicherheitsbehörden ein­
bringen.  
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Im Bereich des Strafvol lzugs ist e i ne Gleichbe­
handlung weibl icher und männl icher Inhaftierter 
notwendig. Die Sonderanstalt für entwöhnungs­
bedürftige Rechtsbrecher mit i hren therapeuti­
schen Möglichkeiten ist nur für die Aufnahme 
von Männern bestimmt. Ich glaube aber, es wäre 
dringend notwendig, ähnl iche Vol lzugsbedingun­
gen auch für Frauen zu schaffen .  Ebenso wäre die 
Möglich ke it e iner psychosozialen Betreuung und 
der Substitutionstherapie drogenabhängiger In­
haftierter auch außerhalb des Maßnahmenvoll­
zugs als Teil des Vol lzugsregimes vorzusehen. 
Ganz besondere Bedeutung kommt der Behand­
lungsübernahme und Behandlungsweiterführung 
nach der Haftentlassung zu. 

Von behördl icher Seite müssen verstärkte An­
strengungen unternommen werden ,  um Sucht­
giftimporte bereits an der Grenze abzufangen.  
Das ist n icht als Krit ik an den bisherigen Leistun­
gen der Einsatzgruppe zur Bekämpfung der 
Suchtgiftkriminalität zu verstehen ,  sondern ist 
aus der Sorge heraus gesagt, daß nach Auffassung 
der zuständigen Organisation der Vereinten Na­
tionen ein immer grö ßeres Angebot an Suchtgif­
ten auf die Schwarzmärkte gebracht  wird. 

Meine Damen und Herren!  Ein weiteres The­
ma - wir konnten es heute zum Tei l  auch schon 
in den Zeitungen lesen - ,  das n icht  nur d ie Si­
cherheitsbehörden betrifft , sondern auch in  ho­
hem Maß Unsicherheitsgefühle bei vielen Men­
schen auslöst und einen Teilaspekt der Jugendkri­
m inalität bildet, s ind die Jugendbanden. Gerade 
in Großstädten wird das Auftreten d ieser Banden 
verstärkt beobachtet. Die Kriminal ität jugendli­
cher Gleichaltrigengruppen zeigt s ich zumeist in 
öffentlichen Gewaltdel ikten, deren Opfer über­
wiegend Jugendliche sind. Wir beobachten eine 
brutaler werdende Gewaltbereitschaft einer so­
zial , kulturell und auch b ildungsmäßig benachtei­
l igten Jugendszene. 

D iese gewalttätige Szene könnte von öffentli­
cher Seite durch eine Reihe von Maßnahmen zur 
Rückgewinnung sozialer und k ultureller Ent­
wick lungsräume für Jugendliche reduziert wer­
den. zum Beispiel durch d ie Entwicklung neuer 
Formen von Bildungsangeboten speziell für Ju­
gendliche, d ie ihre Ausb i ldungswege verlassen ha­
ben beziehungsweise noch gar ke inen Zugang 
dazu hatten.  Arbeitslosenprojekte, Beratungen 
und Freizeitprojekte m üssen in diesem Zusam­
menhang angeboten werden. Dem ansteigenden 
Zulauf von Jugendlichen zu rechten Gruppen ist 
mit freizeitpädagogischen Maßnahmen zu begeg­
nen. denn d iese Gruppen locken sehr oft mit  so­
zialer E inbetttung sowie mit erlebnispädagogi­
schen Angeboten. 

Ich möchte I hnen h ier ein kleines Beispiel ge­
ben. wie AHS-Schüler durch F lugblätter ange-

sprochen wurden und noch immer angesprochen 
werden. 

Da heißt es unter anderem: "Wollt ihr  einen 
eigenen Weg suchen, e inen Weg au ßerhalb des 
schul ischen Establ ishments, einen revolutionären 
Weg, der sicher euren Professoren und Direkto­
ren n icht paßt? - Dann kommt zu uns, sofern 
ihr  schon in der Oberstufe seid .  

Wir b ieten dir :  Freundschaft auf Lebenszeit, 
körper l iche Ertüchtigung durch studentisches 
Fechten, Pflege der Heimatl iebe, des Volksbe­
wu ßtse ins und Förderung des Wehrwi l lens, eine 
Gemeinschaft, in  der Demokratie gelebt wird, 
Förderung des Leistungswi l lens und der Persön­
l ichke itsbi ldung, Förderung in kultureller und 
schul ischer H insicht. 

Wir erwarten von d i r, daß du dir ein eigenes 
Urtei l über u ns b i lden wi llst. An den u nten ange­
gebenen Tagen erwarten wir dich im Cafe . . .  " ,  
und so weiter .  

Es gibt e inen anderen F lugzettel ,  wo den jun­
gen Menschen Defin itionen gegeben werden für 
durchaus gängige Bezeichnungen.  Da gibt es d ie 
Anregung: "der Sozial ist ist e in  Nutznießer der 
Gesel lschaft ; der Kathole sucht d ie Synthese zwi­
sc hen l inks und der Kirche; der Konservative hält 
a l le anderen für dümmer, als sie sind. und glaubt 
trotzdem an deren  kommende Einsicht; der 
Rechte, auf i hn  gehen alle M itschüler und Lehrer 
gleichermaßen los, aber er will auch anders sein ;  
der  Liberale hat  Verständnis für al les, gepaart mit  
kraftlosem Besserwissen."  Und so in  d iesem Ton 
geht das weiter .  Aber ,  wie ich vorhin schon er­
wähnt habe, zuerst e inmal  wird gelockt mit sozia­
ler E inbettung und erlebnispädagogischen Ange­
boten. Ich glaube, man kann das durchaus so um­
schreiben. Welcher Unfug sich dahinter verbirgt, 
ist dann sehr bald herauszufinden. 

Für d ie Arbeit mit Fangruppen und Hooligans 
haben sich Streetworker bewährt. Diese sol lten, 
glaube ich, auch mit Sk inheads arbeiten . 

Ich bin mir  völ l ig darüber i m  klaren, daß gute 
und effiziente Jugendarbeit sehr ,  sehr  viel Geld 
kostet. aber auch h ier  gilt wieder: M it gesetz licher 
Reglementierung, Strafandrohung und Strafe al­
lein werden wir die Probleme nicht lösen können . 
Andererseits ist mir  ebenso bewu ßt, daß dort. wo 
k riminelle Handlungen gesetzt werden,  wo ande­
re bedroht werden, wo Gefahr i n  Verzug ist, So­
zialarbeiter  a l le ine auch nichts ausrichten, da 
brauchen wir die H ilfe der Sicherheitsbehörden. 

Um zeitgemäße Jugendarbeit se itens pol izei l i ­
cher Einrichtungen durchführen zu können, wird 
es notwendig sein ,  die guten Kontakte zu Krimi­
nalsoziologen und Jugendforschern, die aus dem 
S icherheitsber icht sehr  wohl herauszulesen sind, 
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weiter auszubauen. In organisatorischer Hinsicht 
wäre es sicher von Vortei l ,  würde bei Veranstal­
tungen, wo mit dem Auftreten von Jugendbanden 
gerechnet werden kann, immer dieselbe Gruppe 
von Sicherheitswachebeamten eingesetzt. Ich 
glaube. man kann durchaus berechtigt annehmen, 
daß Aggressionen dann wesentl ich weniger heftig 
ausfallen, wenn man das Gegenüber kennt, auch 
wenn dieses Gegenüber mitunter repressive Maß­
nahmen zu setzen hat. Die so eingesetzten Ju­
gendkontaktbeamten müssen dann natürlich in 
ihrer Wertigkeit entsprechend anerkannt werden, 
da sie eine fetr die Zukunft unserer Gesellschaft 
besonders wichtige Aufgabe erfü llen. 

Zum Schluß  noch ganz kurz: Im Berichtste i l  
des Justizressorts wird unter anderem auf die 
gro ßartige Arbeit der Bewährungsh i lfe h ingewie­
sen.  Durch die Leistungen der Bewährungshi lfe 
kann vielen Haftentlassenen die Wiedereingl iede­
rung in d ie Gesel lschaft erleichtert werden. Sie 
stehen den ihnen Anvertrauten mit Rat und Tat 
zur Seite, he lfen Wohnung und Arbeit zu finden.  

Ich frage mich nur: Wie lange noch werden sie 
ihre Aufgabe so gut, wie es erwartet wird, erfüllen 
können, wenn man sieht, daß zum Beispiel im 
Dezember 1 990 247 hauptamtliche Bewährungs­
helfer 1 577 Jugendl iche und 2 299 E rwachsene 
zu betreuen hatten? Zum selben Zeitpunkt be­
treuten 677 eh renamtliche Bewährungshe lfer 
70 1 Jugendliche und 727  Erwachsene. Wenn wir 
es mit dem Bemühen um Wiedereingl iederung in  
die Gesellschaft ernst meinen,  dann muß  sehr 
rasch dafür gesorgt werden, daß die Bewährungs­
h ilfe entsprechende M ittel zur Verfügung gestel lt 
bekommt, um die nötige personelle Ausstattung 
zu erreichen. (Beifall bei der SPÖ und bei Bun­
desräten der Ö VP. ) Die Bewährungshelfer leisten 
der Gesellschaft einen unschätzbaren D ienst, der 
gewürdigt und unterstützt werden muß.  

Meine Damen und Herren !  Ich habe versucht, 
anhand zweier Themenbereiche zu sk izzieren,  
wieviel gese l lschaftspolit isches Handeln  notwen­
dig ist, um die Gefahren des Abgleitens vor allem 
jüngerer Menschen in die Kriminal ität zu vermei­
den, denn es steht fest - ich habe es schon einige 
Mal gesagt - :  Mit Mitteln des Strafrechtes alleine 
ist eine Lösung der Probleme nicht möglich !  Die 
Daten,  die uns der Sicherheitsbericht l iefert, wer­
den uns helfen, die richtigen Schlüsse zu ziehen.  
(Beifall bei SPÖ Lind Ö VP. ) 1 4 .()() 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Dr. Günther 
Hummer. Ich ertei le es ihm. 

14.00 
Bundesrat Dr. G ünther Hummer (ÖVP, Über­

österreich) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Seh r  
geehrter Herr Bundesminister !  Hoher B undesrat! 
Meine sehr  verehrten Damen und Herren !  Wenn  

man  an  Sicherheit denkt und  den S icherheitsbe­
richt 1 990 l iest, wird man vor al lem auf das Ver­
brechen stoßen und auf all das, was wir unter Kri­
minal ität verstehen. Der Vorsatztäter ,  der etwas 
absichtl ich unternimmt, u m  in die Rechte seiner 
Mitmenschen einzugreifen, ste ht so im  Vorder­
grund aller Betrachtungen.  Wir vergessen aber, 
daß ein ganz großer Tei l  dessen ,  was so viel Leid 
über unsere Gesellschaft bringt, auf U nbedacht­
heit, auf Sorglosigkeit, auf Leichts inn zurückzu­
führen ist, auf e inen Leichtsinn, zu dem wir viel­
leicht manchmal durch unser Wort und durch un­
ser Verhalten durchaus beitragen ,  auf e inen 
Leichts inn ,  den zu überwinden n icht  nur eine 
Aufgabe der Behörden und pol izeil ichen Stel len, 
sondern gewiß auch e ine politische Aufgabe dar­
stellt. 

Im Bericht über das Jahr 1 990 - es gehört fast 
dazu, daß man es beklagt , daß wir ihn etwas spät 
bekommen - sind 44 5 1 9  Verkehrsunfälle mit 
Verletzten ausgewiesen, davon 1 390 Tote, das 
hei ßt also, es waren 1 22 Unfäl le mit Personen­
schaden pro Tag zu verzeichnen. Der S icherheits­
bericht gibt keine Auskunft darüber, wie viele 
Verkehrsu nfäl le ohne Personenschaden sich  er­
e ignen,  wobei vielleicht so mancher Personen­
sc haden gar nicht mehr als Folge eines Verkehrs­
unfal les registriert wird, wei l  er erst später zutage 
kommt.  

Im Jahr 1 990 hat es einen minimalen Rückgang 
der Zah l  der Verkehrsunfäl le um 0.6 Prozent ge­
geben. Real ität ist, daß wir - trotz des Bemühens 
vieler betei ligten Behörden ,  Stel len , Kraftfahror­
ganisationen - ,  was diesen Bereich anlangt, ei­
gentlich auf der Stelle treten.  Wir können feststel­
len, daß es besonders schwere Unfälle auf den 
Transitstrecken, wie etwa auf der B 1 1 3, der 
Schoberpaß Bundesstraße, und der B 146, der 
Ennstal Bundesstraße, gegeben hat. 

Als Unfall ursachen verzeichnet d ie Statist ik ,  
daß 50,3 Prozent, also gut die Hälfte, der Unfälle 
auf überhöhte Geschwindigkeit eines Verkehrs­
te i lnehmers zurückzuführen sind, 1 1 ,9 Prozent 
auf Mißachtung der Vorrangrege ln ,  1 0,2 Prozent 
auf beeinträc htigte körperliche Verfassung und 
7,8 Prozent der Unfä lle s ind durch vorschrifts­
widriges und u nbedac htes Überholen provoziert 
worden .  

Bei der Gruppe der schu ldig Gewordenen hat 
die Gruppe der 18 bis 26jährigen,  wie ja bekannt 
ist, e inen Spitzen platz von mehr als einem Drit­
te l ,  nämlich 36,2 Prozent, wie der S icherheitsbe­
richt vermeldet. 9,2 Prozent der Schuldtragenden 
waren alkoholisiert, und der Verkehrsunfal l  stand 
mit einem durch Alkohol beeinträchtigten Zu­
stand im Zusam menhang. 

Österreich l iegt mit dieser Statist ik unter den 
ÜECD-Staaten an fünftschlechtester Stel le. Das 
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hei ßt also , andere Staaten sind uns da zuvor, ver­
stehen es besser, die Sicherheit auf ihre n  Straßen 
zu wahren .  

Wir  können in  unserer Gesellschaft e in  fehlen­
des Unrechtsbewußtsein im Zusammen hang mit 
Übertretungen stra ßen po l ize i l icher Vorschriften 
feststellen .  Obwohl wir e igentlich d ie Vorschrif­
ten gerade in diesem Verwaltungsbereich des 
Straßenverkehrs und des kraftfahrpoli zeil ichen 
Bereiches alle ganz besonders gut kennen, hat 
man so etwas wie Schuldgefühl ,  wenn man gegen 
diese elementaren Vorsch riften verstößt, n icht, 
wenn n ur nichts passiert ist oder wenn man dabei 
nur  nicht erwischt wird. F ü r  einen sicherl ich k lei­
neren, aber immer noch ganz erkleckl ichen Tei l  
unserer Gesel lschaft stel lt  auch Alkoholisierung 
im Zusammenhang mit dem Lenken eines Kraft­
fahrzeuges keinen Unrechtstatbestand dar. 

Wir können auch feststel len,  daß die Kenntnis 
grundphysikalischer Gesetze, die man als Lenker 
e ines Kraftfahrzeugs eigentl ich bräuchte, vielen 
Zeitgenossen verschlossen b leiben ,  wenn  man nur 
von dem einfachen Gedanken ausgeht, der unwi­
derlegbar ist: je höher die Geschwindigkeit, desto 
größer d ie Betriebsgefahr.  Diese physi kalischen 
Gesetze können auch durch  das beste Fahrvermö­
gen, wie so mancher leichtfertig glaubt, oder auch 
durch ein hervorragendes Fahrzeug, das den letz­
ten technischen Stand aufweist, letzt l ich nicht voll 
ausgegl ichen werden, wen ngleich das sicherlich 
auch einen wertvol len Beitrag zur Sicherheit auf 
u nseren Straßen darstel lt. 

Es fehlt also am Bewu ßtsein ,  daß wir dazu auf­
gerufen sind, dem blutigen Geschehen auf unse­
ren Straßen entgegenzutreten.  Wir können auch 
feststellen, daß man sogar seitens der Behörden 
manchmal den Eindruck gewinnt, daß die E inhal­
tung straßenpolizei l icher  Vorschriften nicht so 
ernst genommen wird, sonst könnten nicht Ge­
schwindigke itsbeschränkungen mit dem Hinter­
gedanken erlassen werden, daß, wenn  man sich 
nur annähernd daran hält, schon etwas geschehen 
ist, wobei man aber e ine ganz erhebliche Über­
schreitung immer noch in  Kauf n immt. 

Wir m üssen unser Auge n merk bestimmt auch 
auf die Werbung der Produzenten  richten, wie 
das zu Recht gesch ieht, die Fahrzeuge anpreisen ,  
die Höchstgeschwindigkeiten von 1 80, 200, 
250 km/h erreichen können,  obwohl jeder weiß ,  
daß eigentlich, wenn  er n icht  den Salzburg-Ring 
benützen wil l  oder auf dem Nürburgring fährt, 
auf unseren Autobahnen d ie erlaubte Höchstge­
schwindigkeit 1 30 Stundenki lometer beträgt. Im­
mer wieder hört man es i m  Gespräch ,  wie stolz 
jemand ist, daß er eine best immte Strecke in nur 
soundso v ielen Minuten zurückgelegt hat, obwohl  
er damit e ine  ganze Reihe von Ubertretungen der 
Straßenverkehrsord nung miteingesteht. Dies 
wird von den Umstehenden und U msitzenden für 

gewöhnl ich sogar für gutgehe ißen .  Das ist also 
der gesel lschaftl iche Boden, auf dem dieses b luti­
ge Geschehen auf Österreichs Straßen wuchert. 

Ich gestehe jedermann zu, sich vor Verbrechen 
zu fürchten oder auch, daß der e ine oder andere 
vielleicht bei e iner Flugreise an die Möglich keit 
eines Absturzes oder eines Terroranschlages 
denkt, aber das oft scherzhaft gebrauchte Wort, 
das Gefährlichste am Fliegen sei der Weg zum 
Flugplatz mit dem eigenen PKW, hat doch viel 
für sich .  

Es mag auch daran l iegen ,  daß  es sich d ie  pol iti­
schen Parteien n icht gerade zu einem Herzensan­
l iegen machen, darauf aufmerksam zu machen, 
daß wir  alle dazu beitragen müßten, um das Le­
ben und die Gesundheit so vieler Menschen in  
Zukunft nicht mehr  zu gefährden oder zu zerstö­
ren .  Auch die Kraftfahrorganisationen belassen es 
v ielfach bei Appellen. Und immer wieder ist d ie 
Sch lußfo lgerung,  die gezogen wird, die: Man soll­
te halt noch mehr Straßen bauen,  man sol lte d ie 
Straßen besser ausbauen, man sollte unsere Kraft­
fah rzeuge noch sicherer gestalten,  aber darauf 
h inzuweisen, daß es e igentl ich der Verkehrsdiszi­
plin bedü rfte, daß wir die bestehenden Verkehrs­
vorschriften endlich annähernd einhalten sollten, 
ist n icht die Sache der meisten .  

Es ist kein Wunder, daß uns kürzl ich ein Ge­
richtsspruch aufhorchen l ieß ,  der in der Bundes­
republ ik Deutsch land erging, der sinngemäß lau­
tete, daß - unabhängig von Kausal ität und Ver­
schulden - jener zivilrechtlich m ithaftet, der die 
erlaubte Höchstgeschwind igkeit als Betei ligter an 
einem Verkehrsunfall nic ht e ingehalten hat. Man 
hat eben das Gefühl ,  daß man da zu einer rigoro­
sen E rfolgshaftung übergehen muß, um die Men­
schen e nd lich dazu zu br ingen, sich jener Diszi­
plin zu beflei ß igen, die im Interesse der Mitmen­
schen so dringend geboten wäre. 

Die Einstel lung zu unserem Fahrzeug ist ja be­
kannt: Für viele ist das Auto, der PKW, das 
Motorrad ein Kultobjekt mit fast sakralem Cha­
rakter; für e inen größeren Teil  jedenfa l ls noch 
immer ein Prestigeobjekt und ein Statussymbol, 
vor allem für j üngere Menschen ein Sportgerät 
und für d ie Wirtschaft e in Objekt intensiver Be­
werbung und Werbung, wobei viel häufiger und 
viel vordergründiger auf Daten wie Beschleuni­
gung, Höchstgeschwindigkeit, Eleganz und Kom­
fort h ingewiesen wird als auf Sicherheit i n  umfas­
sendem S inne. 

Meine Damen und Herren!  Gestehen wir es uns 
ein :  Wenn man auf unseren Straßen Tag für Tag 
fährt - das wird das Sch icksal v ieler von Ihnen 
sein ;  auch meines, selbst wenn ich ein engagierter 
E isenbahnbenützer bin - ,  muß man feststel len:  
Jene, d ie sich auf Freilandstraßen ,  auf schönen, 
breiten,  geraden Straßenstücken an eine Höchst-
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geschwindigkeit von 100 km/h halten,  sind "wei­
ße Raben ". Man ist förmlich verdächtig, wenn 
man sich an d iese Höchstgeschwind igkeit hält. 
Ganz ähnlich verhält es sich auf den Autobahnen: 
Wen n  man mit gut 1 30, vorsichtig den n icht ge­
eichten Tachometer miteinbeziehend, so man­
chen Stolzen vorbeifl itzen sieht, dann kann man 
schätzen, der wird 1 70, 1 80, 1 90 fahren .  Wie es 
im Ortsgebiet ausschaut, der möge h ier i n  Wien 
da und dort e in bißchen spazieren gehen u nd sich 
dann vielleicht als Geschwindigkeitsschätzer ver­
suchen. 

Überall, wo sich ein Verkehrsunfall ereignet, 
sind halt dann wieder die Straßen schuld. d ie 
langsamen Fahrer, die die anderen aufhalten und 
zu riskanten Ü berholmanövern verleiten,  das feh­
lende Engagement der Behörden, die zu wenig 
gut ausgebauten Straßen,  auch das Pech und der 
Zufal l  und daß nun einmal  dort. wo gefahren 
wird , ein Unfal l  nicht auszusch ließen sei .  

Kürzlich hat das Bu ndesmin isterium für Justiz 
einen Entwurf betreffend Strafrechtsänderungs­
gesetz 1 992 versandt, dessen Hauptanliegen d ie 
sogenannte Entkriminal isierung des Verkehrs­
strafrechtes ist. Dieser Entwurf läuft den Tenden­
zen, e ine neue Gesinnung zu schaffen,  gänzlich 
zuwider, und ich halte das für gefährlich .  Es  kann 
nicht schaden,  wenn man auch einmal im Zusam­
menhang mit Sicherheit auf gesetzgeberische 
Maßnahmen hinweist, die viel leicht oder vermut­
lich kommen, die man vielleicht in der zweiten 
Kammer bereits aus großer Entfernung, i ndem 
man bald genug darauf hinweist, verhindern 
kann .  

Kernstück dieses Entwurfes eines Strafrechts­
änderungsgesetzes 1 992 sol l  also die sogenannte 
Entkriminalisierung sein .  Wenn unter "Entkr imi­
nal isierung" verstanden wird, daß der Name des 
an einem Verkehrsunfall  Schuldiggewordenen 
nicht mehr im Strafregister aufscheint, so kann 
ich mich dem anschl ießen. Wenn man den Betei­
ligten an e inem Verkehrsunfal l  mit m inderem 
Verschulden d ie Last und den Makel eines ge­
richtl ichen Strafverfahrens und e iner ger ichtl i­
chen Verurteilung ersparen wi l l ,  so mag man 
auch diese Entkriminalisierung noch hinnehmen 
können, würde aber in dieser Form, wie gep lant, 
das Strafrecht entkriminalisiert ,  so würde das si­
cherlich bewirken, daß die Opfer von Fahrlässig­
keitsdel ikten rechtlich schlechtergestel l t  würden 
- sie könnten kein Verfahren vor einem Gericht 
mehr  in Anspruch nehmen - ,  daß sicherlich d ie 
Fehlhaltung vieler Verkehrsteilnehmer gegen­
über dem Unrecht, das sie setzen, weiter verstärkt 
und vertieft würde, daß überhaupt dem Verwal­
tungsstrafrecht Aufgaben zugewiesen würden, die 
seiner Natur und se iner verfassungsrechtl ichen 
Zuordnung nach nicht h ingenommen und bewäl­
tigt werden kann, was nur zu Lasten der Verwal-

tungsbehörden eine E ntlastung der Gerichte be­
wirken würde. 

Zwar ist der Gedan ke, der in  d iesem Entwurf 
zum Ausdruck kommt, daß jede Straftat auch den 
Täter selbst trifft, sicherlich richtig. Der Satz, daß 
der Täter eines Fahrläss igkeitsdel iktes ja auch sel­
ber genug "gestraft" sei, wie man in der Um­
gangssprache  sagt , hat i n  gewisser Beziehung sei ­
ne  Richtigkeit - man erinnere sich an Goethes 
Wort: "Denn alle Schu ld rächt sich auf Erden!" 
-, dennoch räumt dieser Entwurf d iesem grund­
sätzl ich richtigen Gedanken viel zu viel Raum 
e in .  Zwar sieht der E ntwurf vor, daß grundsätz­
lich d ie Schuld des Täters als Grundlage für die 
Bemessung der Strafe gelten sol l ,  bei der Strafbe­
messung so llen allerdings - offensichtl ich noch 
vor Abwägung der E rsc hwerungs- und Milde­
rungsgründe - die Folgen der Tat für den Täter 
und die Wirkungen auf sein  künftiges Leben ge­
würdigt werden. Unter "Milderungsgründen" fin­
det sich dann derselbe G rundgedanke wieder. 

Mit der zu großen Gewichtung der Folgen der 
Tat für den Täter u nd seine Angehörigen wird 
aber das Wesen und d ie Aufgabe der Strafe auch 
im Bereich des Fahrlässigkeitstrafrechts verkannt: 
Die Strafe ist und bleibt zunächst ein Unwertur­
teil gegenüber jenem, wie eben dessen Fahrlässig­
keit beweist, zum Leben ,  der Gesundheit und 
dem Eigentum des Mitmenschen eine gestörte 
Beziehung hat und so zu einer potentiellen Ge­
fahr für die Allgemei n heit wird .  

Fahrlässigkeit, d ie  a l s  Le ichtsinn und Unbe­
dachtheit im Straßenverkehr so oft festzustellen 
ist, bedeutet aber für die übrigen Verkehrsteil­
nehmer eine existentielle Bedrohung mit zu ge­
wärtigenden unabsehbaren Folgen. Die Tatsache 
al lein,  daß der Leichtfertige und Unvorsichtige 
auch sich selbst gefäh rdet, vermag grundsätzlich 
aber den Strafanspruch des Staates und damit al­
ler Rechtsgenossen nicht zu mindern,  denn die 
Rechtsordnung verweh rt es zwar nicht, sein  eige­
nes Leben zu gefährden oder zu risk ieren , sie 
schützt aber das Leben der M itmenschen.  

Die Schu ld des Täters wird a lso durch d ie Fol­
gen, die ein fahrlässig verschu ldeter Verkehrsun­
fal l  für ihn selbst hat, n icht gemindert. Auch die 
Rechtswidrigkeit der Tat wiegt n icht weniger, wei l  
der Täter und seine Angehörigen unter den Fol­
gen der Tat zu leiden haben .  Die Absicht ,  die Fol­
gen der Tat für das k ünftige Leben des Täters und 
seiner Angehörigen als Mi lderungsgrund zu kon­
stituieren, kann - für sich gesehen - akzeptiert 
werden, eine aussch laggebende oder d i e aus­
schlaggebende Rolle bei der Strafbemessung ins­
gesamt darf aber diesem Aspekt nicht zuerkannt 
werden. 

. .  Es ist e ine Folge vor allem generalpräventiver 
Uberlegungen, daß sich im Strafgesetzbuch Straf-
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art und Strafausmaß zunächst nach der Schwere 
des Erfolges im Bereich des Fah rlässigkeitsstraf­
rechtes richten.  Der Gesetzgeber unterste l lt ,  daß 
die Schwere des Erfolges das Maß der Fah lässig­
keit indiziere. Daß d ies in der Real ität oft n icht  so 
ist, lehrt aber d ie Erfahrung: E ine geringe Achtlo­
sigkeit kann verheerende Folgen  haben, sträfl i­
cher Leichtsinn bleibt oft folgenlos. 

Der Gesetzgeber kann sicherlich dennoch auf 
den E rfolg als G radmesser der Strafbarkeit zu­
nächst n icht verzichten,  zumal auch die Öffent­
l ichkeit dies e rwartet,  dennoch b le ibt d ie E intei­
lung der Straftaten nach der Schwe re des Erfolges 
letztl ich nur e in  systematischer Behelf. Die sehr 
weit und elastisch gefaßten Strafsätze geben dem 
Gericht zwar die Mögl ichkeit, dem Grad des Ver­
schu ldens die maßgebende Rolle bei der Stratbe­
messung zuzuweisen :  Die Schwere des Erfolges 
hat in e inem Strafrecht, das sich als Schu ldstraf­
recht versteht, nur  zweitrangige Bedeutung, 
gleichgültig, ob sie nun als Opfer eines Fahr läs­
sigkeitsdeliktes Dritte oder den Täter selbst be­
trifft. 

Der Entwurf würde darauf abstel len, daß 
grundsätzl ich nur mehr schwere Körperverlet­
zung gerichtlich strafbar b le iben sol l ;  leichte Kör­
perver letzung so l l  nur mehr dann - wie dies heu­
te schon bei der b loßen  Gefährdung der körperli­
chen Sicherheit geltendes Recht ist - gerichtl ich 
zu ahnden sein ,  wenn der Täter zusätzl ich die 
Tatbestandsmerkmale des § 8 1  Z 1 und 2 des 
Strafgesetzbuches - Al kohol oder besonders ge­
fährl iche Verhältnisse - setzt. 

Aber auch fah rlässige schwere Körperverlet­
zung sol l  nach d iesem Entwurf dann straffrei 
bleiben, wenn  der Täter selbst durch  die Tat oder 
deren Folgen dermaßen schwer am Körper ver­
letzt oder an der Gesundheit geschädigt worden 
ist, daß eine Bestrafung n icht geboten ist, um ihn 
von weiteren strafbaren Handlungen abzuhalten 
oder der Begehung d urch andere entgegenzuwir­
ken. 

Gegen die I nstitutional isierung dieses Strafauf­
hebungsgrundes spricht vor al lem, daß, wie aus­
gefüh rt, die Tatfolgen die Schuld weder mindern 
noch aufheben.  Dazu kommt, daß die Auswir­
kungen der Tat auf das Leben des Täters kaum 
abwägbar und kaum meßbar s ind.  Vor a l lem ist 
unklar, wie bald und aufgrund welcher und wie 
gewonnener Ermittlungsergebnisse das Gericht 
entscheiden sol lte, ob die Voraussetzungen des 
Strafaufhebungsgrundes gegeben sind. Bei dem 
Ausspruch über das Vorl iegen des Strafaufhe­
bungsgrundes kann das Gericht nur eine seh r un­
sichere Prognose stel len,  wie s ich das Leben und 
Verhalten des Täters tatsächlich gestalten wird. 
Vor al lem jüngere Menschen beurteilen sehr  häu­
fig den von ihnen verschu ldeten Verkehrsunfal l  
und seine Folgen a ls  Unglück,  das jedem wider-

fahren kann. Bei U nterbleiben des gerichtlichen 
Schuldspruches würden sich diese Menschen i n  
i hrer Fehlmeinung geradezu behördlich und vom 
Gesetzgeber bestätigt finden. 

Der in den Erläuterungen zu diesem Entwurf 
geäußerten Vermutung, daß es dann,  wenn der 
Täter durch d ie Tat schwer betroffen wurde, einer 
Strafe n icht bedürfe, um andere von Fahrlässig­
keitsdel ikten ähnlicher Art abzuhalten, kann kei­
nesfal ls beigepflichtet werden: Nach anfängl icher 
Betroffenheit über e inen etwa wahrgenommenen 
schweren U nfal l geht der Verkehrste i lnehmer, 
wie man weiß ,  wieder recht schnell  zur Tagesord­
nung über. Würde der vorgesehene Strafaufhe­
bungsgrund gesetzlich verankert werden ,  so wür­
de dies zum E ntstehen der Auffassung be itragen, 
daß man nur selber schwer genug verletzt sein  
muß, um auch andere ungestraft fahrlässig verlet­
zen zu dürfen .  Der Gesetzgeber würde gerade in  
diesem Bereich sehr rasch zum, wenn auch miß­
verstandenen, Meinungsb ildner. 

Aber auch der Sühnegedan ke,  das E instehen­
müssen für eigenes Verschulden, darf in  der 
österreichischen Rechtsordnung nicht weiter zu­
rückgedrängt werden ,  mag auch im konkreten 
Fall das Bedürfnis nach Sühne und Strafe seh r  
gering erscheinen. Der Staat sol lte seine Mißbi l l i ­
gung jedenfal ls auch dann zum Ausdruck brin­
gen ,  wenn  die Betroffen heit des Täters durch sei ­
ne  Tat und ihre Folgen groß ist. 

Das Verwaltungsstrafrecht hat - neben dem 
gerichtlichen Strafrecht - in Österreich  eine lan­
ge Tradition :  Schon im Jahre 1 855 wies eine Mi­
n isterialverordnung der politischen Behörde eine 
a l lgemeine Strafkompetenz in al l  jenen Fällen zu,  
die nicht ausdrücklich in  den Wirkungsbereich 
der Strafgerichte fielen. Diese Bestimmung wurde 
im Jahre 1 925 sinngemäß in das Verwaltungs­
strafgesetz übernommen. 

Die typische Aufgabe des Verwaltungsstraf­
rechtes war und ist aber die Ahndung der bloßen 
Ungehorsamsdelikte, bei denen der Täter selbst 
glaubhaft machen muß, daß ihn kein Verschul­
den trifft. Von diesem typischen Bereich weichen 
zwar einzelne Verwaltungsvorschriften geringfü­
gig ab, die Regel ist aber das b lo ße Ungehorsams­
delikt. Auch die Mögl ichkeit, bei Verwaltungs­
übertretungen sehr hohe Geldstrafen zu verhän­
gen ,  wie d ies etwa i m  Wirtschaftslenkungsrecht 
der Fal l  ist, ist d ie Ausnahme und soll sie auch 
bleiben, denn das Verwaltungsstrafrecht sol l  Ba­
gatellstrafrecht bleiben. 

Das Verwaltungsstrafgesetz hat auch kein In­
strumentarium verfahrensrechtlicher Bestim­
mungen wie die Strafprozeßordnung; die allge­
meinen Regeln  des Verwaltungsstrafrechtes be­
schränken sich auf d ie für ein Bagatel lverfahren 
unerläßlichen Normen. Das Verwaltungsstraf-

552. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)60 von 90

www.parlament.gv.at



B u ndesrat - 552.  Sitzung - 9. April  1 992 26 139 

Dr. Günther Hummer 

recht ist für die Ahndung von fahrlässig begange­
nen Erfolgsdel ikten deshalb weder gee ignet noch 
bestimmt. 

Auch der Bundesverfassungsgesetzgeber unter­
scheidet zwischen Strafrechtswesen einerseits und 
den Ange legenheiten des Verwaltungsstrafrechtes 
und des Verwaltungsstrafverfahrens anderersei ts. 
Nach dem Grundkonzept des B-VG ist d ie Justiz 
von der Verwaltung - trotz Durchbrechung die­
ses Prinzips - in a l len  Instanzen getrennt, und 
gemäß Artikel 6 der Konvention zum Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten hat jeder­
mann Anspruch, daß seine Sache von e inem un­
abhängigen Gericht gehört werde, das über zivi l­
rechtliche Ansprüche und Verpfl ichtungen und 
über die Stichhaltigkeit der gegen ihn erhobenen 
strafrechtl ichen Anklage zu entscheiden hat. 

Die Ein richtung der unabhängigen Verwal­
tungssenate hat zwar das Spann ungsverhältnis des 
Verwaltungsstrafrechtes zu Artikel 6, Menschen­
rechtskonvention, gemildert, aber keineswegs zur 
Gänze beseitigt. Es begegnet demnach auch wich­
tigen verfassungsrechtlichen Bedenken,  den Tat­
bestand der fahrlässigen leichten Körperverlet­
zung in die Kompetenz der Verwaltungsbehörden 
zu übertragen. 

Es ist aber auch n icht im S inne der sch uldlosen 
Opfer von Verkehrsunfällen gelegen, nur mehr 
die den gerichtlich strafbaren Tatbeständen zu­
grunde l iegenden Übertretungen von Schutznor­
men. also der Übertretungen der Straßenver­
kehrsordnung und des Kraftfahrgesetzes in erster 
Linie, zu bestrafen.  Ganz abzuraten ist auch von 
einem weiteren Ausbau der problematischen Be­
stimmungen des § 57  VerwaItungsstrafgesetz. wo­
nach auch über privatrechtl iehe Ansprüche ent­
sch ieden werden könnte. 

Die Übertragung von gerichtl ichen Aufgaben 
und Kompetenzen in  diesem Bere ich  an d ie Ver­
waltungsbehörden ist jedenfa l ls kein gangbarer 
Weg. Er wird erstens dem Konzept der Verfas­
sung, zweitens den berechtigten Interessen der an 
einem Verkehrsunfa l l  betei l igten Personen u nd 
drittens dem Anl iegen der E ntkriminal isierung 
des Verkeh rsstrafrechtes nicht gerecht. Es wäre 
vielmehr zu prüfen, ob nicht d urc h eine Neufas­
sung des § 42 Strafgesetzbuch und des § 2 des 
Strafregistergesetzes dem Bed ürfnis nach Entkri­
minalisierung des Strafrechtes Genüge getan wer­
den könnte, das heißt, daß der Name des Täters 
bei  Verkehrsunfäl len bestim mten geringfügigen 
Ausmaßes nicht mehr ins Strafregister aufgenom­
men werden würde. ( Vizepräsident 5 1  r II  l z e n  -
b e r g e r übernimmt den Vorsitz. J 

Es entspricht auch einer Fehlhaltung, die wir 
vielfach festste l len können und der viel leicht auch 
die Behörden dann und wann  Vorsch ub leisten ,  
daß  man das Gefüh l  hat, die Entziehung einer 

Lenkerberechtigung wäre gewissermaßen eine 
Strafsanktion nach einem geschehenen oder ver­
schuldeten oder vermutlich verschuldeten Unfal l .  
In Wah rheit so l lte in erster  Linie jener seine Len­
kerberechtigung risk ieren .  der sich das rück­
sichtslose Fahren, der das Übertreten von stra­
ßenpolizeil ichen und kraftfahrrechtl ichen Nor­
men geradezu zur Gewohnheit gemacht hat. 

Fre i l ich  wäre es erfreul ich. wenn man über­
haupt einen G roßtei l der heutigen Verkehrs­
te ilnehmer, und zwar im S inne der Sicherheit, zur 
Bahn bringen könnte. Dazu folgendes: Bei allem 
Respekt für al l  das, was dort geschieht, und bei 
al ler Freude, daß man registrieren kann, daß ein 
Großtei l  der Z üge vor allem auf der Westbahn 
einigermaßen pünktl ich verkehrt, muß man sa­
gen: Auf den Nebenbahnen ist diesbezüglich noch 
viel zu tun, denn die Verläßlichkeit der Bahn 
heißt schlicht und einfach Pünktl ichkeit. Es ist 
nicht sosehr der Komfort, wie man manchmal 
meint, oder viel leicht auch die fehlende Dichte 
des Fahrplanes, sondern man muß pünktlich dort 
sein ,  möchte pünktlich wegfahren und pünkt l ich 
ankommen. 

Als Laie darf ich die Frage stel len, ob es - im 
Zeitalter des Computers und der Weltraumfahrt 
- nicht mögl ich ist, durch Neuorgan isation, 
durch vol le Ausschöpfung der Mittel der Techn ik 
jenes Werk "Pünktlich keit der Bahn" so weitge­
hend zu erwirken, daß wirk l ich nur mehr im Fal le 
von Katastrophen, großen Baustel len und ähnli ­
chem in Zukunft die Pünktlichkeit der Züge in 
Zweifel gezogen werden muß.  

Werte Damen und Herrenl  Es sind ungeeignete 
Maßnahmen, wenn man von Zeit zu Zeit über 
eine Verminderung der Höchstgeschwindigkeit 
spricht: F ür mich wäre das nur ein Bekenntnis zu 
weiterer Scheinhei ligkeit und weiterem Ausein­
anderk laffen zwischen tatsächlichem Verhalten 
und gesetzlichem Anspruch ,  der dem Gesetz und 
der Gesel lschaft und schon gar nicht der Ver­
kehrssicherheit etwas zul iebe tut. 

Es ist auch nicht dadurch getan, daß wir neue 
Verkehrszeichen erfinden oder daß wir gar mehr 
Verkehrszeichen aufstel len:  Je mehr Verkehrszei­
chen, desto geri nger d ie Verkehrsmora l !  Ge­
schwindigkeitsbegrenzungen, die nicht eingehal­
ten werden,  haben geradezu eine demoralisieren­
de Wirkung auf den Verkehrstei lnehmer. 

Was wäre also - mit wenigen Worten - wirk­
l ich zu tun? Wir müssen bei der 
Lenkerprüfung - sosehr Reformmaßnahmen zu 
begrüßen sind - noch mehr als bisher danach 
trachten ,  daß der Zusammenhang zwischen tat­
säch l ic her Fahrpraxis und dem theoretisch Er­
lernten gegeben ist. Das sinnlose Heruntersagen 
von al len möglichen nicht verstandenen juristi-
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schen und technischen Sprüchlein m üßte wirkl ich 
endlich der Vergangenheit angehören .  

Verkehrsunterricht m üßte der gesamten Öf­
fentl ichkeit im Rundfunk und im Fernsehen in 
e iner modernen, dem Bürger verständl ichen 
Form erte i lt werden, etwa durch kurze E inblen­
dungen über gefährl iche Fahrfeh ler, das tägliche 
Risiko auf u nseren Straßen ,  best immte Tatsachen 
der Phys ik ,  die n icht außer acht gelassen werden 
können.  Erforderl ich ist natürlich auch eine ex­
zellente Ausstattung der Überwachungsorgane 
und überhaupt eine entsprechende Ausstattung 
von Polizei- und Gendarmerieorganen. 

Meine l ieben Damen und Herren !  Generalprä­
vention - das mag welcher Gelehrte i m mer ab­
streiten - bei Strafen und bei Entzüge n  der Len­
kerberechtigung, ist gerade im Bereich des Ver­
kehrsstrafrechts sehr woh l  wirksam. Wer anderes 
behau ptet, will sich das möglicherweise selbst 
nicht eingestehen. 

Es ist sicherlich auch d ie Frage, wieweit d ie 
Auflösung von Gendarmerieposten,  von der vor 
allem wir Oberösterreicher betroffen sind, im 
S inne der Verkehrssicherheit gelegen ist. Wenn 
wir motorsportl iche Veranstaltu ngen im Fernse­
hen sehen, so werden wir diese besti m mt nicht 
verbieten wol len, aber es täte vielleicht wohl ,  sich 
dann von einem Fah rer oder einem Fachmann 
oder einem ehemaligen Fahrer erk lären zu lassen ,  
was der  U nterschied zwischen Motorsport und 
dem tägl ichen Verkehr auf unseren Straßen ist. 

Noch ein anderes Kapitel ,  das im Zusammen­
hang mit  der Verkehrssicherheit meist n icht er­
wähnt wird, aber auch viel damit zu tun hat,  ist: 
Wir m üssen überhaupt daran arbeiten ,  Gewalt 
und Rücksichtslosigkeit aus unseren Fernsehpro­
grammen u nd Radioprogrammen zu verbannen .  
Gewalt, wie sie uns v ielfach vermittelt  wird, wie 
sie jungen Leuten vermittelt wird, darf n icht dazu 
führen, daß man sich dann  auch im Alltagsleben 
als Verkehrsteilnehmer rücksichtslos verhält. 

Man wird auf d ie Pressefre iheit , die Medien­
frei heit und auf die Fre iheit der Meinungsäuße­
rung verweisen und dabei vergessen.  daß alle 
Grundwerte miteinander kol l idieren und daß es 
i mmer wieder gilt, Abwägungen zu treffen.  Le­
ben, Gesundheit, Sicherheit. das Gefüh l ,  frei von 
Gefahren leben zu können,  frei von Gefahren 
zum Arbe itsplatz und zurück zu kommen, auf 
dem Arbei tsplatz sicher zu sein ,  beim Heimweg 
sicher zu sein ,  ist ein hoher Wert, i n  vielen Berei­
chen viel leicht e inmal  auch ein höherer Wert als 
der, daß man alles und jedes zu jeder Zeit im 
Fernsehen zeigen darf. 

Hohes Haus! Wenn man von Zeit zu Zeit so 
etwas wie e inen Rec htsruck in unserer pol itischen 
Landschaft vermerkt, so rührt das ganz bestimmt 

von da her, daß wir uns d iesem Wiederspruch der 
Werte n icht mehr stellen wol len und daß d ie "Tu­
gend" Nr.  1 so manchen Politi kers in  der Permis­
sivität besteht, das hei ßt, er läßt al les laufen, wie 
es läuft, um nur  ja nicht in den Geruch zu kom­
men, vielleicht bürgerl iche Zwänge , Repression, 
Spießigkeit und ähnliches als Rezept für unsere 
Gesellschaft verordnen zu wollen. Das Ergebnis 
ist dann .  daß eben über's Ziel geschossen wird. 

Meine verehrten Damen und Herren!  Länder, 
in denen es Vollmotorisierung, wie etwa in den 
USA gibt, haben bewiesen,  daß Sicherheit auf den 
Straßen in einem enorm höheren Maß, als das bei 
uns der Fall ist. möglich und kein leeres Wort ist. 
Ich kann dazu nur sagen :  Tun wir es denen gleich, 
die es besser machen als wir !  Und das sind auf der 
Welt viele. 

Meine Damen und Herren!  Unter diesem 
Aspekt bitte ich Sie. den Sicherheitsbericht 1 990 
zu sehen und auch pol itisch dazu be izutragen,  
daß s ich die Sicherheit auf unseren Straßen in  
Zukunft erhöht. (Beifall bei der Ö VP. ) J..I .34 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner ertei le ich Herrn Bundesrat 
Faustenhammer das Wort. 

J 4.34 

Bundesrat 10sef Faustenhammer (SPÖ, Nie­
derösterreich): Geschätzter Herr Präsident! Herr 
Bundesminister! Werte Damen und Herren des 
Bundesrates! Ich kann mir e ine kurze Repl i k  auf 
meinen Vorredner n icht verkneifen . Er hat ge­
sagt, in wenigen Worten hat er seinen Bericht ge­
bracht. Ich frage mich daher, wie ist es, wenn 
Herr Bundesrat Hummer in  mehreren oder in  
vielen Worten spricht? (Bundesrat L i t s c h -

a Cl e r: Hat er nicht gesagt!) Aber ich glaube, wir 
sol lten eigentl ich zum Thema kommen.  

Heute steht der S icherheitsbericht 1 990 auf der 
Tagesordnung. Auf 357 Seiten wird über die Ent­
wickl ung der Kriminalität in Österreich erschöp­
fend Auskunft gegeben, aber auch über Maßnah­
men berichtet , die zu einer  Senkung der Krimina­
l ität in  Österreich führen sol len. 

Obwohl  bedauerl icherweise d ie Zahl der Kri­
minalfälle jährlich steigt, können wir  doch mit 
g.ewisser Berec htigung darauf h inweisen, daß 
Osterreich nach wie vor zu den sichersten Län­
dern Europas beziehungsweise der ganzen Welt 
zäh lt .  Das sol lte man bei diesen Debatten auch 
immer wieder sagen, damit nicht der Eindruck 
erweckt wird, es fände e ine Entwicklung statt, d ie 
klar i n  Richtung Kriminal ität geht und wo nach 
Einbruch der Dämmerung sich sowohl  im länd li­
chen Bereich als auch im Stadtbereich niemand 
mehr traut, durch einen Park beziehungsweise 
auf der Straße zu gehen, ohne befürchten zu müs-
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sen, ausgeraubt zu werden oder noch Ärgeres zu 
erfahren. 

Dies stimmt einfach n icht. Auch Wien zählt -
trotz steigender Kriminalität - nach wie vor zu 
den sichersten Hauptstädten der Welt. Sicherlich 
ist keiner der Bundesräte hier im Saal darüber 
erfreut, daß d ie Kri minal itätsrate, wie der Bericht 
ausweist, jährl ich steigt. Wenn man d ie Entwick­
lung in den letzten zeh n  Jahren etwa bei der Sum­
me al ler Vergehen betrachtet, erkennt man von 
1 98 1  bis 1 990 eine Steigerung von 1 6 ,5 Prozent 
oder pro Jahr im Schn itt 1 ,65 Prozent. 1 990 ist 
leider eine überproportionale Zunahme bei der 
Zah l  der Verbrechen festzustellen, und zwar um 
1 3,2 Prozent. 85,3 Prozent dieser Steigerung ent­
fal len allein auf Einbrüche. 

Rückläufig ist leider auch die Aufklärungsquo­
te, nur müssen wir bedenken, daß s ich  in der Zwi­
schenzeit gravierende Veränderungen nicht nur 
im Osten, sondern weltweit ergeben haben.  Laut 
Studien des World Watch Institute in Washington 
sind 300 Mi l l ionen Menschen aus den verschie­
densten Gründen auf der Flucht aus i hrer Hei­
mat. Diese Mensc hen versuchen, in  west l ichen In­
dustrieländern ihre S i tuation zu verbessern.  Daß 
eine solche Entwick lung n icht vor Österreich 
haltmacht, ist jedem vernünftigen Menschen ganz 
k lar. Daß sich dadurch die Anforderungen an die 
Exekutive in den letzten zwei Jahren doch bedeu­
tend geändert haben, steht  außer Zweifel .  

Es wurde sicherl ich von der Exekutive ausge­
zeichnete Arbeit geleistet. Dem hat aber auch der 
Innenminister dadurch Rechnung getragen,  daß 
in  drei Richtungen etwas unternommen wurde: 
Zum einem b raucht man natürl ich mehr Perso­
nal. Der Minister hat dafür in den letzten e inein­
halb Jahren 1 600 Personen zusätzlich zur Verfü­
gung gestellt bekommen,  doch jeder, der sich ein 
wenig mit den Problemen in  diesem Bereich be­
faßt, we iß ,  daß man d ies bei der Exekutive des­
halb noch nicht bemerken kan n, wei l  24 Monate 
Ausbi ld ungszeit vorangehen, ehe jemand tatsäch­
l i ch  im Dienst e ingesetzt werden kann .  Ausge­
nommen davon sind jene Mitarbeiterinne n  und 
Mitarbeiter, d ie im Rah men der Grenzgendarme­
rie eingesetzt werden :  Dafür wurde die Ausbi l ­
dungszeit auf sechs M onate verkürzt, sodaß d ie 
ersten dieser Gendarmen bereits im Frühjahr d ie­
ses Jahres zum Einsatz kommen werden.  

Natürlich wird man auch in  Zuk unft mehr Per­
sonal brauchen ; 1 992 wurde im Budget dafür tei l ­
weise vorgesorgt. 

Der zweite Punkt betrifft Anpassungen in der 
Ausstattung. Verbesserungen sind erfolgt oder 
geplant, so etwa bezügl ich Funkgeräte, KFZ-Aus­
stattung, auch für den persönl ichen Schutz, den 
die M itarbeiter brauchen .  Einen ganz wichtigen 
Bereich stellt d ie Einführung der EDV dar. Da es 

in  ganz Österreich rund 1 600 Dienststellen mit 
3 1  000 Mitarbeitern gibt, muß da natü rlich al les 
genau koordiniert und ein Konzept erstellt wer­
den, das in die Zukunft gerichtet ist; dies braucht 
natürlich seine Zeit. 

Was den dritten Bereich  anlangt, so sol l  es zu 
Strukturveränderungen innerhalb der Exekutive 
kommen, und das ist auch angelaufen. Es wird 
zweifellos überlegt werden müssen, wo in Zu­
kunft Gendarmerie- oder Polize ibeamte, die zur­
zeit  mit Arbeiten betraut sind , die sehr  wenig mit 
der Tätigkeit des Sicherheitsd ienstes zu tun ha­
ben, effizienter eingesetzt werden können. 

Positiv ist die Entwicklung im legistischen Be­
reich, wei l  es nun ein Sicherheitspol izeigesetz 
gibt, in dem die Befugnisse der Exekutive erst­
mals klar definiert sind und das in vollem Umfang 
eine Regelung der gesamten Sicherheitsexekutive 
festschreibt. 

Positiv ist auch, daß ganz wesentliche Teile der 
Ausländerpolit ik gesetzl ich festgeschrieben wor­
den sind, wei l  es dadurch zu einer geordneten und 
h umanen Ausländerpolit ik Österreichs kommen 
wird. Dazu gehört auch das neue Meldegesetz, 
das zweifelsohne auch einen Sicherheitsaspekt be­
i nhaltet. 

Das Asylgesetz, das kürzl ich beschlossen wur­
de, trägt sicherlich zu einer Verbesserung des 
Asy lverfahrens bei .  Es wird aber besonders gut 
geschu lte Beamte geben müssen, die dieses Ge­
setz auch administrieren können; solche Schulun­
gen sind vorgesehen. 

Laut Konzept des Bundesmin isters für Inneres 
ist auch eine Schließung von Dienststellen vorge­
sehen. Ausschlaggebend dabei muß natürlich 
sein ,  daß d ie Sicherheit der von der Sch l ießung 
dieser Posten betroffenen Bevölkerung gewähr­
leistet ist. Es müßte aber, Herr Minister,  noch­
mals überdacht werden, ob a l le vorgesehenen Po­
stenschl ießungen wirk lich notwen ig sind, und daß 
der finanziel le Aspekt nicht immer auf Kosten 
des Sicherheitsstandpunktes gehen sol l .  Die Be­
völkerung der betroffenen Gemeinden würde d ies 
s icherlich begrüßen. (Demonstrativer Beifall des 
Bundesrales Mag. T u  s e k.) 

Bezügl i ch  soz ialwissenschaftlicher Ergänzun­
gen zum S icherheitsbericht 1 990 möchte ich den 
Vergle ic h von Strafmaßnahmen nach ihren Prä­
ventionserfolg anführen. Es ist mit H ilfe neuer 
EDV-gestützter Auswertungen die Rückfal lstati­
stik für sämtliche Verurteilten in ganz Österreich 
sei t  1983 analysiert worden: Die Mehrheit der 
Verurteilten,  nämlich 62 Prozent. wird i nnerhalb 
dieses Beobachtungszeitraumes bis zu sechs Jah­
ren nicht neuerlich verurtei lt ;  das ist sicherlich 
erfreulich . Es ist dabei nicht überraschend, daß 
der Antei l  Nichtrückfäll iger mit der Schwere der 
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Sanktionen s inkt. 79 Prozent a l ler zu e iner be­
d ingten Geldstrafe, 68 Prozent aller zu einer un­
bed ingten Geldstrafe, 52  Prozent aller zu e iner 
bedingten Frei heitsstrafe, aber nur 27 Prozent 
der zu e iner unbedingten Freiheitsstrafe Verur­
teilten scheinen danach kein weiteres Mal im 
Strafregister auf. 

Zwischen vorbestraften und nichtvorbestraften 
Verurteilten besteht e in markanter Unterschied , 
was das Rückfa l lsrisiko an langt: Nur  38 von 1 00 
vorbestraften Verurtei lten gegenüber 79 von 1 00 
n ichtvorbestraften Verurtei lten werden nicht wie­
der verurteilt .  Dies wirft die Frage der Begrü nd­
barkeit strenger Strafen ,  speziel l  gegen N ichtvor­
bestrafte, auf. 

Mit der Einführung des Anspruches auf Ar­
beitslosenunterstützung für Haftentlassene ist si­
cherlich wieder ein kleiner Schritt in Richtung 
Vermeidung von Rückfallstaten gesetzt worden. 

Ein großer Wermutstropfen ist nach wie vor, 
daß Famil ien von Verurtei lten keinen Kran ken­
versicherungsschutz gen ießen.  D ies führt zu un­
gerechtfertigten und gro ßen finanziellen Sorgen 
unter  diesen Angehörigen ,  d ie ja meist für d ie 
Vergehen des Gatten oder Vaters wirkl ich nichts 
können. Diesbezüglich m u ß  es e in Umdenken ge­
ben. damit auch diese Fami lien das Kran kenversi­
cherungsnetz für sich in Anspruch nehmen kön­
nen. 

Meine Damen und Herren !  Abschl ießend 
möchte ich al len Sicherheitsorganen, die Hervor­
ragendes zur WahEung des Rechts, vor allem aber 
zur  Sicherheit in Osterreich gele istet haben,  mei­
nen Dank aussprechen und betonen, daß wir von 
der sozialdemokratischen Fraktion dem Sicher­
heitsbericht unsere Zustimmung geben werden. 
(Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) /4.45 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Z u  Wort 
gemeldet wäre Herr B undesrat Mölzer. - Er ist 
im Saal nicht anwesend. Im Sinne der Geschäfts­
o rdnung setze ich ihn an den Sch luß  der Redner­
l iste . 

Ich erteile nunmehr Herrn B undesrat Kam­
pichler das Wort. 

/4.45 .. 
Bundesrat Franz Kampichler (OVP, Nieder-

österreich) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Herr 
Bundesminister!  Meine seh r  geehrten Damen und 
Herren !  Wir schreiben heute den 9 .  Apr i l  1 992, 
und wir d iskutieren den Sicherheitsbericht 1 990. 
Das Nachhinken dieses Berichtes beträgt einein­
halb Jahre, und das stel l t  - im Zeitalter e lektro­
n ischer Datenerfassung - nicht  unbedingt e ine 
organ isatorische Höchstleistung der beiden damit 
befaßten Ministerien dar.  Aber ich glaube, es ist 
dennoch richtig, daß wir diesen Bericht heute 
h ier i m  Bundesrat diskutieren, den n  es ist so. daß 

gerade durch d iesen Bericht bestätigt wird, daß 
s ich eine Entwicklung, d ie  bereits im Jahre 1 990 
aufgezeigt wurde, fortsetzt. Die Bevölkerung 
empfindet diese Entwicklung teilweise auch als 
sehr, sehr unangenehm. 

Im Abschnitt 1 1  dieses Berichtes wird in e iner  
Reihe von Statistiken die  Entwicklung der Zah l  
strafbarer Handlungen  aufgezeigt. Dazu ist halt 
leider Gottes festzusteHen, daß auch im  Jah­
re 1 990 die Zahl der  Verbrechen und  Vergehen 
wieder gestiegen ist, wobei die Zunahme der Zah l  
strafbarer Handlungen gegen fremdes Vermögen 
am größten gewesen ist: 93,9 Prozent aller Verge­
hen wurden gegen fremdes E igentum verübt. 

Diese Zahlen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren,  unterstreichen sehr deutlich ,  daß an d ie 
Exekutivbeamten erhöhte Anforderungen gestellt 
werden und daß deren Arbeitspensum ständig 
grö ßer wird. wobei die Statistik auch belegt, daß 
- leider Gottes - die Ausländerkr iminal ität 
ebenfalls im Steigen begriffen ist, was bedeutet, 
daß in  Gebieten m it erhöhtem Ausländeranteil 
das Arbeitspensum d ieser Exekutivorgane noch 
um einiges höher ist. 

Bemerkenswert ist, daß d ie Statistik ganz be­
sonders aufzeigt, daß bezüglich bewaffneter ge­
werbsmäßiger Bandendiebstähle eine überdimen­
sionale Steigerung feststel lbar ist: Im Jahr 1 988 
waren das 97  Fälle; i m  Jahre 1990 allerdings be­
reits 1 363 Fälle. Diesbezüglich ist eine Steige­
rung um das 1 4fache zu verzeichnen. In erster 
Linie handelt es sich dabei um Kriminelle, d ie 
vom Ausland aus Beutezüge hier i n  Österrei ch  
planen und  diese organisieren .  Diese Täter keh­
ren dann sehr  rasch wieder in  ihr Ursprungsland 
zurück. und wenn sie e inmal die Grenze über­
schritten haben, ist es dann für die Exekutiv-, für 
die Aufklärungsorgane sehr schwierig, d iese Kri­
minalfäl le zu k lären.  Ich meine, wir brauchen ge­
rade in diesem Bereich ganz besonders ausgebi l ­
dete Sicherheitsorgane, damit dieser besorgn iser­
regenden Entwicklung energisch entgegengetre­
ten werden kann. 

Geschätzte Damen und Herren!  Gerade mein 
Bundesland N iederösterreich - in  besonderer 
Weise das Industrieviertel - gehört d iesbezügl ich 
zu den ganz  besonders betroffenen Gebieten: Es 
gibt bei uns e inen seh r  hohen Antei l  an Auslän­
dern. Die Sicherheitsorgane haben gerade in  un­
serem Gebiet erhöhte Aktivitäten zu setzen u nd 
einen erhöhten Arbeitsaufwand zu erfüllen. 

Ich möchte an dieser Stelle - so wie mein Vor­
redner - jenen Sicherheitsorganen wirklich i n  
ganz besonderer Weise dafür danken ,  d a ß  sie 
praktisch ständig für uns tätig sind . Und, meine 
seh r  geeh rten Damen und Herren: Dort, wo die 
Sicherheitsorgane präsent sind, fühlt s ich die Be­
völkerung auch gesch ützt. 
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Für mich ist klar,  daß um jeden e inzelnen Be­
amten ganz besonders erbittert gerungen wird, 
was sich auch sehr  deutl ich immer wieder dann 
auswirkt, wen n  es um Schl ießung von Gendarme­
rieposten geht. Ich glaube, daß es gerade in jenen 
Gebieten ,  i n  denen d iese e rhöhten Anforderun­
gen erfüllt werden müssen,  zu Aufstockungen 
und zu Verbesserungen kommen muß.  Es muß  
diesem erhöhten Bedarf Rechnung getragen wer­
den! 

Es ist für mich daher n icht ganz verständlich, 
daß im Jah re 1 992 für Niederösterreich, einem 
Land, das wirkl ich ziemlich stark  m it solchen 
Problemen zu kämpfen hat , nur zwei zusätzliche 
Beamte zur Verfügung stehen werden. Es mü ßte 
doch den E rfordern issen Rechnung getragen wer­
den, und es sol lte da eine großzügigere Ausstat­
tung Platz greifen!  

Geschätzte Damen und Herren!  I n  einer S it­
zung des Rechtsausschusses vom Dienstag wurde 
mir auf meine d iesbezügliche Frage mitgetei lt, 
daß an sich Zahlen , was die Krimi nal itätsrate an­
langt, praktisch vie rteljährl ich zur Verfügung ge­
stellt werden können . Das heißt, es b ietet sich da 
wirkl ich die Möglichkeit an, auf negative Ent­
wicklu ngen sehr  rasch zu reagieren, was ganz be­
sonders zu begrüßen ist, was aber auch bedeutet, 
daß es nicht ganz so wesentl ich ist. wann  dieser 
gesamte Bericht dann zur Verfügung steht, wenn 
eben rechtze itig auf Entwicklungen reagiert wird. 

Im Rechtsausschuß  wurden wir von den dort 
anwesenden Fachleuten auch darüber informiert, 
daß der Anteil der Zahl der Verbrechen durch  
Ausländer i m  Jahr 1 99 1  geringfügig rückläufig 
war. Ich glaube, über diesen erfreul ic hen Aspekt 
können wir  al lgemein mit Aufatmen reagieren ,  
und  ich hoffe, daß  mit Inkrafttreten des neuen 
Asylgesetzes mit 1 .  Ju l i  dieses Jahres e ine weitere 
Besserung eintritt. 

Es war für mich auch seh r  erfreul ich ,  gestern 
abend in  der "Zeit im Bild" eine Statist ik  sehen 
zu können, die geze igt hat,  daß Angst vor Frem­
den, daß Fremdenfeindlichkeit in Österreich 
rückläufig ist .  Ich glaube, wir können zwar noch 
nicht zufrieden se in ,  aber doch mit Befriedigung  
diese Entwicklung zur  Kenntnis nehmen, denn  
eine Entschärfung der Situation bezüglich Inte­
gration Fremder ist besonders vordr inglich. Vor 
al lem ist d ies auch unter dem Aspekt der Ent­
wicklung in Deutsch land zu sehen, wo ja die letz­
ten Wahlergebnisse gezeigt haben, wie auf diese 
seh r  unangenehme Entwicklung seitens der Men­
schen reagiert wird. - Solange es rad ikal gesinnte 
Parteien gibt, die a us d ieser s icher für al le Bete i­
l igten enorm schwierigen Lage po lit isches Kapital 
schlagen wol len , m üssen wir wirkl ich alles unter­
nehmen, um diese Situation in den Griff zu be­
kommen ! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Ich 
möchte d iese Wortmeldung aber auch wieder 
dazu verwenden, an alle Bundesländer zu appel­
lieren.  sich solidarisch an der Lösung dieser Pro­
bleme zu betei l igen. Wir in Niederösterreich wer­
den derzeit in verstärktem Maße damit konfron­
tiert, daß Asylwerber aus der Bundesversorgung 
entlassen werden und bei den Gemeinden um So­
zialhi lfe ansuchen. Niederösterreich strebt an -
das ist wirkl ich zu begrüßen - ,  daß der Gemein­
deanteil bezüglich Sozia lh i lfe so lidarisch von al­
len Gemeinden getragen wird, damit nicht jene 
Orte , die einen hohen Asylantenantei l  haben, zu­
sätzl ich zur Kasse gebeten werden .  

Aber generel l  ist festzustellen, daß  so das Pro­
blem von Bundes- auf Landesebene verlagert 
wird, und ich möchte noch einmal  daran appell ie­
ren,  daß sich jene Bundesländer ,  d ie d iesbezüg­
l ich bis jetzt vie l leicht etwas zurückhaltend wa­
ren, dieser Verantwortung nicht entziehen und 
auch ihren Anteil leisten. 

Ich möchte von dieser Stelle aus aber auch an 
Besitzer von Beherbergungsbetrieben appell ie­
ren, sich bezüglich einzuquartierenden Asylanten 
etwas zurückzuhalten. Wir müssen heute erleben, 
daß viele Gemeinden überlastet sind, daß da­
durch d ie gesamte Infrastruktur dieser Gemein­
den überfordert wird. D iese Gemeinden leiden 
unter einem hohen Fremdenantei l ,  und es ist 
wirkl ich n icht verwunderlich, daß dort Ableh­
nung und Widerstand entsteht. Die Besitzer von 
Beherbergungsbetrieben müssen berücksichtigen, 
wie viele Asylwerber tatsäch l ich menschenwürdig 
untergebracht werden können. Es genügt nicht, 
wenn ein Bett zur Verfügung steht, sondern es 
muß diesen Menschen auch ein Bewegungs- und 
Emfaltungsraum möglich sein ,  da d iese ja meist 
keiner Arbeit nachgehen können, aber irgendwie 
ihre Zeit verbringen können müssen .  

Meine Damen und Herren !  Ich darf a n  dieser 
Stelle positiv anmerken, daß es diesbezüglich be­
reits Verbesserungen gibt. Es wurde diese Situa­
tion schon einige Male von mir aufgezeigt, und es 
ist wirkl ich erfreulich festzuste llen, daß vie len 
Betrieben, die sich zu wenig um Asylanten ge­
kümmert haben,  das Recht zu deren Beherber­
gung entzogen worden ist. Das ist auch sehr, sehr 
positiv zu beurteilen, denn gerade diese Men­
sc hen waren sehr  oft nur  sich selbst überlassen 
und mußten te ilweise unter menschenunwürdi­
gen Bedingungen leben. 

Meine geschätzten Damen und Herren ! Öster­
reich ,  ja ganz Europa stehen durch d ie eingeleite­
te Wanderungsbewegung vor einer riesengroßen 
Herausforderung. Wir a l le werden Opfer bringen 
müssen, um jenen Menschen in deren Heimatlän­
dern e inen M indestlebensstandard zu ermögl i­
chen. Wie wir diese Aufgabe bewältigen, wird 
e ine Zäsur für unsere soziale Reife darstel len. 
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N icht vordergründige primitive Aktionen gegen 
Fremde, sondern eine Pol i t ik  der Sol idarität und 
Toleranz wird Leitbild unseres Handeins sei n  
müssen. - Ich wünsche m i r  und uns allen, daß 
Österreich d ies.� Prüfung erfolgreich besteht. 
(Beifall bei der O VP. J 14.57 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Mag. Böse h. Ich erte i le 
i hm das Wort. 

1 4.57 

Bundesrat Mag. Herbert Bösch (SPÖ, Vorarl­
berg) :  Herr Präsident !  Herr Bundesminister! Mei­
ne Damen und Herren!  Vorab nur zwei Bemer­
kungen: Aufgrund der profunden Informationen 
in der Sitzung des Rechtsausschusses vom vergan­
genen Dienstag müßten w i r  e igentlich nicht den 
Bundesminister für Inneres h ier m it Vorwürfen 
behell igen, daß d ieser Sicherheitsber icht etwas 
spät kommt. Wir  sind in d ieser Ausschu ßsitzung 
darüber aufgeklärt worden,  daß e igentlich viel­
mehr d ie etwas verspätet e inlangenden Zahlen 
aus dem Bereich des Just izministeriums dafür 
verantwortl ich sind, daß wir e rst heute d iesen Be­
richt diskutieren können. 

Weiters: Kollege Gauster, wir brauchen keine 
Vermutungen anzustellen über die Entwicklung 
der Aufklärungsquote im Jahre 1 99 1 ,  wei l  wir in  
d ieser besagten Rechtsausschußsitzung von den 
dafür zuständigen Leuten ebenfal ls darüber auf­
geklärt wurden, daß sich d iese Entwicklung um­
gekehrt hat und daß wir im Jahr 1 99 1  e ine höhere 
Aufklärungsquote zu verzeichnen hatten. (Bu.n­
desrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Da hört er ja nicht zu.') 

Meine Damen und Herren !  Der uns hier vorlie­
gende Bericht der Bundesregierung über die in­
nere Sicherheit in Österreich umfaßt ohne die 
beiden Ergänzungsbände 357 Seiten. Da von mei­
nen Vorrednern bereits ein gro ßer Tei l  dieses vo­
luminösen Werks d iskutiert worden ist, kann ich 
m ich auf eine einzige Seite d ieses Berichtes be­
schränken , denn nicht mehr ist in diesem Wälzer 
über sogenannte fremdenpolizei l iche Amtshand­
lungen zu finden. 

Wir alle wissen ,  wie wichtig - spätestens seit 
der Öffnung der Grenzen im Osten - der The­
menbereich Fremde und damit Fremdenpolizei 
auch in  Österreich geworden ist. Das dokumen­
t iert auch der vorliegende Bericht auf besagter ei­
nen Seite: Von 1 989 auf 1 990 stieg die Zahl der 
verhängten Aufenthaltsverbote im Bereich der 
Bundespol ize id irektionen von 3 270 auf 5 1 2 1 ,  
die Zah l  der Schubhaftfälle von 2 663 auf 8 646 
und die Ab- beziehungsweise Durchschiebungen 
von 3 582 auf 7 879. Die Zahl der Amtshandlun­
gen in diesem sensiblen Bereich hat sich allein i m  
Bereich der Bundespolizeidire ktionen verdoppelt  
beziehungsweise verdreifacht. 

Wenn wir diese Zahlen auf Bundesebene hoch­
rech nen - in Anbetracht feh lenden statistischen 
Materials bleibt uns n ichts anderes übrig -, so 
kann man davon ausgehen, daß vie lleicht etwa 
40 000 bis 50 000 so lcher fremden polize i l icher  
Amtshandlungen im Jahr 1 990 zu verzeichnen 
waren.  E ine stolze Zahl also, die es angebracht 
erscheinen l ieße,  das in einem zukünfigen Sicher­
heitsbericht ausführlicher zu untersuchen und zu 
analys ieren. 

Meine Damen und Herren !  Das Feh len bundes­
weiter Zahlen im Bereich fremden pol ize i l icher 
Maßnahmen wird im vorl iegenden Bericht mit 
der Tatsache begründet, daß fremdenpolize i l iche 
Maßnahmen nebst den Bundespol izeidirektionen 
auch durch d ie Bezirksverwaltungsbehörden 
wahrgenommen we rden. Ich zitiere: "Da d iese 
Behörden jedoch Landesbehörden sind, bestehen 
im Bereich des Bundesministeriu m  für Inneres 
keine statistischen Daten über deren Tätigkeit im  
Bereich der Fremdenpolize i . "  

Jetzt frage ich, wie das Parlament seiner Kon­
trol laufgabe nachkommen sol l ,  wenn i n  e inem 
derart wichtigen und immer wichtiger werdenden 
Bereich,  nämlich im Bereich Sicherheit ,  n icht e in­
mal  bundesweite Zahlen vorl iegen .  Das kann 
doch n icht sein !  Die Bezirkshauptmannschaften 
sind aufgrund des Fremdenpol ize igesetzes in 
diesbezügl ichen Fragen den Sicherheitsdi rektio­
nen und damit  dem Bundesminister für Inneres 
unterstel lt. Diese haben ihre Zahlen herauszurük­
ken, wenn das Bundesministerium für Inneres 
dies verlangt. 

Ich sage d ies nicht nur, wei l  das in  e iner par la­
mentarischen Demokratie meines Erachtens ein 
unmöglicher Zustand ist,  der unbedingt schon 
be i m  nächsten Sicherheitsbericht beseitigt gehört, 
sondern auch deshalb, weil gerade in d iesem Be­
reich parlamentarische Kontrol le nottut. 

Im letzten Sommer habe ich in e iner parlamen­
tarischen Anfrage an Sie ,  Herr Bundesminister, 
auf die meines Erachtens stark untersch iedl iche 
Handhabung des Fremdenpolizeigesetzes durch 
Bezirkshauptmannschaften in Vorarlberg hinge­
wiesen. In der Antwort wu rde unter anderem aus­
geführt, daß die hohe Zah l  ablehnender Beschei­
de, Aufenthaltsgenehmigungen betreffend, an der 
Bezirkshauptmannschaft Feldkirch deshalb zu­
stande kam, we i l  auch jene Fälle aufgenommen 
wurden ,  bei denen anläßl ich persön l icher Vor­
sprachen von Fremden für den Fall der Einbrin­
gung eines Sichtvermerkantrages e ine negative 
Entscheidung in  Aussicht gestellt wurde. 

Es gab also n icht 1 22 negative Bescheide, son­
dern lediglich 20. Die große Mehrheit der Fäl le 
wurde ohne Bescheid erledigt, sozusagen vor­
rechtl ich, um nicht zu sagen ,  nichtrechtl ich,  denn 
wie wir wissen,  kann ein mündliches I naussicht-
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ste llen eines ablehnenden Bescheides d iesen n icht 
ersetzen .  Ob der Fremde sich nach einer solchen 
Auskunft al lerdings noch weiter auf den Rechts­
weg begibt, scheint zumindest fraglich zu sein .  

Meine Damen und Herren !  Gerade d ie  besagte 
Bez i rkshauptmannschaft Feldkirch beziehungs­
weise deren Fremdenpol izei oder genauer gesagt 
deren Le iter bewegt sich des öfteren im  eher 
rechtsfreien Raum,  besser gesagt, im rechtswidri­
gen Raum.  Ich habe allein aus dem Jahr 1 987  drei 
Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshofes h ier, 
in  denen jeweils zu Recht erkannt wurde, daß die 
Beschwerdeführer durch Maßnahmen von Orga­
nen der Bezirkshauptmannschaft Feldk i rch im 
verfassungsgesetzl ich gewährle isteten Recht auf 
persönl iche Freihei t  verletzt worden sind. In zwei 
d ieser Fälle wurde übrigens der Bund, Bundesmi­
n ister für Inneres, verurtei lt, dem Beschwerde­
führer  zu Handen des Beschwerdevertreters d ie 
mi t  1 1  000 S bestimmten Prozeßkosten binnen 
1 4  Tagen bei sonstiger Exek ution zu bezahlen.  

D ie Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshofes, 
d ie  ich hier vorliegen habe , tragen d ie Zahlen B-
253/ 1 987, B-276/ 1 987 und B- 1 225/ 1 987. Das ist 
aber n icht nur Schnee von gestern .  In zwei Be­
scheiden des unabhängigen Verwaltungssenates 
Vorarlberg vom 4. und 6. März 1 99 1  wird d ie 
Vorgangsweise der Bezirkshauptmannschaft 
Fe ldk irch genau gleich verurteilt .  Das sind keine 
e inmaligen Entgleisungen, kei ne Versehen. 

Am 1 7 . Juni  1 99 1  hat ein Ausländer eine Beru­
fung in  seinem Asylverfahren bei der S icherheits­
direktion Vorarlberg eingebracht. Im August be­
auftragte d ie Bezirkshauptmannschaft Feldkirch 
den Gendarmerieposten Sulz, zu  prüfen, ob der 
F remde ausgereist ist, da gegen ihn ein rechts­
k räftiges Aufenthaltsverbot bestehe. Kein  Wort 
von dem laufenden Asylverfahren !  Die Zimmer­
vermieterin hat die Gendarmen a uf das laufende 
Asyl verfahren aufmerksam gemacht, was d iese an 
die Fremdenpol izei der Bezir kshauptmannschaft 
weiter berichteten .  Es findet sich ein Vermerk 
vom 24. September 1 99 1 :  "Asylverfahren beach­
ten ! "  Konsequenz: Am 9. Oktober 1 99 1  e rsucht 
d ie F remdenpolizei der Bezir kshauptmannschaft 
Feldk i rch d ie Abtei lung 1 0, Strafsachen, im  Hau­
se, gegen den Ausländer, dessen Asy lverfahren 
immer noch lief, ein Verwaltungsstrafverfahren 
nach § 14 b Z. 1 Fremdenpol izeigesetz, einzulei­
ten ,  also wegen unerlaubten Aufenthaltes. Wie­
deru m  steht in dem Ersuchen ke in  Wort vom lau­
fenden Asylverfahren. 

Meine Damen und Herren!  § 303 des Strafge­
setzbuches lautet: "Ein Beamter, der fahrlässig 
durch e ine gesetzwidrige Beeinträchtigung oder 
Entziehung der persönl ichen F re iheit oder  durch 
eine gesetzwidrige Hausdurchsuchung e inen an­
deren an seinen Rechten schädigt, ist mit  Frei­
heitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstra-

fe bis zu 1 80 Tagessätzen zu bestrafen." - Of­
fenbar ist unser Strafgesetzbuch totes Recht, zu­
m indest im  Bereich der Fremdenpol izei , sonst 
wäre meines Erachtens der verantwortliche Be­
amte der Bezi rkshauptmannschaft Feldkirch  
längst zu r  Rechenschaft gezogen worden. 

Wir können es uns n icht leisten,  Beamte zu ha­
ben, die permanent gegen geltendes Recht versto­
ßen.  Das sind keine Kava l iersdel ikte, das sind 
Dinge, d ie ernsthaft untersucht werden müssen. 
Das ist unsere Aufgabe als Parlamentarier.  Uns 
m it den nötigen Unterlagen zu versorgen,  ist Auf­
gabe der Exekutive. - Danke schön. (Beifall bei 
der SPÖ und bei Blllutesrären der ÖVP. ) /5.07  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner:  Herr Bu ndesrat Hrubesch .  Ich erteile 
ihm das Wort. 

15JJ7 
Bundesrat Christian Hrubesch (FPÖ, Nieder­

österreich) :  Herr Präsident! Hohes Haus! Herr 
M in ister !  Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren !  Bevor ich auf den Sicherheitsbericht eingehe, 
gestatten Sie mir b itte, bei meiner ersten Wort­
meldung im Hohen Haus außerhalb der Ge­
sc häftsordnung ein paar persönliche Worte an Sie 
und an den N iederösterreich ischen Landtag zu 
r ichten. S ie  können mir  glauben, es ist für mich 
e ine hohe Auszeichnung, h ier in  diesem Haus un­
ter Ihresgleichen zu sitzen und für mein  Bundes­
land Niederösterreich zusammen mit 1 1  Manda­
taren tätig zu sein. 

Erstens möchte ich Ihnen mitteilen: Ich konnte 
m ich bei meinem Landtag, der mich zum Mitgl ied 
des Bundesrates gewält hat, n icht bedanken, da es 
d ie Geschäftsordnung n icht vorsieht. 

Zweitens erscheint es mir als notwendig, meine 
ersten Eindrücke nach der Angelobung zum Mit­
gl ied des Bundesrates h ier kundzutun. 

Vize präsident Waltel' Strutzenberger (das 
Glockenzeichen gebend):  Herr Bundesrat! Es war 
Ih nen in N iederösterreich nicht möglich, sich dort 
zu bedanken, wei l  es d ie Geschäftsordnung nicht 
vorsieht. Es sieht auch d ie Geschäftsordnung hier 
n icht vor, daß S ie persönliche Erklärungen über 
Ihre Eindrücke abgeben .  Ich habe Ihnen gestattet, 
e inige Worte Ihre Person betreffend zu sagen ,  
würde S ie  aber b itten, sich kurz zu fassen und zur 
Sache zu kommen. - B itte, S ie s ind am Wort . 

Bundesrat Christian Hrubesch (fortsetzend) : 
Danke, Herr Präsident! Dann komme ich zu dem 
Abschlußsatz, den ich mir  vorbereitet habe. Sie 
werden m ich, so hoffe ich, als kritischen , kon­
struktiven,  aber auch fa iren Mitarbeiter kennen­
lernen, und ich hoffe auf e ine gute Zusammenar­
beit über al le Parteigrenzen h inweg. (Allgemeiner 
Beifall. - Bllfldesrätin Dr. K a r  I s s  0 fl: Der Ap-
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plaus bedeutet einen Vertrauensvorschuß.' - Bun­
desrat Mag. L a k n e r: Den bekommt nicht jeder.' 
- Bundesrat G a u  s t e  r: Mein GOlt. wenfl ich den 
bekommen hätte.' - Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 11: 
Sie haben sich ja nicht persönlich vorgestellt!) 

Meine Damen und Herren!  Zum Sicherheitsbe­
richt nun selbst möchte ich auf mein Bundesland 
Niederösterreich e ingehen.  Betreffend Fremden­
kriminalität ist festzustel len.  daß aus rein  regio­
naler Sicht das Bundesland Niederösterreich die 
auffäl l igste Z unahme der Zah l  fremder Tatver­
dächtiger. und zwar plus 2 5 1 9 Personen, das ent­
spricht einer Steigerung von 74,9 Prozent. im 
Berichtsjahr 1 990 zu verzeichnen hat. Tirol hat 
beispielsweise e in  Plus von 22 1 Personen . also 
eine Steigerung von knapp 7,6 Prozent. 

Worauf ist d ies zurückzuführen? - Erstens: 
Seit dem Zusa mmenbruch des kom munistischen 
Systems kommen immer meh r  Ausländer legal 
und auch i l legal nach Österreich. 

Zweitens: Mi t  e in Grund, weshalb die Krimina­
l ität - besonders in N iederösterreich - steigt 
und die Aufklärungsqoten sinken, ist die falsche 
Polit ik  des H errn Ministers Löschnak und seiner 
engsten Mitarbeiter beziehungsweise seiner Bera­
ter, denn die Maßnahmen,  welche zur Aufrech­
terhaltung der S icherheit getroffen werden, kön­
nen nur tei lweise von Laien über den grünen 
Tisch hinweg verfügt werden. 

Warum sage ich Ihnen das, meine Damen und 
Herren? - In Krems wurde 1 990 eine der erfolg­
reichsten österreichischen Krim inalau ßenstellen, 
die Aufklärungsquoten - bitte hören S ie zu!  -
von über 70 P rozent erzielte - ,  derzeit halten 
wir in  N iederösterreich bei einer Aufk lärungs­
quote von knapp 32 Prozent - aufgelöst . Also, 
dam it Sie es wissen: 70 Prozent der Fälle hat diese 
Kriminalaußenstelle jedes Jahr aufgeklärt, und in 
Gesamt-Niederösterreich sind es 32 Prozent. 

Der Sachverhalt schaute 1990 noch so aus -
ich spreche für Krems, für mein Bundesland Nie­
derösterreich;  ich möchte Ihnen da ein iges kund­
tun - :  Die KriminalaußensteIle Krems/Stadt, in 
der Folge KASt Krems genannt, wurde am 1 .  J ul i  
1 972 anläßlich der damaligen Auflösung der 
Stadtpolizei Krems errichtet, bestand daher bis zu 
diesem Zeitpu n kt 18 Jahre lang.  Herr Minister, 
ich glaube, Sie kennen d ie  ganze Problematik .  um 
d ie  es da  geht. 

Da laut Erlaß des Bundesministeriums für In­
neres, Generaldirektion für die öffentliche Si­
cherheit, vom Jahre 1 972 die KASt Krems/Stadt 
der Erheb ungsabtei lung des Landesgendarmerie­
kommandos unterstel l t  wurde, konnte von An­
fang an sehr effizient gearbeitet werden, wei l  zum 
Beispiel al lein vom örtl ichen Wirkungsbereich 
her keine Behinderung der Arbeit gegeben war. 

Diese günstigen U mstände bewirkten die Aufk lä­
rungsquote von 70 Prozent, die zu jeder Zeit des 
Bestehens der KASt über dem gesamtösterreichi­
schen Durchschnitt lag. 

Anläßlich einer Gebarungsprüfung des Landes­
gendarmeriekommandos N iederösterreich kriti­
sierte der Rechnungshof im Jahre 1 98 7, daß für 
die KASt Krems/Stadt keine d ienstl iche Notwen­
digkeit bestehe, wei l  unter anderem diese Dienst­
ste lle in Österreich einzigartig sei und be i einer 
Liqudidierung Kosten erspart werden könnten.  

Es ist mir schon k lar: D iese D ienststel le mit ei­
ner Aufklärungsquote von 70 Prozent ist einzig­
artig gewesen, aber trotzdem setzt man sich dar­
über hinweg und liquidiert d ie  erfolgreichste Au­
ßendienststelle Österreichs. 

Dieser Rechnungshofbericht geht an eInigen 
Tatsachen gänzlich vorbei, geht von Umständen 
aus, die tatsächl ich völl ig a nders gelagert sind, 
und gipfelt  i n  dem Schlu ßsatz, daß d ie KASt 
Krems aufzulassen, die Beamten der KASt in den 
Gendarmerieposten Krems/Stadt e inzugliedern 
sind und gleichzeitig der Personalstand des Gen­
darmeriepostens Krems/Stadt zu  verringern sei .  
Diese Widersinnigkeit al le ine zeigt, daß  der Be­
richterstatter des Rechnungshofes von den Si­
cherheitsbedürfnissen der Stadt Krems und des 
Umlandes keine Ahnung hat und dieser Bericht 
in  Unkenntnis der tatsächlichen Sachlage erstattet 
wurde. 

Aufgrund dieses Rechnungshofberic htes wurde 
vom Bundesministerium für Inneres, Generaldi­
rektion für die öffentliche Sicherheit, im Jän­
ner 1988 die Sicherheitsdirektion für N ieder­
österreich eingeladen ,  einvernehmlich mit dem 
Landesgendarmeriekommando nach einer Lö­
sung zu suchen, die der E m pfehlung des Rech­
nungshofes entspricht. Vom Landesgendarmerie­
kommando wurde nun von maßgebl ichen Her­
ren, Oberstleutnant Schmid u nd Oberstleutnant 
Moritz. die Auflösung der KASt Krems betrieben .  
Diese Bestrebungen erfolgten in  der Weise, daß 
man die betroffenen Dienststel len und Beamten 
völl ig im unklaren l ieß und nicht informierte . 

Aufgrund der effizienten Arbeit der KASt 
Krems und des reibungslosen Ablaufes der Zu­
sammenarbeit mit anderen Dienststel len und Be­
hörden sprachen sich der Dienststel lenausschuß 
be im Bezirksgendarmeriekommando der  Stadt 
Krems, der Fachausschuß beim Landesgendarme­
riekommando, der Bezirkskommandant der Stadt 
Krems, der B ürgermeister der Stadt Krems, der 
Gemeinderat der Stadt Krems in einer Resolution 
e instimmig, die Kriminalabtei lung für Nieder­
österreich, der Landeshauptmann des Landes 
Niederösterreich und die S icherheitsd irektion für 
Niederösterreich gegen die geplante Auflösung 
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der KASt Krems aus. Darüber existiert ein regel' 
Schriftverkehr zwischen diesen Stel len.  

Da sich nun aber offensichtlich die Betreiber 
der Auflösung im Landesgendarmeriekommando 
und vor allem der Generaldirektor für d ie öffent­
l iche Sicherheit - damals noch Dr. Danzinger -
in keiner Weise um die Stel lungnahmen der ge­
nannten Behörden und Dienstste llen kümmerten 
und diese negierten, kam es am 22. August 1 989 
vom Bundesministerium für Inneres, Generaldi­
rektion für öffentl iche Sicherheit, zu einem Er­
laß, der d ie Auflösung der KASt Krems zum Zeit­
punkt der Fertigstellung des Bundesamtsgebäu­
des in Krems festsetzte. 

Da müssen Sie nun wissen,  meine Damen und 
Herren:  Zu diesem Zeitpunkt sind die Namens­
sch ilder der Mitarbeiter der aufzulösenden 
Dienststelle schon montiert gewesen.  Es wurde 
al les eingerichtet. In Krems hat man wirk lich ein 
bißchen darüber gelacht. 

In der Folge kam es zu neuerl ichen Stel lung­
nahmen und Gesprächen, die das Ergebnis brach­
ten,  daß der Fachausschu ß und der Landesgen­
darmeriekommandant. Oberstleutnant Schmid. 
Mitte Februar 1 990 plötzlich erklärten,  daß die 
Auflösung der KASt Krems/Stadt zumindest für 
die nächsten Jahre hi nausgeschoben sei .  Tatsäch­
lich aber ordnete der Generaldirektor für die öf­
fentl iche Sicherheit, Dr. Danzinger ,  mit  Erlaß 
vom 1 .  März 1990 d ie Auflösung der so erfolgrei­
chen KASt Krems/Stadt mit dem Zeitpunkt der 
Fertigste l lung des neuen Bundesamtsgebäudes in 
Krems an. Der Generaldirektor für die öffentli­
che Sicherheit, Dr. Danzinger, setzte sich mit d ie­
ser Vorgangsweise über sämtliche Petitionen, 
Stel lungnahmen und Bitten der betreffenden 
Dienststellen in unerklärl icher, überheblicher 
Weise h inweg und erreichte bei einer Auflösung 
folgendes: 

Erstens: Es wird in einer der größten Städte 
Niederösterreichs e ine äu ßerst erfolgreich arbei­
tende Kriminaldienststelle l iquidiert; d ies zu einer 
Zeit, in  der die Kriminal itätsrate in Österreich 
steigt und au ßerdem die Grenze zur Tschechoslo­
wakei geöffnet wurde, was auf die Stadt Krems im 
Einzugsbere ich von  kriminel len Elementen aus 
der Tschechoslowakei Einflu ß  hat .  

Zweitens: Die Übernahme der kriminalisti­
schen Agenden der KASt Krems durch die Gen­
darmerie Krems/Stadt wird sicherl ich auf d ie Auf­
klärungsquote einen negativen Einfluß haben, 
der das Sicherheitsbed ürfnis der Bevölkerung 
nicht heben wird. 

Drittens: Eine Kostenersparnis für den Bund 
bei e iner Auflösung der KASt Krems/Stadt kann 
nicht erfolgen. da die betroffenen sechs Beamten 

im Gendarmeriedienst weiter verwendet werden 
müssen.  

Wenn nun n icht in letzter Sek unde eine Zu­
rücknahme dieses Erlasses der Sicherhe itsd irek­
tion erfolgt, wird auf Kosten der Sicherheit der 
Kremser Bevöl kerung eine Entscheidung getrof­
fen, die weder im Sinne der betroffenen Sicher­
heitsdienststellen noch im Sinne der Einwohner 
von Krems l iegt . Die beste Lösung wäre es daher 
gewesen.  den Status quo beizubehalten, zumal 
eine Aussage des Bundesministers fü r Inneres, 
Herrn Dr. Löschnak, besteht, daß e ine Zusam­
menlegung, a lso auch eine Eingliederung, von 
Dienststel len nur dann in Frage kommt, wenn ein 
Konsens zwischen den zuständigen Behörden ,  der 
Gemeinde und der Personalvertretung erzielt 
werden kann.  

Meine Damen und Herren! Sie haben gehört, es 
haben sich der Kremser Gemeinderat, sämtliche 
Dienststellenausschüsse, der Landeshauptmann 
für N iederösterreich für die Nichtauflösung die­
ser erfo lgreichen Dienststelle e ingesetzt. - So 
weit, so gut. 

Im ganzen Bezirk Krems wurden aufgrund 
meiner Initiative über 10 000 U nterschri ften ge­
sam melt und Ihnen, Herr M i nister Löschnak, 
vom Bürgermeister der Stadt Krems, G rabner, 
und m ir persönlich übergeben.  Herr Min ister 
Löschnak ! Sie sagten dem Herrn Bürgermeister 
Grabner und mir noch zu. Sie würden diese An­
gelegenheit nochmals überdenken, und Sie versi­
cherten uns, S ie würden, sollte die Auflösung 
doc h stattfinden ,  den Herrn B ürgermeister und 
mich ein Jahr später zu einem neuerlichen Ge­
spräch einladen. Gleichzeitig versicherten Sie 
uns, Herr Minister Löschnak, die Kriminalaußen­
steIle wieder zu instal l ieren, so l lte d ie Zusammen­
legung nicht funktion ieren beziehungsweise sich 
ergeben, daß die Aufklärungsquote doch erheb­
lich gesunken ist. 

Über 10 000 Bürger der Stadt Krems haben 
unterschrieben.  Der Herr Bürgermeister und ich 
warten noch immer - nun schon seit über einem 
Jahr!  - auf das Gespräch mit Ihnen, Herr Mini­
ster ,  das Sie uns zugesagt haben. 

Tatsache ist, daß. wie dem Bericht zu entneh­
men ist - das haben wir heute schon mehrmals 
gehört -, die Kriminal itätsrate steigt und die 
Aufklärungsquote sinkt. Tatsache ist auch , daß es 
bei dieser aufgelösten Stelle - jetzt nur verlagert 
- nun um vier Dienstposten und zwei Autos 
mehr gibt. Also von Einsparung kann da über­
haupt keine Rede sein !  

E ines noch möchte ich Ihnen dazu sagen: In  
Krems munkelt man. daß die KASt Krems/Stadt 
aufgelöst werden mußte. weil sie so erfo lgreich 
war. Wissen Sie warum, meine Damen und Her-
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ren des B undesrates? Sie werden es n icht glauben: 
wei l  der Kommandant ein Freiheitlicher gewesen 
ist. (Bundesrat Mag. L a  k n e r: Das sind meistens 
tüchtige Leute!) Und jetzt hat man da irgendwel­
che Befürchtungen, der Kommandant von den 
Freihe itl ichen sei der Beste in Österreich, und 
deswegen,  so mun kelt man,  mußte unbedingt die­
se Dienststelle aufgelöst werden .  (Bundesrat 
P r ä  h a u  s e r: Gibt es überhaupt freiheitliche 
Parteigänger?) Doch,  ja, die gibt es. (Bundesrat 
Mag. L a  k n e r: Sogar in Niederöslerreich.' Hin 
und wieder gibt es welche.' Immer mehr.') 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren!  Dies 
wollte ich eigentlich nur deswegen als Debatten­
beitrag einbringen, wei l  es  heißt ,  die Aufklä­
rungsquote sei ständig im Sinken. Das ist klar. 
Wen n man e rfolgreiche Abtei lungen aufläßt, 
dann m u ß  sie ja sinken. Wenn man diese erfolg­
reiche Abtei lung weiterhin aufrechterhalten hät­
te, dann würde die Statist ik  heute sicherlich ganz 
anders ausschauen, zumindest für N iederöster­
reich .  

Meine Damen und Herren !  Den zweiten 
Schwerp unkt, we lchen ich noch kurz anfü hren  
möchte, ist der Gendarmeriepostenplan bezie­
hungsweise die neue SchließungsweIle, die uns 
auch in  Niederösterreich wieder bevorstehen sol l .  
Es  heißt,  heuer sollen in Niederösterreich noch 
1 5  bis 20 Posten geschlossen werden. Dazu, Herr 
Minister, meine Damen und Herren des Bundes­
rates, erschien erst am vergangenen Samstag, dem 
4. Apri l ,  im "Kurier" eine Meldung: ,, 1 5  bis 
20 Miniposten in Niederösterreich m üssen noch 
im Laufe des Jahres dichtgemacht werden." Ich 
lese Ihnen das ganz kurz vor :  

" Die Salamitakt ik ,  mi t  der  nach und nach Gen­
darmeriedienstste llen in ganz Österreich dichtge­
macht u nd die übriggebliebenen Beamten größe­
ren Posten einverleibt werden, geht weiter. E i ne 
neuerliche Schließungswelle ist i n  Vorbereitung, 
allein in  Niederösterreich sollen noch heuer 1 5  
bis 20 Min i-Gendarmeriedienststel len zusperren.  

Innenmin ister Franz Löschnak hat dazugelernt:  
E r  wählt die Taktik der kleinen Schritte. Waren 
es im Vorjahr zwölf  Gemeinden , denen der Gen­
darmerieposten weggenommen wurde, werden es 
in diesem Jahr etwas mehr  sein." U nd so weiter 
und so fort. 

Meine Damen und Herren !  Ich gebe hier im 
Hohen Haus zu  bedenken, ob es sinnvoll ist, in 
Anbetracht der bevorstehenden Ausreisewel le 
von zirka 3 Mil l ionen Russen, wovon ein Gro ß­
tei l  zuerst nach Österreich, insbesondere nach 
Niederösterreich kommt, in  Zukunft Gendarme­
rieposten zu sch l ießen. Speziell an meine Kolle­
gen in Niederösterreich möchte ich appellieren, 
da nicht taten los zuzusehen und zuzulassen, daß 

das geschehen kann .  (Der P r ä  s i d e n  l über­
nimmt den Vorsitz.) 

Ich appel l iere auch heute wieder an den B un­
desminister für Inneres sowie an die verantwortli­
chen Landespol itiker, keine weiteren Schl ießun­
gen vorzunehmen beziehungsweise dies zu akzep­
tieren.  Die Bevölkerung wird es Ihnen, Herr 
Bundesm inister, beziehungsweise den Landespo­
lit ikern danken.  Die zurzeit 60 G renzgendarmen. 
die angeblich ohne eigenen Organisationsbereich 
zugewiesen wurden, können il legale Grenzgänger 
nicht anhalten .  Nur um sagen zu können,  die 
Gendarmerie trägt ebenfalls zur Grenzsicherung 
bei ,  sind mir 60 Gendarmen ,  die da zugetei lt  wer­
den, ein bißchen zuwenig. Das ist für die Grenzsi­
cherung in N iederösterre ich  sicherlich zuwenig. 
Da schließen  Sie l ieber eher keine k leinen Dienst­
stellen, Herr Bundesmi nister, und die Bevöl ke­
rung hat d iesbezüglich dann ein Gefü h l  der Si­
cherheit. 

Die Grenzsicherung so l lte meines Erachtens 
durc h  das österreich ische Bundesheer in Form ei­
nes Bundesgrenzschutzes durchgeführt werden. 
Die haben auch genügend Leute , da brauchen wir 
keine zusätzlichen Dienstposten zu schaffen ,  kei­
ne zusätzlichen Gebühren  aufzuwenden, denn die 
Gendarmeriebeamten, die da zugetei lt  werden ,  
bekommen noch zusätzl ich e ine  Entfernungszu­
lage, eine Trenn ungszu lage und all diese D inge. 
Ich glaube, das fäl l t  nicht in den Wirkungsbereich 
der Gendarmerie, da gibt es die Zol l  wache oder 
das Bundesheer;  d ie können das sicher von sich 
aus er ledigen .  

Meine Damen und Herren ! Als Bundesrat aus 
dem Land N iederösterreich werde ich mit  al len 
mir zur Verfügung stehenden Mitteln zu errei­
chen versuchen ,  daß keine weiteren Gendarme­
rieposten mehr bei uns geschlossen werden. (Bei­
fall bei der FPÖ. - Bundesminister Dr. L ö s  c h -
n a  k: Ein großes Wort.') 15.29 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bunderat Dr. Mi lan Linzer. Ich erteile 
ihm d ieses. 

15.29 

Bundesrat Dr .  Milan Linzer (ÖVP, Burgen­
land): Herr Präsident ! Herr  Bundesminister !  Ich 
möchte gleich an die l etzte Wortmeldung an­
sch l ießen, an d ie - nicht Schließung, sondern -
Zusammenlegung der Gendarmerieposten an­
knüpfen,  wei l  d ieses Thema so aktuell ist und wei l  
darüber so gerne diskutiert wird. 

Vorweg, Herr Kol lege Hrubesch - wobei ich 
nicht der Anwalt des Herrn Bundesministers b in ,  
privat wäre ich es sehr wohl,  pol itisch kann ich es 
nicht sein ,  außerdem, glaube ich ,  hat  er es nicht 
nötig, daß ich ihn da verteidige, er  wird sicherlich 
selbst einiges zu Ihren Ausführungen sagen wol-
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len (Bundesminister Dr. L ö s  c h n a k: Nur das 
Notwendigste.') - , e ines kann ich mir  nicht ver­
kneifen: Sie haben wirklich beeindruckend er­
klärt, Sie werden hier konstruktive Kritik vor­
bringen.  Das ist uns natürlich gleich aufgefallen. 
Allerdings waren die beiden Themen , die Sie hier 
vorgetragen haben ,  gleich vorweg eine polemi­
sche Breitsei te gegen den Herrn Bundesminister. 

In der Sache Krems war das wie eine Gemein­
deratsverhandlung mit chronologischer Aneinan­
derreihung von gewissen Interventionen. Ich habe 
aber nicht erkennen können, wieso die Zusam­
men legung dieser Kriminalau ßenstel le sachlich 
ungerechtfertigt se i .  (Bundesrat H r Li b e s  c h: 
Wegen der Aufklärwzgsquoce.') Beim zweiten The­
ma, der Zusammenlegung der Gendarmeriepo­
sten in Niederösterreich, hat mir ,  ehrlich gestan­
den ,  auch das Konstruktive gefehlt. 

Aber nun zur Debatte über die Zusammenle­
gungen der Gendarmerieposten. Meine Damen 
und Herren !  Ich möchte nur in wenigen Sätzen in 
erster Linie die Situation der Region, aus der ich 
komme, der Ostregion,  des Burgenlandes. darle­
gen. 

Ich darf Ihnen  sagen,  daß durc h die bekannten 
U mstände im Osten,  aber auch im Süden, vor al­
lem aber durch die Kriegswirrnisse das subjektive 
Sicherheitsgefühl  der Menschen, vor allem der al­
ten Menschen in der Grenzregion ,  in den Dörfern 
schon gel itten hat. Dann kommen noch Fremden­
haß und Fremdenfe indlichkeit h inzu, und dann 
hört man dann und wann aus den Medien , daß es 
Straffälle in unmittelbarer Nähe gibt, man ist wo­
mögl ich davon betroffen ,  es gibt Einbrüche,  
Diebstähle et cetera. Dadurch sind die Menschen 
in der Grenzregion zweifelsohne verunsichert .  

Warum sage ich das? - Diese Zusammenle­
gung der Gendarmerieposten sol lte man, so mei­
ne ich, in  Grenzregionen wirkl ich  sehr sensibel, 
seh r  behutsam vornehmen. In  anderen Regionen, 
in gesch losseneren Teilen ist das sicher n icht so 
zu verstehen .  Ich bin überzeugt, daß hier vielfach 
Kirchturmdenken herrscht beziehungsweise daß 
das Imagethemen sind, sodaß sich Bürgermeister 
u nd Gemeindemandatare halt dagegen wehren .  
Aber ich glaube, durch Aufklärung und durch die 
Bereitschaft der Exe kutive, gerade jene Orte, die 
in Zukunft keinen Gendarmerieposten haben 
werden, besonders zu betreuen und einer beson­
deren Obsorge zuzuführen, könnte man Ver­
ständnis erzielen.  

Das Haus selbst schützt niemanden, der 
Mensch ist  es.  der sch ützt. Und wenn sich, wie das 
in der Argumentation richtig lautet, bei zusam­
mengelegten Posten dann drei ,  vier Beamten den 
Journal- und Bereitschaftsdienst entsprechend 
besser einte i len können, so ist zweifel los bei ent-

spreche ndem Einsatz von Fahrzeugen  e i ne besse­
re Sicherheit für die Region gewährleistet. 

Insofern,  Kollege Hrubesch ,  meine ich,  daß es 
sehr wohl zusammenlegungswürdige Posten gibt. 
Man kann nicht alle über ei nen Kam m  scheren.  
Ich erk läre mich so lidarisch mit  Ihrer Grenzre­
gion. solidarisch damit, daß man vor allem auf d ie 
a lten Menschen Rüc ksicht nehmen so l l ,  die sich 
in  den Grenzregionen aufhal ten .  Es wäre un­
menschlich,  es wäre inhuman, würde man denen 
nicht dieses notwendige Sicherheitsgefüh l  geben , 
auf das sie ja Anspruch habe n .  H ier gibt es zu  
Recht e ine  hohe Erwartungszulage. - Das zum 
Subjektiven. 

Nun zur objektiven Seite . Ich könnte es mir  
auch le ichtmachen und kritisieren ,  da ß der Be­
richt 1990 mit den kriminalstatistisc hen Daten 
erst jetzt vorliegt. Ich tue das nicht. Ich habe mir  
e inige Daten aus der Statist ik  1 99 1  besorgt, wie 
sie auch Kollege Bösch hier schon dargelegt hat, 
al lerdings eher für die Ostregion. Ich höre, bun­
desweit gibt es sehr wohl einen Umkehrtrend, in­
sofern l iegt Kol lege Gauster falsch.  E r  l iegt auch 
insofern falsch, a ls  d ie  dramatische Steigerung bei  
den Straffällen nicht  gegeben ist. Er hat das auch 
so ein bißchen locker aus dem Ärmel gebeutelt. 
Er spricht übrigens von "Alarmglocken",  fällt mir  
e in .  Die  Alarmglocken - Kollege Lakner, wen n  
S ie i h m  das mitte i len wol len (Bundesrat Mag. L a  -
k n e r: Mache ich gerne.') - läuten ehrl ich gestan­
den bei mir, da ich bis dato noch von keinem 
freiheitlichen Abgeordneten einen Satz, e in Wort 
gehört habe über die große G ruppe der Angehö­
rigen des Zivilschutzverbandes. 

Es hat uns Kol lege Bieringer sehr  e indrucksvol l  
dargestellt ,  was es  heißt, in  der Feuerwehr  zu die­
nen, beim Roten Kreuz zu  dienen, bei der Berg­
rettung und und und. Irgendwie scheint mir das 
so sym ptomatisch  zu sein :  S ie  verlegen sich zu 
sehr oder fast ausschließl ich auf die Krit ik,  Kolle­
ge Hrubesch sagte, er will sich bemühen ,  auch 
konstruktive Kritik zu bringen,  aber das, was ei­
gentlich notwendig ist, ich meine,  Verantwortung 
zu tragen und letztl ich auch in d iesem Bereich 
dem Volk Sicherheit zu geben, das ist  n icht Ihre 
Sache, nicht Ihre Angelegenheit ,  das überlassen 
Sie den anderen.  Wie schwer es ist, Leute zu mo­
tivieren, mit Idealismus und unter Einsatz ihres 
Lebens Tag und Nacht dazusein ,  das haben Sie 
anscheinend noch nicht erfahren. Denn hätten 
Sie es erfahren, würden Sie es wesentl ich mehr 
würdigen .  Das möchte ich auch einmal e indeutig 
anbringe n .  (Beifall bei ÖVP und SPÖ. ) 

Meine Damen und Herren !  Die Kriminal­
statisti k  1 990 ist zugegebenermaßen negativ -
Zunahme von Verbrechen, vor allem von Frem­
denkriminalität - ,  aber ich möchte doch auf das 
zurückkommen, was Kol lege Bösch gesagt hat: 
Wenn wir unser Land mit anderen Staaten , mit 
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den Nachbarländern vergleichen, sind wir zwar 
n icht mehr eine "Insel der Seligen",  wie noch vor 
e inigen Jahren , aber immerhin  kann sich unser 
Land sehen lassen. Wir l iegen i m  internationalen 
Vergleich sehr gut. Auch Wien l iegt trotz ein iger 
Belastungen, verglichen mit Zürich oder Berlin, 
seh r  gut; da können wir einem Vergleich noch 
standhalten .  

Aber jetzt noch eine kurze regionale Betrach­
tung. Ich habe es schon angedeutet: Die Ostre­
gion  hat, Gott sei Dank, in der Kriminalstatistik 
eine Stagnation zu verzeichnen. Man muß be­
scheiden sein ,  man darf n icht nach den Sternen 
greifen.  In der Ostregion - respektive im Bur­
genland - sehen wir also. daß wir bei den absolu­
ten Zahlen im Jahr 1 99 1  eine Stagnation haben.  
Zweifellos ist das zurückzuführen auf das In-den­
Griff-Bekommen der Zahl  der i l lega len E inwan­
derer. Es haben sich die Einrichtungen des 
Grenzschutzes in Zusammenarbeit zwischen Exe­
kutive und Bundesheer hervorragend bewährt. 
Dafür sind wir sehr dankbar. Ich höre, daß im 
Jahr 1 99 1  etwa 1 1  000 il legale E inwanderer bei m  
Versuch, die Grenze z u  überschreiten, ge­
schnappt wurden, um es salopp auszudrücken.  
Davon wurden gleich 7 000, also beinahe zwei 
Drittel, zurückgewiesen,  der Rest teilweise als 
Asylanten aufgenommen oder in Schubhaft ge­
nommen. 

Man hat also die E inwanderungsbewegung in 
den Griff bekommen,  und ich würde mir  wün­
schen, daß wir das auch weiterhin so fest im Griff 
haben. Ich möchte aber nicht verhehlen, daß wir 
trotzdem noch Probleme haben, und zwar vor­
wiegend mit Einbruchsdiebstählen, vor allem 
aber mit Autodiebstählen und Autoeinbrüchen. 
Es ist auch sc hon in der Presse veröffentlicht wor­
den, daß wir n icht nur bei der Zahl der Autodieb­
stähle im Lande gro ße Zunahmen haben ,  sondern  
auch durch den sogenannten Autodiebstahlstran­
sit sind wir sehr  in Mitleidenschaft gezogen .  

Es  besteht da  vielleicht e in  gewisser Nachholbe­
darf bei den Beamten an der Grenze , be i den 
Zollbeamten und be i den Gendarmeriebeamten,  
die sozusagen dort als übergelagerte Dienststelle 
tätig s ind .  Es war mir leider nicht möglich, die 
Kompetenzzuständigke iten genau abzugrenzen.  
Soviel ich weiß ,  Herr  Min ister, gibt es aus dem 
Jahr 1967 ein Kompetenzübertragungsgesetz, 
wonach Zollbeamte gewisse Exekutivmaßnahmen 
ergreifen dürfen. Ich wei ß  nicht, ob das ausreicht. 
Tatsache ist, daß die Grenze da noch relativ 
durchlässig ist. Es sind natürl ich, wie man hört, 
gigantische Automengen,  die da Richtung Osten 
die Grenze passieren .  Ich würde Sie b i tten,  sich 
d ieser Sache anzunehmen, denn abgesehen vom 
großen wirtschaft l ichen Schaden sind es oft dra­
matische fami l iäre Tragödien,  die sich dann ab­
spielen, wei l  ein Auto vielfach für die Existenz 

notwend ig ist, um den Betreffenden zum Arbeits­
platz zu bringen.  

Ich höre, die Versicherungen behe lfen sich 
auch. Sie haben schon Detektive, die sie ausschik­
ken,  u m  den Schaden zu begrenzen, denn das sind 
natürlich auch für die Versicherungen gigantische 
Schäden bei Diebstahlsversicherungen.  Es ist 
auch schon angeregt worden - ich darf das wie­
derholen - ,  daß ein Bonussystem für jene e inge­
führt wird, die Warnanlagen insta l l ieren. Aber 
das ist schon zu sehr i ns Detai l  gehend. 

Herr M inister ! Ich komme schon zum Sc hlu ß 
u nd darf sehr positiv erwähnen, daß sie dankens­
werterweise vor ein igen Wochen im Burgen land 
waren, sich vor Ort die Dinge angesehen haben, 
n icht nur  an der Grenze beim sogenannten 
Grenzsch utz waren ,  sondern sich auch,  wie wir 
gesehen und gehört haben,  m it den zuständigen 
Landesherren und Regierungsherren zusammen­
gesetzt u nd großes Verständnis gezeigt haben be­
züglich Zusammenlegung der Gendarmeriepo­
sten.  Dankenswerterweise wird d urch etl iche 
Planste l len  das Personal aufgestockt. Es sind a uch 
mehrere Fahrzeuge übergeben worden.  Wo noch 
Nachholbedarf besteht, das wissen Sie ohnehin,  
aber ich darf es erwähnen:  im  Sachaufwand in 
der masch i nel len A usrüstung, bei  Büromaschi�en 
und Telekommunikation. 

Ich glaube,  daß das auch notwendig ist, um die 
Motivation der Beamten zu verbessern. Vielfach 
ist es so , daß es die übergeordneten Beamten, die 
Offiziere,  es gar n icht leicht haben,  die an der 
Basis, die den Kopf hinhalten müssen ,  zu  motivie­
ren .  Da es Sparma ßnahmen gegeben hat, da 
Strukturänderungen durch Zusammenlegungen 
gegeben sind, sollte man gerade auch durch eine 
bessere Ausstattung versuchen, d ie Beamten stär­
ker zu motivieren, um so im Interesse der Bürger 
zu einer optimalen und maximalen Leistung zu 
kommen .  

Meine Damen und Herren !  Das wollte ich Ih­
nen i m  Zeitrafferstil - sozusagen,  ohne Sie im 
Hinbl ic k  auf die vorgerückte Zei t  z u  stark  zu be­
lasten - aus der S icht eines Bundesrates aus der 
Ostregion darlegen. Ich glaube, wir sollten über 
Parteigrenzen hinweg wirklich versuchen, für den 
Bürger,  der das von uns erwartet, opt imale Si­
cherheit zu  gewährleisten.  - Ich danke schön. 
(Beifall bei Ö VP und SPÖ und Beifall des Bundes­
rates Hrubesch. )  15.43 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Siegfried Herrmann .  Ich er­
tei le i h m  dieses. 

15.43 
Bundesrat Siegfried Herrmann (SPÖ, Steier­

mark): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Mini­
ster!  Werte Damen und Herren! Zum Sicher-
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heitsbericht gehört natürl ich auch die Verkehrssi­
cherheit, Verkehrssicherheit, d ie uns alle angeht. 
Und zur Verkehrssicherheit gehört nicht nur die 
Verkehrsüberwachung, sondern es m üssen auch 
Rahmenbedingungen geschaffen werden, Rah­
menbedingungen ,  die meiner Meinung nach eben 
auch verkehrstechnische und bauliche Einrich­
tungen betreffen .  

Was meine i ch  damit? - Nehmen w i r  nun  an, 
wir haben e ine Ortschaft i n  unserem Bezirk , wo 
eine Tafel das Ende der Ortschaft anzeigt ,  u nd 
50 Meter danach kommt schon wieder e ine Orts­
tafe l am Anfang der nächsten Ortschaft. Nun 
wird dazwischen beschleunigt, und d ie  Autos 
kommen mit  zu hoher Geschwindigkeit i n  das 
Ortsgebiet hine in .  Wir haben zu erreichen ver­
sucht, daß die beiden Ortstafeln zusammenge­
stellt werden.  Jedoch gibt es da Kompetenz­
schwierigkeiten. Es ist n icht der Gemeinderat zu­
ständig, sondern die Bezirkshauptmannschaft, 
und bis man dort etwas durchbringt, dauert es 
sehr,  sehr lange. 

Genauso ist es bei Geschwindigkeitsbeschrän­
k ungen .  Ich frage Sie: Wer hat mehr Insiderwis­
sen ,  wer wei ß  besser, was der Ortschaft guttut -
der Gemeinderat oder die Bezirkshauptmann­
schaft? 

E in  anderes Problem: Wir haben e ine Schnell­
straße gehabt. u nd als wir d ie Autobahn bekom­
men haben, wurde diese Schnellstraße nach eini­
gen Jahren wieder zur normalen Bundesstraße. 
Was hat man dann gemacht? - Früher  war in 
den sogenannten Stei lstücken eine Überholspur. 
Nur um Geld bei der Straßenmark ierung zu spa­
ren, hat man aus drei Spuren  e ine Spur gemacht. 
U nd hier ist eine große Gefahr gegeben, denn 
jetzt können auch Traktoren  fahren, u nd man 
m u ß  diese Traktoren auf dieser einen Spur über­
holen. Ich meine,  man m u ß  zur Verkehrssicher­
heit auch durch straßenbaul iche Bedingungen 
beitragen ,  n icht daß wegen einiger Schil l ing die 
Gefahr  erhöht wird. 

Das nächste ist das Alkoholproblem. Wir hören 
jetzt, daß die Promillegrenze heruntergesetzt 
werden so l lte. Ich persönl ich  bin sehr  dafür, wenn 
auch die Gastwirte sagen ,  das se i  n icht richtig. 
Aber wenn  man weiß, wieviel Leid und wie viele 
unschuld ige Opfer durch Alkoholsünder verur­
sacht werden ,  dann muß man dafür sein .  

Als  nächsten Punkt nen ne ich die Verkehrs­
überwachung. Ich komme als erstes zum soge­
nannten Planquadrat. In der Steiermark sind vor 
allem in der Bal lsaison häufig Planquadrat-Aktio­
nen durchgeführt worden - mit einem positiven 
Effekt, muß  man sagen.  Natürl ich haben am An­
fang die Gastwirte, d ie Bal lveranstalter gek lagt. 
Nur, man m u ß  umdenken. Man hat e infach dann 
einen Busdienst e ingeführt, und die Ergebnisse 

waren gut: der Konsum war grö ßer als früher. 
(Bundesrätifl Dr. K a r  I s s  0 n: Ob das gut ist/) 

Das nächste sind die sogenannten Radarkästen .  
Ihr  kennt alle d ie  schönen grauen Kasterl ,  an de­
nen man vorbeifährt. Ich wü rde sagen, fü r das 
entsprechende Gebiet bri ngen sie sicher e inen Er­
folg, jeder fährt bei d iesem Kaste I langsamer. 
Aber danach beschleun igt er wieder. Jetzt haben 
wir etwas Besseres, die sogenannte Radarpistole. 
Momentan bringt sie h insichtl ich Geschwindig­
keit nicht so viel,  momentan füllt sie nur  den 
Steuersäckel, das Strafkonto wird aufgefül lt .  Aber 
ich bin schon der Me inung, daß sie auf lange 
Sicht etwas bringen wird, denn wenn man oft ge­
nug bezahlt hat, dann wird man es sich überlegen 
und wird die vorgesch riebene Geschwindigkeit 
einhalten .  N icht bewährt hat sich meiner Mei­
nung nach - das hat man in der Steiermark in 
Köflach gemacht - der sogenannte Pappgen­
darm. Dort hat man e inen Gendarmen aus Kar­
ton an den Straßenrand gestellt . Die Fremden ha­
ben schon darauf reagiert, aber d ie Ortskundigen 
haben schon gewußt,  wo er steht .  (Bundesrälin 
Dr. K a r  I s s  0 n: Die Steirer sind schlau!) Zu al­
lem brauchen wir aber ,  auch wen n  wir bei der 
Radarpistole Erfolg haben wollen .  Gendarmerie­
beamte. 

Ich möchte jetzt zu den Gendarmeriepostenzu­
sammenlegungen etwas sagen .  Ganz sch merzlich 
hat es uns in  jenen Ortschaften getroffen,  wo wir 
einen überproport ional hohen Anteil an Asylan­
ten und Ausländern gehabt haben.  Es ist in der 
Bevölkerung dann U nsicherheit aufgekommen, 
und auch wir haben beim Minister interveniert ,  
ganze Gemeinden mit  i hren Bürgermeistern sind 
hinausgefahren .  

Aber wie schaut es  jetzt aus? - Das m u ß  man 
auch ehrlich sagen. Ja, wir sind auch hinausgefah­
ren und wollten, daß n ichts geschlossen wird, 
aber jetzt sagen die Leute dort, man hat noch nie 
so viele Gendarmeriebeamte gesehen wie jetzt. 
Das ist anscheinend dadurch, daß zusammenge­
legte Posten eben mehr Beamte zur Verfügu ng 
haben. Vielleicht fährt man jetzt bewußt diese 
Ortschaften mehr an a ls früher, um das gutzuma­
chen. Aber ich muß sagen, das Mi ßtrauen in der 
Bevölkerung, daß man jetzt in Gefahr ist, daß 
keiner da ist, der auf e inen aufpaßt, das ist  weg. 

Ich möchte aber schon sagen,  daß man in Zu­
kunft von diesen Zusammenlegungen abgehen 
sol l  und daß man - ich wei ß  schon, dort, wo nur 
drei Beamte s ind,  wird das sehr schwierig werden 
- vielleicht doch auch e inen Posten mit drei Be­
amten aufstockt. In  u nserem Bezirk, im Bezirk 
Hartberg, fehlen noch immer 14 Beamte. Ich 
möchte ersuchen, daß wir  viel leicht e in  paar da­
zubekommen, dann könnten wir k le ine Posten 
wieder aufstocken,  und d iese könnten gut arbei­
ten .  Nach meiner Information gibt es ein soge-
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nanntes Punktesystem .  Aber wenn ich wenig Be­
amte habe, dann kann ich nur wenig arbe iten ,  
und dann ist - scheinbar - wenig Bedarf. So 
schaut es aus! 

Noch eine Bitte von mir :  Vielleicht könnte man 
den Gendarmeriebeamten eine Schreibkraft für 
den Posten zur Verfügung stellen, damit ein Be­
amter mehr  draußen arbeiten kann und die 
Schreibarbeiten,  die sehr  viel Zeit kosten, am Po­
sten erledigt werden. 

Abschl ießend möchte ich mich bei allen Gen­
darmeriebeamten und Pol izeibeamten für i hren 
aufreibenden Dienst bedanken, den sie zu unserer 
Sicherheit le isten .  - Danke. (Beifall bei SPÖ und 
Ö VP.) /5.50 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Mag. Georg Lakner. Ich er­
tei le ihm dieses.  

/5.50 

Bundesrat Mag. Georg Lakner ( FPÖ, Salz­
burg): Herr Präsident! Herr Minister! Hohes 
Haus! Herr Kol lege Herrmann! Ich gebe I h ne n  
natürlich recht,  daß Alkohol ein Problem ist, 
würde I hnen aber empfehlen. das dem Magi­
stratsd irektor in Wien zu sagen, der die entspre­
chenden Pol izisten als " Haider-Buberln" bezeich­
net hat.  (Bundesrat K 0 n e C n y: Wenn Sie schon 
den Amtstilel zitieren. dann den richtigen.') Ja viel­
leicht ist er nicht Magistratsd irektor, sondern et­
was anderes,  aber im Magistrat ist er  - noch oder 
nicht mehr. (Bundesrat K 0 n e c n y: Das ist ein 
Hausmeister auch!) Okay, gut! Da es bei uns so 
etwas nicht gibt, kenne ich die Wiener Titu latur 
nicht so genau. Ich bitte, mir  das zu verzeihen. 
(Bundesrat K 0 n e  c n y: Außenbeamle gibt es 
nicht bei Ihnen in Salzburg?) Nein ,  nein, das 
schon. Ich habe das auf etwas anderes bezogen. 
Aber Sie können das trotzdem ausrichten, daß 
das nicht die "edle" Art ist. (Bundesräcin Dr. 
K a r  l s s 0 n: Ihre Abgeordneten fahren , . nur" 
200 Stundenkilometer und werden erwischt!) E i n  
Pauschalurteil ,  Frau Kollegin, dürfte nie so ganz 
stimmen. (Heiterkeit bei der FPÖ. ) Ich habe da 
nur einen Herren angesprochen, ich habe nie be­
hauptet, daß sich alle Magistratsbeamten ähnl ich 
verhalten. 

Herr Kollege Unzer! Es ist ja nett, wenn Sie 
Advocatus D iaboli  spielen - wobei ich Sie, Herr 
Minister, um Gottes willen n icht als Beelzebub 
bezeichnen wi l l ,  i ch  habe das jetzt eher  auf d ie 
Farbe gem ünzt - ,  aber ich glaube, es ist nicht 
notwendig. Wenn der Herr Minister weiter so 
großartige Akzente wie die Aufklärung im Fal l  
Unterweger setzt, dan n  kann uns ja n ichts passie­
ren ,  und die Aufklärungsstatistik wird entspre­
chend gedeihen. (Beifall bei der FPÖ .) 

Nun ,  ic h wei ß  nicht, Herr Kol lege Unzer . . .  
(Bundesrat Dr. L i n  z e r: Ich war doch nicht Ad­
vocatus Diabolin Waren S ie nicht? Sie haben das 
doch se lbst so beze ichnet. (Bundesrat Dr. 
L i n z e r: Das ist unser Regieruflgsparmer! Da 
't't/ird man das doch sagen dürfen!) 

Herr Kollege Linzer !  Was unsere Mitarbeit in  
Verei nen betrifft: Ich habe jetzt keine Statistik 
zur Hand, um das vorzu lesen; ich glaube auch. 
das ist etwas, wovon man weniger  redet, als daß 
man es tut. Soweit ich informiert bin, würden wir 
Ihren Forderungen auf d iesem Gebiet durchaus 
entsprechen , aber ich kann das gerne e inmal 
nach liefern. ( Zwischenrufe bei der Ö VP. ) Oder 
gibt es im Burgenland weniger? ( Weitere Zwi­
schenrufe. ) 

Kollege H rubesc h hat dankenswerterweise kon­
stru ktive Kritik angebracht und wird es, fürchte 
ich, genauso schwer haben wie ich .  (Bundesrätin 
Dr. K a r '  s s 0 n: Kürzer kann rnan es auch ma­
chen.') Es ist n icht so leicht. konstruktive Kritik 
anzubringen ,  Frau Kollegin.  denn das scheitert an 
gewissen Hemmnissen.  Das scheitert daran,  wei l  
Sie uns gerne ausgrenzen - es ist dann eben 
schwer, konstruktiv zu sein .  Das scheitert auch 
daran,  weil Sie sogar per Vertrag zusammenste­
hen.  Sie dürfen gar nicht anders, auch i m  Bundes­
rat dürfen Sie nicht anders, als vorher zusammen­
zukommen und al les zu bereden .  Wo sollen wir 
dan n  die konstruktive Krit ik anbringen? (Bundes­
rat S t r u  t z  e fl b e  r g e r: Was Sie dürfen. Herr 
Kollege Lakner, haben wir heute schon gehört.' Sie 
sind zum Parreiobmann hinübergegangen und ha­
ben gefragt. was Sie machen dürfen.') 

Nein, ich gehe nirgendwohin,  um zu fragen, 
Herr Präsident. Ich muß S ie beru higen, Herr Prä­
sident. Ich gehe nirgendwohin,  um zu fragen. Ich 
frage natürl ich meine Fraktion, denn wir sind de­
mokratisch .  (Bundesrat S t r u t z  e n b e r g e r: Ja. 
ja. aber anders dürfen Sie auch gar nichts tun.') 
Sch l ie ß lich könnte ich eine Reihe von Beispielen 
anfü h ren, wo auch unsere Initiativen im B undes­
rat nicht gerade gegängelt werden ,  wo wir durch­
aus Schwierigkeiten  haben.  Obwohl  ich glaube, 
daß es gar nicht schadet, wenn wir gelegentlich 
auf neue Ideen komme n  - wie eben zum Beispiel 
heute. 

Herr Kollege Linzer, jetzt sage ich das letzte 
Mal etwas zu Ihnen: "Zusammenlegung" ist in 
meinen Augen schon e ine Art E uphemismus -
Euphemismus: eine Schönfärberei - ,  denn wenn 
ich etwas zusammenlege, wird natürlich etwas ge­
sch lossen .  Natürlich wird etwas nicht ganz ersatz­
los geschlossen ,  sondern halbiert oder, ich wei ß  
nicht, "gezweidriUelt" , aber es ist trotzdem eine 
Sch ließung. U nd ich würde mich auch im Schul­
wesen nicht sehr  freuen, wenn alle Schulen ent­
sprechend zusammengelegt würden, und würde 
das durchaus auch als Nachteil empfinden.  (Bun-
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des rätin Dr. K a r  I s s  0 n: Aber die kleinsten 
Volksschulen haben wir schon schließen dürfen.') 

Ich wol lte eigentl ich etwas mehr oder weniger 
Grundsätzliches sagen. Ich glaube, es gibt im Si­
cherheitsbereich zwei grundsätzliche Uberlegun­
gen:  die subjektive Sicherheit und die objektive 
Sicherheit. Der vorl iegende Bericht befaßt sich 
logischerweise mehr oder n ur m it der objektiven 
Sicherheit. Ich glaube aber,  daß die Bevölkerung 
- wie ja überhaupt - beides braucht: die subjek­
tive Sicherheit, die natürlich etwas Persönl iches 
ist - das ist e ine Gefühlssache, etwas I ntu itives 
- ,  und die objektive Sicherheit, d ie man eben mit 
Zahlen belegen kan n.  

Ich glaube, zur subjektiven Sicherheit ist die 
Präsenz von Beamten notwendig - u niformiert 
oder nicht - ,  ist die Erreichbarkeit von I nstitu­
tionen, die der Sicherheit dienen - und wenn es, 
von mir aus, die Feuerwehr ist - ,  notwendig. Für 
die subjektive Sicherheit ist es auch sehr  günstig, 
wenn zum Beispiel der Wohnort von Beamten 
vor Ort ist .  Ich habe das G lück,  dort zu wohnen, 
wo sehr viele Gendarmeriebeamte woh nen,  und 
das steigert sicherlich mit mein Sicherheitsgefühl .  
Wenn es auch n icht Kollege Gauster ist, aber der 
würde es sicher auch ste igern.  (Bundesminister 
Dr. L ö s  c h n a k: Da wäre es wahrscheinlich an­
ders beim Kollegen GmlSler.' Seien Sie froh.') 

Wenn jetzt die Posten zusammengelegt werden 
- ich sage "zusammengelegt" , euphemistisch 
"zusammengelegt" -, wird sich natürlich der 
Wohnort der Gendarmeriebeamten auch eher 
dort konzentrieren und damit auch ein wenig Si­
cherheitsgefühl abwandern.  (Bundesminister Dr. 
L ö s  c h n a  k: Herr Magister! Da zieht doch keiner 
aus.' Das glauben Sie doch selber nicht.'; Ich habe 
schon den Eindruck, daß sie gerne dorthin zie­
hen, wo die Dienststel le ist. Denn d ie Gendarme­
r iebeamten in unserem kleinen Ort sind n icht nur 
"Eingeborene" , die sind hergezogen ,  wei l  sie hier 
ihre Dienstste lle haben. (Bundesminister Dr. 
L ö s c h n a k: Aber welln einer dort sein Häusl 
hat. dann zieht er doch nicht aus.' Das werden Sie 
doch keinem erzählen!) Wenn er ein Haus hat! 
N icht jeder Gendarmeriebeamte hat das Glück, 
ein Haus zu haben,  aber wir wollen jetzt n icht auf 
die Wohn ungsnot zu sprechen kommen .  Das ist 
e in  weites Feld, glaube ich. (Bundesminister Dr. 
L ö s  c h n a k: Darauf werde ich replizieren.') 

U nd schl ieß lich, so glaube ich, ist beim subjek­
tiven Sicherheitsgefü hl  auch die Erfahrung, die 
persönl iche Erfahrung, die man mit Krimi nalität 
hat, wesentl ich. Das wird in Österreich regional 
natürlich völ l ig verschieden se in. 

Bei der objektiven Sicherheit wird der Rück­
gang oder die Zunahme der feststel lbaren Fä lle 
e ine Rolle spielen ,  wird das Erhöhen oder das 
Sinken der Aufk lärungsrate e ine Rolle spielen ,  

werden auch d ie  Zahl  der S icherheitso rgane und 
die Zah l  der Posten e ine Rol le spielen.  

Ich sage das, wei l  ich glaube, daß man n icht 
eines in den Vordergrund stellen kann ,  man m u ß  
auf beides Rücksicht  nehmen. Im Augenblick 
habe ich das Gefühl - viel leicht sind wir in e iner  
Übergangsphase; S ie  werden uns das erk lären - ,  
daß beides noch nicht so ganz im G riff ist. Ich 
hoffe aber,  daß wir beides abdecken, daß Sie bei­
des noch forcieren können. 

Natürlich sehe ich ein, daß es den S parsam­
keitsgedanken gibt. Das ist e in  logischer Gedanke,  
der in a l len Bereichen eine Rolle spielt. Ich glau­
be aber, daß die Sparsamkeit in zwei Bereichen 
besonders überdacht werden sol l :  erstens im Si­
cherheitsbereich und zweitens im Bi ldungsbe­
reich. Da sollte man vielleicht besonders überle­
gen. ob man wirk l ich aus rein  ökonomischen  
Gründen handeln kann.  

Es gibt ja  auch diese - ich habe, glaube ich,  im 
Ausschuß schon gefragt - GendIS .  N iemand 
konnte mir sagen,  wan n  sie jetzt tatsäch l ich um­
gesetzt werden. (Bundesminister Dr. L ö s c h -
Il a k: Heuer probeweise.') Das ist also i m  Versuch 
und dürfte noch sehr lange dauern. 

Vielleicht noch e inen Satz zur Schl ießung von 
Posten:  Man sollte, glaube ich - vielleicht ge­
schieht es, und da können Sie mich gerne aufklä­
ren: ich bekomme aber sehr  viele Briefe .  wonach 
es nicht so ausschaut - ,  den Bevölkeru ngs­
wunsch mit berücksichtigen .  Ich wei ß  schon, d ie  
Bevölkerung wünscht sich wahrschei n l ic h  immer 
zuviel, und schon gar von der Regierung, aber 
berücksichtigen mü ßte man es .  Man m üßte auch 
die Lage berücksichtigen .  Man müßte ein Entfer­
nungsmaximum erste llen . Es darf zur nächsten 
Dienstste l le ,  GendarmeriesteI le, was auch immer, 
nicht zu weit sein - ich habe schon Zahlen ge­
hört von 40 Kilometern; das ist eben zu weit  - ,  
und es müßte diese Dienstste lle erreichbar sein ,  
sie müßte vor allem auch mi t  öffentlichen Ver­
kehrsmitteln erreichbar sei n .  

Ja, i c h  glaube. das ist e in  guter Absch luß .  Da­
mit habe ich einen Aspekt meiner Vorstel lungen 
dargebracht. - Danke. (Beifall bei der FPÖ und 
bei Bundesräten der Ö VP. ) /5.59 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesmi nister Dr. Franz Löschnak.  
Ich erte ile ihm dieses. 

15.59 
Bundesmin ister für Inneres Dr. Franz Lösch­

nak: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren l  Ich setze dort fort, wo Herr Bundes­
rat La kner aufgehört hat, nämlich bei der Er­
reichbarkeit der Gendarmerieposten .  Ich werde 
versuchen, Ihnen e in ,  zwei Grundsätze bei der 
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Zusammen legung der Gendarmerieposten mit 
auf den Weg zu geben .  

Die Erreichbarkeit der Gendarmerieposten ist 
mit  ein auslösendes Moment, warum wir für die 
Zusammenlegung gewisser Gendarmerieposten 
eintreten, und zwar ausschließ l ich, um mehr Effi­
zienz in der Sicherheit zuwege zu bringen und 
nicht  aus Sparsamkeitsgründen - um das einmal 
k lar  und deutlich zu sagen!  Ich bin sehr  für das 
Sparen , aber im Sicherheitsbereich - da haben 
Sie recht, Herr Bundesrat - sowie im Bi ldu ngs­
bereich kann man nicht pri mär aus Sparsa m keits­
g.ründen vorgehen, sondern hat man andere 
Uberlegungen anzustel len. Daß Sparsa m keit da­
zugehört, da pflichte ich Ihnen bei. 

Gerade die Erreichbarkeit ist aber e iner der 
Gründe , warum wir für die Zusammenlegung 
eintreten. Denn, Herr Bundesrat, haben S ie sich 
schon einmal  Gedanken darüber gemacht,  wie oft 
e in Dreimannposten tatsäc h l ich  besetzt ist. Was 
glauben Sie? Darf ich Ihnen die Frage ste l len:  
Was glauben Sie ,  wie oft er besetzt ist  oder wie oft 
er nicht besetzt ist? Sagen Sie mir das einmal !  
(Bundesrat Mag. L a  k n e r:  12  Stunden am Tag.') 
Ist er nicht besetzt, glauben S ie? (Bundesrat Mag. 
L a  k n e  r: Ja.') Gut. 

Jeder Gendarmerieposten ist n ur dann wirklich 
effizient, wenn er rund um die Uhr besetzt ist, 
aber er ist zu 70 Prozent der Zeit überhaupt nicht 
besetzt, denn um einen Mann rund um die Uhr zu 
haben ,  brauchen Sie sechs Leute.  Jetzt haben Sie 
aber dann noch Krankenstände, Urlaube u nd und 
und. Also tatsächl ich ist ein Dreimannposten zwi­
sc hen 60 bis 70 Prozent der Zeit nicht besetzt. Er 
wird daher in der Regel jetzt schon auf einen 
Hauptposten umgeschaltet, der viel weiter ent­
fernt ist als jener Posten,  bei dem wir dann die 
Z usammenlegung beabsichtigen. 

Also Ihr Argument der Erreichbarkeit  zum 
Beispiel ist e iner der Hauptpunkte, war u m  wir 
e ine Zusammenlegung machen. Ich b in  daher 
sehr froh, daß Sie das angesprochen haben ,  denn 
ich gehe ja jetzt davon aus, daß Sie ab sofort für 
die Zusammenlegung dieser Kleinstposten e intre­
ten werden ,  denn Ihre Argumentation ist ja damit 
vo l l  erfüllt ,  Herr Bundesrat. (Heiterkeit bei der 
SPÖ.) Das e inmal  zum einen .  (Bundesrat Mag. 
L a k n e r: Herr Minister.' Die Erreichbarkeit be­
trifft ja nicht nur die Öffnungszeiten, sondern auch 
die Entfernung! ) Ich komme jetzt schon dazu, 
wenn Sie mir noch ein bißc hen Zeit lassen.  Ich 
wei ß  schon,  daß die Zeit ein bi ßchen vorgeschrit­
ten ist, aber lassen S ie mir Zeit, um noch zwei,  
dre i  Grundsätze einzubringen.  

Nächster P unkt zur Erreichbarkeit: Natürlich 
ist es auch uns bewußt, daß der Gendarmeriepo­
sten sowohl  für denjenigen, der ihn in der Not -
da insbesondere - ,  als auch für denjenigen ,  der 

ihn  ohne Not erreichen wi l l ,  nicht 40 oder 50 Ki­
lometer aus der Hand sei n  kann, sondern daß er 
in einer gewissen Nähe sein  muß .  Also da gibt es 
ganz fixe Vorste l lungen,  natürlich n icht 40 Kilo­
meter. 

Und noch ein dritter Punkt  zur Erreichbarkeit, 
wei l  Sie sehr  richtig gesagt haben, auch für das 
subjektive Sicherheitsgefüh l  der Menschen in d ie­
sem Land ist es schon seh r  viel ,  wenn der Gen­
darm zwar nicht am Posten ist, weil der geschlos­
sen ist, wei l  er nicht Dienst hat, aber daß man 
weiß,  er ist am Ort. Und dazu muß ich natürlich 
sagen: Wegen der Zusammenlegungen, die wir 
jetzt durchfü hren,  also m i t  Entfernungen von 
fünf Ki lometern, drei Kilometern, sieben Kilome­
tern, zieht e in  Gendarm, auch wenn er sich ,  wie 
Sie behaupten ,  in den meisten Fällen kein E igen­
heim schaffen konnte,  sondern halt in e iner Miet­
wohnung wohnt,  sicherlich n icht um. Nur deswe­
gen ,  wei l  se in Gendarmerieposten sich jetzt zwei ,  
drei  Ki lometer entfernt i m  Nachbarort befindet, 
wechselt er nicht die Woh nung. Das kann mir 
niemand erzählen.  Also die Erreichbarkeit derer 
im Ort, die bisher erreichbar waren, ist weiterhin 
gegeben. (Bundesrat Mag. L a k n e r: Aber der, 
der neu angesteLLt wird, wird natürlich dort eine 
Wohnung suchen!) Möglicherweise. Möglicher­
weise ist er,  so wie bisher auch schon, im Nach­
barort. Also ich bin kein Hellseher. Da werden 
Sie schon recht haben:  Innerhalb von 30 Jahren 
wird s ich das e in  b ißchen ändern. Aber was in 
30 Jahren ist, Herr Bundesrat, wissen S i e  nicht 
(Bundesrat Mag. L a  k n e r: Unsere Kinder!) , und 
ich auch n icht,  denn man hat vor zweieinhalb 
Jahren nicht gewußt, was heute sein wird, um Ih­
nen das nochmals in  Erinnerung zu rufen.  (Bun­
desrat G a u  s t e r: Wir schon.') Ja, Sie wissen alles! 
(Heiterkeit bei SPÖ und Ö VP. ) Das ist ja klar! 
(Bundesrat G a u  s t e  r: Die Entwicklung war 
schall absehbar.'; 

Herr Bundesrat Gauster !  Ich hätte mich jetzt 
nicht mit  e inem Zwischenruf gemeldet, denn ich 
kann Sie jetzt nur negativ beschreiben.  Ich wol lte 
das gar n icht. Sie wissen wirk l ich  a l les. Sie und 
I hre Fraktion wissen al les. N ur, wen n  Sie etwas 
machen . . .  (Bundesrat G a u  s t e  r: Das war ab­
sehbar.') 

Herr B undesrat! Ich gebe Ihnen den guten Rat. 
Ich bin zwar nicht zuständig, um Ihnen gute Rat­
schläge zu geben ,  aber den guten Rat sollten Sie 
wirklich annehmen: Sie sollten sich mit etl ichen 
in diesem Haus - und wahrscheinlich auch in der 
Bevölkerung, aber das wissen Sie ja sowieso -
n icht in Sachfragen einlassen. So allgemein dar­
überreden ,  das können Tei le  von Ihnen wirklich 
gut. (Beifall bei der SPÖ. J Aber in Diskussionen 
über Sachfragen sollten Sie sich nicht einlassen .  
(Bundesrat Mag. L a  k n e  r: Keine Polemik von 
der Regierungsbank.') Ich polemisiere ohnehin 
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nicht, ich gebe nur Fakten wieder !  Das, was Sie 
wirklich machen !  (Bundesrat Mag. L a k n e r: Das 
war sehr polemisch! Es ist unpassend, einen Bun­
desrat herabzuwürdigen.') Ich würd ige niemanden 
herab! Nur, der Herr B undesrat hat gesagt, er  
weiß  al les. (Bundesrat G a u  s t e  r :  Ich habe ge­
sagt. daß die Kriminalrate absehbar \-i/ar.' Und Sie 
polemisieren!) Was war absehbar? (Bundesrat 
G a u  s t e r: Daß sich die Steigerung so dynamisch 
aUSlvirken wird!) 

Herr Bundesrat! Leider m u ß  ich jetzt noch ein 
bißchen Zeit für mich  in Anspruch nehmen. 
(Bundesrat Mag. L a k n e r: Aber sachlich, Herr 
Minister!) Ja ja. 

Herr Bundesrat! Wenn jemand vor zweieinhalb 
Jahren - rechnen Sie mit mir  ein b ißchen zurück 
- ,  also das ist so E nde 1 989 (Bundesrat G a u  -
s i e  r: Wie das mit Ungarn begonnen hat.' ) ,  im 
Herbst 1 989 -,  ich bin jetzt schon dort - ,  ge­
wußt hat, daß sich die Situation mit Ungarn zwei­
einhalb Jahre später so darste llen wird, wie sie 
sich heute darstellt, b itte , der gehört wirk l ich  prä­
miert, denn das konnte zum damaligen Zeitpunkt 
wirklich niemand vorhersehen. 

Ich muß Ihnen nochmals ein Beispiel sagen -
ich glaube, ich habe es schon gesagt, ich werde 
mich hier im Bundesrat wiederholen - :  Ich habe 
zu Beginn des Sommers 1 989 mit dem Herrn Kol­
legen Schäuble, damals Innenminister der Bun­
desrepublik Deutschland, gesprochen. Ich habe 
ihn damals gefragt - man kann davon ausgehen , 
daß er wirklich e in  Kenner der Szene war,  zumin­
dest was die DDR anlangt, denn es wird einige 
hundert Informanten jeweils in dem anderen 
Land, und zwar als unterste Grenze, gegeben ha­
ben - :  Kol lege Schäuble ! Wie schätzen Sie die 
Entwicklung in der DDR und - wenn es I hnen 
möglich ist - in  der damaligen CSFR in Anbe­
tracht der Liberal isierungsbestrebungen, die es in 
Ungarn und in Polen seit geraumer  Zeit gegeben 
hat, ein? Glauben Sie, daß diese Liberalisierungs­
tendenzen auf die DDR übergre ifen werden? 

Und Schäuble hat damals, im Jul i  1 989, mit 
wahrscheinlich den besten I nformationen ,  die 
überhaupt jemand haben kan n, gesagt: Nein, er 
schätzt d ie Dinge so ein,  daß in den nächsten 
zwei ,  drei  Jah ren in der DDR überhaupt keine 
Bewegung stattfinden wird. 

Und was war dann wirklich? - Dann waren im 
September 1 989 1 0  000 oder 15 000 ehemalige 
DDR-Bürger i n  Ungarn, haben ihre Ausreise 
über Österreich in die BRD erzwungen, und drei 
Monate später ist der E iserne Vorhang in seiner 
ganzen Länge in Wirklichkeit gefal len. 

So sind ja die Fakten, und daher regt mich das 
so auf, wenn Sie sich da hersetzen und sagen:  
Aber i c h  habe es gewu ßt, und w i r  haben es 

damals schon gewu ßt. (Bundesrat S t r u  I z e n  -
b e r g e r: Was ist schon der Schäuble gegen den 
Gauscer.') Gut. 

Also, Herr Bundesrat, ich bin ja nicht aufgeru­
fen, mit  Ihnen  e in  Zwiegespräch zu führe n .  ( Bun­
desrat G a u  s t e r: Daß die Entwicklung damaLs so 
begollnen hat, das H/ar ein Faktumn Ich wol lte ih­
nen sagen, da ß das im Herbst 1 989 kein Mensch 
vorhersehen konnte. 

Aber ich nehme zur Kenntnis: S ie haben es vor­
hersehen können. leh nehme das so zur Kenntnis, 
wie Sie es mir  sagen .  

Aber ich komme noch e inmal auf  diese Gen­
darmeriepostenzusammenlegungen zu sprechen. 
Ich weiß  schon, daß Ihnen das unangenehm ist. 
(Bundesrat G a  Cl s t e  r: Mir ist das nicht Imange­
nehm! - Bundesrat S t r u t z  e fl b e r g e r: Ach 
so. ohnehin nicht.' Danfl ist es ja gut!) Es ist halt 
I h rer  F raktion unangenehm ,  denn da gesch ieht 
etwas nach e inem Konzept. Das paßt Ihnen n icht, 
und daher tun Sie bei jeder Zusammenlegung so, 
als ob das S icherheitsgefüh l  der Menschen noch 
e inmal gesc hwächt wird. Und das stimmt schl icht 
und einfach nicht !  Ich versuche, I hnen das zu er­
k lären,  denn im Vergleich zu einem Gendarme­
rieposten mit drei Mann,  der 60 bis 70 Prozent 
der Zeit nicht besetzt ist, ist das keine Verschlech­
terung der Situation, sondern im Gegentei l .  E in  
stärkerer Posten - und das beginnt bei uns mit 
sieben, acht Mann Besatzung - kann rund um 
die U h r  besetzt werden, es können auch manch­
mal Doppelpatrouil len gefahren werden,  und er 
kann seinen Bereich wirkl ich abdecken. (Zwi­
schenruf des Bundesrates G a u  s i e  r. ) 

Herr Bundesrat! Lassen Sie mich doch bitte 
ausreden !  Ich habe Ihnen zugehört, ohne e inen 
einzigen Zwischenruf zu machen !  Sie sind beim 
siebenten Zwischenruf angelangt! Ich bin nicht 
aufgerufen, Ihnen das vorzuhalten,  aber ich sage 
es, damit wir uns wirklich mit dem Problem aus­
e inandersetzen können .  

Also das heißt: Der  grö ßere Gendarmeriepo­
sten - und das wissen sie ja ganz  genau - ist in 
der Lage , dieses Gebiet wirklich  zu versorgen .  

U nd eines m üssen Sie auch noch dazusagen .  Sie 
sind ja ein Gendarm - zumindest gewesen. Das 
hei ßt, Sie kennen doch die Sorgen,  die die Mitar­
beiter in diesem Bereich haben .  Da hat es ja auch 
e ine nicht überhörbare Meinung der Mitarbeiter 
auf den grö ßeren Posten gegeben, daß sie e igent­
lich gar nicht e insehen, daß sie zu  den Zeiten,  wo 
der Posten nicht besetzt ist, d ie Arbeit noch dazl1-
machen. Und das sind meistens die unangeneh­
meren Zeiten,  denn das sind die Nachtzeiten und 
das s ind die Zeiten am Wochenende. wo der klei­
nere Posten geschlossen ist, wo er nicht besetzt 
ist. 
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Also das muß man ja al les i n  seiner Gesamtheit 
sehen, bis hin zur E igensicherung. Das ist ja e in  
Anliegen ,  ein berechtigtes Anliegen der  12  000 
Gendarmeriebeamten in d iesem Land !  Das kann 
man doch nicht al les nur so wegwischen. nur  weil 
es dann in den politischen Kleinkram als Wech­
selgeld h ineinpa ßt .  Und dann sagt man noch :  Un­
erhört ! Fäl lt dem Bundesminister für  Inneres 
nicht anderes ein,  als Gendarmerieposten zusam­
menzulegen? 

Das sind in Wirklichkeit d ie Fakten.  und das 
sollten Sie mit a l ler Deutl ich keit sagen .  Und weil  
Sie es nicht sagen,  muß i c h  es I hnen sagen, 
meine seh r  geehrten Damen und Herren von der 
fre iheitlichen Fraktion!  (Beifall bei der SPÖ und 
bei Bundesräten der Ö VP. ) 

Ich wollte aber noch auf eine generelle Sache 
e ingehen, nämlich auf die Durch lässigkeit der 
Grenze, die mehrmals angesprochen wurde und 
wo es sicher ei nen Handl ungsbedarf gibt. Aber 
auch das sol lte man wieder politisch sehen und 
nicht parteipol itisch.  

Es ist doch logisch, daß  i n  e inem Land wie 
Österreich , e inem Fremdenverkehrsland mit Zig­
mi l lionen von G renzübertri tten pro Jahr,  ein 
wirkliches Absperren und rigoroses Kontro llieren 
jedes einzelnen Fremden nicht möglich ist - es 
sei denn, man läßt hier Z ustände e inre ißen oder 
will Zustände haben,  wie sie für die ehemaligen 
Ostblockstaaten kennzeich nend waren .  Ich gehe 
davon aus. daß das niemand in u nserem Land 
wil l .  Daher kann man nur  m it - wie ich immer 
sage - einem Bündel von Maßnahmen versu­
chen, den Zugang zum Gebiet der Republik 
Österreich halbwegs geordnet zu machen. Da 
kommen dann ohnehin gle ich immer Sie und sa­
gen :  Aha, der glaubt an seine eigenen Aussagen 
nicht, denn er sagt immer "halbwegs geordnet" 
und sagt selbst nicht, das m u ß  "vo l l  geordnet" 
sein .  

Ich sage das n icht. weil ich an mich selbst n ic ht 
glaube , sondern wei l  ich die  Real ität kenne und 
weil ich daher zum Beispiel den Ausländerstopp, 
den Sie uns immer wieder verordnen wollen,  für 
das U nsinnigste halte, was es überhaupt gibt, weil 
er praktisch nicht durchführbar ist. Das wissen 
Sie ganz genau, und trotzdem reden Sie fesch 
drauflos: Ausländerstopp! M it d ieser Vereinfa­
chung des Problems wecken  Sie in  Wirkl ichkeit 
e ine Erwartungshaltung, d ie  man nicht erfüllen 
kann. 

Daher komme ich auf die Schwierigkeiten,  die 
wir bei den G renzübergangsste l len haben ,  zu 
sprechen - also gar nicht an der "grünen Gren­
ze" , sondern bei den Grenzübergangsstellen . Das 
wurde hier mehrmals angesprochen.  

Natürlich könnten wir beim Zoll  rigoroser kon­
tro ll ieren. aber das bedeutet. meine sehr geehrten 
Damen und Herren des Bundesrates, natürlich 
dann an allen Tagen :  stundenlanger Stau , ki lome­
terlanger Rückstau, und an den Spitzen tagen 
bricht der Verkehr zusammen. Jetzt wird es ja 
wieder in  den nächsten Tagen so sein: Der große 
Osterreiseverkehr vom Osten und vom Westen 
geht an. Würden wir da wirklich rigoros kontrol­
l ieren , bräche a l les zusammen. Das kann man si­
cherl ich unseren Gästen nicht zumuten und 
schon gar n icht der österreichischen Bevölke­
rung. Daher können wir das nur stichprobenweise 
machen u nd müssen h innehmen, daß der eine 
oder andere, der keine Berechtigung hat, normal 
über den G renzübergang here inzukommen, in 
unser Land gelangt. 

Das sind in Wirkl ichkeit  die Schwierigkeiten, 
warum es trotz Bemühens, den Zugang ordent­
l ich  und rechtmäßig zu gewähren, nicht oder nur 
eingeschränkt gel ingt. 

Und eine letzte Bemerkung zu Ihnen, Herr 
Bundesrat H rubesch !  S ie müssen sich von mir 
heute etwas sagen lassen - wenn ich das darf - ,  
obwoh l  S ie das erste Mal hier geredet haben.  
Aber wenn Sie von einer konstruktiven Kritik 
sprechen und wen n  d iese konstruktive Kritik in 
Zukunft auch so ausschauen wird wie das, was Sie 
da heute erzählt haben von der Zusammenlegung 
zweier Kriminalaußenste llen. dann muß ich sa­
gen: Das ist fast eine gefährliche Droh ung, was 
Sie da von sich geben !  Wenn Sie mir jetzt zuhö­
ren, werde ich Ihnen sagen ,  was da wirk l ich pas­
siert ist, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Der Herr Bundesrat H rubesch geht da heraus 
und sagt: Da wird eine KriminalaußensteI le mit 
e iner zwe iten Ste l le in  der Stadt Krems zusam­
menge legt, obwohl diese e ine so hervorragende 
Aufklärungsrate hat. Der Innenminister ist also 
so dumm, daß er in so unsicheren Zeiten - wie 
Sie es ja immer darstellen - die Sicherheit noch 
schwächt. 

Und was ist wirklich wahr? Das sollten Sie sa­
gen oder es sich zumindest angesehen haben, be­
vor Sie h ier  herausgehen und den Eindruck zu 
e rwecken versuchen: Da wurde etwas zum Nega­
tiven verändert. 

Was ist wirkl ich passiert? - Wir haben in der 
Stadt Krems, meine sehr  geehrten Damen und 
Herren,  als ei nziger Stadt zwei Kriminalaußen­
stel len gehabt. Wir haben überhaupt keine Krimi­
nalau ßenstel le - nur um das aufzuzeigen - im 
gesamten Bundesland Oberösterre ich, keine im 
gesamten Bundesland Salzburg, keine im gesam­
ten Bundesland Salzbu rg, keine im gesamten 
Bundesland Tirol ,  keine im gesamten Bundesland 
Vorarlberg, keine im gesamten Bundesland Kärn­
ten. Wir haben Kriminalaußenste Ilen in den an-
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deren Bundesländern.  aber zwei in e iner Stadt 
oder in einem Ort haben wir nirgends. N ur in  
Krems haben wir das gehabt: eine Kri m i nalau­
ßensteIle für Krems/Land und eine Kriminalau­
ßensteIle für Krems/Stadt. 

Und Sie sind dann mit der Argumentation her­
ausgegangen und haben gesagt: Weil der e ine 
Dienststellen leiter F re iheitl icher ist, m ußte er 
daran glauben.  Der Rechnungshof hat das ange­
regt. Ich bin immer davon ausgegangen ,  daß der 
Rechnungshofpräsident auch ein Fre iheitl icher 
ist - einmal zumindest gewesen.  ( Heiterkeit. ) 
Also wo da der Zusammenhang ist, den S ie hier 
herstellen, sehe ich schon nicht mehr. S ie  haben 
bewußt einen po litisch motivierten Zusammen­
hang konstruiert - aber es stimmt sch l icht  und 
einfach nicht! 

U nd es stimmt auch nicht, was die Zah len be­
trifft. Da gehen Sie heraus und sagen: Obwohl 
österreichweit die Aufklärungsrate wei t  unte r  
5 0  Prozent ist (Zwischenruf des Bundesrates 
H r u  b e s c h) - hören Sie mir  e in b i ßchen zu, 
sonst reden Sie sich in einen Wirbel h ine in !  - .  ist 
in dieser KriminalaußensteIle Krems/Stadt eine 
Aufklärungsrate von 70 Prozent gewesen.  

S ie  verschweigen e inmal der Öffent lichkeit. 
daß eine Kriminalaußenstelle, wo immer sie ist. 
eine weit über dem österreichischen Durchschnitt 
liegende Aufklärungsrate deswegen hat, weil die 
Kriminalau ßensteIlen natürl ich nur mittlere und 
größere Delikte behandeln und nicht die ganzen 
Kleindelikte von Fahrraddiebstahl über den Ski­
diebstahl bis zum Autoeinbruch, wo jeder weiß .  
daß man das, wenn nicht Zufal lstreffer gelandet 
werden. sch licht und einfach nicht a ufklären 
kann,  denn wenn Sie das Fahrrad irgendwo hin­
stel�en und es Ihnen gestohlen wird, ist  n iemand 
in Osterreich in der Lage, das aufzuklären ;  oder 
fast niemand. (Bundesrat G a u  s l e r: Hin und 
wieder!) Sie wieder!  Jaja, ic h wei ß schon :  Sie wie­
der! (Heiterkeit bei der SPÖ. )  Aber uns gelingt es 
leider nicht, Herr Bundesrat! (Bundesrätin Dr. 
K a r  l s s o  n: Der Gauster ist verschwendet im 
Bundesrat. er gehört wieder auf die Straße.') Wir 
sind nicht in  der Lage, die zunehmende F lut  von 
Fahrraddiebstählen wirklich in dem Maße aufzu­
klären,  wie wir es u ns wünschen und wie es die 
Leute auch haben wollten. Ganz einfach erklär­
bar: wei l  halt in den letzten Jahren der Fahrrad­
boom in einem Ausmaß zugenommen hat, den 
auch niemand erahnt hätte - Sie vielleicht wie­
der, aber sonst natürl ich niemand. 

Und jetzt komme ich nochmals auf die Krimi­
nalau ßensteIle zurück. Die  Kriminalau ßensteI len 
sind bei den mittleren und schweren Del ikten ein­
gesetzt, und daher ist ihre Aufklärungsrate eine 
wesentlich höhere, als d ies dem österreichischen 
Durchschnitt entspricht. Natürlich auch die der 
Kri minalau ßensteI le Krems/Stadt, von der  Sie die 

ganze Zeit gesprochen haben. S ie haben aber 
nicht erzählt. daß die Aufklärungsrate der Krimi­
nalau ßenstelle Krems/Stadt n icht etwas Au ßerge­
wöhnliches ist, sondern Sie haben das so darge­
stellt, a ls ob wir d ie Zusammenlegung gemacht 
hätten.  obwohl dort eine so gute Leistung er­
bracht wird, die wir dadurch vermindert haben .  

U nd jetzt haben Sie einen Fehler gemacht, 
Herr Bundesrat, den sol lten Sie in der Zukunft 
nicht mac hen. S ie sol lten sich nicht nur ansehen, 
was bis zu dem Zeitpunkt war. wo wir  zusammen­
gelegt haben, sondern auch das, was danach war. 
Da ergibt sich nämlich folgendes Bi ld,  und das 
muß ich Ih nen jetzt sagen:  Die Kri minalaußen­
steIle K rems hat bis zur Zusammenlegung - das 
war im Jahr 1 990 - bei den Vergehen eine Auf­
klärungsrate von 87 Prozent gehabt, bei den Ver­
brechen von rund 30 P rozent. Die Kriminalau­
ßenste lle Krems/Land hat bei den Verbrechen 
eine Aufklärungsrate von 85 Prozent gehabt -
aber das war d ie bestehende, da ist die ja die Kri­
minalau ßenstelie Krems/Stadt dazugekommen -
und bei den Vergehen e ine solche von fast 
1 00 Prozent. Und jetzt, i m  Jahr 1 99 1 ,  war das Er­
gebnis der zusammengelegten beiden Dienststel­
len folgendes: Bei den Verge hen war d ie Aufklä­
ru ngsrate 98 Prozent und bei den Verbrechen 
95 Prozent. 

Also Ihre Argumentation, sehr geehrter Herr 
Bundesrat, daß wir da parteipolitisch motiviert 
eine Zusammenlegung vorgenom men und in 
Wirkl ichkeit d ie Sicherheit der Bevölkerung in 
Krems/Stadt und Krems/Land geschwächt hätten, 
geht völ l ig ins Leere ! Das könnte man aber noch 
hinnehmen, denn das haben Sie sich halt n icht 
angeschaut. Ich nehme an, daß Sie es sich in  der 
Zukunft, bevor Sie mit solchen Beispielen hier­
herkommen, anschauen werden. 

Aber ich vermute etwas ganz anderes, und des­
wegen habe ich mich mit d ieser Frage so ausführ­
lich beschäftigt. Wissen Sie, daß paßt nämlich ge­
nau in  das Bi ld Ihrer Fraktion: Sie vere infachen 
al les, erwecken bei der Bevölkeru ng den Ein­
druck,  daß Sie mit  wenigen Sätzen ohnehin Pa­
tentlösungen anbieten könnten. Und die Wahr­
he it ist halt ganz anders. Man kan n bei so kom­
plexen Problemen und bei Dingen ,  die Jahre an­
stehen , n icht mit einfachen Worthü lsen Lösungen 
herbeiführen, sondern da m u ß  man sich Lösungs­
ansätze sehr, sehr genau ansehen und dann versu­
chen, das wirk l ich umzusetzen . Und das mü ßte 
man e igentlich den Menschen in diesem Land 
einmal  bewußt machen, mehr bewu ßt machen, 
als es bisher geschehen ist ,  denn dann werden sie 
das eine oder andere schl icht und e i nfach nicht 
mehr glauben. 

Das wollte ich Ihnen abschl ie ßend gesagt ha­
ben. (Beifall bei SPÖ und Ö VP' ) /6.2() 
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Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Bitte, Herr Bun­
desrat. 

1620 
Bundesrat Christian Hrubesch (FPÖ, Nieder­

österreich) :  Herr Präsident!  Herr Minister! Meine 
sehr geehrten Damen u nd Herren! - Herr Mini­
ster !  Natürl ich werden wir jetzt n icht zu fachsim­
peln anfangen,  wei l  das Zusammenlegen von 
KASt Krems/Stadt und KASt Krems/Land und die 
neuzuerrichtende Gendarmerieexpositur in der 
Stadt Krems wirkl ich so e ine komplexe Materie 
ist. 

Können Sie mir b itte jetzt einmal sagen,  wen n  
S ie schon I h r  Zahlenmaterial  haben - w i r  haben 
es ja noch n icht zur Verfügung - : Wie schaut 
das Ergebnis aus für die Gendarmerieexpositur in 
Krems/Stadt, die S ie  ja nachträglich beziehungs­
weise gleichzeitig instal liert haben? Können Sie 
m ir hier b itte die Aufk lärungszahlen sagen für d ie 
KASt Krems/Stadt? Erstens einmal  diese Frage. 
(Bundesminisler Dr. L ö s  c h n a k: Herr Bundes­
rat! Wenn Sie mich so direkt fragen: Entweder 
wollen Sie fachsimpeln - zuerst haben Sie gesagt, 
nein - oder Sie wollen nicht! Dann müssen Sie es 
mir sagen.') 

Herr Min ister! Es schaut nur so aus, u nd ich 
werde da so hergeste l lt ,  daß ich mir immer nur  
gewisse Dinge herausziehe (Bundesminister Dr. 
L ö s c h n a k: Der Eindruck ist entstanden.' -
weitere lebhafte Zwischenrufe ) und e igentl ich in  
die Materie nicht e ingehe. 

Ich kann bitte darauf nicht eingehen, Herr Mi­
nister, denn heute zu d isk utieren haben wir den 
Sicherheitsbericht 1 990, und S ie erzählen mir et­
was von 1 99 1 .  (Bundesminister Dr. L ö s c h n a k: 
Im Rahmen der Zusammenlegung.') U ns l iegen 
diese Daten noch n icht so vor, und ich konnte 
noch nicht überprüfen . . .  (Bundesrat Ing. 
P e  n z: Das war ja die Konsequenz.') Ja, d ie Kon­
sequenz. Das ist mir ganz k lar, daß die Konse­
quenz der Zusammenlegung von KASt 
Krems/Stadt und Krems/Land das Erreichen einer 
Aufklärungsquote von 90 oder 98 Prozent  ist. 
Das ist m ir einleuchtend .  Mich würde i nteressie­
ren . . . (Bundesminister Dr. L ö s c h n a k: Wo ist 
dann die Verschlechterung? Bundesrat 
S t r u t z  e n b e r g e r: Wenn es eindeutig ist, kann 
es nur positiv sein.') 

Ich sage ja, meine Damen u nd Herren :  Es führt 
an und für sich eher zu nichts. Das ist eine Fach­
debatte. (Bundesrat P o  m p e r: Richtig.') Es ist 
eine Fachdebatte, genau. Aber b itte, wir werden 
das ja im Jahre 1 993 sehen. (Bundesrat 
K 0 n e {n y: Herr Kollege.' Zuerst nachdenken 
llnd dann reden!) Meine Herren!  Wenn wir i m  

Jahr 1 993 den Bericht bekommen, dann kön nen 
wir ja ganz genau schauen, wie das im Jahr 1 99 1  
i n  Krems/Stadt u nd Krems/Land ausgegangen ist. 
(Bundesrat P o  m p e r: Sehr gut!) Das, Herr Mini ­
ster, ist  ganz klar .  

Herr M inister! Was d ie  Schlie ß ungen der Gen­
darmeried ienststel len beziehungsweise die Zu­
sammenlegungen betrifft: B itte , ich kann auch ein 
b i ßehen rechnen ,  und mir  ist  es klar ,  daß gewisse 
Bereiche zusammengelegt werden müssen .  (Bun­
desminister Dr. L ö s  c h n a k: Tun Sie es doch.') 
Ich meine nur, speziel l  i n  der Grenzregion oder 
bei gewachsenen Strukturen müssen wir doch bit­
te auch als Landespolitiker Vorsorge treffen. 

Es geht ja so an,  Herr Minister :  Es werden ein­
mal die k leinen Bezirksgerichte gesperrt. (Bun­
des rätin Dr. K a r  I s s  0 n: Das ist aber nicht seine 
Sache.' - Bundesminister Dr. L ö s  c h n a k: Das 
ist der Juslizminister.') Sie müssen ja auch an die 
Infrastruktur d ieser Ortschaften denken. Jetzt 
wird in e inem Ort einmal das kleine Bezirksge­
richt gesperrt. Dann geht der Notar weg. Dann 
geht der Rec htsanwalt weg. Dann  sieht der Herr 
Innenmin ister, da spielt sich ohnehin n ichts mehr 
ab , jetzt ziehe ich die Gendarmerie ab und gebe 
sie woa nders h in .  

Wir m üssen a uch an d ie Infrastruktur unserer 
Gemeinden denken. Es ist natürl ich sehr  schwie­
rig, e i ne gewisse Postenaufstockung vorzuneh­
men. Man kann n icht eine jede Zusammenlegung 
nur rein wirtsc haftl ich betrachten,  Herr Minister. 
Das m u ß  man b itte auch sehen. Laut Rechenstift 
haben Sie recht.  Ob es aber für die Bevölkerung, 
ob es für die Infrastruktur unbedingt notwendig 
oder von Vortei l  ist, das gebe ich zu bedenken, 
u nd nichts anderes möchte ich damit ausdrücken. 
(Bundesrat lng. P e  n z: Das ist ja auch gesagt wor­
den.' Es ist ja auch um die Effizienz gegangen und 
nicht um die Wirtschaftlichkeit.') Ja, ich hoffe. 
(Bundesrat P o  m p e r: AufkLären die BevöLkerung 
und nicht polemisieren.' Das ist Ihre Aufgabe.') 

Ich glaube ,  S ie können mir bis jetzt n icht unter­
stellen, daß ich polemisiert habe. Die Freiheitl i­
che Partei in N iederösterreich hat gemeint, daß 
ich eine Aufklärungsarbeit starten sol l .  Ich werde 
es machen,  Herr Kollege, i n  Ihrem Sinne.  Ich hof­
fe , Sie werden a uch in Ihrem Bundesland so viel 
unterwegs se in,  wie ich es sein werde. (Bundesrat 
P o  m p e r: Das habe ich gemacht.') 

Das wollte ich eigentlich dazu gesagt haben. 
(Beifall bei der FPÖ. ) 16.25 

Präsident: Herr Bundesrat Mag. Lakner hat 
sich zur  Geschäftsordnung zu Wort gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

16.25 .. 
Bundesrat Mag. Georg Lakner (FPO, Salz-

burg) ( zur Geschäftsordnung): Herr Präsident! 
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Herr Min ister !  Hohes Haus ! Herr Minister. ich 
wei ß  nicht. ob man Sie vor k urzem im National­
rat. also da drüben, sehr geärgert hat. Ich glaube. 
daß Sie mit Ihrer Polemik von der Regierungs­
bank zuweit gehen. Der Herr Präsident toleriert 
es; ich weniger. 

Darf ich Ihnen nur e inen Absatz aus der Ge­
schäftsordnung vorlesen.  (Bundesrätin Dr. 
K a r  l s s 0 n: Aber den Präsidenten dürfen Sie 
nicht kritisieren, das steht auch in der Geschäfts­
ordnung.') Ja, die anderen würden auch zutreffen.  
aber der trifft besonders zu. Er  lautet: 

"E ine weitere Schwierigkeit ergibt sich unter 
dem Aspekt, daß ein Regierungsmitglied einen 
fragenden Abgeordneten auf se ine Motive hin 
apostrophiert. Das ist bereits eine pol itische, und 
zwar eine negative po litische Bewertung. Der Mi­
nister  hat d ie Möglichkeit der pol itischen Wert­
aussage, indem er in der Argumentation seinen 
Standpunkt vertritt und damit den Standpunkt 
des anderen ablehnt. ·' 

Meiner Meinung nach waren Sie agressiv, in­
dem Sie uns unlautere Motive u nterstellt haben .  
- Danke. (Beifall bei der FPÖ. - Lebhafte Zwi­
schenrufe, unter anderem: Er hat behauptet (md 
nicht gefragt.') 1 6.:27 

Präsident: Ebenfalls zur Geschäftsordnung hat 
sich Vizepräsident Waltel' Strutzen berger gemel­
det. Ich ertei le ihm das Wort. 

16.27 

Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, Wien) 
(zur Geschäftsordnung): Herr Präsident!  Herr Mi­
nister! - Herr Kollege Lakner! Da  es dem Präsi­
denten ,  der den Vorsitz füh rt ,  verwehrt ist, sich 
selbst Ihnen gegenüber zu art iku l ieren, möchte 
ich hier feststel len, daß ich entsch ieden zurück­
weise, daß Sie den Präsidenten hier verdächtigen,  
daß er polem isiert hätte (Beifall bei SPÖ und 
Ö VP) ,  indem er den Minister nicht gerügt hat, 
daß er von der Regierungsban k  aus politisiert. 
(Bundesrat Mag. L a k n e r: Nein, polemisiert.' Po­
litisieren darf er.') Polemisiert! Schon richtigge­
steI lt .  Ich komme heute noch e inmal zu einer 
Richtigstellung, wo es euch gefal len würde, wen n  
es n icht richtiggestellt würde. 

Aber ich möchte feststel len, daß der Herr Bun­
desmin ister h ier Aufk lärung gegeben hat darüber, 
was falsch zitiert wurde. Bitte , mir n ickt jetzt so­
gar der Herr Bundesrat zust immend zu.  Ich wür­
de bitten, sich das zu überlegen .  Ich verstehe un­
ter Polemik in diesem Sinne etwas anderes. (Bei­
fall bei SPÖ (md Ö VP. ) 16 .28 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Dr. Pumbe rger. Ich erteile 
ihm d ieses. 

16.28 
Bundesrat Dr.  Alois Pumberger (FPÖ, über­

österreich) : Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrter Herr Bundesminister !  Meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren!  Sie brauchen keine 
Angst zu haben, ich werde mich kurzfassen .  
(Bufldesrätin er  e p a  z: Wir haben Zeit.') 

Das Problem der d rohenden Gendarmeriepo­
stenauflösung in den G emeinden ist nicht nur ein 
gro ßes in N iederösterreich, sondern auch in 
überösterreich,  in dem Bundesland, aus dem ich 
komme. 

Wenn ich heute die Debatte so verfolgt habe 
und besonders Ihre Stel lungnahme dazu gehört 
habe, dann mu ßte ich dem entnehmen, daß Sie 
sämtliche Posten ,  die mi t  drei Mann besetzt sind, 
in Frage stel len,  und zwar mit  der Begründung, 
daß Sie sagen: Eine 30prozentige Besetzung rund 
um die Uhr  ist n icht ausreichend. Meine Meinung 
dazu ist, daß 30 Prozent Besetzung immerhin 
noch besser sind als gar keine Besetzung. (Beifall 
bei der FPÖ.)  

Jetzt möchte ich Sie k l ipp und klar fragen 
wenn Sie so freundlich sein würden, mir  darauf 
eine Antwort zu geben -, ob es Ihr Ziel ist, in 
absehbarer Zeit alle D re imann-Gendarmeriepo­
sten aufzulösen? Wenn ja, dann würde ich bitten, 
e ine k lare Antwort darauf zu bekommen. Und 
wenn nein ,  dann verstehe ich  Ihre vorherigen 
Ausführungen nicht. - Danke. (Beifall bei der 
FPÖ. )  16.:29 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesminister Dr. Franz Löschnak. 

16.:29 
Bundesminister für Inneres Dr. Franz Lösch­

nak: Herr B undesrat! Herr Präsident! Meine sehr  
geehrten Damen und Herren!  Das kann ich  rela­
tiv leicht machen. 

Von den 2 300 Gemeinden, die wir i n  Öster­
re ich haben ,  haben rund 980 Gemeinden einen 
Gendarmerieposten und 1 320 keinen, um I hnen 
einmal die derzeitige Situation zu  erläutern.  

Nach meinem Gefüh l  und nach meinen Wün­
schen wäre es mir am liebsten, es gäbe in jeder 
Gemeinde e inen Gendarmerieposten, der rund 
um die Uhr  besetzt werden könnte. denn dann 
hätten wir eine optimale Abdeckung der Sicher­
he itsverhältn isse. Das ist aus den bekannten 
Gründen. a) Finanzierbarkeit, b) zu Tausenden 
mehr Personal zu bekommen. schl icht und ein­
fach nicht möglich.  (Bundesrat Dr. 
P u m b e  r g e r: Sie haben gesagl, das bringt nicht 
mehr Sicherheit.' Das widerspricht sich.' - Bundes­
rätin Dr. K a r  I s s  0 11: Horchen Sie zu. er lvill es 
Ihnen erklären.') 
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Herr B undesrat! Sie hören mir nicht zu ! Sie 
machen den entscheidenden Fehler, einem a nde­
ren nicht zuzuhören, denn ich habe gesagt: Es 
wäre ideal, in jeder Gemeinde einen Gendarme­
rieposten zu haben, der rund um die Uhr besetzt 
werden  könnte. Und das ist ja der wirkl ich sprin­
gende Punkt. Weil das aber aus Gründen der Fi­
nanzierbarkeit, we i l  das auch aus Gründen der 
Tausenden von Planstel len, die zusätzlich not­
wendig wären u nd für die wir wahrscheinl ich gar 
nicht die Leute bekämen, schl icht und einfach 
nicht möglich ist, muß man schauen ,  die Struktur 
innerhalb der bestehenden Gendarmerieposten 
zu verbessern.  Und da l iegt es auf der Hand, daß 
diese Kleinstposten - und da habe ich nicht nur 
von D reimannposten gesprochen, sondern ich 
habe i m mer gesagt, das sind Zwei- ,  Drei- und 
Viermannposten - zusammengelegt werden auf 
größere Posten,  es sei denn ,  es spricht ein beson­
derer Grund gegen diese Zusammenlegung. Also 
zum Beispiel haben wir die Grenznähe als e inen 
besonderen G ru nd, den man besonders berück­
sichtigen muß,  wo wir aber nicht von vornherein 
sagen ,  jeder Posten, der fünf Kilometer von der 
Grenze entfernt ist, ist ein solcher, sondern da 
muß man sich jeden einzelnen anschauen .  Aber 
solche Posten haben wir a ls besonders begründet 
und erhaltenswert angesehen. 

Diese insgesamt notwendige Strukturänderung 
- die ja nur das Vorspiel für eine viel weiterge­
hendere Strukturänderung ist, d ie ja dem gesam­
ten Sicherheitswesen nicht erspart b le iben kann, 
wei l  s ich ganz e infach nicht nur d ie Zahl  der Be­
wegungen und die Zahl der Del ikte geändert hat, 
sondern weil i nsbesondere auch die Formen der 
Kriminalität andere geworden sind - m üssen wir 
fortsetzen mit e iner wirkl ichen Verstärkung der 
Bezirksgendarmeriekommanden und und und, 
und das setzt d iese Zusammenlegung voraus. Ich 
habe n ie e in  Hehl  daraus gemacht, daß da öster­
reichweit in etwa 1 80, 1 90 Gendarmerieposten 
aufgerufen sind. 

Wir haben,  Herr Bundesrat - das dürfte Ihnen 
auch entgangen sein -, im letzten Herbst bereits 
42 Gendarmerieposten zusammengelegt, mit den 
Ergebnissen,  die ja einige Ihrer Herren Kol legen 
h ier im B undesrat heute schon wiedergegeben ha­
ben, nämlich eine spürbar größere Präsenz der 
Exek utive a uch  in jenen Orten, wo es den Gen­
darmerieposten n icht mehr gibt. Das bestätigen 
auch die Leute , und auf die kommt es ja letzt­
endlich an .  (Beifall bei der SPÖ und bei Bundes­
räten der Ö VP. J 1 6.3'; 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wü nscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fal l .  

Die  Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Berichterstattung e in  Sch lußwort 
gewünscht? - Dies ist auch nicht der Fall .  

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und B undesräte, 
d ie dem Antrag zustim men,  den vorliegenden Be­
richt zur Kenntnis zu nehmen, um ein Handzei­
chen. - Dies ist S t i m m e n m e h r  h e i t. 

Der Antrag auf Kenntnisnahme ist somit a n ­
g e n  0 m m e  n .  

Vizepräsident Walter Strutzenberger meldet 
sich zur Geschäftsbehandlung zu Wort . Ich ertei­
le ihm dieses. 

1 6.35 

Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, Wien) 
(zur GeschäftsbehandlungJ : Herr Präsident! Herr 
Bundesminister! Ich habe heute das gedruckte 
Stenographische Protokoll der 550. Sitzung des 
B undesrates vom 5.  März in d ie Hand bekommen 
und ste l le fest, daß auf Seite 25930 in e iner Rede 
des leider von uns bereits verabschiedeten Bun­
desrates Mag. Gudenus e in  Zwischenruf von mir 
falsch zitiert wurde. 

Es war im Zusammenhang mit der von Herrn 
G udenus gebrachten Zitierung oder Mystifizie­
rung in bezug auf den Hitlerfaschismus, Russen­
denkmal und so weiter. Und hier wird der Zwi­
schenruf von mir folgendermaßen zitiert: "Aber 
d ie,  die uns vom Hitlerfaschismus befre it haben, 
sind noch immer diejenigen, die ich mehr ac hte 
als die, die vom Hitlerfaschismus umgebracht 
wurden !"  - Also eine vo l lkommen falsche Zitie­
rung! Ich möchte hier n icht d ie Damen und Her­
ren des Stenographendienstes kritisieren ,  aber es 
kann natürlich vorkommen, daß man sich ver­
hört. 

Ich habe festgestel lt ,  daß der tatsächl iche Zwi­
schenruf von mir gelautet hat: " Aber die, die uns 
vom Hitlerfaschismus befreit  haben, sind noch 
immer diejenigen.  die ich mehr achte als die, die 
im Hitlerfaschismus umgebracht haben!"  

Ich gebe zu , daß der Ausdruck "umgebracht" 
in einem Zwischenruf nicht der schönste war, 
aber es kommt darauf an, daß dahinter das Wort 
" haben" gesetzt wird . 

Ich möchte Sie, Herr Präsident, ersuchen, dafür 
zu sorgen. daß dieser richtige Zwischen ruf auch 
entsprechend im Protokoll seinen Niederschlag 
findet. 

Ich sage das auch deswegen ,  weil es anschei­
nend der Ideologie einer Partei hier im Hause 
entsprochen hätte. wen n  mein Zwischenruf. so 
wie er jetzt im Protokoll steht, tatsächl ich der 
richtige gewesen wäre , denn ansonsten,  verehrte 
Frau Kollegin, wäre ich sicher nicht zu der Ehre 
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gekommen, daß ausgerechnet d ieser Zwischenruf 
in  der Form in Ihrer Gott se i Dank sowieso nur i n  
sehr engem Kreis verbre iteten Zeitung veröffent­
licht worden wäre. 

Ich habe Ihrer Zeitung bereits geschrieben, ich 
wei ß aber nicht - ich lese sie an sich ja nicht - ,  
ob man dort mein Schre iben berücksichtigt hat. 
(Bundesrälin Dr. R i e s  s: Haben wir.') Aber ich 
glaube es fast nicht, wei l  I hnen der Ausdruck,  
ideologisch zumindest, l ieber gewesen wäre. 

Nochmals, Herr Präsident: Ich bitte um Berich­
tigu ng gemäß dieser nunmehr richtigen Darste l­
l ung m�ines �:vischenrufes. - Ich danke. (Beifall 
bei SPO und O VP. ) 1 6.38 

Präsident: Herr Vizepräsident! Die verlangte 
Richtigstel lung wird erfo lgen .  

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
3. April 1 992 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik Österreich und der Weltor­
ganisation für geistiges Eigentum über den Sitz 
des Internationalen Registeramtes für audiovi­
suelle Werke (410/NR sowie 424S/BR der Beila­
gen) 

Präsident: Wir gelangen n u n  zum 7. Punkt der 
Tage�.ordnung: Abkommen zwischen der Repu­
bl ik Osterreich und der Weltorganisation für gei­
stiges Eigentum über den Sitz des Internationalen 
Registeramtes für audiovisuel le Werke. 

Die Berichterstattu ng hat Herr Bundesrat AI­
brecht Konecny übernom men.  Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Beric�terstatter Albrecht Konecny: Hohes 
Haus! Osterreish hat sich im Vertrag zwischen 
der Republ ik Oster reich und der Weltorganisa­
tion für geistiges E igentum über die Ansiedlung 
des internationalen Registers aud iovisueller Wer­
ke, BGBL Nr. 674/ 1 990, dazu verpfl ichtet, der 
Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO) 
in bezug auf das I nternationale Register den glei­
chen Status einzuräumen, den es den anderen in 
Österreich angesiedelten Organisationen der Ver­
e inten Nationen einräumt, und zu diesem Zweck 
ein Abkommen mit  der WIPO abzuschl ießen. 

Der Rechtsausschu ß  hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 7. April 1 992 in 
Verhandlung genom men und einst immig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rechts­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen: 

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
3.  April 1 992 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republ i k  Österreich und der Weltorga-

nisation für geistiges Eigentum über den Sitz des 
Internationalen Registeramtes für audiovisuel le 
Werke wird kein Einspruch erhoben.  

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Herr Bundesrat 
Dr. Ernst Reinhold Lasn ik .  Ich erteile ihm d ieses. 

16 "/0 

Bundesrat Dr. Ernst Reinhold Lasnik (ÖVP, 
Steiermark) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geeh rte Damen und Herren  des B undesrates! In 
d iesem Besch luß  des Nationalrates vom 3 .  April 
1 992, den wir heute zu behandeln haben, geht es 
um ein Abkom men zwischen der Republik Öster­
reich und der Weltorganisation für geistiges Ei­
gentum über den Sitz des Internationalen Regi­
steramtes für audiovisuel le Werke. 

Die Republ ik Österreich hat sich im Vertrag 
vom 1 5 . Oktober 1 989 m it der Weltorgan isation 
für geistiges E igentum über die Ansiedlung des 
Internationalen Registeramtes in Klosterneuburg 
dazu verpflichtet. dieser Weltorganisation i n  be­
zug auf das bereits genannte internationale Regi­
ster den gleichen Status einzuräumen, den Öster­
reich auch den anderen hier angesiedelten Orga­
nisationen der Vereinten Nationen einräumt. 

Aus d iesem G rund muß mit der WeItorgan isa­
tion ein Abkommen geschlossen werden .  Dieses 
nun vorl iegen�� Amtssitzabkommen regelt, ge­
stützt auf e in Ubereinkommen vom 2 1 .  Novem­
ber 1 947. in  2 1  Art ikeln die Privi legien und Im­
munitäten dieser Spezialorgan isation.  Dabei wer­
den in juridisch  ausgefeilter Form Begriffe wie 
"ständiger Sitz" , " Unverletzl ichkeit des Sitzberei­
ches" , " Immunität" , "Nachrichtenverkehr",  
"Steuer- und Zollfreiheit" , "Ein- ,  Aus-, Durch­
reise und Aufenthalt von staatlichen Vertretern, 
Bediensteten und Famil ienangehörigen" ausführ­
l ich dargelegt und rechtlich fixiert. 

Im Artikel 1 8  dieses Abkommens wird im Ab­
satz I in besonderer Weise der Hintergrund des 
Vertrages erklärt. Deshalb möchte ich Ihnen die­
sen Absatz gerne zitieren.  

"Die in  diesem Abkommen vorgesehenen Vor­
rechte und Immunitäten sind n icht dazu be­
stimmt,  den Bediensteten des Internationalen Re­
gisteramtes oder den Sachverständigen persönli­
che Vortei le zu verschaffen. Sie sind lediglich zu 
dem Zweck vorgesehen, unter a l len U mständen 
die ungehinderte amtl iche Tätigkeit der Organi­
sation und die vollständige Unabhängigkeit der 
Personen, denen sie gewährt werden ,  zu gewähr­
leisten . " 

Seh r  geehrte Damen und Herren des Bundesra­
tes ! Sie kön nten sich nun denken: Was kostet uns 
dieses Abkommen? Dazu ist folgendes anzu mer­
ken : D ie der Republik Österreich d urch den Ent-
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gang von Zöllen und Abgaben entstehenden Ko­
sten lassen sich nur schwer in konkreten Zahlen 
darstellen. Erfahrungsgemäß kann jedoch gesagt 
werden,  daß d ieser Zol l - und Abgabenentgang 
d urch die Ausgaben der sich in Österreich nieder­
lassenden Bediensteten zumindest kompensiert 
wird .  

Da es sehr wichtig ist - und da glaube ich ,  seh r  
geehrte Damen und Herren, sind wir einer Mei­
n ung -, daß Österreich zum Amtssitz möglic hst 
vieler internationaler Organisationen wird, müs­
sen wir auch dafür sorgen ,  daß diesen Organisa­
t ionen und ihren Mitarbeitern die inte rnational 
üb lichen günstigen Bedingungen für ihr Wirken 
gewährt werden .  

Der heute zur Debatte und  Besch lu ßfassung 
stehende Vertrag mit der Weltorganisation für 
geistiges E igentum schafft d ie rechtlichen Rah­
menbedingungen für eine solche Neuansiedlung. 

Aus den vorhin genannten Gründen ersuche 
ich Sie, sehr gee hrte Damen und Herren des Bun­
desrates, dem vorliegenden Abkommen zwischen 
der Republik Österreich und der WeI torganisa­
t ion für geistiges E igentum Ihre Zust immung zu 
geben . .(Beifall bei der Ö VP und bei Bundesräten 
der SPO. ) / 6.43 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
n icht vor.  

Wünscht  jemand das Wort? - Es ist d ies nicht 
der Fal l .  

D ie Debatte ist gesch lossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall .  

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
d i e  dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu  erheben ,  um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t .  

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben , ist 
somit a n g e n 0 m m e n .  

8.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
3. April 1992 betreffend ein B undesgesetz, mit 
dem das Pensionskassengesetz geändert wird 
(290/A-II-4660 und 444/NR sowie 4246/BR der 
Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 8. Punkt der 
Tagesordnung: Bundesgesetz, mit  dem das Pen­
sionskassengesetz geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Ste­
fan Prähauser übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Stefan Prähauser: Herr Präsi­
dent! Hoher Bundesrat !  Bei der Novel l ierung des 
Pensionskassengesetzes durch das Bundesgesetz 
BGBL Nr. 201 1 992 wurde die Inkrafttretensbe­
stimmung irrtüml icherweise nicht zur Gänze be­
sch lossen. Da eine Druckfehlerberichtigung im 
vorliegenden Fal l  nicht zulässig ist, besteht das 
Erfordernis einer entsprechenden Novel l ierung. 

Der F inanzausschuß hat die gegenständl iche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 7. April  1992 in  
Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen E inspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratung stel l t  der F inanz­
ausschuß somit  den A n  t r a g, der Bundesrat 
wol le beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
3. April 1 992 betreffend ein Bundesgesetz, mit  
dem das Pensionskassengesetz geändert wird, 
wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in d ie Debatte ein.  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Karl Litschauer. Ich erteile ihm dieses. 

/6 .45 
Bundesrat Karl Litschauer (ÖVP, N iederöster­

reich) :  Herr Präsident!  Meine sehr  geschätzten 
Damen und Herren ! Hohes Haus! Die formal­
rechtlich notwendigen E rgänzungen des bereits 
vorl iegenden Beschlusses des Pensionskassenge­
setzes, wodurch heute , wie wi r von der Berichter­
stattung gehört haben,  d ie Inkrafttretenbest im­
mungen zur Gänze wirksam werden, geben m i r  
die Möglichkeit, zur damit gesetzl ich geregelten 
Thematik ein ige Anmerkungen zu treffen. 

Nicht nur die laufende Pensionsdebatte zeigt, 
daß neue Wege, neue Ideen in der Sozialpolit ik 
unumgänglich notwendig sind. Dabei steht nicht 
nur die Frage der Art und Weise von Sozial le i­
stungen, wie etwa Kranken-, Arbeitslosen- und 
Altersvorsorge, im Mitte lpunkt der Diskussion, 
sondern vielmehr auch d ie Frage der Finanzier­
barkeit des von der Sozialpol it ik als notwendig 
erkannten Le istungskataloges. 

Ziel muß es se in, das Vertrauen in e ine sichere 
soziale und pensionsrechtl iche Versorgung und 
Vorsorge in Zukunft nicht zu erschüttern . Die ge­
änderte Bevölkeru ngsstruktur. die sich wandeln­
den Lebensgewohnheiten lassen das bisher gültige 
Finanzierungsmodell  als nicht mehr ganz lei­
stungsfähig und nicht mehr ganz ausreichend e r­
scheinen. 

Der Antei l  der älteren Bevölkerung an der Ge­
samtbeVÖlkerung steigt ständig. Die höhere Le­
benserwartung, der deutliche Rückgang der Zah l  
kinderreicher Familien, die höhere Zahl der S in-
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gles und damit k inderloser Mitbürger s ind nur  ei­
n ige der Gründe, die hier angeführt werden kön­
nen und die e igentlich dieses unübersehbare Phä­
nomen erklären .  

Tatsache is t  - uns a l len bekannt - ,  daß die 
Pensionsleistu ngen in den verschiedenen Pen­
sionssysteme n in absehbarer Zeit nicht mehr wie 
bisher finanziert werden können , und Experten 
rechnen mit e iner  F inanzierungsgrenze. Manche 
nennen die Jahrtausendwende, manche nennen 
das Jahr 20 1 0. Daher ist es notwendig, rechtzeitig 
Gegenstrategien zu entwickeln.  

Und dies geschieht auch in der derzeit laufen­
den Pensionsreform-Debatte. Einige Eckpunkte 
dieser ��pla nten Reform l iegen bereits auf dem 
Tisch. Uber weitere Maßnahmen wird man si­
cherlich noch ausführlich reden m üssen .  Die 
staatliche Pensionsvorsorge bi ldet also die eine 
Seite, und d ie  andere Seite stellt d ie betriebl iche 
und d ie überbetriebliche Altersvorsorge dar. Die­
se erhält heute neuerlich mit dem zur Debatte 
stehenden Pensionskassengesetz in Verbindung 
mit dem berei ts beschlossenen Betriebspensions­
gesetz eine  gesetzliche Grundlage und verdient 
auch unsere besondere Beachtung. 

Für mich, meine sehr  geschätzten Damen und 
Herren, s ind d ie Betriebspensionen ein durchaus 
taugl iches M it tel ,  die gesamte Altersvorsorge auf 
ein zweites t ragfäh iges Standbein zu stellen. Ver­
einzelte Beispiele in Österreich, vielmehr aber die 
Vorbilder in unserer unmittelbaren Nachbar­
schaft, etwa in  der Schweiz, zeigen, daß neben der 
staatlichen Altersvorsorge mit der E inrichtung 
von Pensionskassen eine entsprechend gediegene 
finanzielle Absicherung der aus dem Arbeitspro­
zeß ausgeschiedenen Menschen garantiert werden 
kann .  Mit dem Beisatz natür lich: Wenn sie auch 
in ausreichender Weise genützt wird . 

Voraussetzu ng dafür sind selbstverständl ich die 
im Pensionskassengesetz e nthaltenen Vorgaben, 
wonach die rechtl iche Absicherung der Anwart­
schafts- und Leistungsberechtigten im notwendi­
gen Ausmaß gewährleistet ist .  Eingezahlte Beiträ­
ge ble iben so dem beitragsleistenden Arbei tgeber 
weitestgehend entzogen ,  und auch eine entspre­
chende exekutionsrechtliche Absicherung ist vor­
gesehen. 

Ganz wesentl ich,  meine sehr geschätzten Da­
men und Herren ,  ersche int  mir auch die gesetzl i­
che Garantie, daß dem Arbeitnehmer im Falle 
des Ausscheidens aus dem Unternehmen, also im 
Falle eines Arbe itsgeberwechsels, d ie Pensionszu­
sage auch wei terhin garantiert bleibt. Es wird so­
mit vor einem etwaigen Verlust der Versorgungs­
zusage geschützt. 

Diese Vorkehrung ermöglicht in H ink unft auch 
eine entsprechende Mobil i tät der Arbeitnehmer, 

eine Mobi l ität, d ie im österreich ischen Arbeits­
prozeß  ohnehin noch viel zuwenig entwickelt ist, 
die aber gerade im Hinblick auf unsere I ntegra­
tionsbemühungen e in unbedingtes M u ß  darste llt, 
wenn man alle daraus zu erwartenden Vortei le 
auch voll  n utzen wil l .  

Die Flexibi l ität der Arbeitnehmer wird sowohl 
für den e inzelnen selbst als auch für die U nter­
nehmen entscheidend sein .  Je mobiler und flexib­
ler der Mitarbeiter eines Unternehmens ist bezie­
h u ngsweise die Arbeitnehmer insgesamt sind, 
u mso leichter und rascher wird man sich auch auf 
die sich zweifel los ändernden wirtschaftlichen 
Gegebenheiten e instellen können und auch müs­
sen .  

Voraussetzung dafür ist unter anderem auch 
die von mir schon angesprochene und im Pen­
sionsgesetz entha ltene Garantie der e inmal ge­
troffenen Versorgungszusage. Sie bleibt auch 
dann aufrecht, wenn der Arbeitsplatz gewechselt 
wird . 

Wesentl ich ,  meine verehrten Damen und Her­
ren ,  scheint  mir auch ein weiterer Punkt zu sein: 
Das zur Debatte stehende Gesetz schafft grund­
sätzlich auch die Möglichkeit, daß M itarbeiter in 
Klein- und Mittelbetrieben h insichtlich der Al­
tersversorgung den Mitarbeitern in Großunter­
nehmen mit  e igenen Pensionskassen gleichgestellt 
werden können. Das geschieht du rch die Errich­
tung der überbetrieblichen Pensionskassen, also 
von Kassen ,  die Geschäfte für Anwartschafts- und 
Leistungsberechtigte mehrerer Arbeitgeber 
durchführen .  

Für mich stellt sich allerdings d ie  Frage, ob  die 
e inzelnen Arbeitgeber von d ieser gesetzlich vor­
gesehenen Möglichkeit auch ausreichend Ge­
brauch machen werden. Ich bin al lerdings über­
zeugt davon,  daß gerade im H inblick auf EG und 
EWR die Unternehmer gut beraten sind, auch 
den sozialen Aspekten ausreichendes Augenmerk 
zu  schenken und die im Pensionskassengesetz 
vorgesehene Leistung entsprechend anzubieten. 
Die im Ausland - unter anderem in der BRD 
und in der Schweiz - bereits bestehenden Sozial­
angebote der Betriebe müssen auf Grundlage der 
�.ebattierten gesetzl ichen Besti mmung auch in 
Osterreich noch stärker Wirkl ichkeit werden. 

Abschl ießend, meine verehrten Damen und 
Herren, darf ich festhalten ,  daß das Pensionskas­
sengesetz in Verbindung mit dem Betriebspen­
sionsgesetz generell sicher die Grundlage dafür 
schafft, in der Altersvorsorge neben der staatli­
chen Pensionsleistung eine zweite Säule zu er­
richten .  Ob die geseztl ichen Vorgaben aber auch 
ausreichen , um das Model l  der Pensionskassa -
unter anderem auch der überbetrieblichen für 
Klein- und Mittelbetriebe - zu e iner allgemein 
gültigen und attraktiven Einrichtung zu machen, 
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bleibt zunächst abzuwarten.  Wir sind aufgefor­
dert, die Entwicklung auf diesem Gebiet genau zu 
beobachten und gegebenenfalls d urch gesetzliche 
Ergänzungen und Adaptierungen ,  etwa auch i n  
anderen Rec htsgebieten ,  so etwa dem Steuer­
recht, den Anreiz zur Schaffung dieser Einrich­
tung entsche idend zu beeinflussen .  

Zum gegenwärtigen Zeitpu nkt, me ine sehr ge­
schätzten Damen und Herren,  begrüßen wir je­
denfalls das bere its besch lossene Gesetz, und wir 
werden daher auch dem heute vorliegenden Er­
gänzungsvorsch lag, der led iglich e ine formal­
rec htliche Korrektur darstellt,  gerne unsere Zu­
stim mung geben .  (Beifall bei Ö VP und SPÖ . ) 
/6.55 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Dr.  Mart in  Strimitzer. Ich 
erteile i hm dieses. 

/ 6.55 

Bundesrat Dr .  Mart i n  Strimitzer (ÖVP, Tirol) :  
Herr Präsident! Hohes Haus! E rlauben Sie mir, 
meine geschätzten Kol leginnen und Kollegen, bei 
der Behandlung d ieses Tagesordnungspunktes 
Ihre Aufmerksamkeit auf einen  U mstand zu len­
ken, der uns al le angeht .  Ich meine auch diejeni­
gen ,  die das Haus bereits verlassen haben .  

Zunächst. meine Damen und Herren: Ich habe 
mir die Mühe gemacht, exakt zu prüfen, warum 
diese ku riose zweite Pensionskassengesetz-Novel­
le 1 992, in  der led igl ich die l nkrafttretensbestim­
mung und sonst rein  gar nichts geändert wird,  
notwendig geworden ist. H ier, meine Damen und 
Herren ,  ist die erste Novelle (der Redner hält ein 
Blatt Papier in die Höhe) ,  abgedruckt im Bu ndes­
gesetzblatt vom 1 0 . Jänner 1 992, ufl:�er der Num­
mer 20, und h ier haben Sie den Anderungsbe­
schluß von der Nationalratssitzung der letzten 
Woche. Abgesehen von e iner falschen Absatzbe­
zeichnung im § 2 - es sol lte nämlich  richig hei­
ßen :  Absatz 1 statt Absatz 2 - l iegt der Feh ler, 
der d urch die zweite Novelle zu beheben ist, le­
digl ich darin , daß bei der ersten Novelle der Satz­
tei l  " . . .  treten mit 1 .  Jänner 1 99 1  i n  Kraft" irr­
tüm licherweise n icht m itbesch lossen worden ist. 

Es l iegt also , meine Damen und Herren ,  ganz 
genau jener Sachverhalt vor, der, wen n  er der 
zweiten Kammer d ieses österre ichischen Parla­
ments rechtze itig (Bundesrat 5 t r u  t z  e n b e r -
b e  r: . . .  bemerkt worden wäre! Den haben wir 
auch nicht bemerkt!) vor der Behandlung der er­
sten Novelle zur Kenntnis gebracht worden wäre, 
vom Bundesrat hätte berein igt werden können. 
(Bundesrat 5 t r u t z  e n b  e r g e r: Wenn ihn der 
Bundesrat bemerkt hätte! - Heiterkeit. ) 

Herr Kollege , das wil l  ich ja sagen. Ich möchte 
jetzt einmal den Fall sehr  theoretisch durchbe­
sprechen. Der also vom Bundesrat bere inigt hätte 

werden können, ohne daß es zu einer zweiten Be­
fassung der gesamten Gesetzesmaschinerie - Sie 
wissen,  Initiativantrag in  diesem Fall, National­
ratsausschuß,  Nationalratsplenum,  Bundesrats­
ausschuß.  Bundesratsplenum, Bundeskanzler, 
Bu ndespräsident, Kundmachung im Bundesge­
setzblatt - hätte kommen müssen ,  fal ls (Bundes­
rat S t r II t z  e n b e r g e r: Falls wir es bemerkt 
hätten!) ,  jawohl ,  unsere Gesetzesin itiative , die wir 
vor einem Jahr beschlossen haben ,  Gesetzeskraft 
erhalten würde. 

Wir, meine Damen und Herren - und jetzt 
komme ich voll ins Konkrete - ,  der Bundesrat, 
haben in unserer am 1 .  Februar 1 99 1  e inst immig 
- also von al len in d iesem Hause vertretenen 
Parte ien - beschlossenen Gesetzesin i tiative für 
eine Änderung des Bundesverfassungsgesetzes als 
zweiten von drei Punkten wörtliche vorgeschla­
gen - ich darf mir erlauben ,  es noch e inmal zu 
zitieren - :  ,.Dem Artikel 42 der Bundesverfas­
sung wird folgender neuer Absatz 6 angefügt: 
Ste llt der mit der Vorberatung eines Besch lusses 
des Nationalrates betraute Ausschuß des Bundes­
rates fest, da ß der Beschluß offensichtliche 
Schreib- und Druckfeh ler oder sprach l iche Män­
gel enthält. und tritt der mit der Vorberatung der 
Vorlage im Nationalrat betraute Aussch u ß  dieser 
Feststel lung bei, so kann der Bundesrat e ine ent­
sprechende Änderung des Besch lusses des Natio­
nalrates beschl ießen, die der Bu ndeskanzler bei 
der Kundmach ung dieses Beschlusses im Bundes­
gesetzblatt (Arti kel 49 Abs. 1) zu berücksichtigen 
hat." 

Waru m  sage ich das al les jetzt, meine Damen 
und Herren? - Wei l man aus dem Verfassungs­
unterausschuß des Nationalrates, i n  dem diese 
unsere Gesetzesin itiative derzeit beraten wird, 
folgendes hört: Es sieht so aus - ich möch te m ic h  
e inmal auf diese Formulierung beschränken und 
ein lassen - ,  als ob von den vom Bundesrat vor­
geschlagenen drei Punkten nur der erste , näml ich 
der. welcher e in Minderheitsrecht für die Erstel ­
lung von Gesetzesvorsch lägen i n  der  Länderkam­
mer statuiert ,  vom Nationalrat beschlossen wer­
den sol l .  Das reklamierte Zustimmungsrecht des 
Bundesrats für den F inanzausgleich - Punkt 3 -

sol l  aufgeschoben,  die Korrekturfunktion, von 
der ich gesprochen habe , abgesch mettert werden .  

U nd wissen Sie, wie d i e  Begründung dafür lau­
tet? - Man sagt, da würde der Bundesrat eine 
gefährl iche Aufseherrol le über den Nationalrat 
bekommen, man sagt, die Länderkammer würde 
sich als "Oberle hrer" gegenüber den Abgeordne­
ten im Nationalrat aufspielen können, der Natio­
nalrat geriete in ein Zwielicht, wen n  der Bundes­
rat öfter Korrekturen vornähme, und so weiter 
und so fort. 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren ,  
dazu sine i ra  et studio und. b itte, bewußt, ohne 
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daß ich einen Stein werfen wi l l  auf den- oder die­
jenigen, d ie an dieser Haltung möglicherweise be­
tei l igt sind, doch kurz folgendes sagen :  

Erstens: In  allen ausgereiften parlamentari­
schen Demokratien der Welt ist  es geradezu 
selbstverständlich - ich wiederhole: selbstver­
ständl ich !  - ,  ja eine verfassu ngspol itisch gewol lte 
und bewußt eingeführte Regel ung, daß d ie zweite 
Kammer der Gesetzgebung e ine Korrekturfunk­
tion hat. E ine solche "übl iche Korrekturfunk­
tion" der zweiten Kammer ist dort aber nicht auf 
formale Fehler beschränkt. 

Zweitens: Unsere Gesetzesinitiative beschränkt 
sich demgegenüber ausdrüc klich nur auf formale 
Feh ler und Mängel ,  noch dazu a uf solche, die 
dem Nationalrat offensichtl ich irrtüml ic h  unter­
laufen sind. Und trotzdem gäbe es e ine Korrektur 
- Sie haben es ja aus der Citatio gehört - durch 
den Bundesrat nur ,  wenn der  zuständ ige Natio­
nalratsaussch u ß  der Festste l lung des B undesrates 
in bezug auf das Vorl iegen des Fehlers beigetre­
ten wäre. Mehr Rücksichtnahme, so meine ich,  
auf das Sensorium, um nicht zu sagen ,  auf die 
E mpfindl ichkeit der Damen und Herren Natio­
nalräte ist uns hier beim besten Wil len  gar nicht 
e ingefallen. 

U nd drittens möchte ich noch einmal wieder­
holen ,  was ich - übrigens in Übere i nstimmung 
mit  Herrn Föderal ismusm in ister Weiss, m it 
Herrn Vizepräsidenten Schambeck und,  ich glau­
be, auch mit  e in igen sozia list ischen (Bundesrat 
F a  r l h o / e r: SoziaLdemokratischen.') Kol legen 
- i m mer wieder gesagt habe: Wenn schon der 
Herr Bundeskanzler als Organ der Vol lziehung 
im Zuge der Wiederverlautbarung von Bu ndesge­
setzen die gesetzliche Möglich keit hat, offensicht­
l ic he Schreib- und Druckfe hler im Bundesgesetz­
blatt zu berichtigen,  so sol l te der Legislative. so 
meine ich. dieses Recht doch woh l  ebenfalls u nd 
viel leicht noch etwas originärer zustehen .  

Ich bitte S ie ,  meine sehr verehrten Damen u nd 
Herren, daher alle, ganz gleich ,  aus welchem pol i ­
tischen Lager Sie kommen, auch im Interesse des 
Ansehens des Bundesrates auf Ihre maßgeblichen 
Parteifreu nde einzuwirken , daß unserer Geset­
zesin itiative zumindest in den Punkten 1 und 2 -
ich wiederhole: M inderheitsrecht, Gesetzesinitia­
tiven und Korrekturfunktion - Rechnung getra­
gen wird. Unser ehemaliger Bundesratskol lege 
und jetziger Minister Weiss hat Herrn Vizepräsi­
denten Schambeck und mir noch gestern versi­
chert, er werde, soweit es an ihm persönlich l iege, 
d iesen Wunsch des Bundesrats weiterhin unter­
stützen. 

Abschl ießend möchte ich Ihnen noch folgendes 
sagen :  Ich selbst erinnere m ich  an mehrere Geset­
ze , bei denen der B undesrat zweckmäßigerweise 
als Korre ktiv schon bisher hätte tätig werden sol-

len und können. Man sagt m ir .  es werde nach dem 
vorliegenden Pensionskassengesetz noch das erst 
kürzlich beschlossene Preisauszeichnungsgesetz 
kommen, das ebenfalls, in ähnlicher Weise wie 
dieses Pensionskassengesetz, reparaturbedürftig 
ist. 

An Handlungsbedarf fehlt es a lso eigentl ich 
nicht. Und das Zwielicht, von dem ich gesprochen 
habe, ist meines E rachtens unangenehmer, wenn 
der Nationalrat selbst neue Gesetze beschl ießen 
muß.  als wenn der Bundesrat kurzwegig tätig 
wird .  Natürlich mü ßten wir uns die Gesetzesbe­
sch lüsse des Nationalrates in Hinkunft auf solche 
Fehler - ich möchte es n icht unterlassen, auch 
das zu sagen - gründlicher anschauen , n icht  um 
den Nationalrat zu  desavou ieren, sondern um zu 
verh indern. daß Zwiel icht auf beide Kammern 
fä llt . 

Meine Damen und Herren! Ein offenes Wort 
zur rechten Zeit hat schon öfter noch etwas zu 
bewirken vermoc ht. Ich hoffe, auch in d ieser 
Causa. - Danke sehr. (Bei/aLL bei Ö VP und 
FPÖ. ) 1 7.07 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr Vi­
zepräsident Walter Strutzenberger. Ich ertei le 
ihm d ieses. 

/ 7.07 
Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 

Wien):  Herr Präsident! Meine Damen und Her­
ren !  Ich hätte an sich den Ausführungen des Kol­
legen Strimitzer überhaupt nichts h inzuzufügen 
(Bundesrat Dr. 5 t r i  m i t  z e r: Danke.' ) ,  denn ich 
stelle fest. daß wir gemei nsam (Bundesrat Dr. 
5 [ r i m i l z e r: Das habe ich betont.') - alle drei 
im Haus anwesenden Fraktionen - den Antrag 
beschlossen haben.  Nun ste l le ich aber noch etwas 
fest - und das unterstreiche jetzt ich, l ieber 
Freund Strimitzer; ich darf dich hier offiziell so 
ansprechen - :  Deine Darstellung entbehrt der 
Objektivität, zum einen zum Beispiel dadurch, 
daß du zur l inken Seite d ie Meinung vertreten 
hast: Na ja, tut halt auch etwas, damit das jetzt 
umgesetzt wird, denn das ehemalige Mitglied des 
Bundesrates, der jetzige Bundesminister Weiss, 
hat, mir, hat mir,  hat mir  . . . 1 

Der jetzige Bundesminister Weiss ist B undes­
min ister, er ist Vertreter der Exekutive. nicht der 
Legislative, und ich möchte ,  bitte, e ines feststel­
len: In der Leg islative stim mt es halt nicht ganz 
so, wie es dargestellt wird, daß dort die beiden 
anderen Fraktionen - ich sage jetzt bewußt: die 
b e i  d e n  anderen Fraktionen - nur dagegen 
sind, daß dem Bundesrat d ieses Korrekturrecht 
gegeben wird. (Bundesrat Dr. S [ r i m i t  z e r: Das 
habe ich auch nicht behauptet.') 

Lieber Kollege Strimitzer !  Ich hoffe, das Proto­
koll  wird wortgetreu geführt ,  und ich schlage dir 
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vor, daß wir beide uns einmal zusammensetzen, 
und ich lese dir in deinem Tonfal l ,  der hervorra­
gend ist , dieses Protokoll vor, und du wirst es mit  
mei nen Ohren hören.  (Bundesrat Dr. 5 t r i  m i t  -
z e r: Ich gehe auf diesen Vorschlag ein.') 

Und dagegen verwahre ich mich ! Es gibt, bitte, 
in  diesem Haus nur wenige, d ie sich ,  so wie ich, 
positiv für d ie vol le Erfül lung - die volle Erfül­
lung! - unseres Dreipunkteprogramms einge­
setzt haben .  Ich möchte ausdrücklich betonen,  ich 
stehe dazu (Bundesrat Dr. 5 t r i  m i  l z e r: Ich 
habe nicht die Absicht, dem zu ,.vidersprechen.'J 
und werde mich auch weiter bemühen, daß diese 
drei Pun kte erfü l lt werden .  Aber - jetzt kommt 
mei n  Aber - das Leben hängt n icht davon ab, ob 
wir das Korrekturrecht haben oder nicht, die Auf­
wertu ng des Bundesrates, die hier vorgespielt 
werden sol l ,  hängt nicht davon ab. Und jetzt zitie­
re ich unseren gemeinsamen Freund Jürgen 
Weiss: Ich wäre froh gewesen, hätte er sich h in­
sicht l ich der Mitwirkungsrechte bei der Integra­
tion so eingesetzt, so geäußert, dir gegen über, mir 
gegenüber wirklich  so geäu ßert, daß der Bundes­
rat echt aufgewertet worden wäre. Dann würde er 
im Integrationsprozeß entsprechend berücksich­
tigt werden!  (BeifaLL bei der SPÖ.) 1 7.10 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
n icht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Das ist nicht der 
Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Berichterstattung e i n  Schl ußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall .  

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g .  

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Besch luß  des Nat ionalrates keinen E inspruch 
zu erheben ,  um ein Handzeichen. - Es ist d ies 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t .  

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e  n .  

9. Punkt: Selbständiger Antrag der Bundesräte 
Wedenig, Dr. Schambeck, Strutzenberger, Mag. 
Lakner und Genossen betreffend parlamentari­
sche Enquete zum Thema " Österreichische Bun­
desstaatlichkeit und EG" (68/A-II - 1 264 und 
4247/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 9. Punkt der 
Tagesordnung: Selbständiger Antrag betreffend 
Abhaltu ng e iner parlamentarischen Enquete am 
20. Mai 1 992 . 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Her­
bert Weiß übernommen. Ich bitte ihn um den Be­
richt.  

Berichterstatter Herbert Weiß: Hohes Haus! 
Der Ausschuß für Verfassu ng und Föderalismus 
hat den gegenständlichen A ntrag auf Abhaltung 
einer parlamentarischen Enquete in seiner Sit­
zung vom 7. April 1 992 in Verhandlung genom­
men und einst immig besch lossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, diesem Antrag zuzustim­
men. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung u nd Föderal ismus somit 
den A n t r a g , der Bundesrat wol le beschl ießen:  

Gemäß § 66 der Geschäftsordnung des Bun­
desrates wird eine parlamentarische Enquete ab­
gehalten.  

Termin: Mittwoch,  20. Mai 1 992, 9 Uhr (ganz­
tägig) 

Gegenstand: "Österreichische Bundesstaatlich­
keit und EG" 

Tagesordnung: 

I .  Referate Ge zirka 15 Minuten)  

I .  Präsident des Nationalrates Dr. Heinz F ischer 

2. Bundesmi nister für Föderalismus und Ver­
waltungsreform Jürgen Weiss 

3. Staatssekretär im B undeskanzleramt Dr. 
Peter Kostelka 

4. Landtagspräsident P rofessor Dr. Helmut 
Schreiner, Salzburg 

5. Mitgl ied des Europäischen Parlaments, Klaus 
Wettig, Göttingen, Deutschland 

6. Landtagsabgeordneter Un iversitätsprofessor 
Dr. Klaus Firle i ,  Salzburg 

7. Universitätsprofessor Dr. Heinz Schäffer, 
Salzburg 

8. U niversitätsprofessor Dr.  Wi lhe lm Braune­
der, Wien 

11. Nach den Referaten :  Diskussion 

Weiterer Te ilnehmerkreis: 

I .  auf Vorschlag der parlamentarischen Klubs 

a) 2 1  Mitgl ieder des Bl!.ndesrates �nd Abg�ord­
ne te zum Nationalrat (9 OVP, 9 SPO, 3 FPO) 

b) 7 Experten (3 ÖVP, 3 SPÖ, 1 FPÖ) 
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I I .  

Präsident des Verfassungsgerichtshofes 

Präsident des Verwaltungsgerichtshofes 

BI .  

Landeshauptmänner und deren Stel lvertreter. 
soweit  sie e iner anderen Landtagsfraktion als der 
Landeshauptmann angehören 

Landtagspräsidenten 

Landesamtsd irektoren (Wien - Magistratsd i­
rektor) 

Landtagsdi rektoren:  

je ein Vertreter 

der Verb indungsstel le der österreich ischen 
Bundesländer, 

des Österreichischen Städtebundes und 

des Österreichischen Gemeindebu ndes 

IV.  

Le iter des Verfassungsdienstes im Bundeskanz­
leramt, weiters 

zwei Vertreter des Bundeskanzleramtes sowie 

je e in  Vertreter der B undesmin isterien 

V. 

je e in  Vertreter 

des Österreichischen Arbeiterkammertages, 

der Bundeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft , 

des Österreichischen Gewerkschaftsbundes, 

der Vereinigung Österreichiseher I ndustrieller, 

der Präsidentenkonferenz der Landwirtschafts-
kam mern Österreichs sowie 

des Österreichischen Landarbeiterkammerta­
ges. 

Präsident: Wortmeldungen l iegen n icht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies n icht 
der Fall .  

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrät innen u nd Bundesräte , 
die dem Antrag des Ausschusses für Verfassung 
und Föderalism us auf Abhaltung e iner parlamen­
tarischen E nquete zustim men. um ein Handzei-

ehen. - Es ist dies S t i m  m e  n e  i n h e l l  i g -
k e i t .  

Der Antrag auf Abhaltung e iner Enquete im 
Sinne der Antragste ller ist somit a n  g e n 0 m -
m e n . 

10. Punkt: Wahl von Vertretern Österreichs in 
die Parlamentarische Versammlung des Europa­
rates 

Präsident: Wir gelangen zum 1 0. punkt der Ta­
gesordnung: Wahl von Vertretern Osterreichs i n  
die Parlamentarische Versammlung des E u ropa­
rates. 

Österreich hat Anspruch auf d ie Entsendung 
von sechs Mitgl iedern und sechs Ersatzm itglie­
dern in die Parlamentarische Versammlung des 
Europarates. Nach e iner Parteienvereinbarung 
entfallen für die kommende 44. Tagungsperiode 
drei Ersatzmitglieder auf den Bundesrat;  sechs 
M itgl ieder und drei Ersatzmitgl ieder entfal len auf 
den Nationalrat. Die Wa hl  erfolgt für d ie gesam­
te, rund e injährige Dauer der Sitzungsperiode. 

Es sind mir folgende Wahlvorsch läge zugekom­
men: 

als Ersatzmitgl ieder 

Dr. Alfred G u s e n b a u  e r, 

Albrecht K 0 n e  c n y und 

Dr. Martin S t r i  m i t  z e r  

vom Bundesrat aus in  die Parlamentarische 
Versammlung des Europarates zu entsenden .  

Wird d ie Durchführung der  Wah l  m ittels 
St immzettel beziehungsweise für jeden der zu no­
min ierenden Delegierten gesondert gewünscht? 
- Es ist d ies nicht der Fall .  

Ich werde daher gemäß § 56  der  Geschäftsord­
nung d ie Wahl unter einem durch Handzeichen 
vornehmen lassen .  

Ich  bitte jene Bundesrät innen und Bundesräte, 
d ie den bekanntgegebenen Wahlvorschlägen ihre 
Zust immung geben, um ein Handzeichen. - D ies 
ist S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Die Wahlvorschläge sind somit  a n  g e n  0 m -
m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe noch bekannt, daß seit der letzten be­
ziehungsweise in der heutigen Sitzung i nsgesamt 
zwei Anfragen,  854/J und 855/J ,  e ingebrach t  wur­
den .  

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung des 
Bundesrates wird auf schriftl ichem Wege erfol-
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gen .  Als Sitzungstermin  ist Donnerstag, der 
2 1 .  Mai 1 992, 9 Uhr i n  Aussicht genommen. 

Für  die Tagesordung dieser S itzung kommen 
jene Vorlagen in Betracht, die der Nationalrat bis 
dahi n  verabschiedet haben wird , soweit sie dem 
E inspruchsrecht beziehungsweise dem Zustim­
mungsrecht des Bundesrates unterl iegen .  

Die Ausschu ßvorberatungen sind fü r Dienstag, 
den 19 . Mai 1 992, ab 14 Uhr vorgesehen.  

Ich wünsche eine gute Heimre ise u nd e in  fro­
hes u nd erholsames Osterfest. (Allgerneiner Bei­
[alU 

Die Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n . 

Schluß der Sitzung: 1 7  Uhr 1 7  Minuten 

Öste rreich ische Staatsdruckere i .  92 0 1 48 
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